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Gesetzentwurf
der Landesregierung

Drittes Gesetz zur Anderung des Thiiringer Architekten-
und Ingenieurkammergesetzes

A. Problem und Regelungsbediirfnis
Mit dem Erlass des Anderungsgesetzes werden mehrere Ziele verfolgt.

Zunéchst sind Anderungen im Thiiringer Architekten- und Ingenieur-
kammergesetz (ThirAIKG) vom 14. Dezember 2016 (GVBI. S. 529), zu-
letzt geandert durch Gesetz vom 23. Juli 2020 (GVBI. S. 365), als Re-
aktion auf die Hinweise der Europaischen Kommission zur Umsetzung
der Richtlinie 2005/36/EG des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 7. September 2005 Uber die Anerkennung von Berufsqualifikationen
(ABI. L 255 vom 30.9.2005, S. 22; L 271 vom 16.10.2007, S. 18; L 93
vom 4.4.2008, S. 28; L 33 vom 3.2.2009, S. 49; L 305 vom 24.10.2014,
S. 115; L 177 vom 8.7.2015, S. 60; L 268 vom 15.10.2015, S. 35; L 95
vom 9.4.2016, S. 20) in der jeweils geltenden Fassung sowie zur Um-
setzung der Richtlinie (EU) 2018/958 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 28. Juni 2018 Uber eine Verhaltnismaigkeitsprifung vor
Erlass neuer Berufsreglementierungen (ABI. L 173 vom 9.7.2018, S. 25)
in der jeweils geltenden Fassung in Deutschland notwendig.

Die Reaktion soll erfolgen durch

1. Anderung des Systems der Berufspflichten fir auswartige Dienst-
leister und auswartige Gesellschaften als Umsetzung des Artikels 5
Abs. 3 der Richtlinie 2005/36/EG in § 32 Abs. 5 ThurAIKG,

2. EinfGhrung von Informationspflichten der Kammern zur Ermdgli-
chung der Wahrnehmung der Uberwachungspflicht durch die Auf-
sichtsbehodrde als Umsetzung des Artikels 4 Abs. 6 der Richtlinie (EU)
2018/958 in § 37 Abs. 12 ThurAIKG,

3. Klarstellung des partiellen Regelbeispielcharakters des Priifrasters fir
die VerhaltnismaRigkeitsprifung als Umsetzung des Artikels 7 Abs. 3
der Richtlinie (EU) 2018/958 in Nummer 2.3 der Anlage des Thrin-
ger Architekten- und Ingenieurkammergesetzes im Kontext mit der
Einfiihrung von Begriffsbestimmungen als Umsetzung des Artikels 3
der Richtlinie (EU) 2018/958 und des Artikels 3 Abs. 1 Buchst. aund b
der Richtlinie 2005/36/EG in § 2 Abs. 2 ThirAIKG.

Des Weiteren sollen Neuregelungen zur Wahrung und Beachtung der
Berufspflichten im Rahmen gesellschaftsrechtlicher Zusammenschlisse
und hinsichtlich der Voraussetzungen der Verhangung von MalRnahmen
im Ehrenverfahren gegen eine Berufsgesellschaft durch den Ehrenaus-
schuss in den §§ 32 und 35 in Anlehnung an die ab 1. August 2022 gel-
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tenden §§ 59d, 59e, 113 und 113a der Bundesrechtsanwaltsordnung,
vergleiche Artikel 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Berufsrechts
der anwaltlichen und steuerberatenden Berufsausiibungsgesellschaf-
ten sowie zur Anderung weiterer Vorschriften im Bereich der rechtsbe-
ratenden Berufe vom 7. Juli 2021 (BGBI. | S. 2363), geschaffen werden.

Zudem soll eine Offnung der Personenhandelsgesellschaften nach § 107
Abs. 1 Satz 2 des Handelsgesetzbuches fiir die Ausibung freier Beru-
fe erfolgen. Ausiibung freier Berufe ist auch die selbststandige Berufs-
tatigkeit der Ingenieure, der Architekten aller Fachrichtungen sowie der
Stadtplaner. Die Offnung der Personenhandelsgesellschaften zum Zweck
der gemeinsamen Ausubung freier Berufe setzt allerdings voraus, dass
das jeweilige Berufsrecht dies fiir zulassig erklart. Von dieser Offnungs-
mdglichkeit fur Berufsgesellschaften soll Gebrauch gemacht werden.
Damit wird Berufsangehdrigen zukinftig eine gréRere Auswahl zuldssi-
ger Gesellschaftsformen zur Verfigung gestellt.

Die bereits mit Blick auf die Umsetzung europarechtlicher und die An-
derung bundesrechtlicher Vorschriften gebotene Anderung des Thiirin-
ger Architekten- und Ingenieurkammergesetzes gibt zudem die Méglich-
keit, die aus dem bisherigen Gesetzesvollzug gewonnenen Erfahrungen
und Erkenntnisse zu berticksichtigen und das Berufsrecht weiter zu mo-
dernisieren.

B. L6ésung

Erlass eines Anderungsgesetzes, mit welchem die Regelungen des Thii-
ringer Architekten- und Ingenieurkammergesetzes entsprechend ange-
passt und dadurch dem dargelegten Regelungsbediirfnis, insbesonde-
re durch Berlcksichtigung europarechtlicher Hinweise und Vorgaben,
Rechnung getragen wird.

C. Alternativen

Aufgrund des Anwendungsvorrangs des Rechts der Europaischen Uni-
on und des grundsatzlichen Modernisierungsbedarfs in sprachlicher,
systematischer und inhaltlicher Hinsicht besteht keine Alternative zur
Anpassung.

D. Kosten

Durch die Anderung des Thiiringer Architekten- und Ingenieurkammer-
gesetzes erhoht sich beim Land weder der Vollzugsaufwand noch ent-
stehen ihm zusatzliche Kosten. Durch die Aufgabenkonzentration bei
der Architektenkammer Thiringen und bei der Ingenieurkammer Thirin-
gen beziiglich der Uberwachung des Fiihrens der geschiitzten Berufs-
bezeichnungen ist auf Ebene der Aufsichtsbehdrde von einer grundsatz-
lichen Reduzierung des Verwaltungsaufwands und deshalb von einer
Entlastung auszugehen.

Fir die Kammern werden Zustandigkeiten geringflugig erweitert oder
konkretisiert. Der dadurch bei ihnen gegebenenfalls entstehende finan-
zielle Mehraufwand kann durch die Erhebung von Verwaltungskosten
gedeckt werden.

Far die Wirtschaft oder Berufsangehorige entstehen keine Mehrkosten.



Thuringer Landtag - 7. Wahlperiode Drucksache 719640

E. Zustindigkeit

Federfithrend ist das Ministerium flr Infrastruktur und Landwirtschaft.
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FREISTAAT THURINGEN
DER MINISTERPRASIDENT

An die
Prasidentin des Thiringer Landtags
Frau Birgit Pommer
Jurgen-Fuchs-Stralle 1
99096 Erfurt
Erfurt, den 5. Marz 2024
Sehr geehrte Frau Prasidentin,

hiermit Gberreiche ich den von der Landesregierung beschlossenen
Entwurf des

"Dritten Gesetzes zur Anderung des Thiiringer Architekten- und
Ingenieurkammergesetzes"

mit der Bitte um Beratung durch den Landtag in den Plenarsitzungen
am 13./14./15. Marz 2024.

Mit freundlichen GriiRen

Bodo Ramelow
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Drittes Gesetz

zur Anderung des Thiiringer Architekten- und Ingenieurkammergesetzes*

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Thuringer Architekten- und Ingenieurkammergesetz
vom 14. Dezember 2016 (GVBI. S. 529), zuletzt geandert
durch Gesetz vom 23. Juli 2020 (GVBI. S. 365), wird wie

folgt geandert:

1. § 2 erhalt folgende Fassung:

"§ 2
Begriffsbestimmungen, Gesellschaftsformen,
Anwendung des Thuringer
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes

(1) Soweit in diesem Gesetz der Begriff 'Kammer' ver-
wendet wird, gelten diese Bestimmungen vorbehaltlich
anderweitiger Regelungen in diesem Gesetz fir die Ar-
chitektenkammer Thuringen und die Ingenieurkammer
Thiringen jeweils fur ihren fachlichen Bereich. Soweit
in diesem Gesetz der Begriff 'Kammermitglieder' ver-
wendet wird, gelten diese Bestimmungen vorbehaltlich
anderweitiger Regelungen in diesem Gesetz fur die Mit-
glieder der Architektenkammer Thuringen und die Mit-
glieder der Ingenieurkammer Thiringen.

(2) Im Sinne dieses Gesetzes

1. sind 'Berufsangehdrige' alle naturlichen Personen,
die eine nach § 3 Abs. 1, 4 oder 5 geschiitzte Be-
rufsbezeichnung fiihren,

2. sind 'Berufsgesellschaften' alle Gesellschaften, die
eine nach § 3 Abs. 1, 4 oder 5 geschiitzte Berufs-
bezeichnung in ihrer Firma oder ihrem Namen fiih-
ren,

3. istein 'reglementierter Beruf' eine berufliche Tatig-
keit oder eine Gruppe beruflicher Tatigkeiten, bei
der die Aufnahme, die Austiibung oder eine der Ar-
ten der Ausiibung direkt oder indirekt durch Rechts-
oder Verwaltungsvorschriften an den Besitz be-
stimmter Berufsqualifikationen gebunden ist,

4. sind 'Berufsqualifikationen' die Qualifikationen, die
durch einen Ausbildungsnachweis, einen Befahi-
gungsnachweis nach Artikel 11 Buchst. a Ziffer i
der Richtlinie 2005/36/EG des Europaischen Parla-
ments und des Rates vom 7. September 2005 tGber
die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABI.
L 255 vom 30.9.2005, S. 22; L 271 vom 16.10.2007,
S.18;L93vom 4.4.2008, S. 28; L 33 vom 3.2.2009,
S. 49; L 305 vom 24.10.2014, S. 115; L 177 vom
8.7.2015, S. 60; L 268 vom 15.10.2015, S. 35; L 95
vom 9.4.2016, S. 20) in der jeweils geltenden Fas-
sung, durch Berufserfahrung oder durch beides
nachgewiesen werden,

Dieses Gesetz dient der Umsetzung

der Richtlinie (EU) 2018/958 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 28. Juni 2018 liber eine VerhaltnismaRigkeitspri-

fung vor Erlass neuer Berufsreglementierungen (ABI. L 173 vom 9.7.2018, S. 25) und

der Richtlinie 2005/36/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 tber die Anerkennung von Be-
rufsqualifikationen (ABI. L 255 vom 30.9.2005, S. 22; L 271 vom 16.10.2007, S. 18; L 93 vom 4.4.2008, S. 28; L 33 vom 3.2.2009,
S. 49; L 305 vom 24.10.2014, S. 115; L 177 vom 8.7.2015, S. 60; L 268 vom 15.10.2015, S. 35; L 95 vom 9.4.2016, S. 20), zuletzt

geandert durch Delegierten Beschluss (EU) 2023/2383 (ABI. L, 2023/2383, 9.10.2023).
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5. ist ein 'Berufspraktikum' die praktische Tatigkeit
nach § 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 in der Fachrichtung Ar-
chitektur unter Aufsicht eines Architekten oder der
Architektenkammer Thuringen,

6. bezeichnet eine 'geschiitzte Berufsbezeichnung'
eine Form der Reglementierung eines Berufs, bei
der die Verwendung einer Bezeichnung bei der
Ausibung einer beruflichen Tatigkeit oder einer
Gruppe von beruflichen Tatigkeiten aufgrund von
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften unmittelbar
oder mittelbar an den Besitz einer bestimmten Be-
rufsqualifikation gebunden ist und bei der bei einer
missbrauchlichen Verwendung dieser Bezeichnung
Sanktionen verhangt werden,

7. bedeuten 'vorbehaltene Tatigkeiten' eine Form der
Reglementierung eines Berufs, bei der der Zugang
zu einer beruflichen Tatigkeit oder einer Gruppe von
beruflichen Tatigkeiten aufgrund von Rechts- oder
Verwaltungsvorschriften unmittelbar oder mittelbar
Angehdrigen eines reglementierten Berufs, die In-
haber einer bestimmten Berufsqualifikation sind,
vorbehalten wird, und zwar auch dann, wenn die-
se Tatigkeit mit anderen reglementierten Berufen
geteilt wird,

8. ist ein 'Mitgliedstaat' ein Mitgliedstaat der Europa-
ischen Union,

9. sind 'andere Mitgliedstaaten' alle Mitgliedstaaten
aulier der Bundesrepublik Deutschland,

10. ist ein 'Vertragsstaat' ein Vertragsstaat des Abkom-
mens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum,

11. sind 'andere Vertragsstaaten' alle Vertragsstaaten
auler der Bundesrepublik Deutschland,

12.ist ein 'Drittstaat' ein Staat, der weder Mitgliedstaat
noch Vertragsstaat ist,

13. ist ein 'gleichgestellter Staat' ein Drittstaat, fir den
sich hinsichtlich der Anerkennung von Berufsqua-
lifikationen nach dem Recht der Europaischen Uni-
on eine Gleichstellung mit einem Mitgliedstaat er-
gibt,

14. ist ein 'Herkunftsstaat' der andere Mitgliedstaat, der
andere Vertragsstaat oder der gleichgestellte Staat,
in dem die Berufsqualifikation erworben worden ist.

Eine Art der Austibung im Sinne des Satzes 1 Nr. 3 ist

insbesondere die Flhrung einer Berufsbezeichnung,

die durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften auf

Personen beschrankt ist, die Uber eine bestimmte Be-

rufsqualifikation verfligen. Erganzend gelten die Ubri-

gen Begriffsbestimmungen des Artikels 3 der Richtli-
nie 2005/36/EG.

(3) Berufsgesellschaften kénnen unter Beachtung der
jeweils geltenden gesellschaftsrechtlichen Vorgaben
die folgenden Rechtsformen haben:

1. Gesellschaften nach deutschem Recht,

2. Europaische Gesellschaften,

3. Gesellschaften, die nach dem Recht eines anderen
Mitgliedstaats oder eines anderen Vertragsstaats
zulassig sind.

Eine Berufsgesellschaft, deren Zweck die gemeinsa-

me Ausiibung Freier Berufe durch ihre Gesellschafter

ist, ist auch in der Rechtsform einer offenen Handels-
gesellschaft nach § 107 Abs. 1 des Handelsgesetz-
buchs vom 10. Mai 1897 (RGBI. S. 219) in der jeweils
geltenden Fassung und einer Kommanditgesellschaft
nach § 161 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs zul&ssig.
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(4) Soweit in diesem Gesetz nicht ausdrucklich auf Re-
gelungen des Thiringer Berufsqualifikationsfeststel-
lungsgesetzes (ThirBQFG) vom 16. April 2014 (GVBI.
S. 139) in der jeweils geltenden Fassung verwiesen
wird, finden fiir eine Person mit einer auslandischen
Berufsqualifikation, die eine nach § 3 Abs. 1, 4 oder 5
geschutzte Berufsbezeichnung fiihren will, die Rege-
lungen des Thuringer Berufsqualifikationsfeststellungs-
gesetzes keine Anwendung."

. § 3 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa)ln Satz 1 werden die Angabe "Architektenliste
der jeweiligen Fachrichtung oder in die Stadt-
planerliste (§ 6)" durch die Worte "Liste der Ar-
chitekten, Innenarchitekten, Landschaftsarchi-
tekten oder Stadtplaner" und die Verweisung
"§ 14" durch die Verweisung "§ 13" ersetzt.

bb)In Satz 2 werden die Verweisung "§ 13 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2" durch die Verweisung "§ 12 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2" ersetzt, nach dem Wort "Architek-
tenkammer" das Wort "Thiringen" eingefiigt und
die Worte "wegen koérperlicher Leiden" durch die
Worte "aus gesundheitlichen Griinden" ersetzt.

b) Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

"(2) Eine Berufsbezeichnung nach Absatz 1 mit

dem Zusatz 'frei' oder 'freischaffend' darf nur fuh-

ren, wer in die entsprechende Liste nach § 6 einge-
tragen oder nach § 13 dazu berechtigt ist. Mit dem

Zusatz nach Satz 1 eingetragen wird nur, wer sich

den Berufsaufgaben nach § 1 Abs. 1 bis 4 jeweils in

Verbindung mit Abs. 7 eigenverantwortlich und un-

abhangig widmet. Eigenverantwortlich tatig ist, wer

1. seine berufliche Tatigkeit als alleiniger Inhaber
eines Buros unmittelbar selbststéandig auf eige-
ne Rechnung und Verantwortung ausubt,

2. seine berufliche Téatigkeit als Partner im Sinne
des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes vom
25. Juli 1994 (BGBI. | S. 1744) in der jeweils
geltenden Fassung austibt oder

3. sich als Gesellschafter mit anderen Berufsan-
gehorigen oder mit Angehdrigen anderer Berufe
zusammengeschlossen hat und innerhalb die-
ses Zusammenschlusses eine Rechtsstellung
besitzt, kraft derer er die Berufsaufgaben un-
beeinflusst durch Rechte berufsfremder Dritter
innerhalb oder durch Rechte Dritter auRerhalb
des Zusammenschlusses auslben kann.

Unabhangig tatig ist, wer bei Ausliibung der beruf-
lichen Tatigkeit weder eigene Produktions-, Han-
dels-, Liefer- oder vergleichbare wirtschaftliche In-
teressen hat noch fremde Interessen dieser Art
vertritt, die unmittelbar oder mittelbar im Zusam-
menhang mit der beruflichen Tatigkeit stehen, ins-
besondere nicht baugewerblich nach Absatz 3 ta-
tig ist."
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c)

e)

f)

Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa)ln Satz 1 werden nach dem Wort "beteiligt" die
Worte "oder auf dem Gebiet der Baufinanzie-
rung tatig" eingefigt.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort "Architekt" ein
Komma und die Worte "Innenarchitekt, Land-
schaftsarchitekt" eingefugt.

Absatz 4 erhalt folgende Fassung:

"(4) Die Berufsbezeichnung 'Ingenieur' darf nur fih-
ren, wer nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder 2 oder
§ 13 dazu berechtigt ist."

In Absatz 5 wird die Verweisung "§ 14" durch die
Verweisung "§ 13" ersetzt.

Absatz 7 wird wie folgt geandert:

aa)Die Worte "einer Kapitalgesellschaft" werden
gestrichen.

bb)Das Wort "Partnerschaftsgesellschaft" wird
durch das Wort "Gesellschaft" ersetzt.

cc) Die Verweisung "§ 4 Abs. 6 oder 7" wird durch
die Verweisung "§ 4 Abs. 5 oder 6" ersetzt.

Die Absatze 8 und 9 erhalten folgende Fassung:

"(8) Berufsbezeichnungen nach den Absatzen 1
und 5, auch in den Formen nach Absatz 6, und der
Zusatz nach Absatz 2 dirfen in der Firma oder im
Namen einer Gesellschaft nur gefihrt werden, wenn
die Gesellschaft nach § 9 oder als auswartige Ge-
sellschaft nach § 15 dazu berechtigt ist.

(9) Das Recht zur Fuhrung akademischer Grade
bleibt unberahrt."

3. Die §§ 4 bis 9 erhalten folgende Fassung:

"g 4

Berufsbezeichnung 'Ingenieur’

(1) Eine Person, die in Thiringen ihre Hauptwohnung
oder ihre berufliche Niederlassung hat oder ihren Be-
ruf iberwiegend in Thiringen austibt, darf die Berufs-
bezeichnung 'Ingenieur’ fihren, wenn sie

1.

mit Erfolg ein Studium an einer deutschen staatli-

chen oder staatlich anerkannten Hochschule oder

Berufsakademie

a) in einer technisch-naturwissenschaftlichen
Fachrichtung,

b) mit einer Regelstudienzeit von sechs Semes-
tern auf Vollzeitbasis oder einer entsprechenden
Gesamtdauer auf Teilzeitbasis, was mindestens
180 Leistungspunkten im Sinne des Europai-
schen Systems zur Ubertragung und Akkumu-
lierung von Studienleistungen (European Cre-
dit Transfer System - ECTS) entspricht, und
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c) welches liberwiegend ingenieurspezifische Fa-
cher aus den Bereichen Mathematik, Informa-
tik, Naturwissenschaften und Technik umfasst
oder in der Wortverbindung 'Wirtschaftsingeni-
eur' von diesen Fachern zumindest gepragt ist,

abgeschlossen hat oder

2. zur Fuhrung dieser Berufsbezeichnung

a) nach im Ausland abgeschlossener Ausbildung
von der Ingenieurkammer Thiringen auf Antrag
die Genehmigung erhalten hat,

b) nach dem Recht eines anderen Landes berech-
tigt ist oder

c) bis zum Inkrafttreten des Dritten Gesetzes zur
Anderung des Thiiringer Architekten- und In-
genieurkammergesetzes vom ... [einsetzen:
Ausfertigungsdatum des Dritten Gesetzes zur
Anderung des Thiiringer Architekten- und Inge-
nieurkammergesetzes] (GVBI. S.... [einsetzen:
Seitenzahl der ersten Seite der Verkiindung des
Gesetzes zur Anderung des Thiiringer Archi-
tekten- und Ingenieurkammergesetzes im Ge-
setz- und Verordnungsblatt des Freistaats Thii-
ringen]) berechtigt war.

Wird der Ingenieurkammer Thuringen bekannt, dass
eine Person eine Berufsbezeichnung nach § 3 Abs. 4
fuhrt, ohne dass die Voraussetzungen nach Satz 1
Nr. 1 oder 2 vorliegen, hat sie das Fihren der Berufs-
bezeichnung zu untersagen.

(2) Die Genehmigung nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2
Buchst. a ist der antragstellenden Person zu erteilen,
wenn sie einen technisch-naturwissenschaftlichen Be-
fahigungs- oder Ausbildungsnachweis einer auslandi-
schen Hochschule oder einer sonstigen auslandischen
Ausbildungseinrichtung besitzt, der dem in Absatz 1
Satz 1 Nr. 1 genannten Abschluss gleichwertig ist. § 9
ThirBQFG mit Ausnahme des Absatzes 2 Nr. 3 gilt ent-
sprechend. Liegen die Voraussetzungen der Gleichwer-
tigkeit entsprechend § 9 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 ThirBQFG
nicht vor, darf die Genehmigung nicht erteilt werden.
Liegen lediglich die Voraussetzungen der Gleichwer-
tigkeit entsprechend § 9 Abs. 1 Nr. 3 ThirBQFG nicht
vor, gilt § 5.

(3) Abweichend von Absatz 2 ist die Genehmigung nach

Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a der antragstellenden

Person auch dann zu erteilen, wenn

1. sie

a) einen in einem anderen Mitgliedstaat, in einem
anderen Vertragsstaat oder gleichgestellten
Staat ausgestellten Beféhigungs- oder Ausbil-
dungsnachweis einer technisch-naturwissen-
schaftlichen Fachrichtung besitzt, der erfor-
derlich ist, um in dessen Hoheitsgebiet die
Erlaubnis zur Aufnahme oder Austibung des In-
genieurberufs im Sinne des § 2 Abs. 2 Satz 1
Nr. 3 und Satz 2 zu erhalten, oder
b) den Ingenieurberufin den vorhergehenden zehn

Jahren mindestens ein Jahr lang in Vollzeit oder
wahrend einer entsprechenden Gesamtdauer in
Teilzeit in einem oder mehreren der in Buchsta-
be a genannten Staaten, die diesen Beruf nicht
reglementiert haben, ausgeubt hat und im Besitz
mindestens eines in einem der in Buchstabe a
genannten Staaten ausgestellten Beféahigungs-
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oder Ausbildungsnachweises einer technisch-
naturwissenschaftlichen Fachrichtung ist, der

den Anforderungen nach Artikel 13 Abs. 2 Un-
terabs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG genlgt, und

2. zwischen der sich aus den Befahigungs- oder Aus-
bildungsnachweisen ergebenden Berufsqualifikati-

on und dem in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 genannten Ab-
schluss keine wesentlichen Unterschiede bestehen.
Die Berufserfahrung nach Satz 1 Nr. 1 Buchst. b ist
nicht erforderlich, wenn der Befahigungs- oder Aus-
bildungsnachweis nach Satz 1 Nr. 1 Buchst. b einen
reglementierten Ausbildungsgang im Sinne des Atrti-
kels 3 Abs. 1 Buchst. e der Richtlinie 2005/36/EG be-
legt. Fir die Prifung des Vorliegens wesentlicher Un-
terschiede nach Satz 1 Nr. 2 gilt § 9 Abs. 2 Nr. 1 und 2
ThirBQFG entsprechend. Liegen die Voraussetzungen
nach Satz 1 Nr. 1 Buchst. a oder b nicht vor, darf die
Genehmigung nicht erteilt werden. Liegen lediglich die
Voraussetzungen nach Satz 1 Nr. 2 nicht vor, gilt § 5.

(4) Den Ausbildungsnachweisen nach Absatz 3 sind

gleichgestellt:

1. in Drittstaaten ausgestellte Ausbildungsnachweise
unter den Voraussetzungen des Artikels 3 Abs. 3
der Richtlinie 2005/36/EG,

2. in einem in Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a ge-
nannten Staat als gleichwertig anerkannte Ausbil-
dungsnachweise oder jede Gesamtheit von Ausbil-
dungsnachweisen unter den Voraussetzungen des
Artikels 12 Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG und

3. Berufsqualifikationen unter den Voraussetzungen
des Artikels 12 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG.

(5) Eine Berufsbezeichnung nach § 3 Abs. 4 darf in
der Firma oder im Namen einer Gesellschaft gefihrt
werden, wenn

1. die Gesellschaft ihren Sitz oder eine Niederlassung
in Thiringen hat,

2. die Mehrheit der Stimmrechte unter den Gesell-
schaftern bei Berufsangehdrigen liegt, die berech-
tigt sind, eine Berufsbezeichnung nach § 3 Abs. 4
zu fahren, und

3. mindestens die Halfte der Mitglieder des Geschafts-
fuhrungsorgans aus Berufsangehdrigen besteht,
die berechtigt sind, eine Berufsbezeichnung nach
§ 3 Abs. 4 zu fiuhren, und gewahrleistet ist, dass
die Gesellschaft verantwortlich von diesen geleitet
wird.

Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(6) Abweichend von Absatz 5 darf eine Berufsbezeich-

nung nach § 3 Abs. 4 in der Firma oder im Namen ei-

ner Gesellschaft neben den Berufsbezeichnungen nach

§ 3 Abs. 1 und 5 geflihrt werden, wenn

1. mindestens ein Mitglied des Geschaftsflihrungsor-
gans berechtigt ist, eine Berufsbezeichnung nach
§ 3 Abs. 4 zu fiihren, und

2. mindestens ein Viertel der Stimmrechte unter den
Gesellschaftern bei Berufsangehorigen liegt, die
berechtigt sind, eine Berufsbezeichnung nach
§ 3 Abs. 4 zu fiihren.

§ 9 bleibt unbertihrt.
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§5
Auferlegung von Ausgleichsmaflinahmen durch die
Ingenieurkammer Tharingen

(1) Vor Auferlegung einer AusgleichsmafRnahme nach
Absatz 2 hat die Ingenieurkammer Thiringen zunachst
zu prufen, ob wesentliche Unterschiede nach § 4 Abs. 2
Satz 4 oder Abs. 3 Satz 5 zu dem in § 4 Abs. 1 Satz 1

Nr. 1 genannten Abschluss ganz oder teilweise durch

Kenntnisse, Fahigkeiten und Kompetenzen ausgegli-

chen werden kénnen, welche die antragstellende Per-

son im Sinne des § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a durch

1. ihre Berufserfahrung im Rahmen der tatséchlichen
und rechtmaRigen Ausubung des Ingenieurberufs
in Voll- oder Teilzeit oder

2. lebenslanges Lernen
erworben hat; nicht entscheidend ist, in welchem Staat
die Kenntnisse, Fahigkeiten und Kompetenzen erwor-
ben worden sind. Nach Satz 1 Halbsatz 1 Nr. 2 er-
worbene Kenntnisse, Fahigkeiten und Kompetenzen
werden nur anerkannt, wenn sie von einer dafir im je-
weiligen Staat zustandigen Stelle formell als gultig an-
erkannt worden sind. In den Fallen eines vollstadndigen
Ausgleichs der wesentlichen Unterschiede wird der an-
tragstellenden Person keine Ausgleichsmal3hahme auf-
erlegt. Weiterhin bestehende wesentliche Unterschie-
de missen zum Erhalt der Genehmigung zur Fiihrung
der Berufsbezeichnung 'Ingenieur' von der antragstel-
lenden Person ausgeglichen werden durch:

1. das Absolvieren eines hdchstens dreijahrigen An-
passungslehrgangs oder das Ablegen einer Eig-
nungsprufung nach Wahl der antragstellenden
Person, wenn ihre Berufsqualifikation dem Quali-
fikationsniveau nach Artikel 11 Buchst. ¢, d oder e
der Richtlinie 2005/36/EG entspricht,

2. das Absolvieren eines hochstens dreijahrigen An-
passungslehrgangs oder das Ablegen einer Eig-
nungsprufung nach Wahl der Ingenieurkammer,
wenn die Berufsqualifikation der antragstellenden
Person dem Qualifikationsniveau nach Artikel 11
Buchst. b der Richtlinie 2005/36/EG entspricht, oder

3. das Absolvieren eines hochstens dreijahrigen An-
passungslehrgangs und das zuséatzliche Ablegen
einer Eignungsprifung, wenn die Berufsqualifika-
tion der antragstellenden Person dem Qualifika-
tionsniveau nach Artikel 11 Buchst. a der Richtli-
nie 2005/36/EG entspricht.

(2) In den Féllen des Absatzes 1 Satz 4 hat die Inge-

nieurkammer Thiringen der antragstellenden Person

AusgleichsmalRnahmen aufzuerlegen. lhre Entschei-

dung ergeht durch Bescheid, der hinreichend begrin-

det sein und insbesondere folgende Informationen ent-
halten muss:

1. das Niveau der im Geltungsbereich dieses Geset-
zes verlangten Berufsqualifikation und das Niveau
der von der antragstellenden Person vorgeleg-
ten Berufsqualifikation entsprechend der Zuord-
nung nach Artikel 11 Buchst. a bis e der Richtli-
nie 2005/36/EG,

2. die wesentlichen Unterschiede und die Griinde, aus
denen diese Unterschiede nicht durch Kenntnisse,
Fahigkeiten und Kompetenzen, die durch Berufser-
fahrung oder durch lebenslanges Lernen nach Ab-

11
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satz 1 Satz 1 und 2 erworben wurden, ausgegli-
chen werden kénnen, und

3. die nach Absatz 1 Satz 4 einschlagigen Ausgleichs-
mafinahmen und das Verfahren.

(3) Bei der Ausgestaltung der Ausgleichsmalinahmen
sind die vorhandenen Berufsqualifikationen der an-
tragstellenden Person zu beriicksichtigen. Hat die an-
tragstellende Person eine Eignungsprufung nach Ab-
satz 1 Satz 4 Nr. 1 gewahlt, so hat die Ingenieurkammer
Thiringen sicherzustellen, dass die Eignungsprufung
innerhalb von sechs Monaten nach dem Zugang der
Mitteilung Uber diese Entscheidung bei der Ingenieur-
kammer Thuringen abgelegt werden kann. Hat die In-
genieurkammer Thiringen einer antragstellenden Per-
son eine Eignungsprifung nach Absatz 1 Satz 4 Nr. 2
oder 3 auferlegt, so hat die Ingenieurkammer Thiringen
sicherzustellen, dass diese Eignungspriifung innerhalb
von sechs Monaten ab dem Zugang dieser Entschei-
dung bei der antragstellenden Person abgelegt werden
kann. Um die Durchfiihrung einer Eignungsprufung zu
ermdglichen, erstellt die Ingenieurkammer Thiringen
ein Verzeichnis der Sachgebiete, die aufgrund eines
Vergleichs der nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 zu erfll-
lenden Voraussetzungen mit der bisherigen Ausbildung
der antragstellenden Person sowie durch Kenntnisse,
Fahigkeiten und Kompetenzen nach Absatz 1 Satz 1
und 2 nicht abgedeckt werden. Die Eignungspriifung
erstreckt sich auf Sachgebiete, die aus dem Verzeich-
nis ausgewahlt werden und deren Kenntnis eine we-
sentliche Voraussetzung fur das Fuhren der Berufsbe-
zeichnung ist. Die Eignungspriifung besteht aus einer
schriftlichen und einer mindlichen Prifung. Sie kann
eine praktische Prufung umfassen. Die schriftliche Pra-
fung umfasst Aufsichtsarbeiten. Die Gegenstande der
mundlichen und der praktischen Prifung sind der be-
ruflichen Praxis zu entnehmen. Die Ingenieurkammer
Thiringen bewertet abschlieRend das Ergebnis der
AusgleichsmalRnahme. Weiteres zur Durchfiihrung
und Bewertung von AusgleichsmafRnahmen regelt die
Ingenieurkammer Thiringen durch Satzung nach § 37
Abs. 1 Satz 1 Nr. 14.

(4) Die Ingenieurkammer Thiringen kann bei der
Durchfiihrung von AusgleichsmaRRnahmen mit entspre-
chenden Kammern anderer Lander zusammenarbeiten
und diesbezuglich landerltbergreifende Verwaltungs-
vereinbarungen zur gemeinsamen Durchfiihrung von
AusgleichsmalRnahmen abschlieen. Die Vereinbarun-
gen bedirfen der Genehmigung der Aufsichtsbehérde.

Dritter Abschnitt
Schutz der Berufsbezeichnung 'Architekt’,
‘Innenarchitekt’, '‘Landschaftsarchitekt’,
'Stadtplaner' und '‘Beratender Ingenieur’,
AusgleichsmaBnahmen,
Gesellschaftsverzeichnis,
Form- und Verfahrensbestimmungen

§6
Architektenlisten, Stadtplanerliste, Eintragung

(1) Die Listen der Architekten, Innenarchitekten, Land-
schaftsarchitekten und Stadtplaner werden von der Ar-
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chitektenkammer Thiringen getrennt nach Fachrich-
tungen gefiihrt.

(2) In die Listen nach Absatz 1 ist auf Antrag einzu-

tragen, wer

1. in Thuringen seine Hauptwohnung oder seine be-
rufliche Niederlassung hat oder den Beruf Gberwie-
gend in Thiuringen ausubt,

2. mit Erfolg ein Studium an einer deutschen Hoch-
schule abgeschlossen hat
a) fur die Berufsaufgaben der Fachrichtung Ar-

chitektur nach MaRgabe des Artikels 46 Abs. 2
der Richtlinie 2005/36/EG mit einer mindestens
vierjahrigen Regelstudienzeit auf Vollzeitbasis
oder einer entsprechenden Gesamtdauer auf
Teilzeitbasis, was mindestens 240 ECTS-Leis-
tungspunkten entspricht,

b) fur die Berufsaufgaben der Fachrichtung In-
nenarchitektur, Landschaftsarchitektur oder
Stadtplanung mit einer mindestens vierjahrigen
Regelstudienzeit auf Vollzeitbasis oder einer
entsprechenden Gesamtdauer auf Teilzeitba-
sis, was mindestens 240 ECTS-Leistungspunk-
ten entspricht, oder

c) fiur die Berufsaufgaben der Fachrichtung In-
nenarchitektur, Landschaftsarchitektur oder
Stadtplanung mit einer mindestens dreijahrigen
Regelstudienzeit auf Vollzeitbasis oder einer
entsprechenden Gesamtdauer auf Teilzeitba-
sis, was mindestens 180 ECTS-Leistungspunk-
ten entspricht,

3. eine praktische Tatigkeit ausgelbt hat, die den in
den Abséatzen 3 und 4 genannten Anforderungen
sowie den nach § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 13 erlasse-
nen Satzungsregelungen entspricht, und

4. in den Faéllen selbststandiger Tatigkeit eine Be-
rufshaftpflichtversicherung nach § 33 Abs. 1 abge-
schlossen hat.

Die praktische Tatigkeit nach Satz 1 Nr. 3 gilt als er-

bracht, wenn die antragstellende Person die Befahi-

gung zum héheren technischen Dienst in einer Fach-
richtung nach § 1 Abs. 1, 2, 3 oder 4 besitzt.

(3) Die praktische Tatigkeit muss hauptberuflich in den
Fallen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a oder b
mindestens zwei Jahre und in den Fallen des Absat-
zes 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. ¢ mindestens vier Jahre in
Vollzeit oder in Teilzeit entsprechend langer ausgelibt
werden und den Erwerb berufspraktischer Kenntnis-
se, Fahigkeiten und Kompetenzen in den wesentlichen
Teilen der Berufsaufgaben der jeweiligen Fachrichtung
in ausgewogenem Umfang ermdglichen. Bestand-
teil der praktischen Téatigkeit ist auch die Teilnahme
an den fiir die spatere Berufsaustibung erforderlichen
und anerkannten FortbildungsmafRnahmen. Die prak-
tische Tatigkeit ist gegeniiber der Architektenkammer
Thuringen nachzuweisen. Der Nachweis erfolgt ins-
besondere durch die Darstellung des beruflichen Wer-
degangs und durch die Vorlage von eigenen Arbeiten,
Arbeits- oder Dienstzeugnissen, Teilnahmebescheini-
gungen an FortbildungsmaRnahmen sowie sonstigen
Unterlagen, die die Dauer der Tatigkeit und die dabei
erworbenen praktischen Kenntnisse, Fahigkeiten und
Kompetenzen erkennen lassen. Die in einem ande-
ren Mitgliedstaat, anderen Vertragsstaat oder gleich-
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gestellten Staat absolvierte praktische Tatigkeit wird
von der Architektenkammer Thiringen angerechnet,
soweit sie dem Anforderungsprofil nach den Satzen 1
bis 4 sowie Absatz 4 Satz 1 und 2 entspricht; die in ei-
nem Drittstaat absolvierte praktische Tatigkeit wird be-
ricksichtigt. Einzelheiten, insbesondere zur Beaufsich-
tigung des Berufspraktikums sowie zur Organisation,
Anerkennung und Berucksichtigung einer im Ausland
absolvierten praktischen Tatigkeit, regelt die Architek-
tenkammer Thiringen nach § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 13
durch Satzung, die sie auch auf ihrer Internetseite ver-
offentlicht. Die Satzungsregelungen nach Satz 6 bein-
halten Leitlinien im Sinne des Artikels 55a Abs. 2 der
Richtlinie 2005/36/EG.

(4) In den Féllen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b
und c darf die praktische Tatigkeit erst nach Abschluss
des jeweiligen Studiums begonnen werden. In den Fal-
len des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a darf die prak-
tische Tatigkeit frihestens nach Abschluss der ersten
drei Studienjahre begonnen werden; mindestens ein
Jahr des Berufspraktikums muss auf den wahrend die-
ses Studiums erworbenen Kenntnissen, Fahigkeiten
und Kompetenzen aufbauen. Die Architektenkammer
Thiringen hat das Berufspraktikum nach dessen Ab-
schluss zu bewerten; sie bescheinigt durch ein Zeug-
nis, dass es dem Anforderungsprofil nach den Satzen 1
und 2 sowie Absatz 3 Satz 1 bis 4 entspricht.

(5) Eine antragstellende Person erflllt die Anforderun-
gen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a und Nr. 3
fur die Eintragung mit der Berufsbezeichnung "Archi-
tekt", wenn sie

1. einen Ausbildungsnachweis und gegebenenfalls
eine Bescheinigung nach Artikel 21 Abs. 1 und 5
in Verbindung mit dem Anhang V Nr. 5.7.1 sowie
Artikel 46 der Richtlinie 2005/36/EG besitzt,

2. einen Ausbildungsnachweis und die Bescheini-
gungen nach Artikel 23 Abs. 3, 4 oder 5 der Richt-
linie 2005/36/EG in Verbindung mit deren Anhang VI
besitzt,

3. nach Artikel 47 der Richtlinie 2005/36/EG mindes-
tens sieben Jahre lang unter Aufsicht einer berufs-
angehdorigen Person der Fachrichtung Architektur
fachrichtungsbezogen praktisch tatig gewesen ist
und gegeniber dem Eintragungsausschuss ent-
sprechende Kenntnisse, Fahigkeiten und Kompe-
tenzen durch eine anschlieRende Priifung, deren
Anforderungen den Anforderungen nach Absatz 2
Satz 1 Nr. 2 Buchst. a entsprechen, nachweist,

4. nach Artikel 48 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG
zur FUhrung der Berufsbezeichnung 'Architekt' auf-
grund eines Gesetzes ermachtigt worden ist, das
der zustandigen Behérde eines Mitgliedstaats der
Europaischen Union, eines Vertragsstaats oder ei-
nes gleichgestellten Staats die Befugnis zuerkennt,
diesen Titel Personen zu verleihen, die sich durch
die Qualitat ihrer Leistungen auf dem Gebiet der Ar-
chitektur besonders ausgezeichnet haben, und dies
durch eine entsprechende Bescheinigung nach-
weist,

5. einen Ausbildungsnachweis nach Artikel 49 Abs. 1
in Verbindung mit dem Anhang VI der Richtli-
nie 2005/36/EG besitzt,
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6. einen Ausbildungsnachweis nach Artikel 49 Abs. 1a
in Verbindung mit dem Anhang V Nr. 5.7.1 der Richt-
linie 2005/36/EG besitzt,

7. eine Bescheinigung nach Artikel 49 Abs. 2 der Richt-
linie 2005/36/EG besitzt oder

8. einen Nachweis und eine Bescheinigung nach Ar-
tikel 49 Abs. 3 der Richtlinie 2005/36/EG besitzt.

Satz 1 gilt nicht fir Eintragungen mit der Berufsbe-

zeichnung 'Innenarchitekt', der Berufsbezeichnung

'‘Landschaftsarchitekt' oder der Berufsbezeichnung

'Stadtplaner'.

(6) Eine antragstellende Person erfillt die Anforderun-
gen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 fur die Eintra-
gung mit einer Berufsbezeichnung nach § 3 Abs. 1,
wenn sie
1. einen der jeweiligen Fachrichtung entsprechen-
den Befahigungs- oder Ausbildungsnachweis ei-
ner auslandischen Hochschule oder einer sonstigen
auslandischen Ausbildungseinrichtung besitzt, der
dem in Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 genannten Abschluss
gleichwertig ist, und
2. nachweist, dass sie
a) eine praktische Tatigkeit nach Absatz 2 Satz 1
Nr. 3 ausgeubt hat oder
b) eine praktische Tatigkeit ausgelbt hat, die
den Anforderungen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 3
gleichwertig ist.
§ 9 mit Ausnahme des Absatzes 2 Nr. 3 ThUurBQF G gilt
entsprechend. Liegen die Voraussetzungen der Gleich-
wertigkeit entsprechend § 9 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 ThirB-
QFG nicht vor, darf eine Eintragung in die Listen nach
Absatz 1 nicht vorgenommen werden. Liegen ledig-
lich die Voraussetzungen der Gleichwertigkeit entspre-
chend § 9 Abs. 1 Nr. 3 ThurBQFG nicht vor, gilt § 7.

(7) Eine antragstellende Person erfillt die Anforde-
rungen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 fir die Ein-
tragung mit einer Berufsbezeichnung nach § 3 Abs. 1
zudem, wenn
1. sie
a) einen in einem anderen Mitgliedstaat, in einem
anderen Vertragsstaat oder gleichgestellten
Staat ausgestellten Beféhigungs- oder Ausbil-
dungsnachweis besitzt, der erforderlich ist, um
in dessen Hoheitsgebiet die Erlaubnis zur Auf-
nahme oder Austibung im Sinne des § 2 Abs. 2
Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 dieses Berufes zu er-
halten, oder
b) denselben Beruf in den vorhergehenden zehn
Jahren mindestens ein Jahr lang in Vollzeit oder
in Teilzeit entsprechend langer in einem oder
mehreren der in Buchstabe a genannten Staa-
ten, die diesen Beruf nicht reglementiert haben,
ausgelibt hat und im Besitz mindestens eines
in einem der in Buchstabe a genannten Staa-
ten ausgestellten Befahigungs- oder Ausbil-
dungsnachweises ist, der den Anforderungen
nach Artikel 13 Abs. 2 Unterabs. 2 der Richtli-
nie 2005/36/EG genigt, und
2. zwischen der sich aus den Befahigungs- oder Aus-
bildungsnachweisen ergebenden Berufsqualifikati-
onund der in Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 genannten
Berufsqualifikation keine wesentlichen Unterschie-
de bestehen.
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§ 4 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 gilt entsprechend. Fir
die Prifung des Vorliegens wesentlicher Unterschie-
de nach Satz 1 Nr. 2 gilt § 9 Abs. 2 Nr. 1 und 2 ThurB-
QFG entsprechend. Liegen die Voraussetzungen nach
Satz 1 Nr. 1 Buchst. a oder b nicht vor, darf eine Eintra-
gung in eine Liste nach Absatz 1 nicht vorgenommen
werden. Liegen lediglich die Voraussetzungen nach
Satz 1 Nr. 2 nicht vor, gilt § 7. In den Fallen der bean-
tragten Eintragung mit der Berufsbezeichnung 'Archi-
tekt' gelten die Satze 1 bis 5 nur dann, wenn die Vo-
raussetzungen des Absatzes 5 aus besonderen und
auRergewodhnlichen Griinden im Sinne des Artikels 10
der Richtlinie 2005/36/EG nicht erfullt sind.

(8) Ohne erneute Prifung der nach Absatz 2 Satz 1

Nr. 2 und 3 erforderlichen Eintragungsvoraussetzun-

gen ist eine antragstellende Person bei Vorliegen der

Ubrigen Eintragungsvoraussetzungen in eine Liste nach

Absatz 1 einzutragen, wenn sie in

1. die entsprechende Liste eines anderen Landes be-
reits eingetragen ist oder

2. eine Liste nach Absatz 1 oder die entsprechende
Liste eines anderen Landes eingetragen war und
ihre Eintragung nur deshalb geléscht wurde, weil
sie die daftr malRgebliche Wohnung, berufliche Nie-
derlassung oder Anstellung in diesem Land aufge-
geben hat.

§ 11 bleibt unberthrt.

§7
Auferlegung von Ausgleichsmafinahmen durch die
Architektenkammer Thiringen

(1) Vor Auferlegung einer AusgleichsmaRnahme hat
die Architektenkammer Thiringen zunachst zu prifen,
ob wesentliche Unterschiede nach § 6 Abs. 6 Satz 4
oder Abs. 7 Satz 5 ganz oder teilweise durch Kenntnis-
se, Fahigkeiten und Kompetenzen ausgeglichen wer-
den kénnen, welche die antragstellende Person durch
1. ihre Berufserfahrung im Rahmen der tatsachlichen
und rechtmagigen Ausiibung des Berufs des Archi-
tekten, des Innenarchitekten, des Landschaftsarchi-
tekten oder des Stadtplaners in Voll- oder Teilzeit
oder
2. lebenslanges Lernen
erworben hat; nicht entscheidend ist, in welchem Staat
die Kenntnisse, Fahigkeiten und Kompetenzen erwor-
ben worden sind. Nach Satz 1 Halbsatz 1 Nr. 2 er-
worbene Kenntnisse, Fahigkeiten und Kompetenzen
werden nur anerkannt, wenn sie von einer dafir im je-
weiligen Staat zustandigen Stelle formell als gliltig an-
erkannt worden sind. In den Fallen eines vollstandi-
gen Ausgleichs der wesentlichen Unterschiede wird
der antragstellenden Person keine Ausgleichsmaflnah-
me auferlegt. Weiterhin bestehende wesentliche Un-
terschiede missen von der antragstellenden Person
vor Eintragung mit einer Berufsbezeichnung nach § 3
Abs. 1 nach Absatz 2 ausgeglichen werden.

(2) Fur die Eintragung mit der Berufsbezeichnung 'Ar-
chitekt' mussen die wesentlichen Unterschiede nach
Absatz 1 Satz 4 durch das Ablegen einer Eignungs-
prifung ausgeglichen werden; entspricht die Be-
rufsqualifikation der antragstellenden Person dem
Qualifikationsniveau nach Artikel 11 Buchst. a der
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Richtlinie 2005/36/EG, besteht die Mdglichkeit des

Ausgleichs nicht. Fur die Eintragung mit der Berufs-

bezeichnung 'Innenarchitekt', der Berufsbezeichnung

'Landschaftsarchitekt' oder der Berufsbezeichnung

'Stadtplaner' miissen die wesentlichen Unterschie-

de nach Absatz 1 Satz 4 ausgeglichen werden durch

1. das Absolvieren eines hdchstens dreijahrigen An-
passungslehrgangs oder das Ablegen einer Eig-
nungsprifung nach Wahl der antragstellenden
Person, wenn ihre Berufsqualifikation dem Quali-
fikationsniveau nach Artikel 11 Buchst. ¢, d oder e
der Richtlinie 2005/36/EG entspricht,

2. das Absolvieren eines hochstens dreijahrigen An-
passungslehrgangs oder das Ablegen einer Eig-
nungsprifung nach Wahl der Architektenkammer
Thiringen, wenn die Berufsqualifikation der antrag-
stellenden Person dem Qualifikationsniveau nach
Artikel 11 Buchst. b der Richtlinie 2005/36/EG ent-
spricht, oder

3. das Absolvieren eines hochstens dreijahrigen An-
passungslehrgangs und das zuséatzliche Ablegen
einer Eignungsprifung, wenn die Berufsqualifika-
tion der antragstellenden Person dem Qualifika-
tionsniveau nach Artikel 11 Buchst. a der Richtli-
nie 2005/36/EG entspricht.

(3) § 5 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend.

§8

Liste der Beratenden Ingenieure, Eintragung

(1) Die Liste der Beratenden Ingenieure wird von der
Ingenieurkammer Thiringen gefuhrt.

(2) In die Liste nach Absatz 1 ist vorbehaltlich der Re-

gelungen in Absatz 4 auf Antrag einzutragen, wer

1. in Thiringen seine Hauptwohnung oder berufliche
Niederlassung hat oder den Beruf Gberwiegend
ausubt,

2. die folgende Berechtigung besitzt oder eine der fol-
genden Voraussetzungen erflllt:

a) Berechtigung nach § 4 Abs. 1 Satz 1, die Be-
rufsbezeichnung 'Ingenieur’ zu fiihren,

b) nicht im Besitz einer Genehmigung nach § 4
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a ist, aber die Ge-
nehmigungsvoraussetzungen nach § 4 Abs. 2
Satz 1 erflllt, oder

¢) nicht im Besitz einer Genehmigung nach § 4
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a ist, aber die Ge-
nehmigungsvoraussetzungen nach § 4 Abs. 3
Satz 1, gegebenenfalls in Verbindung mit Satz 2
und Absatz 4, erflllt,

3. eine praktische Tatigkeit entsprechend § 6 Abs. 3
und 4 Satz 1 sowie den nach § 37 Abs. 1 Satz 1
Nr. 13 erlassenen Satzungsregelungen in den we-
sentlichen Berufsaufgaben der Fachrichtung Inge-
nieurwesen oder eine diesen Anforderungen gleich-
wertige praktische Tatigkeit ausgeubt hat,

4. die Berufsaufgaben eigenverantwortlich und un-
abhangig nach § 3 Abs. 2 Satz 3 und 4 wahrnimmt
und

5. eine Berufshaftpflichtversicherung nach § 33 Abs. 1
abgeschlossen hat.

17
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(3) Die praktische Tatigkeit nach Absatz 2 Nr. 3 ist in
den Fallen des Absatzes 2 Nr. 2 Buchst. a in Verbin-
dung mit § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a und Abs. 3
Satz 1, gegebenenfalls in Verbindung mit Abs. 3 Satz 2
und Abs. 4, sowie in den Fallen des Absatzes 2 Nr. 2
Buchst. ¢ nicht erforderlich. Die praktische Tatigkeit
nach Absatz 2 Nr. 3 gilt als erbracht, wenn die antrag-
stellende Person die Befahigung zum héheren techni-
schen Dienst in der Fachrichtung 'Ingenieurwesen’ be-
sitzt. § 6 Abs. 8 gilt entsprechend.

(4) Die Ingenieurkammer Thiringen hat einer antrag-
stellenden Person vor Eintragung in die Liste nach
Absatz 1 AusgleichsmalRnahmen aufzuerlegen, wenn
zwischen ihrer auslandischen Berufsqualifikation und
der inlandischen Berufsqualifikation nach § 4 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1, § 6 Abs. 3 und 4 Satz 1 jeweils in Ver-
bindung mit den nach § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 13 erlas-
senen Satzungsregelungen wesentliche Unterschie-
de hinsichtlich der Ausbildungsinhalte des Studiums
oder der praktischen Tatigkeit oder beiden bestehen.
§ 6 Abs. 7 Satz 3 sowie § 7 Abs. 1, Abs. 2 Satz 2 und
Abs. 3 gelten entsprechend.

§9
Gesellschaftsverzeichnis, Eintragung

(1) Die Berufsbezeichnungen nach § 3 Abs. 1 sowie der
Zusatz 'frei' oder 'freischaffend' durfen in der Firma oder
im Namen einer Gesellschaft gefiihrt werden, wenn
die Gesellschaft nach Absatz 2 in das Gesellschafts-
verzeichnis bei der Architektenkammer Thuringen ein-
getragen ist. Die Berufsbezeichnung nach § 3 Abs. 5
darf in der Firma oder im Namen einer Gesellschaft ge-
fuhrt werden, wenn die Gesellschaft nach Absatz 3 in
das Gesellschaftsverzeichnis bei der Ingenieurkammer
Thiringen eingetragen ist. Unter den Voraussetzungen
des Absatzes 4 durfen die Berufsbezeichnungen nach
Satz 1 auch mit der Berufsbezeichnung nach Satz 2
kombiniert werden. Durch die Eintragung in das Ge-
sellschaftsverzeichnis wird die Gesellschaft nicht Mit-
glied der Kammer. Die Eintragung nicht rechtsfahiger
Personengesellschaften ist nicht zulassig.

(2) Eine Gesellschaft ist auf Antrag in das Gesell-

schaftsverzeichnis bei der Architektenkammer Thurin-

gen einzutragen, wenn sie

1. ihren Sitz oder eine Niederlassung in Thiiringen hat,

2. das Bestehen einer nach § 33 Abs. 2 erforderli-
chen Berufshaftpflichtversicherung der Gesellschaft
durch eine Bescheinigung des Berufshaftpflichtver-
sicherers nachweist und

3. inihrem Gesellschaftsvertrag oder in ihrer Satzung
geregelt hat, dass

a) Unternehmensgegenstand der Gesellschaft
insbesondere die Wahrnehmung von freiberuf-
lichen Berufsaufgaben nach § 1 Abs. 1 bis 4
und 7 ist, die der in der Firma oder im Namen
der Gesellschaft gefiihrten Berufsbezeichnung
entsprechen,

b) die Mehrheit der Stimmrechte der Gesellschaf-
ter bei Pflichtmitgliedern der Architektenkammer
Thuringen nach § 21 Abs. 2 liegt, deren Berufs-
bezeichnung auch in der Firma oder im Namen
der Gesellschaft gefiihrt wird, und die Berufs-
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zugehdrigkeit aller Gesellschafter kenntlich zu
machen ist,

c) mindestens die Halfte der Mitglieder des Ge-
schaftsfihrungsorgans aus Pflichtmitgliedern
der Architektenkammer Thiringen nach § 21
Abs. 2 besteht, deren Berufsbezeichnung auch
in der Firma oder im Namen der Gesellschaft
gefiihrt wird, und gewahrleistet ist, dass die
Gesellschaft verantwortlich von diesen geleitet
wird,

d) Anteile an der Gesellschaft nicht fir Rechnung
Dritter gehalten und zur Ausiibung von Stimm-
rechten nur stimmberechtigte Gesellschafter
bevollmachtigt werden dirfen und

e) inden Fallen
aa) einer Aktiengesellschaft und einer Komman-

ditgesellschaft auf Aktien die Aktien auf Na-
men lauten und die Ubertragung an die Zu-
stimmung der Gesellschaft gebunden ist
oder
bb) einer Gesellschaft mit beschrankter Haftung
die Ubertragung von Geschéftsanteilen an
die Zustimmung der Gesellschaft gebunden
ist.
Eine Gesellschaft wird mit dem Zusatz 'frei' oder 'frei-
schaffend' in das Gesellschaftsverzeichnis eingetragen,
wenn samtliche Gesellschafter, bei denen die Mehrheit
der Stimmrechte nach Satz 1 Nr. 3 Buchst. b liegt, be-
rechtigt sind, ihre Berufsbezeichnung mit diesem Zu-
satz zu flhren; § 3 Abs. 3 gilt entsprechend. Eine Ge-
sellschaft, bei der die Voraussetzungen nach Satz 1
vorliegen, ist auf Antrag in das Gesellschaftsverzeichnis
bei der Architektenkammer Thiringen auch dann ein-
zutragen, wenn unter Beachtung der durch die Gesell-
schaftsform bedingten Beschrankungen Anteile neben
Berufsangehorigen und anderen natirlichen Personen
auch von Gesellschaften gehalten werden, welche die
Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 3 Buchst. b bis e in
entsprechender Anwendung erfillen.

(3) Eine Gesellschaft ist auf Antrag in das Gesell-

schaftsverzeichnis bei der Ingenieurkammer Thurin-

gen einzutragen, wenn sie

1. ihren Sitz oder eine Niederlassung in Thiringen hat,

2. das Bestehen einer nach § 33 Abs. 2 erforderli-
chen Berufshaftpflichtversicherung der Gesellschaft
durch eine Bescheinigung des Berufshaftpflichtver-
sicherers nachweist und

3. in ihrem Gesellschaftsvertrag oder ihrer Satzung
geregelt hat, dass

a) Unternehmensgegenstand der Gesellschaft ins-
besondere die eigenverantwortliche und unab-
hangige Wahrnehmung von freiberuflichen Be-
rufsaufgaben nach § 1 Abs. 5 bis 7 ist, die der
in der Firma oder im Namen der Gesellschaft
gefiihrten Berufsbezeichnung entsprechen,

b) die Mehrheit der Stimmrechte unter den Gesell-
schaftern bei Pflichtmitgliedern der Ingenieur-
kammer Thiringen nach § 21 Abs. 3 Nr. 1 liegt,
deren Berufsbezeichnung auch in der Firma
oder im Namen der Gesellschaft gefihrt wird,
und die Berufszugehdrigkeit aller Gesellschaf-
ter kenntlich zu machen ist,

c) mindestens die Halfte der Mitglieder des Ge-
schéftsfihrungsorgans aus Pflichtmitgliedern
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der Ingenieurkammer Thiringen nach § 21
Abs. 3 Nr. 1 besteht, deren Berufsbezeichnung
auch in der Firma oder im Namen der Gesell-
schaft gefiihrt wird, und gewahrleistet ist, dass
die Gesellschaft verantwortlich von diesen ge-
leitet wird,
d) Anteile an der Gesellschaft nicht fir Rechnung
Dritter gehalten und zur Ausiibung von Stimm-
rechten nur stimmberechtigte Gesellschafter
bevollmachtigt werden dirfen und
e) in den Fallen
aa) einer Aktiengesellschaft und einer Komman-
ditgesellschaft auf Aktien die Aktien auf Na-
men lauten und die Ubertragung an die Zu-
stimmung der Gesellschaft gebunden ist
oder

bb) einer Gesellschaft mit beschrankter Haftung
die Ubertragung von Geschéftsanteilen an
die Zustimmung der Gesellschaft gebunden
ist.

Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.

(4) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 Buchst. a

bis ¢ und Absatz 3 Satz 1 Nr. 3 Buchst. a bis ¢ darf

eine Gesellschaft die Berufsbezeichnungen nach § 3

Abs. 1 und 5 auch nebeneinander fiihren, wenn in ih-

rem Gesellschaftsvertrag oder in ihrer Satzung gere-

gelt ist, dass

1. Unternehmensgegenstand der Gesellschaft insbe-
sondere die eigenverantwortliche und unabhangige
Wahrnehmung von freiberuflichen Berufsaufgaben
nach § 1 ist, die den in der Firma oder im Namen
der Gesellschaft gefiihrten Berufsbezeichnungen
entsprechen,

2. Pflichtmitglieder der Architektenkammer Thiringen
nach § 21 Abs. 2 und Pflichtmitglieder der Ingeni-
eurkammer Thuringen nach § 21 Abs. 3 Nr. 1, deren
Berufsbezeichnung auch in der Firma oder im Na-
men der Gesellschaft gefuhrt wird, zusammen die
Mehrheit der Stimmrechte unter den Gesellschaf-
tern innehaben und jede der in der Firma oder im
Namen der Gesellschaft genannten Berufsgruppen
mindestens ein Sechstel der Stimmrechte halt so-
wie

3. mindestens die Halfte der Mitglieder des Geschéafts-
fuhrungsorgans aus Pflichtmitgliedern der Architek-
tenkammer Thiringen nach § 21 Abs. 2 und Pflicht-
mitgliedern der Ingenieurkammer Thiringen nach
§ 21 Abs. 3 Nr. 1 besteht, deren Berufsbezeichnung
auch in der Firma oder im Namen der Gesellschaft
gefiihrt wird, und gewabhrleistet ist, dass die Gesell-
schaft verantwortlich von diesen geleitet wird.

Absatz 2 Satz 1 Nr. 1, 2 und 3 Buchst. d und e und

Satz 2 sowie Absatz 3 Satz 1 Nr. 1, 2 und 3 Buchst. d

und e und Satz 2 finden Anwendung. Die Berufszuge-

hérigkeit aller Gesellschafter ist kenntlich zu machen.

Die Eintragung der Gesellschaft erfolgt in das Gesell-

schaftsverzeichnis nur einer Kammer. Die Gesellschaft

ist in das Gesellschaftsverzeichnis der Kammer einzu-
tragen, deren kammerangehdrige Pflichtmitglieder in-
nerhalb der Gesellschaft Giber das gréRere Gewicht der

Stimmrechte verfugen. Bei gleichem Gewicht ist die Ge-

sellschaftin das Gesellschaftsverzeichnis der Kammer

einzutragen, die Uber den Schutz der Berufsbezeich-
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nung wacht, die in der Firma oder im Namen der Ge-
sellschaft zuerst genannt wird.

(5) Der Eintragung in das Gesellschaftsverzeichnis der
Kammer steht die Eintragung in ein entsprechendes
Verzeichnis einer Architekten- oder Ingenieurkammer
eines anderen Landes gleich, wenn die Gesellschaft in
Thiringen weder Sitz noch Niederlassung hat.

(6) Abweichend von Absatz 1 dirfen rechtsfahige Per-
sonengesellschaften mit Sitz oder Niederlassung in
Thiringen, bei denen
1. die Haftung der natirlichen Personen fiir Verbind-
lichkeiten der Gesellschaft nicht beschrankt ist und
2. Gesellschafter und Mitglieder des Geschéaftsfiih-
rungsorgans ausschlieRlich Pflichtmitglieder der
Architektenkammer Thiringen nach § 21 Abs. 2
oder Pflichtmitglieder der Ingenieurkammer Thu-
ringen nach § 21 Abs. 3 Nr. 1 oder Pflichtmitglieder
der Architektenkammer Thiringen nach § 21 Abs. 2
und Pflichtmitglieder der Ingenieurkammer Tharin-
gen nach § 21 Abs. 3 Nr. 1 sind,
die Berufsbezeichnungen nach Absatz 1 Satz 1 bis 3
auch ohne Eintragung fihren. Die Kammer kann zur
Prifung der Voraussetzungen nach Satz 1 die Vorla-
ge geeigneter Nachweise einschlieRlich des Gesell-
schaftsvertrags verlangen. Die Voraussetzungen des
Satzes 1 Nr. 1 gelten in den Féllen des § 8 Abs. 1 und 2
PartGG als erfullt."

4. § 10 wird aufgehoben.

5. Der bisherige § 11 wird § 10 und erhalt folgende Fas-
sung:

"§ 10
Form- und Verfahrensbestimmungen

(1) Die antragstellende Person hat die Mitwirkungs-
pflicht, alle fiir die Ermittlung der Eintragungs- oder
Genehmigungsvoraussetzungen erforderlichen Un-
terlagen vorzulegen und alle dazu notwendigen Aus-
kiinfte zu erteilen. Kommt sie dieser Mitwirkungspflicht
nicht nach und wird hierdurch oder in anderer Weise
die Aufklarung des Sachverhalts erheblich erschwert,
kann ohne weitere Ermittlungen entschieden werden.
Der Antrag darf wegen fehlender Mitwirkung nur ab-
gelehnt werden, nachdem die antragstellende Person
auf diese Folge zuvor schriftlich oder elektronisch hin-
gewiesen worden ist und der Mitwirkungspflicht nicht
innerhalb einer angemessenen Frist nachgekommen
ist. Auch nach der Eintragung oder Genehmigung hat
die antragstellende Person alle Veranderungen, die
die Eintragungs- oder Genehmigungsvoraussetzun-
gen oder die eingetragenen Tatsachen betreffen kén-
nen, unverzuglich und unaufgefordert schriftlich oder
elektronisch anzuzeigen. Kann die antragstellende Per-
son die fur die Feststellung oder Bewertung der Gleich-
wertigkeit einer Berufsqualifikation erforderlichen Nach-
weise aus von ihr nicht zu vertretenden Griinden nicht
oder nur teilweise vorlegen oder ist die Vorlage der ent-
sprechenden Unterlagen mit einem unangemessenen
zeitlichen und sachlichen Aufwand verbunden, gilt § 14
ThurBQFG entsprechend.
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(2) Einem Antrag auf Eintragung in eine der Listen
nach § 6 Abs. 1 und in die Liste nach § 8 Abs. 1 sind
neben den zur Beurteilung der Eintragungsvorausset-
zungen nach § 6 Abs. 2, gegebenenfalls in Verbindung
mit Abs. 5, 6 oder 7, und nach § 8 Abs. 2 und 3 erfor-
derlichen Unterlagen insbesondere folgende Unterla-
gen beizufiigen:

1. ein Identitatsnachweis,

2. eine Erklarung dariber, dass Griinde nicht bekannt
sind, die nach § 11 einer Eintragung entgegenste-
hen oder entgegenstehen kénnen,

3. eine Erklarung Uber friihere, bestehende oder an-
derweitig beantragte Eintragungen in vergleichba-
ren Berufsverzeichnissen anderer berufsstandi-
scher Kammern in anderen Landern oder Staaten
und

4. fir die Eintragung mit dem Zusatz 'frei' oder 'frei-
schaffend' oder der Berufsbezeichnung nach § 3
Abs. 5 eine Erklarung, dass der Beruf entsprechend
§ 3 Abs. 2 ausgelibt wird.

Soweit es um die Beurteilung derin § 6 Abs. 5und 7 so-

wie § 8 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. c genannten Eintragungsvo-

raussetzungen geht, diirfen nur die in Artikel 50 Abs. 1

in Verbindung mit Anhang VII Nr. 1 Buchst. b Satz 1 und

Buchst. d der Richtlinie 2005/36/EG genannten Unter-

lagen verlangt werden, fir die Eintragung nach Satz 1

Nr. 4 zusatzlich die in Anhang VII Nr. 1 Buchst. f zwei-

ter Gedankenstrich der Richtlinie 2005/36/EG genann-

te Bescheinigung; in den Fallen des § 6 Abs. 5 kann
die Kammer zusatzlich eine Bescheinigung nach An-
hang VII Nr. 2 der Richtlinie 2005/36/EG verlangen.

Unterlagen nach Anhang VII Nr. 1 Buchst. d und f der

Richtlinie 2005/36/EG werden nur berlicksichtigt, wenn

sie bei der Vorlage nicht alter als drei Monate sind. Ist

die antragstellende Person in den Féllen des § 6 Abs. 7

und des § 8 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. ¢ nach entsprechen-

der Aufforderung durch die Kammer nicht in der Lage,

erforderliche Informationen nach Anhang VII Nr. 1

Buchst. b Satz 2 der Richtlinie 2005/36/EG vorzuzu-

legen, wendet sich die Kammer an die Kontaktstelle,

die zustandige Behdrde oder eine andere einschlagi-
ge Stelle des Herkunftsstaats.

(3) Einem Antrag auf Genehmigung nach § 4 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 Buchst. a sind zur Beurteilung der Ge-
nehmigungsvoraussetzungen nach § 4 Abs. 2 Un-
terlagen nach § 12 Abs. 1 Nr. 1, 3 bis 7 ThirBQFG
beizufligen. Zur Beurteilung der Genehmigungsvor-
aussetzungen nach § 4 Abs. 3, gegebenenfalls in Ver-
bindung mit Abs. 4, dirfen nur die in Artikel 50 Abs. 1
in Verbindung mit Anhang VIl Nr. 1 Buchst. b Satz 1
der Richtlinie 2005/36/EG genannten Unterlagen ver-
langt werden.

(4) Antrage auf Eintragung oder Genehmigung kénnen
schriftlich oder elektronisch gestellt werden. Alle Un-
terlagen und Bescheinigungen kénnen auch in Form
von Kopien vorgelegt oder elektronisch tibermittelt wer-
den. Von nicht in deutscher Sprache ausgestellten Un-
terlagen und Bescheinigungen sind Ubersetzungen in
deutscher Sprache vorzulegen, die von einem o6ffent-
lich bestellten oder beeidigten Dolmetscher oder Uber-
setzer erstellt worden sind; abweichend von Halbsatz 1
kann die Kammer eine andere Form flr die vorzulegen-
den Unterlagen zulassen. Soweit es unbedingt gebo-
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ten erscheint und begriindete Zweifel an der Echtheit
oder der inhaltlichen Richtigkeit der Unterlagen und
Bescheinigungen bestehen, kann die Kammer die an-
tragstellende Person auffordern, Unterlagen und Be-
scheinigungen in Form von beglaubigten Kopien oder
weitere geeignete Unterlagen und Bescheinigungen
vorzulegen oder zu Ubermitteln.

(5) Bestehen begrindete Zweifel an der Echtheit oder
der inhaltlichen Richtigkeit vorgelegter oder Ubermittel-
ter Unterlagen und Bescheinigungen, die in einem an-
deren Mitgliedstaat, Vertragsstaat oder gleichgestell-
ten Staat ausgestellt oder anerkannt wurden, kann die
Kammer von der dort zustandigen Stelle eine Besta-
tigung verlangen
1. Uber die Authentizitat der ausgestellten Bescheini-
gungen und Ausbildungsnachweise,
2. Uber die Erflllung der Mindestanforderungen des
Artikels 46 der Richtlinie 2005/36/EG oder
3. dariber, dass die Austibung einer der in § 1 be-
zeichneten Berufsaufgaben durch die antragstel-
lende Person nicht aufgrund schwerwiegenden
standeswidrigen Verhaltens oder einer Verurteilung
wegen strafbarer Handlungen ausgesetzt oder un-
tersagt wurde.
Beziehen sich Ausbildungsnachweise nach Artikel 3
Abs. 1 Buchst. c der Richtlinie 2005/36/EG, die von der
zustandigen Behdrde eines Mitgliedstaats, Vertrags-
staats oder gleichgestellten Staats ausgestellt wurden,
auf eine Ausbildung, die ganz oder teilweise in einer
rechtmafig im Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied-
staats, Vertragsstaats oder gleichgestellten Staats nie-
dergelassenen Einrichtung absolviert wurde, kann die
Kammer bei berechtigten Zweifeln von der zustandi-
gen Stelle des Ausstellungsstaats die Uberpriifung
der Kriterien nach Artikel 50 Abs. 3 Buchst. a bis ¢ der
Richtlinie 2005/36/EG verlangen. Der Informationsaus-
tausch erfolgt Uber das Europaische Binnenmarkt-In-
formationssystem.

(6) Die Kammer bestatigt der antragstellenden Person
innerhalb eines Monats den Eingang des Antrags und
den Empfang der mit ihm vorgelegten oder Ubermittel-
ten Unterlagen und teilt ihr gegebenenfalls mit, welche
Unterlagen noch fehlen und nachzureichen sind. In der
Empfangsbestatigung ist das Datum des Antragsein-
gangs mitzuteilen und auf die Frist nach Absatz 7, die
Voraussetzungen fiir den Beginn des Laufs der Frist,
die an den Ablauf der Frist geknupfte Rechtsfolge so-
wie den nach § 26 Abs. 8 zur Verfiigung stehenden
Rechtsschutz hinzuweisen. Der Lauf der in Absatz 7
Satz 1 festgelegten oder nach Absatz 7 Satz 3 verlan-
gerten Frist wird durch eine Aufforderung nach Absatz 4
Satz 4, Unterlagen und Bescheinigungen in Form von
beglaubigten Kopien vorzulegen oder zu Ubermitteln,
nicht gehemmt. Das Datum des Eingangs der nachge-
reichten Unterlagen ist mitzuteilen.

(7) Uber den Antrag ist unverziiglich, spatestens jedoch
innerhalb von drei Monaten nach Eingang der vollstan-
digen Unterlagen, zu entscheiden. Die Auferlegung von
AusgleichsmaRnahmen gilt als Entscheidung im Sinne
des Satzes 1. Die Frist kann in Einzelfallen einmal um
bis zu einen Monat verlangert werden, wenn dies we-
gen der Besonderheiten der Angelegenheit gerechtfer-
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tigt ist. Die Fristverlangerung und deren Ende sind zu
begriinden und der antragstellenden Person vor Ab-
lauf der dreimonatigen Frist nach Satz 1 mitzuteilen.
Die Eintragung gilt als erfolgt oder die Genehmigung
gilt als erteilt, wenn Gber den Antrag nichtinnerhalb der
in Satz 1 festgelegten oder nach Satz 3 verlangerten
Frist entschieden worden ist. Im Ubrigen findet § 42 a
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 des Thiringer Verwaltungs-
verfahrensgesetzes (ThirVwVfG) in der Fassung vom
1. Dezember 2014 (GVBI. S. 685) in der jeweils gelten-
den Fassung Anwendung.

(8) Die Feststellung der Voraussetzungen der Gleich-
wertigkeit einer ausléandischen Berufsqualifikation oder
der Voraussetzungen nach § 6 Abs. 5 erfolgt im Rah-
men der Entscheidung uber den Antrag auf Geneh-
migung oder Eintragung. Die Voraussetzungen nach
Satz 1 sollen vor den weiteren Genehmigungs- oder
Eintragungsvoraussetzungen gepriift werden. Abwei-
chend von Satz 1 erteilt die Kammer auf Antrag der
antragstellenden Person einen gesonderten Bescheid
Uber die Feststellung der Gleichwertigkeit der Berufs-
qualifikation der antragstellenden Person; sie ent-
scheidet auf Antrag nur Uber die Gleichwertigkeit der
Berufsqualifikation der antragstellenden Person. Die
Architektenkammer Thuringen erteilt auf Antrag der
antragstellenden Person nach § 6 Abs. 5 Satz 1 einen
gesonderten Bescheid uber die Feststellung der Vor-
aussetzungen nach § 6 Abs. 5 Satz 1; sie entscheidet
auf Antrag nur Uber das Vorliegen der Voraussetzun-
gen nach § 6 Abs. 5 Satz 1. In den Fallen des Satzes 3
Halbsatz 2 gelten § 4 Abs. 2 bis 4, die §§ 5und 6 Abs. 6
und 7 sowie die §§ 7 und 8 Abs. 2 Nr. 2 und 3, Abs. 3
Satz 1 und Abs. 4 entsprechend; in den Fallen des Sat-
zes 4 Halbsatz 2 gilt § 6 Abs. 5 Satz 1 entsprechend.
In den Féllen des Satzes 5 gelten die Absatze 1 und 4
bis 7 entsprechend; weitere Einzelheiten zu der Form
und dem Verfahren, insbesondere zu den vorzulegen-
den Unterlagen und Bescheinigungen, regelt die Kam-
mer durch Satzung.

(9) Die Kammer ist zustandige Stelle nach § 81aAbs. 3
Satz 1 Nr. 2 und 3 sowie Satz 2 des Aufenthaltsgeset-
zes (AufenthG) in der Fassung vom 25. Februar 2008
(BGBI. I S. 162) in der jeweils geltenden Fassung. Un-
beschadet der Absatze 1 bis 8 gilt § 14a Abs. 1 Satz 2
und 3 ThirBQFG entsprechend. Abweichend von Ab-
satz 6 Satz 1 und Absatz 7 Satz 1 gelten die in § 14a
Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 ThurBQFG genann-
ten verkirzten Fristen entsprechend. Schriftwechsel
nach Absatz 6 Satz 1 und Absatz 7 Satz 1 bis 4 er-
folgen Uber und die Zustellung der Entscheidung der
Kammer erfolgt durch die zusténdige Ausléanderbehdr-
de nach § 71 Abs. 1 AufenthG an den Arbeitgeber als
Bevollmachtigten der antragstellenden Person. Der
Lauf der verkirzten Fristen nach Satz 3, gegebenen-
falls in Verbindung mit Absatz 7 Satz 3, ist in den Fallen
des Absatzes 4 Satz 4, in denen die Aufforderung an
die antragstellende Person ergeht, weitere geeignete
Unterlagen und Bescheinigungen vorzulegen oder zu
Ubermitteln, bis zum Ablauf der von der Kammer fest-
gelegten Frist gehemmt. In den Féllen des Absatzes 1
Satz 5 ist der Lauf der Fristen nach Satz 3, gegebenen-
falls in Verbindung mit Absatz 7 Satz 3, bis zur Beendi-
gung des sonstigen geeigneten Verfahrens gehemmt.
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(10) Absatz 1 Satz 1 bis 4 sowie die Absatze 4, 6 und 7
Satz 1 sowie 3 bis 6 gelten fir die Eintragung einer
Gesellschaft nach § 9 Abs. 1 entsprechend. Der An-
trag einer Gesellschaft auf Eintragung in das Gesell-
schaftsverzeichnis muss insbesondere Angaben ent-
halten tber

1. den Namen oder die Firma,

2. die Rechtsform,

3. den Sitz und die Niederlassungen der Gesellschaft,

4. sofern gesetzlich vorgesehen, das fir die Gesell-
schaft zustandige Register und die Registernum-
mer,

5. die von der Gesellschaft mitgeteilten Telekommu-
nikationsdaten und Internetadressen,

6. jeweils den Familiennamen, Vornamen sowie Be-
ruf, die Berufsbezeichnung und die Ausbildung der
Gesellschafter und der Mitglieder des Geschafts-
fihrungsorgans sowie

7. den Unternehmensgegenstand der Gesellschaft,
den Gegenstand der Leistungserbringung der an
ihr beteiligten Gesellschafter sowie den Umfang
der Stimmrechte der jeweiligen Gesellschafter.

Mit dem Antrag auf Eintragung in das Gesellschafts-

verzeichnis ist der Gesellschaftsvertrag oder die Sat-

zung vorzulegen sowie die Anmeldung zur Eintragung
in das fur die Gesellschaft zustéandige Register nach-
zuweisen. Der Eintragungsausschuss hat gegenuber
dem Registergericht zu bescheinigen, dass die bei
dem Registergericht einzutragende Gesellschaft die

Voraussetzungen zur Eintragung in das Gesellschafts-

verzeichnis erfullt."

. Der bisherige § 12 wird § 11 und wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geandert:

aa)In Nummer 1 wird die Angabe "§ 70 des Straf-
gesetzbuchs (StGB), nach § 132a der Straf-
prozessordnung oder nach § 35 Abs. 1 der
Gewerbeordnung" durch die Angabe "§ 70
des Strafgesetzbuchs (StGB) in der Fassung
vom 13. November 1998 (BGBI. | S. 3322),
nach § 132a der StrafprozefRordnung (StPO)
in der Fassung vom 7. April 1987 (BGBI. |
S. 1074, 1319) oder nach § 35 Abs. 1 der Ge-
werbeordnung in der Fassung vom 22. Febru-
ar 1999 (BGBI. | S. 202) jeweils in der jeweils
geltenden Fassung" ersetzt.

bb)In Nummer 5 wird die Verweisung "§ 35 Abs. 6
Satz 3" durch die Verweisung "§ 35 Abs. 4
Satz 6" ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa)ln Nummer 1 Halbsatz 2 werden die Angabe
"Verzeichnis (§ 26 Abs. 2 der Insolvenzordnung,
§ 882b der Zivilprozessordnung)" durch die An-
gabe "Schuldnerverzeichnis nach § 882b der Zi-
vilprozessordnung in der Fassung vom 5. De-
zember 2005 (BGBI. | S. 3202; 2006 | S. 431;
2007 |1 S. 1781) in der jeweils geltenden Fas-
sung" ersetzt und nach dem Wort "ist" ein Kom-
ma eingefigt.
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bb)In Nummer 2 werden nach dem Wort "Architek-
ten" ein Komma und die Worte "Innenarchitek-
ten, Landschaftsarchitekten" eingeflgt.

7. Der bisherige § 13 wird § 12 und wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aa)ln Nummer 2 werden nach dem Wort "schrift-
lich" die Worte "oder elektronisch” eingefiigt.

bb)In Nummer 5 wird die Verweisung "§ 12 Abs. 1"
durch die Verweisung "§ 11 Abs. 1" ersetzt.

b) InAbsatz 2 wird die Verweisung "§ 12 Abs. 2 Nr. 1"
durch die Verweisung "§ 11 Abs. 2 Nr. 1" ersetzt.

c) Absatz 4 wird wie folgt gedndert:

aa)ln der Einleitung wird das Wort "Kapitalgesell-
schaft" durch das Wort "Gesellschaft" ersetzt.

bb)In Nummer 2 werden nach dem Wort "schrift-
lich" die Worte "oder elektronisch” eingefiigt.

cc) In Nummer 3 werden nach dem Wort "Firma"
die Worte "oder im Namen" eingefiigt.

dd)In Nummer 5 wird der Klammerzusatz "(§ 12
Abs. 2 Nr. 1)" gestrichen.

ee)In Nummer 6 wird die Verweisung "§ 12 Abs. 3
Satz 1" durch die Verweisung "§ 11 Abs. 3
Satz 1" ersetzt.

ff) Folgende Satze werden angefugt:

"Die Eintragung eines Zusatzes in das Gesell-
schaftsverzeichnis nach § 9 ist zu I6schen,
wenn die Eintragungsvoraussetzungen nach
§ 9 Abs. 2 Satz 2 nicht vorgelegen haben oder
nicht mehr vorliegen. Die Eintragung darf aul3er
in den Fallen des Satzes 1 Nr. 1, 2 und 7 erst
dann geléscht werden, wenn die Ldschungs-
entscheidung nach Satz 1 unanfechtbar ge-
worden ist."

d) In Absatz 6 Satz 2 wird das Wort "Kapitalgesell-
schaft" durch das Wort "Gesellschaft" ersetzt.

8. Der bisherige § 14 wird § 13 und erhalt folgende Fas-
sung:

ll§ 13
Auswartige Dienstleister, Anzeigeverfahren,
Auswartigenverzeichnis, Flihren von
Berufsbezeichnungen

(1) Auswartige Dienstleister sind natiirliche Perso-

nen, die

1. in der Bundesrepublik Deutschland weder ihre
Hauptwohnung, eine berufliche Niederlassung noch
den Ort ihrer iberwiegenden beruflichen Tatigkeit
haben und
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2. sich nur zur voribergehenden und gelegentlichen
Erbringung von Dienstleistungen nach § 1 nach
Thiringen begeben.

Ob Dienstleistungen voriubergehend und gelegentlich

erbracht werden, ist im Einzelfall zu beurteilen, insbe-

sondere anhand deren Dauer, Haufigkeit, regelmafi-
gen Wiederkehr und Kontinuitat.

(2) Auswartige Dienstleister miissen das erstmalige Ta-

tigwerden nach Absatz 1 der Kammer vorher schrift-

lich oder elektronisch anzeigen. lhre Anzeige muss
enthalten:

1. einen Nachweis Uber ihre Berufsqualifikation,

2. eine Bescheinigung, dass sie in einem der in Ab-
satz 6 Satz 1 Halbsatz 1 genannten Staaten recht-
maRig zur Ausibung beruflicher Tatigkeiten nach
§ 1 niedergelassen sind und ihnen die Auslibung
dieser Tétigkeiten zum Zeitpunkt der Vorlage der
Bescheinigung nicht, auch nicht vortibergehend,
untersagt ist, sowie in den Fallen des Absatzes 6
Satz 1 Halbsatz 2 zusatzlich ein Nachweis, dass
sie die betreffenden beruflichen Tatigkeiten wah-
rend der vorhergehenden zehn Jahre mindestens
ein Jahr lang ausgeubt haben,

3. die Angabe der Berufsbezeichnungen, unter denen
Dienstleistungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 in Thu-
ringen erbracht werden sollen,

4. inden Fallen einer beabsichtigten selbststédndigen
Tatigkeit eine Information Uber Einzelheiten zu ih-
rem Versicherungsschutz oder einem anderen in-
dividuellen oder kollektiven Schutz in Bezug auf die
Berufshaftpflicht.

Auswartige Dienstleister durfen Dienstleistungen im

Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 in Thiringen sofort

nach Eingang der vollstdndigen Anzeige nach den Sat-

zen 1 und 2 bei der Kammer erbringen.

(3) Der Anzeige bedarf es nicht, wenn auswartige
Dienstleister sich bereits bei einer Architekten- oder In-
genieurkammer eines anderen Landes gemeldet haben
und dort unter einer Berufsbezeichnung nach den Ab-
satzen 6 oder 7 tatig werden dirfen. Die Kammer kann
die Vorlage entsprechender Nachweise verlangen.

(4) Sobald der Kammer eine vollstandige Anzeige
nach Absatz 2 Satz 1 und 2 vorliegt, werden auswar-
tige Dienstleister aufgrund ihrer Angaben und vorbe-
haltlich des Absatzes 7 nach § 31 Abs. 4 Satz 1 auf ein
Jahr befristet in ein gesondertes Verzeichnis (Auswar-
tigenverzeichnis) der Kammer eingetragen. Die voru-
bergehende Eintragung nach Satz 1 begriindet weder
eine Mitgliedschaft in der Kammer, in einem Versor-
gungswerk oder in einer anderen Einrichtung, noch
ein Recht zur Fiihrung einer Berufsbezeichnung nach
Absatz 6. Durch die Eintragung sowie deren Anderung
und L6schung dirfen weder das Erbringen der Dienst-
leistungen verzogert oder erschwert werden, noch fiir
den auswartigen Dienstleister zusatzliche Kosten ent-
stehen; voriibergehende Eintragungen sowie deren
Anderung und Léschung sind kostenfrei mit Ausnah-
me solcher der geschiitzten deutschen Berufsbezeich-
nungen nach Absatz 7 in Verbindung mit § 31 Abs. 4
Satz 1 Nr. 3. Uber ihre voriibergehende Eintragung ist
auswartigen Dienstleistern auf Antrag, der schriftlich
oder elektronisch moglich ist, eine nach Satz 1 befris-
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tete Bescheinigung auszustellen, aus der sich auch die
jeweilige Berufsbezeichnung und der Zusatz nach den
Absatzen 6 und 7 Satz 2 ergeben.

(5) Beabsichtigen auswartige Dienstleister, jeweils
nach Ablauf der Jahresfrist weitere Dienstleistungen
im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 in Thiringen zu
erbringen, haben sie dies der Kammer entsprechend
Absatz 2 Satz 1 anzuzeigen, wesentliche Anderun-
gen der nach Absatz 2 Satz 1 und 2 bisher angezeig-
ten Inhalte mitzuteilen und diese, soweit erforderlich,
entsprechend Absatz 2 Satz 2 in der Anzeige nach-
zuweisen. Liegt eine ordnungsgemafie Anzeige nach
Satz 1 vor, verlangert die Kammer die voriibergehen-
de Eintragung im Auswartigenverzeichnis jeweils um
ein weiteres Jahr.

(6) Auswartige Dienstleister fiihren bei der Erbringung
von Dienstleistungen nach § 1 als Architekt, Innenar-
chitekt, Landschaftsarchitekt, Stadtplaner, Ingenieur
oder Beratender Ingenieur in Thiringen die entspre-
chende auslandische Berufsbezeichnung eines ande-
ren Mitgliedstaats, anderen Vertragsstaats, gleichge-
stellten Staats oder Drittstaats, wenn sie wahrend der
Dienstleistungserbringung in diesem Staat zur Aus-
Ubung desselben Berufs rechtmaRig niedergelassen
(Niederlassungsstaat) sind; wenn weder der Beruf noch
die Ausbildung zu diesem Beruf im Niederlassungs-
staat reglementiert sind, gilt dies nur, wenn auswarti-
ge Dienstleister den Beruf in einem oder mehreren der
in Halbsatz 1 genannten Staaten wahrend der vorher-
gehenden zehn Jahre mindestens ein Jahr in Vollzeit
oder wahrend einer entsprechenden Gesamtdauer in
Teilzeit ausgelbt haben. Die fir die Dienstleistungen
im Niederlassungsstaat bestehende Berufsbezeich-
nung wird in der Amtssprache oder in einer der Amts-
sprachen des Niederlassungsstaats so gefiihrt, dass
keine Verwechslung mit den nach Satz 4 und Absatz 7
geschutzten deutschen Berufsbezeichnungen maglich
ist. Falls diese Berufsbezeichnung im Niederlassungs-
staat nicht existiert, geben auswartige Dienstleister ihre
Ausbildungsnachweise in der Amtssprache oder ei-
ner der Amtssprachen des Niederlassungsstaats an.
Auswartige Dienstleister durfen bei der Erbringung
von Dienstleistungen als Architekt in Thiringen neben
oder an Stelle der auslandischen Berufsbezeichnung
oder Angabe der Ausbildungsnachweise nach den Sat-
zen 1 bis 3 ausnahmsweise die geschitzte deutsche
Berufsbezeichnung 'Architekt’ flihren, wenn sie die Ein-
tragungsvoraussetzungen nach § 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2
Buchst. a und Nr. 3 oder die Voraussetzungen nach § 6
Abs. 5 Satz 1 erfillen.

(7) Auswartige Dienstleister dirfen bei der Erbringung
von Dienstleistungen nach § 1 in Thiiringen neben
oder an Stelle der auslandischen Berufsbezeichnung
oder Angabe der Ausbildungsnachweise nach Absatz 6
Satz 1 bis 3 die geschitzten deutschen Berufsbezeich-
nungen nach § 3 Abs. 1, 4 oder 5, gegebenenfalls mit
einem Zusatz nach Satz 2 Nr. 2, erst dann fiihren, wenn
sie mit diesen nach § 31 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 in das Aus-
wartigenverzeichnis eingetragen sind. Die Eintragung
auswartiger Dienstleister erfolgt auf Antrag mit:
1. denBerufsbezeichnungen nach § 3 Abs. 1, wenn sie
die jeweiligen Eintragungsvoraussetzungen nach
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10.

§ 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b oder c, Nr. 3 oder
Satz 2 oder die Voraussetzungen nach § 6 Abs. 6
Satz 1 oder Abs. 7 Satz 1, gegebenenfalls in Ver-
bindung mit Abs. 7 Satz 2 oder 6, erfillen,

2. dem Zusatz 'frei' oder 'freischaffend’' zu den Berufs-
bezeichnungen nach § 3 Abs. 1, wenn sie ihren Be-
ruf eigenverantwortlich und unabhangig nach § 3
Abs. 2 Satz 2 bis 4 ausiben,

3. der Berufsbezeichnung nach § 3 Abs. 5, wenn sie
die Eintragungsvoraussetzungen nach § 8 Abs. 2
Nr. 2 bis 4 oder in den Féllen des § 8 Abs. 3 Satz 1
die Eintragungsvoraussetzungen nach § 8 Abs. 2
Nr. 2 und 4 erfiillen,

4. der Berufsbezeichnung nach § 3 Abs. 4, wenn sie
ohne Hauptwohnung, berufliche Niederlassung
oder Uberwiegende Berufsausiibung in Thiringen
die Voraussetzungen nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
oder die Genehmigungsvoraussetzungen nach § 4
Abs. 2 Satz 1 oder Abs. 3 Satz 1, gegebenenfalls
in Verbindung mit Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4, erfll-
len.

§ 9 ThurBQFG gilt entsprechend; die §§ 5, 7 und 8

Abs. 4 finden keine Anwendung. Fir das Eintragungs-

verfahren nach Satz 1 gilt § 10 Abs. 1 Satz 1 bis 4,

Abs. 4, 6 und 7 Satz 1 und 3 bis 6 entsprechend; wei-

tere Einzelheiten zu der Form und dem Verfahren, ins-

besondere zu den im Eintragungsverfahren vorzule-
genden Unterlagen und Bescheinigungen, regelt die

Kammer durch Satzung. Fir die Léschung der Eintra-

gung der Berufsbezeichnungen und des Zusatzes nach

Satz 2 Nr. 2 gilt § 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1,2, 6 und 7,

Satz 2 sowie Abs. 3 und 5 entsprechend."

Der bisherige § 14 a wird § 14 und Absatz 1 Satz 1 er-
halt folgende Fassung:

"Die Kammer arbeitet mit den zustandigen Stellen an-
derer Mitgliedstaaten, anderer Vertragsstaaten oder
gleichgestellter Staaten zusammen."

§ 15 erhalt folgende Fassung:

ll§ 15
Auswartige Gesellschaften, Anzeigeverfahren,
Auswartigenverzeichnis, Fihren von geschuitzten
Berufsbezeichnungen

(1) Eine Gesellschaft, die in der Bundesrepublik Deutsch-

land weder ihren Sitz noch eine Niederlassung hat und in

Thiringen nur voribergehend und gelegentlich Dienst-

leistungen nach § 1 erbringt (auswartige Gesellschaft),

darf neben einer auslandischen Berufsbezeichnung ent-
sprechend § 13 Abs. 6 Satz 1 bis 3 in ihrer Firma oder
ihrem Namen

1. die Berufsbezeichnungen nach § 3 Abs. 1 ohne
Eintragung in das Gesellschaftsverzeichnis fuh-
ren, wenn sie dem § 9 Abs. 2, 4 oder 6 vergleich-
bare Voraussetzungen erfilllt,

2. die Berufsbezeichnung nach § 3 Abs. 5 ohne Eintra-
gung in das Gesellschaftsverzeichnis fiihren, wenn
sie dem § 9 Abs. 3, 4 oder 6 vergleichbare Voraus-
setzungen erfillt, oder

3. die Berufsbezeichnung nach § 3 Abs. 4 fiihren,
wenn sie dem § 4 Abs. 5 oder 6 vergleichbare Vo-
raussetzungen erfillt.
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1.

12.

30

Ob Dienstleistungen voriibergehend und gelegentlich
erbracht werden, ist im Einzelfall zu beurteilen, insbe-
sondere anhand deren Dauer, Haufigkeit, regelmafi-
gen Wiederkehr und Kontinuitat. In den Fallen des Sat-
zes 1 Nr. 3 gilt § 4 Abs. 5 Satz 2 entsprechend.

(2) Eine auswartige Gesellschaft muss das erstma-
lige Tatigwerden nach Absatz 1 der Kammer vorher
schriftlich oder elektronisch anzeigen; § 13 Abs. 3 gilt
entsprechend. Auf Verlangen der Kammer hat sie das
Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 1 nach-
zuweisen; § 10 Abs. 4 Satz 2 bis 4 sowie Abs. 6 Satz 1
gilt entsprechend.

(3) Auswartige Gesellschaften, die ihr Tatigwerden
nach Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 1 angezeigt haben, sind
auf ein Jahr befristet in das Auswartigenverzeichnis
der Kammer einzutragen. § 13 Abs. 4 Satz 2, 3 Halb-
satz 1 und Satz 4 gilt entsprechend; § 13 Abs. 5 gilt
mit der MaRgabe entsprechend, dass Anderungen, die
sich auf die in Absatz 1 Satz 1 genannten Vorausset-
zungen auswirken, mitzuteilen und diese, soweit erfor-
derlich, in der Anzeige nachzuweisen sind. § 14 gilt fur
auswartige Gesellschaften mit Sitz oder Niederlassung
in einem anderen Mitgliedstaat, anderen Vertragsstaat
oder gleichgestellten Staat entsprechend."”

In § 16 Abs. 3 Satz 1 wird die Verweisung "§ 14 Abs. 2
Satz 1 und Abs. 3 Satz 1" durch die Verweisung "§ 13
Abs. 2 Satz 1 und Abs. 5 Satz 1" ersetzt.

§ 18 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte "der Ubrigen
Mitgliedstaaten der Europaischen Union und der
diesen nach dem Recht der Europaischen Union
gleichgestellten Staaten" durch die Worte "ande-
rer Mitgliedstaaten, anderer Vertragsstaaten und
gleichgestellter Staaten" und die Worte "Teil 1 die-
ses Gesetzes" durch die Worte "diesem Gesetz"
ersetzt.

b) In Absatz 4 werden die Worte "Richtlinie 95/46/EG
des Européischen Parlaments und des Rates vom
24. Oktober 1995 zum Schutz naturlicher Perso-
nen bei der Verarbeitung personenbezogener Da-
ten und zum freien Datenverkehr (ABI. L 281 vom
23.11.1995, S. 31) und der Richtlinie 2002/58/
EG des Européaischen Parlaments und des Ra-
tes vom 12. Juli 2002 lber die Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten und den Schutz der Pri-
vatsphéare in der elektronischen Kommunikation
(ABI. L 201 vom 31.7.2002, S. 37) jeweils in der
jeweils geltenden Fassung" durch die Worte "Ver-
ordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Par-
laments und des Rates vom 27. April 2016 zum
Schutz naturlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom
4.5.2016,S.1,L314 vom 22.11.2016, S. 72, L 127
vom 25.3.2018, S. 2; L 74 vom 4.3.2021, S. 35) und
der Richtlinie 2002/58/EG des Europaischen Par-
laments und des Rates vom 12. Juli 2002 uber die
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Verarbeitung personenbezogener Daten und den
Schutz der Privatsphare in der elektronischen Kom-
munikation (Datenschutzrichtlinie flr elektronische
Kommunikation) (ABI. L 201 vom 31.7.2002, S. 37;
L 241 vom 10.9.2013, S. 9; L 162 vom 23.6.2017,
S. 56) jeweils in der jeweils geltenden Fassung" er-
setzt.

13.1n § 19 Satz 1 werden die Worte "Verfahren nach Teil 1
dieses Gesetzes" durch die Worte "Die von der Kam-
mer auf Antrag durchzufiihrenden Verfahren und An-
zeigen nach diesem Gesetz" ersetzt.

14. § 21 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

"(2) Pflichtmitglied der Architektenkammer Thirin-
gen ist, wer in eine der Listen nach § 6 Abs. 1 ein-
getragen ist."

b) Absatz 3 wird wie folgt geandert:

aa)ln der Einleitung wird nach dem Wort "Ingeni-
eurkammer" das Wort "Thuringen" eingefugt.

bb) Nummer 2 erhalt folgende Fassung:

"2. nach § 67 Abs. 2 Nr. 2 der Thiringer Bau-
ordnung vom ... [einsetzen: Datum der Thii-
ringer Bauordnung] (GVBI. S. ... [einsetzen:
Fundstelle der Thiiringer Bauordnung]) in
der jeweils geltenden Fassung in die Liste
der bauvorlageberechtigten Ingenieure"

c) In Absatz 4 Halbsatz 1 wird der Klammerzusatz
"(§ 13)" gestrichen.

d) Absatz 5 wird wie folgt gedndert:
aa)Satz 1 erhalt folgende Fassung:

"Als freiwilliges Mitglied wird auf schriftlichen
oder elektronischen Antrag in das Mitglieder-
verzeichnis der Architektenkammer Thiringen
eingetragen, wer die Anforderungen nach § 6
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 erfiillt und eine fir die
Eintragung in die Listen nach Absatz 2 notwen-
dige praktische Tatigkeit aufgenommen hat."

bb)In Satz 2 wird die Verweisung "§ 12" durch die
Verweisung "§ 11" ersetzt.

cc) In Satz 3 Nr. 1 und Satz 4 wird jeweils nach dem
Wort "Architektenkammer" das Wort "Thirin-
gen" eingefugt.

dd)In Satz 5 wird die Verweisung "§ 13 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1, 2, 4, 5 und 7 sowie Abs. 5" durch
die Verweisung"§ 12Abs. 1Satz1Nr.1,2,4,5
und 7 sowie Abs. 5" ersetzt.
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f)

ee)In Satz 6 Nr. 1 und 2 wird jeweils nach dem Wort
"Architektenkammer" das Wort "Tharingen" ein-
gefugt.

Absatz 6 wird wie folgt gedndert:

aa)In Satz 1 werden nach dem Wort "schriftlichen"
die Worte "oder elektronischen" und nach dem
Wort "Ingenieurkammer" das Wort "Thiringen”
eingefiigt sowie die Verweisung "§ 8 Abs. 2
Satz 1 Nr. 1 und 2" durch die Verweisung "§ 8
Abs. 2 Nr. 1 und 2 Buchst. a" ersetzt.

bb)In Satz 2 wird die Verweisung "§ 12" durch die
Verweisung "§ 11" ersetzt.

cc) In Satz 3 Nr. 1 und Satz 4 wird jeweils nach dem
Wort "Ingenieurkammer" das Wort "Thiringen”
eingeflgt.

dd)In Satz 5 wird die Verweisung "§ 13 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1, 2, 4, 5 und 7 sowie Abs. 5" durch
die Verweisung "§ 12Abs. 1Satz1Nr.1,2,4,5
und 7 sowie Abs. 5" ersetzt.

Absatz 8 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In der Einleitung werden nach dem Wort "schrift-
lichen" die Worte "oder elektronischen" einge-
fugt und die Verweisung "§ 4 Abs. 1 Nr. 1, 2"
durch die Verweisung "§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1"
ersetzt.

bb)In Nummer 1 wird das Wort "hat" gestrichen.
In Absatz 9 Satz 1 wird die Verweisung "§ 11

Abs. 1, 5 und 6" durch die Verweisung "§ 10
Abs. 1, 4 Satz 2 bis 4 sowie Abs. 6 und 7" ersetzt.

15. § 22 wird wie folgt geandert:

32

a)

b)

In Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 wird der Klammerzusatz
"(§ 32)" gestrichen.

In Absatz 1 Satz 2 Nr. 6 wird der Klammerzusatz
"(§6Abs. 2 Satz1 Nr. 3und § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3)"
gestrichen.

Nach Absatz 3 wird folgender neue Absatz 4 ein-
geflgt:

"(4) Die Kammer kann Uber die Regelungen in Ab-
satz 1 Satz 2 Nr. 7 hinaus durch Satzung die Fuh-
rung weiterer Listen und Verzeichnisse fur bestimm-
te Sachgebiete des Architektur- beziehungsweise
Ingenieurwesens regeln, in die antragstellende
Personen eingetragen werden, wenn sie auf das
Sachgebiet bezogene besondere Kenntnisse und
Erfahrungen erworben haben. Uber den Antrag auf
Eintragung entscheidet der Vorstand. In die Listen
und Verzeichnisse sind insbesondere die in § 31
Abs. 2 Nr. 1, 3 und 4 genannten personenbezo-
genen Daten einzutragen; § 31 Abs. 1 Satz 1 und
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d)

Abs. 6 bis 8 gilt entsprechend. In der Satzung sind

insbesondere zu bestimmen:

1. der Zweck fir die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten,

2. der zur Antragstellung berechtigte Personen-
kreis,

3. welche Nachweise der auf das Sachgebiet der
Liste oder des Verzeichnisses bezogenen be-
sonderen Kenntnisse und Erfahrungen zu er-
bringen sind,

4. das Verfahren der Eintragung, insbesondere ob
und gegebenenfalls durch welche Person oder
durch welches Gremium der Kammer in wel-
cher Besetzung die Entscheidungen des Vor-
stands vorbereitet, insbesondere die vorgeleg-
ten Nachweise gepruft werden sollen,

5. welcher zeitlichen Befristung die Eintragungen
unterliegen und welche Nachweise der auf das
Sachgebiet der Liste oder des Verzeichnisses
bezogenen besonderen Kenntnisse und Erfah-
rungen fir jede Verlangerung einer Eintragung
zu erbringen sind und

6. Grunde der Loschung der Eintragung in der Lis-
te oder dem Verzeichnis."

Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

16. § 24 wird wie folgt geandert:

a)

c)

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa)ln Satz 1 werden nach dem Wort "Kammermit-
gliedern" die Worte "durch Briefwahl" eingefuigt.

bb) Satz 2 erhalt folgende Fassung:

"Die Wahl kann auch als elektronische Wahl
durchgefihrt werden."

Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefiigt:

"Die Sitzungen der Vertreterversammlung finden
als Prasenzsitzung statt."

In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte "anwesend
ist" durch die Worte "anwesend sind" ersetzt.

17.§ 25 wird wie folgt geandert:

a)

Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa)In Satz 2 wird nach dem Wort "Architektenkam-
mer" das Wort "Thiringen" eingefligt.

bb)In Satz 3 wird nach dem Wort "Ingenieurkam-
mer" das Wort "Thiringen" eingefuigt.

Nach Absatz 3 wird folgender neue Absatz 4 ein-
gefugt:

"(4) Der Vorstand kann abweichend von den Be-
stimmungen dieses Gesetzes und anderslauten-
den satzungsrechtlichen Bestimmungen und Ge-
schaftsordnungen der Kammer beschlieRen, dass
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c)

in besonderen Ausnahmefallen Sitzungen der Ver-
treterversammlung und der Ausschisse ohne per-
sonliche Anwesenheit ihrer Mitglieder am Versamm-
lungsort durchgefiihrt und Mitgliederrechte im Wege
der elektronischen Kommunikation, insbesondere in
Form von Videokonferenzen, ausgetibt werden kon-
nen. Besondere Ausnahmefélle nach Satz 1 sind
insbesondere Katastrophenfalle im Sinne des § 34
Satz 1 in Verbindung mit § 25 des Thiringer Brand-
und Katastrophenschutzgesetzes in der Fassung
vom 5. Februar 2008 (GVBI. S. 22) in der jeweils
geltenden Fassung, Pandemien oder Epidemien.
Die Kammer hat die Nichtoffentlichkeit, die sichere
Authentifizierung und die Méglichkeit zur ordnungs-
gemafen Stimmabgabe fiir alle geladenen Mitglie-
der sicherzustellen. Fur die Beschlussfassung gel-
ten im Ubrigen die gesetzlichen Bestimmungen,
insbesondere Uber die erforderlichen Mehrheiten
in Sitzungen. In der Einladung zur Sitzung ist der
Beschluss nach Satz 1 bekannt zu geben. Die Sat-
ze 1 bis 5 gelten fiir die Sitzungen des Vorstands
mit der MaRRgabe entsprechend, dass der Beschluss
nach Satz 1 durch den Prasidenten der Kammer zu
fassen ist. Weitere Einzelheiten kann die Kammer
durch die Hauptsatzung regeln.”

Die bisherigen Abséatze 4 bis 6 werden die Absat-
ze 5 bis 7.

18. § 26 wird wie folgt geandert:
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a) Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

"(2) Der Eintragungsausschuss entscheidet tiber

1. die Erlaubnis nach § 3 Abs. 1 Satz 2,

2. die Genehmigung nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
Buchst. a,

3. die Untersagung nach § 4 Abs. 1 Satz 2, Abs. 5
Satz 2 und § 15 Abs. 1 Satz 3 und

4. die Eintragung in sowie die Loschung aus den
Listen und Verzeichnissen der Kammer, ein-
schlieBlich der Auferlegung von Ausgleichs-
mafinahmen nach den §§ 5, 7 und 8 Abs. 4 und
der Bewertung des Berufspraktikums nach § 6
Abs. 4 Satz 3, soweit in diesem Gesetz nichts
anderes bestimmt ist.

Er ist zustandig fur

1. die Durchfiihrung und Bewertung der Priifung
nach § 6 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3,

2. das Verfahren nach § 10 Abs. 9,

3. die Entgegennahme von Anzeigen nach § 13
Abs. 2 Satz 1 und Abs. 5 Satz 1, § 15 Abs. 2
Satz 1 und Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 13
Abs. 5 Satz 1 und

4. die Erteilung derim Zusammenhang mit seinen
Aufgaben stehenden Bescheinigungen, insbe-
sondere der erfolgreichen Absolvierung eines
Berufspraktikums, sowie Auskinfte."

b) Absatz 6 Satz 4 erhalt folgende Fassung:

"§ 24 Abs. 3 Satz 4 und Abs. 5 gilt entsprechend."
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19.§ 29 Abs. 1 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

20.

"Natirliche Personen und Gesellschaften nach § 31
Abs. 1 sind in den sie betreffenden Angelegenheiten
verpflichtet, der Kammer auf Verlangen die zur Erfll-
lung ihrer gesetzlichen und satzungsgemafen Aufga-
ben erforderlichen Auskinfte zu erteilen.”

§ 31 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

f)

Der Uberschrift werden ein Komma und das Wort
"Auskunftsrecht" angefligt.

In Absatz 1 Satz 2 werden der Klammerzusatz
"(§8 9 und 10)" und der Klammerzusatz "(§ 15)"
gestrichen.

Absatz 2 Nr. 1 erhalt folgende Fassung:

"1. Familienname, Vor- und Geburtsnamen, akade-
mische Grade, Titel und Berufsbezeichnungen,"

Absatz 3 erhalt folgende Fassung:

"(3) Bei Eintragungen von Personen in eine der in
§ 21 Abs. 1 bis 3 und 8 genannten Listen und Ver-
zeichnisse sind die Angaben nach Absatz2 Nr. 1, 4
und 6 aufzunehmen."

Nach Absatz 3 wird folgender neue Absatz 4 ein-
geflgt:

"(4) Das Auswartigenverzeichnis enthalt Gber aus-

wartige Dienstleister Angaben nach Absatz 2 Nr. 1

und 4, die Anschrift der beruflichen Niederlassung

und des Ortes der tUberwiegenden beruflichen Ta-
tigkeit sowie daruiber hinaus folgende Angaben:

1. den Staat, in dem auswartige Dienstleister ihre
Berufsqualifikation erworben haben,

2. die Berufsbezeichnung des Niederlassungs-
staats oder die geschiitzte deutsche Berufsbe-
zeichnung 'Architekt' oder beide Berufsbezeich-
nungen in den Féllen des § 13 Abs. 6,

3. die Berufsbezeichnung des Niederlassungs-
staats oder die nach § 3 Abs. 1, 4 oder 5 ge-
schitzte deutsche Berufsbezeichnung oder bei-
de Berufsbezeichnungen in den Fallen des § 13
Abs. 7 und

4. gegebenenfalls Name, Anschrift und Versiche-
rungsnummer einer Berufshaftpflichtversiche-
rung mit den vereinbarten Versicherungssum-
men.

Eintragungen sowie deren Anderungen und L&-

schungen erfolgen unter Angabe der zustandigen

Stelle und des jeweiligen Datums. Angaben nach

Satz 1 hat die Kammer mit Ablauf eines Jahres nach

der vorubergehenden Eintragung nach § 13 Abs. 4

Satz 1 oder ihrer Verlangerung nach § 13 Abs. 5

Satz 2 zu I6schen."

Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und in der Ein-
leitung wird die Verweisung "§§ 9, 10 und 15 Abs. 3"
durch die Verweisung "§§ 9 und 15 Abs. 3" ersetzt.
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9)

Folgender neue Absatz 6 wird eingeflgt:

"(6) Jeder hat bei Darlegung eines berechtigten In-
teresses das Recht, von der Kammer Auskunft tber
Eintragungen nach den Abséatzen 3 bis 5 zu ver-
langen. Die Kammer darf die Eintragungen nach
Satz 1 zur Wahrung der berechtigten Interessen
Dritter an diese Ubermitteln, sofern kein Gberwie-
gendes schutzwurdiges Interesse der Betroffenen
am Unterbleiben der Auskunft besteht und soweit
die Betroffenen nicht widersprechen; die Betroffe-
nen sind rechtzeitig Gber die beabsichtigte Uber-
mittlung, die Art der zu Ubermittelnden Daten und
den Verwendungszweck in geeigneter Weise zu
unterrichten und auf die Widerspruchsmdglichkeit
hinzuweisen. Die Kammer darf die Eintragungen
nach Satz 1 auch veréffentlichen oder an Dritte zum
Zweck der Veréffentlichung Gbermitteln, wenn die
Betroffenen dazu ihre Einwilligung gegeben haben."

Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 7 und die Wor-
te "Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum
Schutz naturlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom
4.5.2016,S.1,L 314 vom 22.11.2016, S. 72, L 127
vom 25.3.2018, S. 2)" werden durch die Worte "Ver-
ordnung (EU) 216/679" ersetzt.

Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 8 und erhalt fol-
gende Fassung:

"(8) Durch MaRnahmen nach den Absatzen 1 bis 7
wird das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung sowie den Schutz der personenbezogenen
Daten (Artikel 2 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 1
Abs. 1 des Grundgesetzes, Artikel 6 der Verfassung
des Freistaats Thuringen) eingeschrankt.”

21. § 32 wird wie folgt geadndert:

36

a)

b)

Der Uberschrift werden ein Komma und die Worte
"berufliche Zusammenarbeit" angeflgt.

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa)ln Satz 1 Nr. 3 werden nach dem Wort "Archi-
tekten" ein Komma und die Worte "als freie oder
freischaffend eingetragene Innenarchitekten,
als freie oder freischaffend eingetragene Land-
schaftsarchitekten" eingefiigt.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.
Die Absatze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

"(3) Gesellschafter einer Berufsgesellschaft, die kei-
ne Kammermitglieder sind, haben bei ihrer Tatigkeit
fur die Berufsgesellschaft die in diesem Gesetz und
die in der Berufsordnung nach § 37 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 bestimmten Berufspflichten der kammeran-
gehorigen Gesellschafter dieser Berufsgesellschaft
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und der Berufsgesellschaft zu wahren; sie sind ins-
besondere verpflichtet, deren Unabhangigkeit nach
§ 3 Abs. 2 Satz 4 zu beachten. Kammerangehdrige
Gesellschafter einer Berufsgesellschaft dirfen ih-
rem Beruf nicht mit anderen Personen nachgehen,
wenn diese Personen in schwerwiegender Weise
oder wiederholt gegen Pflichten, die in diesem Ge-
setz oder in der Berufsordnung bestimmt sind, ver-
stolRen. Im Gesellschaftsvertrag ist der Ausschluss
von Gesellschaftern vorzusehen, die in schwerwie-
gender Weise oder wiederholt gegen Pflichten, die
in diesem Gesetz oder in der Berufsordnung be-

stimmt sind, verstol3en.

(4) Die Absatze 1 und 2 mit Ausnahme von Absatz 2
Nr. 10 gelten entsprechend fur Gesellschaften nach
§ 9, die eine Berufsbezeichnung nach § 3 Abs. 1
oder 5 fuhren. Berufsgesellschaften nach Satz 1
haben durch geeignete MalRnahmen sicherzustel-
len, dass berufsrechtliche VerstoR3e friihzeitig er-
kannt und abgestellt werden. Wenn der Berufs-
gesellschaft auch Personen angehdren, die keine
Kammermitglieder sind, ist durch geeignete gesell-
schaftsvertragliche Vereinbarungen sicherzustellen,
dass die Berufsgesellschaft fur die Erfullung der
Berufspflichten sorgen kann. Die personliche be-
rufsrechtliche Verantwortlichkeit der Gesellschaf-
ter, Organmitglieder und sonstigen Mitarbeiter der

Berufsgesellschaft bleibt unberihrt."

d) Folgende Abséatze 5 bis 7 werden angeflgt:

"(5) Fur auswartige Dienstleister und auswartige
Gesellschaften, die in das Auswartigenverzeich-
nis eingetragen sind und eine Berufsbezeichnung
nach § 3 Abs. 1 oder 5 fiihren, gelten entsprechend:

1. Absatz 1 Satz 1,

2. Absatz 2 Nr. 1, jedoch beschrankt auf die Ver-
pflichtung, bei der Berufsausiibung darauf zu
achten, dass die natirlichen Lebensgrundla-

gen nicht gefahrdet werden,
3. Absatz 2 Nr. 7 und

4. Absatz 2 Nr. 11, jedoch beschrankt auf die Ver-
pflichtung zur Erteilung von Auskiinften, die die
Kammer zur Erflillung der Aufsicht und zur Be-
arbeitung von Beschwerdeangelegenheiten be-

notigt.

(6) Die Ahndung der Verletzung von Berufspflich-

ten richtet sich nach den §§ 34 bis 36.

(7) Das Nahere regelt die Berufsordnung nach § 37

Abs. 1 Satz 1 Nr. 2."
22. Die §§ 33 bis 35 erhalten folgende Fassung:

II§ 33
Berufshaftpflichtversicherung,

Partnerschaftsgesellschaft, Haftungsbeschrankung

(1) Selbststandige Kammermitglieder miissen zur De-
ckung der sich aus der Wahrnehmung freiberuflicher
Berufsaufgaben nach § 1 ergebenden Haftpflichtgefah-
ren eine Berufshaftpflichtversicherung fiir die Dauer ih-
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rer Eintragung ohne Unterbrechung des Versicherungs-
schutzes aufrechterhalten; der Versicherungsschutz
muss mindestens fiinf Jahre Uber den Zeitpunkt der
Beendigung des Versicherungsvertrags hinausreichen.
Die Mindestversicherungssummen je Versicherungs-
fall betragen 1,5 Millionen Euro fiir Personenschaden
und 250.000 Euro fur Sach- und Vermdgensschaden.
Die Jahreshochstleistung des Versicherers fir alle in-
nerhalb eines Versicherungsjahres verursachten Scha-
den muss sich mindestens auf den zweifachen Betrag
der jeweiligen Mindestversicherungssumme belaufen.

(2) Berufsgesellschaften, mit Ausnahme solcher in der
Rechtsform einer Gesellschaft burgerlichen Rechts,
einer offenen Handelsgesellschaft oder einer Partner-
schaftsgesellschaft nach § 1 Abs. 1 PartGG, mussen
zur Deckung der sich aus der Wahrnehmung freibe-
ruflicher Berufsaufgaben nach § 1 ergebenden Haft-
pflichtgefahren eine Berufshaftpflichtversicherung fir
die Dauer ihrer Eintragung ohne Unterbrechung des
Versicherungsschutzes aufrechterhalten; der Versi-
cherungsschutz muss mindestens funf Jahre tGber den
Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsvertrages
hinausreichen. Die Mindestversicherungssummen je
Versicherungsfall betragen 1,5 Millionen Euro fur Per-
sonenschaden und 250.000 Euro fur Sach- und Ver-
mogensschaden. Die Jahreshdchstleistung des Ver-
sicherers fur alle innerhalb eines Versicherungsjahres
verursachten Schaden muss sich mindestens auf den
dreifachen Betrag der jeweiligen Mindestversicherungs-
summe belaufen.

(3) Partnerschaftsgesellschaften haften fur ihre Ver-
bindlichkeiten aus Schaden wegen fehlerhafter Berufs-
ausubung nur in Héhe des Gesellschaftsvermdgens,
wenn sie zu diesem Zweck eine Berufshaftpflichtversi-
cherung entsprechend Absatz 2 unterhalten.

(4) Die Partnerschaftsgesellschaft kann ihre Haftung
aus dem zwischen dem Auftraggeber und ihr beste-
henden Vertragsverhaltnis auf Ersatz eines fahrlassig
verursachten Schadens wegen fehlerhafter Berufsaus-
Ubung beschranken
1. durch schriftliche Vereinbarung im Einzelfall bis auf
den einfachen Betrag der Mindestversicherungs-
summe oder
2. durch vorformulierte Vertragsbedingungen fir Sach-
und Vermdgensschaden, die nicht grob fahrlassig
im Sinne des § 309 Nr. 7 Buchst. b des Burgerlichen
Gesetzbuchs in der Fassung vom 2. Januar 2002
(BGBI. | S. 42, 2909; 2003 | S. 738) in der jeweils
geltenden Fassung verursacht wurden, bis auf den
dreifachen Betrag der Mindestversicherungssum-
me, wenn insoweit Versicherungsschutz der Part-
nerschaftsgesellschaft besteht.
Fir die Partnerschaftsgesellschaft mit beschrankter Be-
rufshaftung nach Absatz 3 gelten die Mindestversiche-
rungssummen nach Absatz 2 Satz 2, fir die Ubrigen
Partnerschaftsgesellschaften gelten die Mindestver-
sicherungssummen nach Absatz 2 Satz 2 entspre-
chend. Die Partnerschaftsgesellschaft hat der Kam-
mer die Haftungsbeschrankung zur Eintragung in das
Gesellschaftsverzeichnis schriftlich oder elektronisch
mitzuteilen.
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(5) Partner einer Partnerschaftsgesellschaft mit be-
schrankter Berufshaftung nach Absatz 3, die aus-
schlief3lich fir die Partnerschaftsgesellschaft tatig sind,
genugen der Versicherungspflicht nach Absatz 1, wenn
die sich aus der Berufsausiibung ergebenden Haft-
pflichtgefahren durch die bei der Partnerschaftsge-
sellschaft mit beschrankter Berufshaftung bestehen-
de Versicherung gedeckt sind. Der entsprechende
Versicherungsschutz ist der Kammer durch eine Be-
statigung der Versicherung der Partnerschaftsgesell-
schaft nachzuweisen. Die Satze 1 und 2 gelten nicht,
wenn die Partner neben der Tatigkeit fur die Partner-
schaftsgesellschaft Vertragsverhaltnisse im eigenen
Namen eingehen.

(6) Das Bestehen eines Versicherungsschutzes kann
auch durch die Bescheinigung eines in einem anderen
Mitgliedstaat, anderen Vertragsstaat oder gleichgestell-
ten Staat niedergelassenen Kreditinstituts oder Versi-
cherungsunternehmens nachgewiesen werden, wenn
aus ihr hervorgeht, dass die Versicherung hinsichtlich
der Zweckbestimmung, des versicherten Risikos und
der vereinbarten Deckung im Wesentlichen mit einer
Versicherung nach den Abséatzen 1 bis 5 gleichwertig
ist. Besteht nur eine teilweise Gleichwertigkeit, sind die
nicht gedeckten Risiken abzusichern.

(7) Die Kammer erteilt Dritten zur Geltendmachung von
Schadensersatzanspriichen auf Antrag Auskunft tber
den Namen, die Adresse und die Versicherungsnum-
mer der Berufshaftpflichtversicherung des Kammer-
mitglieds, der Berufsgesellschaft und gegebenenfalls
des auswartigen Dienstleisters, soweit bei dem Kam-
mermitglied, der Berufsgesellschaft und dem auswarti-
gen Dienstleister kein Uberwiegendes Interesse an der
Nichtmitteilung der Auskunft besteht. Die Kammer ist
zustandige Stelle nach § 117 Abs. 2 Satz 1 des Ver-
sicherungsvertragsgesetzes (VVG) vom 23. Novem-
ber 2007 (BGBI. | S. 2631) in der jeweils geltenden
Fassung.

§34
Rigerecht des Vorstands, Ahndung einer
Pflichtverletzung

(1) Der Vorstand der Kammer kann die Verletzung von
Berufspflichten riigen, die in diesem Gesetz oder in
der Berufsordnung nach § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 be-
stimmt sind, wenn die Schuld gering ist und ein An-
trag auf Einleitung eines Ehrenverfahrens nicht erfor-
derlich erscheint. § 35 Abs. 1 Satz 2, Abs. 9 und 11
Satz 1 sowie § 36 Abs. 1 Satz 1 bis 3 und Abs. 2 gel-
ten entsprechend. Fur die Verjdhrung und deren Ru-
hen gilt § 35 Abs. 8 Satz 1 bis 4. Die erste Anhdrung
unterbricht die Verjahrung.

(2) Der Vorstand der Kammer darf eine Rlige nicht mehr
erteilen, wenn ein Ehrenverfahren gegen die betroffe-
ne Person eingeleitet ist.

(3) Bevor die Ruge erteilt wird, ist die betroffene Per-
son anzuhéren.
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(4) Der Bescheid, durch den das Verhalten der betrof-
fenen Person gerlgt wird, ist zu begriinden. Er ist mit
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und der
betroffenen Person zuzustellen. Eine Kopie des Be-
scheids ist der Aufsichtsbehérde schriftlich oder elek-
tronisch zu Ubermitteln.

(5) Gegen den Bescheid nach Absatz 4 Satz 1 und 2
kann die betroffene Person binnen eines Monats nach
Zustellung schriftlich oder elektronisch Einspruch bei
dem Vorstand der Kammer erheben. Der Vorstand der
Kammer entscheidet Uber den Einspruch; Absatz 4 gilt
entsprechend.

(6) Wird der Einspruch gegen den Bescheid nach Ab-
satz 4 Satz 1 und 2 zurickgewiesen, kann die betrof-
fene Person binnen eines Monats nach Zustellung
des zuruckweisenden Bescheids bei dem Ehrenaus-
schuss schriftlich oder elektronisch die Entscheidung
des Ehrenausschusses im Ehrenverfahren beantra-
gen. Der Einleitung eines Ehrenverfahrens steht nicht
entgegen, dass der Vorstand der Kammer der betroffe-
nen Person wegen desselben Verhaltens bereits eine
Ruge erteilt hat. Die Rige wird mit der Unanfechtbar-
keit einer Entscheidung des Ehrenausschusses, die
wegen desselben Verhaltens der betroffenen Person
ergeht, unwirksam.

(7) Fur Berufsgesellschaften finden die Absatze 1 bis 6
entsprechende Anwendung, wenn in den Fallen des
§ 35 Abs. 2 Satz 1 die Bedeutung der Pflichtverletzung
gering ist und ein Antrag auf Einleitung eines Ehrenver-
fahrens nicht erforderlich erscheint. § 35 Abs. 2 Satz 3
und § 36 Abs. 3 Satz 2 und 3 gelten entsprechend.

§35
Ehrenverfahren, Ahndung einer Pflichtverletzung

(1) Gegen natirliche Personen, die ihre Berufspflich-
ten schuldhaft verletzen, die in diesem Gesetz oder in
der Berufsordnung nach § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 be-
stimmt sind, werden MaRnahmen im Ehrenverfahren
durch den Ehrenausschuss verhangt. Ein aul3erhalb
des Berufs liegendes Verhalten, das eine rechtswidri-
ge Tat oder eine mit GeldbufRe bedrohte Handlung dar-
stellt, ist eine zu ahndende Pflichtverletzung, wenn es
nach den Umstanden des Einzelfalls in besonderem
Male geeignet ist, Achtung und Vertrauen in einer fir
die Ausibung der Berufstatigkeit bedeutsamen Weise
zu beeintrachtigen. Ausgeschlossen sind Ehrenverfah-
ren gegen Personen in einem 6ffentlichen Dienst-, An-
stellungs- oder Amtsverhaltnis und Personen, die als
Beliehene 6ffentliche Aufgaben wahrnehmen, hinsicht-
lich ihrer sich hieraus ergebenden Tatigkeit.

(2) Gegen eine Berufsgesellschaft werden MafRnah-

men im Ehrenverfahren durch den Ehrenausschuss

verhangt, wenn

1. eine Leitungsperson der Berufsgesellschaft schuld-
haft gegen Berufspflichten verstoRt, die in diesem
Gesetz oder in der Berufsordnung nach § 37 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 bestimmt sind, oder

2. eine Person, die nicht Leitungsperson ist, in Wahr-
nehmung der Angelegenheiten der Berufsgesell-
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schaft gegen Berufspflichten verstoRt, die in die-
sem Gesetz oder in der Berufsordnung nach § 37
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bestimmt sind, wenn die Pflicht-
verletzung durch angemessene organisatorische,
personelle oder technische MalRnahmen hatte ver-
hindert oder wesentlich erschwert werden kénnen.

Leitungspersonen einer Berufsgesellschaft sind

1. die Mitglieder eines vertretungsberechtigten Organs
einer juristischen Person,

2. die vertretungsberechtigten Gesellschafter einer
rechtsfahigen Personengesellschaft,

3. die Generalbevollmachtigten,

4. die Prokuristen und die Handlungsbevollmachtig-
ten, soweit sie eine leitende Stellung innehaben,
sowie

5. nichtin den Nummern 1 bis 4 genannte Personen,
die fur die Leitung der Berufsgesellschaft verant-
wortlich handeln, wozu auch die Uberwachung der
Geschéftsflihrung oder die sonstige Ausiibung von
Kontrollbefugnissen in leitender Stellung gehort.

Mafnahmen im Ehrenverfahren gegen eine natirliche

Person und gegen eine Berufsgesellschaft, der diese

angehort, kdnnen nebeneinander verhangt werden.

(3) Einen Antrag auf Einleitung eines Ehrenverfahrens

kdnnen stellen

1. dieinAbsatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 genann-
ten nattrlichen Personen und Berufsgesellschaften
gegen sich selbst,

2. der Vorstand der Kammer.

Wegen eines Verhaltens, das der Vorstand der Kam-

mer gerugt hat, kann ein Antrag nach Satz 1 Nr. 1 nicht

gestellt werden.

(4) MaBnahmen in einem Ehrenverfahren gegen eine

natlrliche Person sind

1. bei Kammermitgliedern die Verwarnung,

2. bei Kammermitgliedern der Verweis,

3. bei Kammermitgliedern die GeldbuRe mit einer
Héhe von bis zu dreiBigtausend Euro,

4. bei Kammermitgliedern die Aberkennung der Mit-
gliedschaftin Organen und Ausschiissen der Kam-
mer,

5. bei Kammermitgliedern die Aberkennung der mit
der Kammerangehdérigkeit verbundenen Wahlbe-
rechtigung und der Wahlbarkeit zu den Organen
und Ausschissen der Kammer,

6. bei Pflichtmitgliedern einer Kammer die L6schung
der Eintragung in den in § 21 Abs. 2 und 3 genann-
ten Listen,

7. bei freiwilligen Mitgliedern einer Kammer die L6-
schung der Eintragung im Mitgliederverzeichnis,

8. bei auswartigen Dienstleistern
a) die GeldbufRe mit einer Hohe von bis zu drei-

Rigtausend Euro,

b) die Untersagung, in Thiringen die geschitzte
deutsche Berufsbezeichnung 'Architekt' nach
§ 13 Abs. 6 Satz 4 zu flhren,

c) die Ldschung einernach § 13 Abs. 7 Satz2 Nr. 1
bis 3 im Auswartigenverzeichnis eingetragenen
geschutzten deutschen Berufsbezeichnung.

Auf eine MalRnahme nach Satz 1 Nr. 4 bis 8 darf nur

erkannt werden, wenn Berufspflichten in erheblichem

Mafie verletzt wurden. Die Voraussetzung nach Satz 2

ist insbesondere dann erfiillt, wenn auswartige Dienst-
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leister entgegen § 13 Abs. 6 Satz 4 und Abs. 7 beharr-
lich eine unrichtige Berufsbezeichnung fiihren. Bei
Kammermitgliedern kénnen die in Satz 1 Nr. 2 bis 5 auf-
gefiihrten MaRnahmen nebeneinander verhangt wer-
den. Eine MaRnahme nach Satz 1 Nr. 5 schlieRt die
Folgen einer MalRnahme nach Satz 1 Nr. 4 in sich ein.
In den Fallen des Satzes 1 Nr. 4 bis 7 und 8 Buchst. b
und c bestimmt der Ehrenausschuss zugleich einen
Zeitraum von mindestens einem und héchstens funf
Jahren, innerhalb dessen die Folgen seiner Entschei-
dung fortbestehen. GeldbuRen flieRen dem Haushalt
der Kammer zu.

(5) MaRnahmen in einem Ehrenverfahren gegen eine

Berufsgesellschaft sind

1. bei Gesellschaften nach § 9 Abs. 1 und 6 die Ver-
warnung,

2. bei Gesellschaften nach § 9 Abs. 1 und 6 der Ver-
weis,

3. bei Gesellschaften nach § 9 Abs. 1 und 6 die Geld-
bufRe in Héhe von bis zu sechzigtausend Euro,

4. bei Gesellschaften nach § 9 Abs. 1 die Ldschung
der Eintragung im Gesellschaftsverzeichnis,

5. bei Gesellschaften nach § 9 Abs. 6 die Untersa-
gung, in Thiringen eine nach § 3 Abs. 1 oder 5 ge-
schutzte Berufsbezeichnung zu fuhren,

6. bei auswartigen Gesellschaften
a) die GeldbufRe in Héhe von bis zu sechzigtau-

send Euro,

b) die Untersagung, in Thiringen eine Berufsbe-
zeichnung nach § 3 Abs. 1 oder 5 zu flhren,
verbunden mit der Léschung der Eintragung im
Auswartigenverzeichnis.

Auf eine Mallnahme nach Satz 1 Nr. 4 bis 6 darf nur

erkannt werden, wenn Berufspflichten in erheblichem

Male verletzt wurden. Die Voraussetzung nach Satz 2

istinsbesondere dann erfullt, wenn auswartige Gesell-

schaften entgegen § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 be-
harrlich eine unrichtige Berufsbezeichnung fiihren. Die
in Satz 1 Nr. 2 und 3 aufgefihrten MalRnahmen kén-
nen nebeneinander verhangt werden. In den Féllen
des Satzes 1 Nr. 4, 5 und 6 Buchst. b bestimmt der

Ehrenausschuss zugleich einen Zeitraum von mindes-

tens einem und hochstens fiinf Jahren, innerhalb des-

sen die Folgen seiner Entscheidung fortbestehen. Ab-
satz 4 Satz 7 gilt entsprechend.

(6) Bei der Festlegung der Art und der Héhe der Mal3-
nahme hat der Ehrenausschuss alle relevanten Um-
stande zu bericksichtigen. Dazu gehdren insbesondere
die Art, die Schwere und die Dauer der Pflichtverlet-
zung, die Verantwortung der betroffenen Person oder
Berufsgesellschaft fiir die Pflichtverletzung, die Hohe
etwaiger durch die Pflichtverletzung erzielter Mehrer-
I6se oder verhinderter Verluste und die Finanzkraft der
betroffenen Person oder Berufsgesellschaft. Zu Guns-
ten der betroffenen Person oder Berufsgesellschaft ist
zudem zu bericksichtigen, wenn sie an der Aufklarung
der Pflichtverletzung mitgewirkt hat.

(7) Bevor MaRRnahmen verhangt werden, ist die betrof-
fene Person oder Berufsgesellschaft anzuhéren. Der
Bescheid, durch den MaRnahmen verhangt werden,
ist zu begriinden. Er ist mit einer Rechtsbehelfsbe-
lehrung zu versehen und der betroffenen Person oder
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Berufsgesellschaft zuzustellen. Eine Kopie des Be-
scheids ist der Aufsichtsbehodrde schriftlich oder elek-
tronisch zu Ubermitteln.

(8) Die Verfolgung einer Pflichtverletzung verjahrt nach
funf Jahren. Die Verjdhrung beginnt, sobald die Tat
beendet ist. Fir das Ruhen der Verjahrung gilt § 78b
Abs. 1 bis 3 StGB entsprechend. Die Verjahrung ruht
zudem fir die Dauer

1. eines wegen desselben Verhaltens eingeleiteten

Straf- oder BuRRgeldverfahrens oder

2. einerAussetzung des Verfahrens nach § 36 Abs. 2.
Fur die Unterbrechung der Verjahrung gilt § 78c Abs. 1
bis 4 StGB entsprechend.

(9) Von einer Ahndung durch den Ehrenausschuss ist

abzusehen, wenn

1. durch ein Gericht oder eine Behorde wegen des-
selben Verhaltens bereits eine Strafe, eine Geld-
bule nach dem Gesetz Gber Ordnungswidrigkei-
ten (OWIiG) in der Fassung vom 19. Februar 1987
(BGBI. | S. 602) in der jeweils geltenden Fassung
oder eine berufsaufsichtliche Mafinahme verhangt
worden ist oder

2. das Verhalten nach § 153a Abs. 1 Satz 5, auch in
Verbindung mit Abs. 2 Satz 2 StPO nicht mehr als
Vergehen verfolgt werden kann.

Satz 1 gilt nicht, wenn eine Malinahme durch den Eh-

renausschuss zusatzlich erforderlich ist, um die betrof-

fene Person oder Berufsgesellschaft zur Erfillung ih-

rer Berufspflichten anzuhalten.

(10) Die Verwarnung und der Verweis gelten mit Ein-
tritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung des Ehren-
ausschusses als vollstreckt. Zum gleichen Zeitpunkt
werden Mafinahmen nach Absatz 4 Satz 1 Nr. 4 bis 7
und 8 Buchst. b und c sowie Absatz 5 Satz 1 Nr. 4, 5
und 6 Buchst. b wirksam. Fir die Vollstreckung der
Geldbuf3e nach Absatz 4 Satz 1 Nr. 3 und 8 Buchst. a
sowie Absatz 5 Satz 1 Nr. 3 und 6 Buchst. a gilt § 38
Abs. 5 entsprechend.

(11) Alle personenbezogenen Daten zu einem Ehren-
verfahren sind nach Ablauf von sieben Jahren zu 16-
schen. Sie dirfen bei weiteren MaRnahmen nach Ab-
satz 4 oder 5 nicht berlcksichtigt werden, wenn sich
die betroffene Person innerhalb dieses Zeitraums kei-
ner weiteren Berufspflichtverletzung schuldig gemacht
hat. Die Frist beginnt mit dem Tag, an dem die Entschei-
dung des Ehrenausschusses unanfechtbar geworden
ist oder nach dem zeitlichen Ablauf der Vollstreckung
oder der erkannten MalRnahme. Die Satze 1 bis 3 gel-
ten fur Berufsgesellschaften entsprechend.”

Nach § 35 wird folgender neue § 36 eingeflgt:

Il§ 36
Besondere Bestimmungen zur Durchfihrung des
Ehrenverfahrens

(1) Ist gegen eine natirliche Person oder Berufsge-
sellschaft, die einer Verletzung ihrer Berufspflichten
beschuldigt wird, wegen desselben Verhaltens die 6f-
fentliche Klage im Strafverfahren erhoben oder ein
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BuRgeldbescheid erlassen, kann gegen sie ein Eh-
renverfahren zwar eingeleitet, muss aber bis zur Be-
endigung des Straf- oder BuRgeldverfahrens ausge-
setzt werden. Ein bereits eingeleitetes Ehrenverfahren
muss ausgesetzt werden, wenn wahrend seines Laufs
die offentliche Klage im Strafverfahren erhoben oder
ein BuRgeldbescheid erlassen wird. In den Fallen ei-
nes Freispruchs im gerichtlichen Verfahren wegen ei-
ner Straftat oder Ordnungswidrigkeit kann wegen der
Tatsachen, die Gegenstand der gerichtlichen Entschei-
dung waren, ein Ehrenverfahren nur dann eingeleitet
oder fortgesetzt werden, wenn diese Tatsachen, ohne
den Tatbestand einer Straf- oder BuRgeldbestimmung
zu erfillen, eine Verletzung der Berufspflichten enthal-
ten. Fur die Entscheidung im Ehrenverfahren sind die
tatsachlichen Feststellungen des Urteils im Straf- oder
BuRgeldverfahren bindend, auf denen die Entschei-
dung des Gerichts beruht.

(2) Das Ehrenverfahren kann ausgesetzt werden, wenn
in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren
Uber eine Frage zu entscheiden ist, deren Beurteilung
fur die Entscheidung im Ehrenverfahren von wesentli-
cher Bedeutung ist.

(3) Das Ehrenverfahren gegen eine Leitungsperson
und das Ehrenverfahren gegen eine Berufsgesellschaft
kénnen miteinander verbunden werden. Von MafRRnah-
men im Ehrenverfahren gegen eine Berufsgesellschaft
kann abgesehen werden, wenn sie unter Berticksichti-
gung aller Umstande des Einzelfalls, insbesondere der
Art der Pflichtverletzung, deren Haufigkeit und Gleich-
formigkeit und des Schwerpunkts der Vorwerfbarkeit,
neben der Verhangung einer Mallnahme im Ehren-
verfahren gegen die Leitungsperson nicht erforder-
lich erscheinen. Im Ubrigen gelten fiir das Ehrenver-
fahren gegen Berufsgesellschaften die §§ 113b, 118d
und 118f der Bundesrechtsanwaltsordnung vom 1. Au-
gust 1959 (BGBI. | S. 565) in der jeweils geltenden Fas-
sung entsprechend.”

24. Der bisherige § 36 wird § 37 und wie folgt geandert:

44

a)

Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:

aa)In Nummer 13 wird das Wort "berufspraktische"
durch das Wort "praktische" und das Wort "be-
rufspraktischen" durch das Wort "praktischen"
ersetzt.

bb) In Nummer 14 wird nach dem Wort "Ausgleichs-
malnahmen" der Klammerzusatz "(Ordnung
Uber AusgleichsmalRnahmen)" eingeflgt.

In Absatz 4 Nr. 3 werden die Worte "durch einen
oder mehrere Wirtschaftsprifer oder vereidigte
Buchprifer" gestrichen.

Nach Absatz 5 wird folgender neue Absatz 6 ein-
gefugt:

"(6) Die Ordnung Uber Ausgleichsmalinahmen re-

gelt insbesondere

1. die Festlegung von allgemeinen Verfahrensre-
gelungen, insbesondere
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a) Anforderungen an die Antragstellung,

b) Fristen und Anforderungen an die Ladung,
c) die Moglichkeit eines Nachteilsausgleichs

fir Menschen mit Behinderungen,

d) Dokumentationspflichten und Aufbewah-

rungsfristen sowie

e) Folgen von Versaumnis, Rucktritt und Tau-

schungshandlungen,
2. zu Anpassungslehrgangen

a) Anforderungen an die Berufsqualifikation ei-
ner berufsangehdrigen Person, unter deren
Verantwortung (Lehrgangsleitung) der An-

passungslehrgang zu absolvieren ist,

b) die Festlegung der Rechtsstellung der Teil-

nehmer am Anpassungslehrgang,

c) die Festlegung von Rechten und Pflichten
sowohl der Lehrgangsleitung als auch der
Teilnehmer am Anpassungslehrgang, sofern
sich diese nicht unmittelbar aus der Rechts-

stellung nach Buchstabe b ergeben,

d) die Festlegung von Kriterien fur die Erbrin-
gung von Nachweisen wahrend des Anpas-
sungslehrgangs einschlieBlich einer in die-
sem Rahmen erforderlichen theoretischen

Zusatzausbildung,

e) Bestimmungen zum Umgang mit Fehlzeiten
und diesbezlgliche Mitteilungspflichten,

f) Bestimmungen zum Verfahren der abschlie-
Renden Feststellung der erfolgreichen Ab-
solvierung des Anpassungslehrgangs und
die Festlegung von Bewertungskriterien so-

wie
g) Wiederholungsmdglichkeiten und
3. zu Eignungsprifungen

a) die Art der Prifung (schriftlich, mindlich)

und deren Umfang,
b) das Verzeichnis der Sachgebiete,
c) Wiederholungsmdglichkeiten,

d) die Einbeziehung von externen Fachkundi-

gen und

e) die Festlegung von Bewertungskriterien."

d) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7.

e) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8 und in Satz 1
wird die Verweisung "Absatz 6 Satz 1" durch die

Verweisung "Absatz 7 Satz 1" ersetzt.

f) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 9 und wie folgt

geandert:

aa)ln Satz 1 werden die Verweisung "Absatz 7
Satz 4" durch die Verweisung "Absatz 8 Satz 4"
und die Verweisung "Absatzes 6 Satz 1" durch
die Verweisung "Absatzes 7 Satz 1" ersetzt.

bb)In Satz 2 wird die Verweisung "Absatz 6 Satz 1"
durch die Verweisung "Absatz 7 Satz 1" ersetzt.

cc)In Satz 3 wird die Verweisung "Abséatzen 6
und 7" durch die Verweisung "Abséatzen 7 und 8"

ersetzt.
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g) Der bisherige Absatz 9 wird Absatz 10 und in Satz 1
wird die Verweisung "Absatz 8 Satz 1" durch die
Verweisung "Absatz 9 Satz 1" ersetzt.

h) Der bisherige Absatz 10 wird Absatz 11.

i) Der bisherige Absatz 11 wird Absatz 12 und erhalt
folgende Fassung:

"(12) Die Kammer hat nach dem Inkrafttreten ei-
ner Satzung nach Absatz 7 Satz 1 ihre Uber-
einstimmung mit den Vorgaben der Richtlinie
(EU) 2018/958 zu iberwachen und bei einer An-
derung der tatsachlichen Umstande oder rechtli-
chen Rahmenbedingungen zu priifen, ob die Sat-
zung anzupassen ist. Das Erfillen der in Satz 1
geregelten Verpflichtung ist durch die Aufsichtsbe-
hérde im Rahmen der Rechtsaufsicht zu iberpri-
fen; hierzu hat die Kammer der Aufsichtsbehorde
fur jedes Kalenderjahr einen Priifbericht bis spates-
tens zum 31. Marz des Folgejahres schriftlich oder
elektronisch zu Gbermitteln. Den jeweiligen Prif-
berichten nach Satz 2 Halbsatz 2 sind als Anlage
alle bei der Kammer eingegangenen Stellungnah-
men beizufligen, bei denen eine Relevanz fiur die
Prifung der VerhaltnismaRigkeit nach der Richtli-
nie (EU) 2018/958 nicht ausgeschlossen werden
kann. Die Aufsichtsbehorde stellt sicher, dass die
Griinde, nach denen die Satzung als gerechtfertigt,
notwendig und verhaltnismanig beurteilt wurde und
die der Europaischen Kommission nach Artikel 59
Abs. 5 der Richtlinie 2005/36/EG mitzuteilen sind,
in die in Artikel 59 Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/
EG genannte Datenbank fur reglementierte Beru-
fe eingegeben werden. Darliber hinaus nimmt die
Aufsichtsbehoérde die zu den Eintragungen vorge-
brachten Stellungnahmen anderer Mitgliedstaaten,
Vertragsstaaten und gleichgestellter Staaten sowie
interessierter Kreise entgegen."

j) Derbisherige Absatz 12 wird Absatz 13 und die Ver-
weisung "Absatze 6 bis 11" wird durch die Verwei-
sung "Absétze 7 bis 12" ersetzt.

Der bisherige § 37 wird § 38 und die Absatze 1 und 2
erhalten folgende Fassung:

"(1) Fur das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen
der Kammer finden die Bestimmungen des Teils VI der
Thiringer Landeshaushaltsordnung (ThirLHO) in der
Fassung vom 19. September 2000 (GVBI. S. 282) in der
jeweils geltenden Fassung Anwendung; ausgenommen
hiervon sind die §§ 108 und 109 Abs. 3 Satz 1 und 2
Halbsatz 2 ThirLHO. Die Kammer hat fiir jedes Haus-
haltsjahr einen Haushaltsplan aufzustellen, der durch
die Haushaltssatzung festgestellt wird, und eine Haus-
haltsrechnung zu erstellen. Fir die Aufstellung und Aus-
fuhrung des Haushaltsplans gelten die Grundsatze der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Die Haushaltsrech-
nung muss den Prifvermerk eines Wirtschaftspriifers
aufweisen, mit dem bestatigt wird, dass die Rechnung
den rechtlichen Vorgaben entspricht. Der Prifvermerk
soll sich auch auf die Buchfiihrung und die Haushalts-
und Wirtschaftsfihrung der Kammer erstrecken. Die



Thuringer Landtag - 7. Wahlperiode

Drucksache 719640

26.

geprifte Haushaltsrechnung ist der Aufsichtsbehdrde
vor der Entlastung nach § 24 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 vor-
zulegen. Uber die Erledigung der Priifungsbemerkun-
gen ist der Aufsichtsbehorde schriftlich oder elektro-
nisch zu berichten.

(2) Die Kammer ist berechtigt, abweichend von den Be-
stimmungen der Thiringer Landeshaushaltsordnung
einen Wirtschaftsplan aufzustellen, die Blcher nach
den Regeln der kaufmannischen Buchfihrung zu fuh-
ren und einen Jahresabschluss sowie einen Lagebe-
richt nach handelsrechtlichen Grundsatzen zu erstellen;
die Entscheidung daruber trifft der Vorstand der Kam-
mer. Der Wirtschaftsplan der Kammer, die Festsetzung
der Beitrdge und die Entlastung des Vorstands durch
die Vertreterversammlung bedurfen nicht der Geneh-
migung der Aufsichtsbehérde. Im Ubrigen gelten Ab-
satz 1 Satz 2 bis 7 sowie § 4 Satz 1, § 7 Abs. 2 bis 5,
die §§ 9, 24 und 109 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 und die
Bestimmungen des Teils Il der Thiringer Landeshaus-
haltsordnung entsprechend mit Ausnahme der §§ 38
und 45 sowie der Bestimmungen der Thiringer Lan-
deshaushaltsordnung, die eine Buchung nach Einnah-
men und Ausgaben voraussetzen. Naheres regelt die
Kammer durch die Haushalts- und Kassenordnung
nach § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und Abs. 4."

Der bisherige § 38 wird § 39 und wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhalt folgende Fassung:

"(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder

fahrlassig

1. entgegen § 3 Abs. 1, 5 und 8 unbefugt die Be-
rufsbezeichnung 'Architekt’, 'Innenarchitekt’,
'‘Landschaftsarchitekt’, 'Stadtplaner' oder 'Be-
ratender Ingenieur' fihrt,

2. entgegen § 3 Abs. 2 unbefugt den Zusatz 'frei’
oder 'freischaffend' flhrt,

3. entgegen § 3 Abs. 6 eine Bezeichnung, die ei-
ner Berufsbezeichnung nach Nummer 1 dhnlich
ist, oder eine Wortverbindung mit einer Berufs-
bezeichnung nach Nummer 1 oder einer ahnli-
chen Bezeichnung verwendet,

4. einer vollziehbaren Untersagungsverfiigung
nach § 4 Abs. 1 Satz 2, gegebenenfalls in ent-
sprechender Anwendung nach Abs. 5 Satz 2
und § 15 Abs. 1 Satz 3, sowie nach § 35 Abs. 4
Satz 1 Nr. 8 Buchst. b oder Abs. 5 Satz 1 Nr. 5
und 6 Buchst. b zuwiderhandelt,

5. entgegen § 13 Abs. 2 Satz 1 oder 2 oder § 15
Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 die dort genannte An-
zeige nicht, nicht rechtzeitig, nicht richtig oder
nicht vollstandig erstattet oder

6. entgegen § 13 Abs. 5 Satz 1, gegebenenfalls in
Verbindung mit § 15 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2,
eine dort genannte Anzeige nicht, nicht recht-
zeitig, nicht richtig oder nicht vollstadndig wieder-
holt."

b) Absatz 3 erhalt folgende Fassung:

"(3) Zustandige Verwaltungsbehoérde im Sinne des
§ 36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist
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1. die Architektenkammer Thiringen fir
a) die Tatbestédnde des Absatzes 1 Nr. 1 bis 4
hinsichtlich der Berufsbezeichnungen nach
§ 3Abs. 1und
b) die Tatbestande des Absatzes 1 Nr. 5und 6
fur die voriibergehende und gelegentliche
Erbringung von Dienstleistungen durch aus-
wartige Dienstleister nach § 1 Abs. 1 bis 4,
2. die Ingenieurkammer Thuringen fiir
a) die Tatbestande des Absatzes 1 Nr. 1, 3
und 4 hinsichtlich der Berufsbezeichnun-
gen nach § 3 Abs. 4 und 5 und
b) die Tatbestande des Absatzes 1 Nr. 5und 6
fur die voriibergehende und gelegentliche
Erbringung von Dienstleistungen durch aus-
wartige Dienstleister nach § 1 Abs. 5und 6."

c) In Absatz 4 Satz 3 werden das Wort "Vorschrif-
ten" durch das Wort "Bestimmungen" und die
Verweisung "§ 37 Abs. 5" durch die Verweisung
"§ 38 Abs. 5" ersetzt.

Der bisherige § 39 wird § 40 und Satz 1 wird wie folgt
geandert:

a) Nummer 1 erhalt folgende Fassung:

"1. Uber ndhere Anforderungen an die zur Flhrung
der Berufsbezeichnungen nach § 3 Abs. 1 und 4
berechtigenden Studiengange nach § 4 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 und § 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, insbe-
sondere im Hinblick auf Studieninhalte, deren
Anteile an der erforderlichen Mindeststudien-
dauer, die zu erwerbenden Kenntnisse, Fahig-
keiten und Kompetenzen sowie Mindestanteile
der Lehrveranstaltungen in Prasenzform,"

b) In Nummer 3 wird der Klammerzusatz "(§ 35)" durch
die Angabe "nach den §§ 35 und 36" ersetzt.

c) In Nummer 7 wird die Angabe "oder gemeinsa-
mer Ausbildungsprufungen nach Artikel 49a und"
durch die Angabe "nach Artikel 49a der Richtlinie
2005/36/EG oder gemeinsamer Ausbildungspri-
fungen nach" ersetzt.

Die bisherigen §§ 40 bis 42 werden die §§ 41 bis 43
und erhalten folgende Fassung:

"§ 41
Statistik

Uber Verfahren nach diesem Gesetz, welche die Fest-
stellung der Gleichwertigkeit auslandischer Berufsquali-
fikationen beinhalten, wird durch die Kammer eine Lan-
desstatistik gefiihrt. § 16 ThirBQFG gilt entsprechend.

§42
Ubergangsbestimmungen

(1) Am ... [einsetzen: Datum des Tages vor dem Tag
des Inkrafttretens dieses Gesetzes] bestehende Eintra-
gungen in eine Liste oder ein Verzeichnis der Kammer
und ein damit gegebenenfalls verbundenes Recht zur
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Fihrung der Berufsbezeichnung 'Architekt’, 'Innenar-
chitekt', 'Landschaftsarchitekt', 'Stadtplaner' oder 'Bera-
tender Ingenieur' und des Zusatzes 'frei' oder 'freischaf-
fend' bestehen fort. Sie kénnen nach MafRgabe dieses
Gesetzes oder einer Anderung dieses Gesetzes den
jeweils geltenden Bestimmungen entsprechend gean-
dert oder aufgehoben werden.

(2) Eine am ... [einsetzen: Datum des Tages vor dem
Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes]in das Gesell-
schaftsverzeichnis der Kammer eingetragene Gesell-
schaft hat, soweit erforderlich, spatestens bis zum Ab-
lauf des ... [einsetzen: Datum des ersten Tages des
dritten auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes folgen-
den Kalendermonats]

1. den Gesellschaftsvertrag oder die Satzung an die
Anforderungen des § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Abs. 3
Satz 1 Nr. 3und Abs. 4 Satz 1 sowie des § 32 Abs. 3
Satz 3 und Abs. 4 Satz 3 in der ab dem ... [einset-
zen: Datum des Tages des Inkrafttretens dieses
Gesetzes] geltenden Fassung und

2. die Berufshaftpflichtversicherung an die Anforde-
rungen des § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Abs. 3 Satz 1
Nr. 2 jeweils auch in Verbindung mit Abs. 4 Satz 2,
in der ab dem ... [einsetzen: Datum des Tages des
Inkrafttretens dieses Gesetzes] geltenden Fassung

anzupassen. Satz 1 Nr. 2 gilt fir selbststandige Kam-

mermitglieder mit der MalRgabe entsprechend, dass
die Berufshaftpflichtversicherung an die Anforderun-
gen des § 33 Abs. 1 anzupassen ist.

(3) Bis zum Ablauf des ... [einsetzen: Datum des Ta-
ges vor dem Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes]
férmlich eingeleitete Genehmigungs-, Eintragungs-,
Schlichtungs- und Ehrenverfahren werden unbescha-
det des Absatzes 2 nach den Bestimmungen dieses
Gesetzesinderam ... [einsetzen: Datum des Tages vor
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes] geltenden Fassung
abgeschlossen. Auf diese Verfahren sind die Bestim-
mungen dieses Gesetzes in der ab dem ... [einsetzen:
Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] geltenden
Fassung insoweit anzuwenden, als sie fiir die betroffe-
ne Person oder Gesellschaft eine glinstigere Regelung
enthalten als die vorherigen Bestimmungen.

(4) Die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes oder ei-
ner Anderung dieses Gesetzes gewahlten Mitglieder
der Organe und Ausschusse der Kammer bleiben bis
zum Ablauf ihrer jeweiligen Amtsperiode nach den je-
weils vor Inkrafttreten dieses Gesetzes oder der jeweili-
gen Anderung dieses Gesetzes geltenden Bestimmun-
gen dieses Gesetzes im Amt.

(5) Satzungen der Kammer sind innerhalb von zwei
Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes oder
einer Anderung dieses Gesetzes den jeweils ab dem
Inkrafttreten dieses Gesetzes oder der jeweiligen Ande-
rung dieses Gesetzes geltenden Bestimmungen dieses
Gesetzes entsprechend zu erlassen oder anzupassen.

§ 43
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Ge-
setz gelten jeweils fir alle Geschlechter."
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29. Der bisherige § 43 wird § 44.

30. Die Inhaltsiibersicht wird den vorstehenden Anderun-
gen angepasst.

31. Die Anlage wird wie folgt geandert:
a) Der Klammerzusatz "(zu § 36 Abs. 6 Satz 2)" wird

durch den Klammerzusatz "(zu § 37 Abs. 7 Satz 2)"
ersetzt.

b) Nummer 2.3. wird wie folgt geandert:
aa)Folgender Satz wird vorangestellt:
"Fir die Zwecke nach Nummer 2.1 Buchst. f
sind die Auswirkungen der neuen oder geénder-
ten Satzungsvorschrift, wenn sie mit einer oder
mehreren Anforderungen kombiniert wird, zu
prufen, wobei zu beriicksichtigen ist, dass die-
se Auswirkungen sowohl positiv als auch nega-
tiv sein kdnnen."

bb)Die Einleitung des bisherigen Satzes 1 erhalt
folgende Fassung:

"Folgende Anforderungen sind bei der Prifung
nach Satz 1 insbesondere zu beriicksichtigen:"

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkiindung in Kraft.
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Begriindung:
A. Allgemeines

Das Berufsrecht der Architekten, Innenarchitekten, Landschaftsarchitek-
ten, Stadtplaner, Ingenieure und Beratenden Ingenieure ist in den letzten
Jahren bundesweit zunehmend in den Fokus der Europaischen Kommis-
sion gerlckt und zum Gegenstand mehrerer Vertragsverletzungsverfah-
ren geworden. In diesem Kontext wurden bereits in der Vergangenheit
von der Europaischen Kommission angemahnte Umsetzungsdefizite hin-
sichtlich der Richtlinie 2005/36/EG des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 7. September 2005 Uber die Anerkennung von Berufs-
qualifikationen (ABI. L 255 vom 30.9.2005, S. 22; L 271 vom 16.10.2007,
S. 18; L 93 vom 4.4.2008, S. 28; L 33 vom 3.2.2009, S. 49; L 305 vom
24.10.2014,S.115; L 177 vom 8.7.2015, S. 60; L 268 vom 15.10.2015,
S. 35; L 95 vom 9.4.2016, S. 20) und der Richtlinie (EU) 2018/958 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 28. Juni 2018 Uber eine
VerhaltnismaRigkeitsprifung vor Erlass neuer Berufsreglementierungen
(ABI. L 173 vom 9.7.2018, S. 25) jeweils in der jeweils geltenden Fas-
sung auch im Thuringer Architekten- und Ingenieurkammergesetz vom
14. Dezember 2016 (GVBI. S. 529) in der jeweils geltenden Fassung be-
seitigt. In anderen Fallen wurden Hinweise der Europaischen Kommis-
sion zumindest aus Klarstellungsgriinden und ohne Anerkennung einer
Rechtspflicht beriicksichtigt. Die genannten Anderungsgriinde sind aus-
schlaggebend auch fiir Anpassungen des Thuringer Architekten- und In-
genieurkammergesetzes durch dieses Anderungsgesetz.

Ungeachtet dieser rechtlichen Bedingungen in der Europaischen Uni-
on gibt aktuell auch die Gesetzgebung des Bundes Anlass fiir Anderun-
gen des Thuringer Architekten- und Ingenieurkammergesetzes. Eines
umfangreichen Vergleichs zwischen den Berufsgruppen der Rechtsan-
walte einerseits und denen des Thiringer Architekten- und Ingenieur-
kammergesetzes andererseits bedarf es nicht, um grundsatzliche be-
rufsrechtliche Fragestellungen, die der Bundesgesetzgeber mit Artikel 1
des Gesetzes zur Neuregelung des Berufsrechts der anwaltlichen und
steuerberatenden Berufsausiibungsgesellschaften sowie zur Anderung
weiterer Vorschriften im Bereich der rechtsberatenden Berufe vom 7. Juli
2021 (BGBI. | S. 2363) einer Lésung zugeflhrt hat, in das Berufsrecht
des Thuringer Architekten- und Ingenieurkammergesetzes zu rezipie-
ren. Hervorzuheben ist hier insbesondere die Definition der "Leitungs-
person" einschliellich der daraus resultierenden Konsequenzen im Eh-
renverfahren gegen eine Gesellschaft.

Dartber hinaus wird in § 2 Abs. 3 Satz 3 von der ab 1. Januar 2024 be-
stehenden Méglichkeit der Offnung der Personenhandelsgesellschaf-
ten zum Zweck der gemeinsamen Ausubung freier Berufe Gebrauch
gemacht, die durch die Anderung des § 107 Abs. 1 Satz 2 des Handels-
gesetzbuchs vom 10. Mai 1897 (RGBI. S. 219) in der jeweils geltenden
Fassung durch Artikel 51 Nr. 3 des Personengesellschaftsrechtsmoder-
nisierungsgesetzes (MoPeG) vom 10. August 2021 (BGBI. | S. 3436) er-
offnet wird. Damit steht den Berufsangehdrigen zukiinftig eine groRere
Auswahl zuldssiger Gesellschaftsformen zur Verfiigung.

Die bereits mit Blick auf die Umsetzung europarechtlicher und die An-
derung bundesrechtlicher Vorschriften gebotene Novellierung des Thi-
ringer Architekten- und Ingenieurkammergesetzes gibt dartiber hinaus
die Mdglichkeit, die aus dem bisherigen Gesetzesvollzug gewonnenen
Erfahrungen und Erkenntnisse zu bericksichtigen und das Berufsrecht
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weiter zu modernisieren. Damit wird einem grundsatzlichen Anliegen
des Landesgesetzgebers entsprochen.

Im Einzelnen handelt es sich insbesondere um folgende Neuregelungen:

1. Regelung berufsrechtlich zuldssiger Gesellschaftsformen in § 2
Abs. 3,

2. Regelung von AusgleichsmalRnahmen flr antragstellende Personen
in § 8 Abs. 4,

3. Aufgabe der Kapitalmehrheitserfordernisse fir berufsangehdrige Ge-
sellschafter auf der Beteiligungsebene in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 und
in § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchst. b, Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 Buchst. b
und Abs. 4 Satz 1 Nr. 2,

4. Regelung des vereinfachten Formerfordernisses der schriftlichen oder
elektronischen Antragstellung in § 10 Abs. 4 Satz 1,

5. EinfGhrung eines Rechtsanspruchs auf isolierte Feststellung der
Gleichwertigkeit einer auslandischen Berufsqualifikation aul3erhalb ei-
nes Genehmigungs- oder Eintragungsverfahrens in § 10 Abs. 8 Satz 3,

6. Einfuhrung eines beschleunigten Verfahrens in den Fallen des § 81a
des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) in der Fassung vom 25. Febru-
ar 2008 (BGBI. | S. 162) in der jeweils geltenden Fassung in § 10
Abs. 9,

7. Rechtsbegriindende Wirkung und Kostenpflicht der Eintragung deut-
scher Berufsbezeichnungen in das Auswartigenverzeichnis in § 13
Abs. 4 Satz 3 Halbsatz 2,

8. Satzungsermachtigung fur die Kammern zur Einfihrung von Listen
und Verzeichnissen flr bestimmte Sachgebiete in § 22 Abs. 4,

9. Regelung von Ausnahmen vom Grundsatz der Prasenzsitzung in
§ 25 Abs. 4,

10.Neuordnung der Berufspflichten im Rahmen gesellschaftsrechtlicher
Zusammenschlisse in § 32 Abs. 3 und 4,

11.koharente Regelung der Versicherungspflicht unter Beibehaltung des
Verzichts auf eine Versicherungspflicht der Gesellschaft birgerlichen
Rechts, der offenen Handelsgesellschaft und der Partnerschaftsge-
sellschaft ohne beschrankte Berufshaftung in § 33 Abs. 2,

12.Einfihrung des Begriffs der "Leitungsperson" im Kontext der Ahnung
einer Berufspflichtverletzung einer Gesellschaft in § 35 Abs. 2,

13.Notwendigkeit der Prifung der Haushaltsrechnung oder des Jahres-
abschlusses der Kammern durch eine kammerexterne Stelle, das
heif3t unabhangige Wirtschaftsprifer, in § 38 Abs. 1 Satz 4.

SchlieBlich werden mehrere nicht mehr erforderliche Regelungen auf-
gehoben.

B. Zu den einzelnen Bestimmungen
Zu Artikel 1
Zu Nummer 1 (Neufassung des § 2)

§ 2 enthalt im Wesentlichen Begriffsbestimmungen, um die rechtssi-
chere Gesetzesanwendung zu erleichtern. Mit Blick auf die Regelung
der zulassigen Gesellschaftsformen in Absatz 3 wird das Wort "Gesell-
schaftsformen" in die Uberschrift eingefligt und insoweit Kongruenz mit
dem Inhalt des § 2 hergestellt.

Zu Absatz 1

In Absatz 1 wird der Regelungsgehalt des bisherigen Absatzes 2 Uber-
nommen. Erganzend wird in Satz 2 der Geltungsbereich des Begriffs
"Kammermitglieder" festgelegt.
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Die bisherige Regelung des Begriffs "Architekt" als Oberbegriff flr die
Fachrichtungen Architektur, Innenarchitektur und Landschaftsarchitek-
tur wird gestrichen, weil sie keine klare Abgrenzung zu den Fallgrup-
pen ermoglicht, in denen ausschliel3lich die Fachrichtung Architektur
gemeint ist.

Zu Absatz 2

Satz 1 Nr. 1 enthalt - wie bisher Absatz 3 - eine Legaldefinition des Be-
griffs "Berufsangehdrige" im Sinne des Thuringer Architekten- und In-
genieurkammergesetzes, stellt aber mit Blick auf den Schutzzweck des
Thuringer Architekten- und Ingenieurkammergesetzes nur noch auf das
Flhren einer Berufsbezeichnung nach § 3 Abs. 1, 4 oder 5 ab. Es ist in
diesem Kontext unerheblich, ob die natirliche Person Berufsaufgaben
nach § 1 erfilllt. Der entsprechende bisherige Passus ist daher nicht not-
wendig. Berufsangehdorig kann auch eine natirliche Person sein, die sich
nicht nur auf die originar freiberufliche Planung und Bautiberwachung
im Sinne des § 1 beschrankt, sondern daneben oder auch ausschlief3-
lich baugewerblich im Sinne des § 3 Abs. 3 tatig ist.

Satz 1 Nr. 2 enthalt - wie bisher Absatz 4 - eine Legaldefinition des Be-
griffs "Berufsgesellschaften" im Sinne des Thuringer Architekten- und
Ingenieurkammergesetzes, stellt aber mit Blick auf den Schutzzweck
des Thuringer Architekten- und Ingenieurkammergesetzes nur noch auf
das Fuhren einer Berufsbezeichnung nach § 3 Abs. 1, 4 oder 5 in der
Firma oder im Namen ab. Es ist in diesem Kontext unerheblich, ob die
Gesellschaft Berufsaufgaben nach § 1 austibt. Der entsprechende bis-
herige Passus ist daher nicht notwendig. Berufsgesellschaft kann auch
eine Gesellschaft sein, die sich nicht nur auf die originar freiberufliche
Planung und Bautiberwachung im Sinne des § 1 beschrankt, sondern
daneben oder auch ausschlieRlich ein bauausfihrendes gewerbliches
Unternehmen betreibt.

Satz 1 Nr. 3, 4, 6 und 7 dient der Umsetzung des Artikels 3 der Richtlinie
(EU) 2018/958 und des Artikels 3 der Richtlinie 2005/36/EG, die jeweils
Begriffsbestimmungen enthalten. Die wortliche Ubernahme dieser Be-
griffisbestimmungen in die Nummern 3, 4, 6 und 7 und in Satz 2 ist Reak-
tion auf eine entsprechende Forderung der Europaischen Kommission.

Satz 1 Nr. 5 enthalt eine Legaldefinition des Begriffs "Berufspraktikum".
Die Regelung steht in Zusammenhang mit Satz 3 in Verbindung mit Ar-
tikel 3 Abs. 1 Buchst. j der Richtlinie 2005/36/EG.

Satz 1 Nr. 8 bis 14 werden zur Verbesserung der Verstandlichkeit des
Gesetzestextes weitere Begriffe legal definiert, die vor allem im Anwen-
dungsbereich der Richtlinie 2005/36/EG eine Rolle spielen, in deren
Artikel 3, welcher Begriffsbestimmungen enthalt, aber nicht aufgefuhrt
sind. Andere Vertragsstaaten nach Nummer 11 sind Island, Norwegen
und Lichtenstein. Der in Nummer 13 definierte Begriff "gleichgestellter
Staat", fUr den sich als Drittstaat hinsichtlich der Anerkennung von Be-
rufsqualifikationen nach dem Recht der Europaischen Union eine Gleich-
stellung mit einem Mitgliedstaat ergibt, erfasst derzeit nur die Schweiz.
Es ist nicht auszuschlie®en, dass es zuklnftig weitere Sonderabkom-
men mit einzelnen Staaten geben wird.

Zu Absatz 3

Nach Satz 1 Nr. 1 bis 3 stehen den Berufsangehorigen unter Beach-
tung der jeweils geltenden gesellschaftsrechtlichen Vorgaben Gesell-
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schaften nach deutschem Recht einschliellich der Handelsgesellschaf-
ten, Europaische Gesellschaften und Gesellschaften in einer nach dem
Recht eines Mitgliedstaats der Europaischen Union oder eines Vertrags-
staats des Abkommens liber den Europaischen Wirtschaftsraum zulas-
sigen Rechtsform offen. Damit wird die gesellschaftsrechtliche Organi-
sationsfreiheit fir die gemeinschaftliche Berufsauslibung gewahrleistet.

In Satz 1 Nr. 3 wird fiir Gesellschaften nach dem Recht eines anderen
Mitgliedstaats der Europaischen Union oder eines anderen Vertrags-
staats des Europaischen Wirtschaftsraums die Rechtsprechung des
Europaischen Gerichtshofs in der Rechtssache C-212/97 mit Urteil vom
9. Marz 1999, Sammlung der Rechtsprechung 1999, S. I-01459, in der
Rechtssache C-208/00 mit Urteil vom 5. November 2002, Sammlung der
Rechtsprechung 2002, S. 1-09919, und in der Rechtssache C-167/01 mit
Urteil vom 30. September 2003, Sammlung der Rechtsprechung 2003,
S. I1-10155, umgesetzt. Aufgrund der europdischen Niederlassungsfrei-
heit kdnnen Gesellschaften mit Registersitz in einem anderen Mitglied-
oder Vertragsstaat ihren Verwaltungssitz unter Wahrung ihres auslandi-
schen Gesellschaftsstatuts in die Bundesrepublik Deutschland verlegen.

Satz 2 enthalt eine bedeutsame Erweiterung gegenuber der bisher gel-
tenden Rechtslage in Bezug auf die Berufsausliibung in Personenhan-
delsgesellschaften nach den §§ 105 und 107 Abs. 1 sowie § 161 des
Handelsgesetzbuchs, namentlich die Méglichkeit der Berufsaustibung in
einer Offenen Handelsgesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft.

Es wurden bislang keine tatsachlichen oder rechtlichen fachwissen-
schaftlichen Bedenken vorgebracht, wenn der Zusammenschluss von
freiberuflich tatigen Berufsangehorigen in Form solcher Personengesell-
schaften erfolgt, deren Zweck nicht zwingend beziehungsweise nicht auf
den Betrieb eines Handelsgewerbes gerichtet ist, wie dies bei der Ge-
sellschaft burgerlichen Rechts oder der Partnerschaftsgesellschaft der
Fall ist. Auch die Bildung einer Aktiengesellschaft, einer Kommanditge-
sellschaft auf Aktien oder einer Gesellschaft mit beschrankter Haftung
ermoglicht die Verfolgung nicht gewerblicher Zwecke. Als gleicherma-
Ren unstreitig galt, dass Angehdrige der freien Berufe, sofern die von
ihnen im Einzelfall erbrachten Dienstleistungen ihrer Natur nach allein
freiberuflichen Charakters sind, im handelsrechtlichen Sinne bisher un-
ter keinem rechtlichen Gesichtspunkt Zugriff auf die Rechtsform der
Personenhandelsgesellschaften nehmen konnten, weil der Unterneh-
mensgegenstand einer Offenen Handelsgesellschaft oder Kommandit-
gesellschaft nicht auf die Erbringung von freiberuflichen, berufstypischen
Berufsaufgaben beschrankt werden kann. Ungeachtet dessen ist etwa
Architekten die Berufsauslibung in einer Personenhandelsgesellschaft
nicht generell verwehrt. Denkbar ist sie zum Beispiel im Rahmen bau-
gewerblich tatiger Unternehmen.

Ab dem 1. Januar 2024 erfolgt die Offnung der Personenhandelsgesell-
schaften flr die Austibung freier Berufe durch die in Artikel 51 Nr. 3 Mo-
PeG beschlossene Regelung, durch die § 107 des Handelsgesetzbuchs
entsprechend geandert wurde.

Der Begriff "freier Beruf" bildet im Partnerschaftsgesellschaftsgesetz
(PartGG) vom 25. Juli 1994 (BGBI. | S. 1744) in der jeweils geltenden
Fassung den zentralen Rechtsbegriff. Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 PartGG
wird durch ihn Uber den konkreten persoénlichen Anwendungsbereich
des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes bestimmt.
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Nach der Begriindung zum Personengesellschaftsrechtsmodernisie-
rungsgesetz "kann fiir den Begriff des freien Berufes auf die Legaldefi-
nition in § 1 Abs. 2 PartGG zuriickgegriffen werden" (Deutscher Bundes-
tag, Drucksache 19/27635, S. 224). Diese Aussage erscheint allerdings
nicht eindeutig, denn in der rechtswissenschaftlichen Literatur wird eine
Legaldefinition lediglich im Zusammenhang mit § 1 Abs. 2 Satz 1 PartGG
diskutiert, im Ergebnis aber abgelehnt; vergleiche Minchener Kommen-
tar zum Burgerlichen Gesetzbuch, Band 7, 8. Auflage 2020, § 1 PartGG,
Randnummern 35 bis 38. Der Sache nach besteht Einigkeit dariber,
dass die in § 1 Abs. 2 Satz 1 PartGG gewahlte Formulierung sich nicht
zu einer trennscharfen, frei von sonstigen, insbesondere gewerblichen
Tatigkeiten abgrenzenden Begriffsbestimmung im Sinne einer Legal-
definition eignet und dass sie hierflir vom Gesetzgeber auch nicht ge-
dacht war. Das folgt unabhangig davon, ob und inwieweit die vier zent-
ralen, in § 1 Abs. 2 Satz 1 PartGG aufgenommenen Kriterien je fiir sich
die erforderliche Trennscharfe aufweisen, jedenfalls aus dem dortigen
Tatbestandsmerkmal "im Allgemeinen”. Dies lasst zweifelsfrei erkennen,
dass der Gesetzgeber selbst keine Legaldefinition schaffen wollte, son-
dern eher eine Typusbeschreibung oder einen Programmsatz. Der in
§ 1 Abs. 2 Satz 2 PartGG normierte Katalog freier Berufe soll aber wei-
terhin seine Bedeutung fiir die Bestimmung des konkreten personlichen
Anwendungsbereichs des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes behal-
ten. Die Zugehorigkeit der dort ausdriicklich aufgefiihrten Berufsbilder
zu den freien Berufen wird demnach durch § 1 Abs. 2 Satz 1 PartGG
nicht in Frage gestellt.

Vor diesem Hintergrund kann davon ausgegangen werden, dass der
Bundesgesetzgeber mit dem oben genannten Hinweis auf eine "Legal-
definition in § 1 Abs. 2 PartGG" den gesamten Absatz 2 des § 1 PartGG
in den Blick nehmen wollte, mithin auch Absatz 2 Satz 2, der neben der
Auflistung von Katalogberufen durch die Ergédnzung der Formulierung
"ahnlicher Berufe" auch eine Generalklausel enthalt.

Nach § 1 Abs. 2 Satz 2 PartGG ist Auslibung eines freien Berufs im Sin-
ne des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes auch die selbststéandige Be-
rufstatigkeit der Ingenieure und Architekten. Die selbststandige Berufs-
tatigkeit der Stadtplaner ist zwar in § 1 Abs. 2 Satz 2 PartGG nicht als
Katalogberuf aufgefihrt, diirfte aber bei Erfillung der tatbestandlichen
Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 Satz 1 PartGG und mit Blick auf die
"Verkammerung" nach § 21 Abs. 2 in Verbindung mit § 6 Abs. 1 dieser
technisch-naturwissenschaftlich orientierten Berufsgruppe und das fur
sie bestehende Berufsrecht ohne Weiteres zumindest unter die nach Art
einer Generalklausel erfassten "ahnlichen Berufe" des § 1 Abs. 2 Satz 2
PartGG zu subsumieren sein. Dafiir sprechen auch die architektenahnli-
che Tatigkeit sowie die vergleichbaren fachlichen Kenntnisse dieser Be-
rufsgruppe. Letztlich wird diese Auslegung am ehesten der Zielsetzung
des Bundesgesetzgebers gerecht, mdglichst vielen freien Berufen nicht
nur den Zugang zur Partnerschaft, sondern auch zu den Personenhan-
delsgesellschaften zu eréffnen.

Die Offnung der Personenhandelsgesellschaften zum Zweck der ge-
meinsamen Ausubung freier Berufe setzt allerdings nach § 107 Abs. 1
Satz 2 des Handelsgesetzbuchs weiter voraus, dass das jeweilige Be-
rufsrecht dies fiir zulassig erklart. Mit Satz 2 wird von dieser Offnungs-
moglichkeit fur Berufsgesellschaften Gebrauch gemacht. Damit wird
ausschlielich freiberufliche Berufsaufgaben wahrnehmenden selbst-
stéandigen Berufsangehdrigen eine gréRere Auswahl an Gesellschafts-
formen zur Verfliigung gestellt. Insbesondere kénnen sie sich zukiinftig
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fur die gemeinschaftliche Berufsausiibung in der Rechtsform der Kapi-
talgesellschaft und Compagnie Kommanditgesellschaft entscheiden,
da nach § 9 Abs. 2 Satz 3, gegebenenfalls in Verbindung mit § 9 Abs. 3
Satz 2, die Beteiligung einer Berufsgesellschaft neben natirlichen Per-
sonen an einer anderen Gesellschaft auch berufsrechtlich moglich ist.
Durch die damit eréffnete zusatzliche Perspektive kann die Haftung der
Gesellschafter fir Verbindlichkeiten der Gesellschaft weiter beschrankt
werden, als dies bislang in der Rechtsform der Partnerschaftsgesell-
schaft mit beschrankter Berufshaftung der Fall ist. Deren Haftung lasst
sich nur auf Verbindlichkeiten der Partnerschaftsgesellschaft aus Scha-
den wegen fehlerhafter Berufsausiibung beschranken.

Die offene Handelsgesellschaft und die Kommanditgesellschaft entste-
hen als Rechtssubjekte erst durch Eintragung in das Handelsregister.

Zu Absatz 4

Absatz 4 entspricht inhaltlich dem bisherigen Absatz 5 und dient dazu,
die Voraussetzungen des Flihrens einer geschiitzten Berufsbezeichnung
und das dazu erforderliche Verfahren in einem Gesetz zusammenzufas-
sen. Die Regelung istim Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 des Thuringer Be-
rufsqualifikationsfeststellungsgesetzes (ThiurBQFG) vom 16. April 2014
(GVBI. S. 139) in der jeweils geltenden Fassung eine berufsrechtliche
Regelung des Landes, die unter Bezugnahme auf das Thiringer Berufs-
qualifikationsfeststellungsgesetz "etwas anderes" bestimmt.

Zu Nummer 2 (Anderung des § 3)
Zu Buchstabe a

Die Anderungen der Verweisungen sind Folgednderungen zur Aufhe-
bung des bisherigen § 10; insoweit wird auf die Begriindung zu den
§§ 12 und 13 hingewiesen.

Hinsichtlich der Bezeichnung der Listen in Absatz 1 Satz 1 erfolgt auf-
grund der Aufhebung des bisherigen § 2 Abs. 1 eine sprachliche Anglei-
chung an den neu gefassten § 6 Abs. 1. Die Erganzung der Bezeichnung
der Architektenkammer Thiringen in Absatz 1 Satz 2 ist redaktionell und
dient der Klarstellung.

Die bisher in Absatz 1 Satz 2 verwendete Formulierung "wegen kor-
perlicher Leiden" erscheint kaum noch zeitgemafly und ist zu eng ge-
fasst, da sie dem Wortlaut nach keine psychischen Erkrankungen be-
inhaltet. Sie wird daher durch die Formulierung "aus gesundheitlichen
Griinden" ersetzt.

Zu den Buchstaben b und ¢

Eingriffe in die Berufsfreiheit durch das Verbot zum Beispiel fur "freie" Ar-
chitekten, (auch) baugewerblich tatig zu sein, sind nach Artikel 12 Abs. 1
Satz 2 des Grundgesetzes nur durch Gesetz oder aufgrund eines Ge-
setzes zulassig. Diesem Erfordernis wird durch die Absatze 2 und 3 ge-
nigt, denen hinreichend deutlich zu entnehmen ist, dass etwa mit der
Stellung "freier" Architekten eine Tatigkeit im Baugewerbe nicht verein-
bar ist. Kammermitglieder sind nach § 32 Abs. 1 Satz 1 verpflichtet, ihren
Beruf gewissenhaft auszutben, das heif’t, auch die vom Gesetz vorge-
schriebene Trennung freier und baugewerblicher Tatigkeit zu beachten.
Daruber hinaus gilt § 32 Abs. 2 Nr. 3. Die Ahndung der Verletzung die-
ser Berufspflichten richtet sich nach den §§ 34 bis 36.
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Inkompatibilitatsregelungen kénnen sich allerdings unter Umstanden als
Eingriff in die Freiheit der Berufswahl auswirken, denn Artikel 12 Abs. 1
des Grundgesetzes gewahrleistet grundsatzlich auch das Recht, meh-
rere Berufe zu wahlen und nebeneinander auszuliben. So weit gehen
die Wirkungen der Absatze 2 und 3 jedoch nicht. Es handelt sich dabei
lediglich um Berufsaustibungsregelungen fiir einen einheitlichen Beruf.
Die Betatigungsformen sowohl der "freien" als auch der baugewerblich
aktiven Berufsangehdrigen der Fachrichtungen nach § 1 Abs. 1 bis 4
stellen fiir sich genommen keine eigenstandigen Berufe dar. Das ergibt
sich schon daraus, dass baugewerblich ebenso wie freiberuflich tatige
Berufsangehorige Berufsaufgaben nach § 1 wahrnehmen dirfen. Sie
sind nach Absatz 3 Satz 2 nur verpflichtet, die Art ihrer Berufsausiibung
kenntlich zu machen.

Regelungen, die die Berufsausibung beschranken, sind zuldssig, wenn
sie durch hinreichende Grinde des Gemeinwohls gerechtfertigt werden
und dem Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit genligen. Diese Vorausset-
zungen sind gegeben. Die Regelungen in den Absatzen 2 und 3 haben
den Zweck, die Unabhangigkeit der "freien" Berufsangehdrigen zu ge-
wahrleisten und damit dem Schutz der Bauherrschaft zu dienen. Diese
soll schon bei der Auftragserteilung erkennen kdnnen, ob die beauftrag-
te Person sie frei von Einflissen und speziellen Interessen berat und
betreut oder ob die beauftragte Person aufgrund eigener gewerblicher
Ziele in ihrer Unabhangigkeit beschrankt ist. Auftraggeber missen sich
darauf verlassen kénnen, dass bei Planung und Durchfiihrung des von
ihnen gewlinschten Bauwerks ihre Interessen jedenfalls dann im Vorder-
grund stehen, wenn sie eine Person beauftragt haben, die den Zusatz
"frei" oder "freischaffend" zu ihrer Berufsbezeichnung fuhrt. Die Rege-
lung der Berufsaustbung ist fir den genannten Zweck geeignet, erfor-
derlich und den Berufsangehoérigen auch zumutbar. Personen, die bau-
gewerblich tatig sein wollen, haben lediglich die "Etikettenehrlichkeit" zu
wahren, mussen sich also im Rechtsverkehr zu der Tatigkeitsform be-
kennen, die sie tatsachlich ausiben. Wollen sie ihre bisherige Tatigkeit
andern, hat dies nur zur Folge, dass sie auch ihre Bezeichnung und die
entsprechende Listeneintragung dndern mussen, vergleiche Kammer-
beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 29. April 1993, Akten-
zeichen 1 BvR 738/88, juris, Randnummern 45 bis 50.

Zu Buchstabe b

Durch Absatz 2 Satz 1 wird aus Griinden des Verbraucherschutzes der
Zusatz "frei" beziehungsweise "freischaffend" zu den Berufsbezeich-
nungen nach Absatz 1 gesetzlich besonders geschitzt, weil mit ihm im
Rechtsverkehr ein besonderes Vertrauen erzeugt wird. Auf die Worte
"oder einem ahnlichen Zusatz" wird zukiinftig verzichtet, da sich dafir
in der Verwaltungspraxis neben den Zusatzen "frei" oder "freischaffend"
kein Anwendungsbereich ergeben hat.

Das in Satz 3 beschriebene Merkmal der Eigenverantwortlichkeit dient
der Abgrenzung einer selbststandigen Tatigkeit von einer unselbststan-
digen Tatigkeit, wahrend durch Satz 4 in Verbindung mit Absatz 3 die
selbststandigen Beschaftigungsarten, mit "frei" oder "freischaffend" einer-
seits und "baugewerblich" andererseits, voneinander abgegrenzt werden.

Eigenverantwortlich handelt, wer seine Leistung unbeeinflusst von den
Weisungen Dritter erbringt und sie sowohl in fachlicher als auch in wirt-
schaftlicher Hinsicht selbst verantwortet. Entsprechend der Legaldefiniti-
on in Satz 3 Nr. 1 ist davon bei Personen auszugehen, die ihre berufliche
Tatigkeit als alleinige Inhaber eines Biuros unmittelbar selbststandig auf
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eigene Rechnung und Verantwortung ausuiben. Dies ist auch bei Blro-
gemeinschaften der Fall, da lediglich personelle und materielle Ressour-
cen unter Beibehaltung der rechtlichen und wirtschaftlichen Selbststan-
digkeit gemeinsam genutzt werden, um Kosten und Risiken so gering
wie maoglich zu halten. Angehdérige eines freien Berufes sind auch dann
freiberuflich tatig, wenn sie sich der Mithilfe fachlich vorgebildeter Ar-
beitskrafte bedienen, indem sie bestimmte Aufgaben delegieren, selbst
aber nach wie vor aufgrund eigener Fachkenntnisse leitend und eigen-
verantwortlich tatig sind.

Satz 3 Nr. 2 wird neu eingefiigt und enthalt eine erweiterte Legaldefini-
tion des Begriffs "eigenverantwortlich". Neben dem seit jeher praktizier-
ten Zusammenschluss von selbststéandig tatigen Berufsangehdrigen in
Personengesellschaften, etwa in Form einer Gesellschaft brgerlichen
Rechts, der Grundform aller rechtsfahigen Personengesellschaften, oder
einer offenen Handelsgesellschaft, besteht seit Inkrafttreten des Part-
nerschaftsgesellschaftsgesetzes zusatzlich die Méglichkeit, den Beruf
auch in einer Partnerschaftsgesellschaft gemeinsam mit Angehérigen
anderer freier Berufe auszutben. In § 1 Abs. 2 Satz 1 PartGG ist gere-
gelt, dass in einer Partnerschaftsgesellschaft die Angehdrigen der freien
Berufe ihre Tatigkeit persoénlich, eigenverantwortlich und fachlich unab-
hangig erbringen. Vor diesem Hintergrund unterliegt es keinem Zwei-
fel, dass Berufsangehdrige als Partner einer Partnerschaftsgesellschaft
auch die fur die Eintragung als "frei" oder "freischaffend" erforderliche
Eigenverantwortlichkeit aufweisen. Satz 3 Nr. 2 stellt dies auch im be-
rufsrechtlichen Kontext klar.

Satz 3 Nr. 3 entspricht inhaltlich im Wesentlichen dem bisherigen Satz 3
Nr. 2. Durch die Einflgung der Worte "als Gesellschafter" wird nunmehr
ausdrticklich geregelt, dass "Eigenverantwortlichkeit" die Rechtsstellung
als Gesellschafter erfordert. Nur dann, nicht aber bei einer bloRen Tatig-
keit als Geschéaftsfiihrer oder als sonstige angestellte Person, kann bei
Vorliegen der weiteren Voraussetzungen davon ausgegangen werden,
dass den Berufsangehérigen eine eigenverantwortliche, fachlich unab-
hangige und auch nicht in sonstiger Weise gebundene Erbringung ihrer
berufstypischen Dienstleistung moglich ist. Berufsangehdrige kdnnen
sich sowohl mit anderen Berufsangehdrigen als auch mit Angehdrigen
anderer - nicht notwendigerweise freier - Berufe nach Maligabe gesell-
schaftsrechtlicher Regelungen zusammenschlieRen. Ihnen werden be-
rufsrechtlich insoweit keine Einschrankungen auferlegt. Auf die Begrun-
dung zu § 9 Abs. 2 zur Aufgabe der Beschrankungen der weiteren Anteile
(Minderheitsanteile) auf naturliche Personen, die Angehdrige freier Be-
rufe im Sinne des § 1 Abs. 1 PartGG sind, wird hingewiesen.

Zu Buchstabe ¢
Zu Doppelbuchstabe aa

In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte "oder auf dem Gebiet der Baufi-
nanzierung tatig" eingefugt, der bisher in Absatz 2 Satz 2 enthalten war.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Anderung ist eine Folgednderung zur Aufhebung des bisherigen
§ 2 Abs. 1.
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Zu Buchstabe d

Bei den Anderungen des Absatzes 4 handelt es sich um redaktionel-
le Folgednderungen aufgrund der Aufhebung des bisherigen § 4 Abs. 5
und des bisherigen § 10.

Zu Buchstabe e

Die Anderung des Absatzes 5 ist redaktionelle Folgeanderung aufgrund
der Aufhebung des bisherigen § 10.

Zu Buchstabe f

Die Anderungen in Absatz 7 sind Folgeanderungen zur Anderung der
§§ 4 und 9.

Zu Buchstabe g
Zu Absatz 8

In Absatz 8 Satz 1 werden die Begriffe "Kapitalgesellschaft" und "Part-
nerschaftsgesellschaft" durch den rechtsformneutralen Begriff "Gesell-
schaft" ersetzt. Es handelt sich insoweit um Folgeanderungen zur An-
derung des § 9. Darliber hinaus wird die Verweisung auf den bisherigen
§ 10 gestrichen, da diese Regelung aufgehoben wird; auf die Begrin-
dung zur Aufhebung des bisherigen § 10 wird hingewiesen. Letztlich kann
zukUnftig mit Blick auf die Neuregelung des § 9 Abs. 6 zur Feststellung
der Berechtigung zum Fihren einer Berufsbezeichnung durch eine Ge-
sellschaft nicht mehr ausschlieRlich auf deren Eintragung in das Gesell-
schaftsverzeichnis abgestellt werden. Der entsprechende Passus wird
daher gestrichen. Die im bisherigen Absatz 8 Satz 2 enthaltene Rege-
lung ist entbehrlich, da sich das Recht einer Gesellschaft birgerlichen
Rechts zum Flhren einer Berufsbezeichnung zukiinftig nach § 9 beurteilt.

Zu Absatz 9

Durch den Schutz der deutschen Berufsbezeichnungen nach dem Thurin-
ger Architekten- und Ingenieurkammergesetz wird die Berechtigung zur
Flhrung akademischer Grade nicht berthrt, weil sich diese ausschliel3-
lich aus den mafigeblichen Hochschul- und Diplomierungsgesetzen der
Lander und dem Recht der Europaischen Union ergibt. Zu den akade-
mischen Graden gehdren auch die in § 58 Abs. 1 des Thiringer Hoch-
schulgesetzes (ThirHG) vom 10. Mai 2018 (GVBI. S. 149) in der jeweils
geltenden Fassung genannten Bachelor-, Master- und Diplomgrade.

Zu Nummer 3 (Neufassung der §§ 4 bis 9)
Zu§4

In § 4 werden die materiellen Voraussetzungen zum Fiihren der Berufs-
bezeichnung "Ingenieur" normiert.

Zu Absatz 1
Satz 1 enthalt im Einleitungssatz die Voraussetzungen, die fur alle Fal-

le der nachfolgenden Nummern 1 und 2 gelten. Der Regelungsgehalt
ist insoweit dem bisherigen Absatz 2 Satz 1 entlehnt.
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In Nummer 1 werden die Voraussetzungen geregelt, bei deren Erflillung
aufgrund in Deutschland erworbener Abschliisse die Berufsbezeich-
nung "Ingenieur" ohne weitere Anzeige- oder Genehmigungserforder-
nisse geflhrt werden darf.

In Nummer 1 Buchst. a wird im Vergleich zur entsprechenden bisheri-
gen Regelung die Voraussetzung der technischen oder naturwissen-
schaftlichen Fachrichtung durch die Formulierung "technisch-naturwis-
senschaftliche Fachrichtung" ersetzt. Damit wird klargestellt, dass rein
naturwissenschaftliche Studiengange, wie etwa Biologie, Chemie oder
Physik, nicht zum Fuhren der Berufsbezeichnung "Ingenieur" berechti-
gen. Naturwissenschaftliche Abschlisse sind kein "Weniger" im Verhalt-
nis zur Ingenieurausbildung, sondern eine andere Disziplin.

Nummer 1 Buchst. b und ¢ und Nummer 2 entsprechen grundséatzlich
dem bisherigen Absatz 1 Nr. 1 und 3 bis 5.

Die in der bisherigen Nummer 2 enthaltene Voraussetzung des Abschlus-
ses eines gleichwertigen Betriebsfihrerlehrgangs an einer deutschen
staatlichen Bergschule wird nicht mehr in die Aufzahlung in Absatz 1
Satz 1 aufgenommen. Die Ingenieurkammer Thiringen hat erklart, dass
es in Thuringen keine Bergschule als Bildungseinrichtung flr technische
Grubenbeamte gibt. Soweit dies in anderen Landern verbunden mit dem
Recht zum Fihren der Berufsbezeichnung "Ingenieur" noch der Fall ist,
ist das Fuhren dieser Berufsbezeichnung durch die Regelung in Num-
mer 2 Buchst. b nach wie vor auch in Thiringen maéglich.

Satz 2 enthalt die Verpflichtung der Ingenieurkammer Thiiringen zur Un-
tersagung des Fiihrens der Berufsbezeichnung, wenn sie Kenntnis da-
von erlangt hat, dass eine Person die Berufsbezeichnung "Ingenieur"
fuhrt, ohne dass die Voraussetzungen nach Satz 1 vorliegen. Dies gilt
auch in den Fallen des § 3 Abs. 6. Die Untersagung entspricht faktisch
der Léschung nach § 12 im Bereich der registrierten, das heil3t der lis-
tengeflihrten Berufsangehorigen, etwa der "Beratenden Ingenieure”, ist
aber rechtsdogmatisch lediglich als Untersagung ausgestaltet. Die Unter-
sagung flankiert den Ordnungswidrigkeitentatbestand nach § 39 Abs. 1
Nr. 4, wonach eine Ahndung unter VerhaltnismaRigkeitsgesichtspunk-
ten als ultima ratio in Betracht kommt, nachdem die Ingenieurkammer
Thiringen die betroffene Person durch eine vollziehbare Untersagungs-
verfiigung unmissverstandlich zu rechtskonformen Verhalten vergeblich
aufgefordert hat.

Zu Absatz 2
Absatz 2 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Absatz 2.

Der Regelungsgehalt des bisherigen Satzes 2 Halbsatz 1 ergibt sich nun-
mehr aus § 10 Abs. 8 Satz 1. In Satz 2 wird die entsprechende Anwen-
dung des § 9 ThurBQFG bestimmt, zukuinftig aber mit Ausnahme von
dessen Absatz 2 Nr. 3. Damit ist keine Anderung der bisherigen Rechts-
lage verbunden, da der entsprechende Regelungsgehalt - Ausgleich we-
sentlicher Unterschiede aullerhalb von Ausgleichsmaflinahmen durch
Berufspraxis oder lebenslanges Lernen - sich nunmehr unmittelbar aus
der Neuregelung des § 5 Abs. 1 Satz 1 und 2 ergibt.

Die Satze 3 und 4 werden aus der bisherigen Regelung ibernommen

und lediglich redaktionell angepasst. Bei der in Satz 4 geregelten ent-
sprechenden Anwendung des § 9 Abs. 1 Nr. 3 ThUrBQFG ist § 9 Abs. 2
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ThurBQFG zu beachten, dessen entsprechende Geltung in Satz 2 an-
geordnet ist.

Zu Absatz 3

Inhaltlicher Schwerpunkt ist die Aufgabe des Staatsangehorigkeitsvor-
behalts in Anlehnung an die Regelungen des Thuringer Berufsqualifi-
kationsfeststellungsgesetzes. Bei der Prifung der Gleichwertigkeit von
auslandischen Berufsqualifikationen, sei es im Genehmigungsverfahren
oder aulRerhalb eines Genehmigungsverfahrens nach § 10 Abs. 8, soll
es kunftig keine Differenzierung nach der Staatsangehdrigkeit der an-
tragstellenden Personen mehr geben. Ausschlaggebend sind dann nur
noch Inhalt und Qualitat ihrer beruflichen Qualifikationen. Insoweit wird
lediglich zwischen den in der Europaischen Union, im Europaischen Wirt-
schaftsraum und in der Schweiz ausgestellten Ausbildungsnachweisen
einerseits und Ausbildungsnachweisen aus Drittstaaten andererseits
unterschieden. Prifungsmalfistab in allen Fallen, die nicht der automa-
tischen Anerkennung nach Titel Il Kapitel Il der Richtlinie 2005/36/EG
unterfallen, ist insbesondere das Fehlen beziehungsweise Vorhanden-
sein wesentlicher Unterschiede zwischen der von der antragstellenden
Person nachgewiesenen Berufsqualifikation und der entsprechenden in-
landischen Ausbildung. Die Entkopplung der Anerkennungsregeln von
der Staatsangehorigkeit beendet die Benachteiligung Drittstaatsange-
hériger, die Uber dieselbe fachliche Qualifikation wie Staatsangehorige
eines Mitgliedstaats der Europaischen Union verfugen.

Darliber hinaus wird Absatz 3 durch die Angleichung an den Wortlaut
des Artikels 13 der Richtlinie 2005/36/EG und durch die weitere Num-
merierung der einzelnen Tatbestande sowohl sprachlich als auch syste-
matisch Uberarbeitet und damit tbersichtlicher gestaltet. Inhaltliche An-
derungen sind mit dieser Neustrukturierung nicht verbunden.

Die Verweisung in Satz 1 Nr. 1 Buchst. a auf § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und
Satz 2 soll verdeutlichen, dass insbesondere das Fihren einer Berufs-
bezeichnung, die durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften auf Per-
sonen beschrankt ist, die lber eine bestimmte Berufsqualifikation ver-
figen, eine Art der Berufsausiibung ist.

In Satz 1 Nr. 2 wird im Vergleich zur bisherigen Rechtslage nach § 5
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 6 das Merkmal "wesentliche Unterschiede" ledig-
lich in den Genehmigungstatbestand vorgezogen, wobei seine Prifung
sich ausschlieRlich nach § 9 Abs. 2 ThirBQFG richtet, der Artikel 14 der
Richtlinie 2005/36/EG umsetzt. Durch die Ingenieurkammer Thiringen
urspringlich festgestellte wesentliche Unterschiede bestehen im Sinne
des Satzes 1 Nr. 2 auch dann nicht oder nicht mehr, wenn sie von der
antragstellenden Person bereits nach § 5 ausgeglichen wurden.

Zu Absatz 4

Im Vergleich zur entsprechenden bisherigen Regelung werden sprach-
liche Vereinfachungen vorgenommen, mit denen keine inhaltlichen An-
derungen einhergehen. Dadurch wird der Gleichklang mit den berufs-
rechtlichen Regelungen der weitaus Gberwiegenden Anzahl der Lander
der Bundesrepublik Deutschland hergestellt.

Zu den Absatzen 5 und 6

In den Absatzen 5 und 6 werden inhaltlich die Regelungen der bisheri-
gen Absatze 6 und 7 aufgegriffen. Dariliber hinaus werden unter Wah-
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rung der berechtigten Interessen des Berufsstandes, den Schutz der
Berufsbezeichnung "Ingenieur" auch auf Gesellschaften zu erstrecken,
in Anlehnung an § 9 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 3 Buchst. b und ¢ Mindest-
anforderungen auch zur Vermeidung einer Tauschung oder Irrefiihrung
der Verbraucher normiert; erganzend wird auf die Begriindung zu § 9
Abs. 3 hingewiesen. Schliellich werden die Begriffe "Kapitalgesellschaft”
und "Partnerschaftsgesellschaft" durch die rechtsformneutrale Formu-
lierung "Gesellschaften" ersetzt.

Die Regelung in Absatz 5 korrespondiert - wie bisher - mit § 3 Abs. 7
und beinhaltet das Fuhren der Berufsbezeichnung "Ingenieur" bei wirt-
schaftlich tatigen gesellschaftlichen Zusammenschlissen mit Sitz oder
Niederlassung in Thiringen. Auf das Erfordernis der Eintragung in das
Gesellschaftsverzeichnis nach § 9 wird zuklnftig auch weiterhin ver-
zichtet. Ingenieure sind nicht Pflichtmitglieder der Kammer. Sie sind bei
ihr weder gelistet noch unterliegen sie sonst ihrer verstetigten Uberwa-
chung. Allein ihr Zusammenschluss vermag noch nicht die Annahme
der "Kontrollbedurftigkeit" dieser Berufsgruppe zu rechtfertigen. Ande-
rerseits erscheint die Regelung von Mindestanforderungen im Interes-
se der Rechtssicherheit und Rechtsklarheit nach wie vor sinnvoll, da
nicht zuletzt aus haftungsrechtlichen Griinden Ingenieure ihre Leistun-
gen auch innerhalb von Gesellschaften erbringen wollen. Es besteht
daher auch weiterhin Regelungsbedarf, einem Missbrauch des Fuh-
rens der Berufsbezeichnung durch Gesellschaften mit nicht ausreichend
qualifizierten Personen vorzubeugen. Ohne gesetzliche Regelung be-
stiinde die Gefahr, dass der fir einzelne natlrliche Personen geltende
Schutz der Berufsbezeichnungen nach § 3 Abs. 4 durch den Zusam-
menschluss zu Gesellschaften umgangen wird. Das Vertrauen der Auf-
traggeberschaft auf eine mit dem Flhren der Berufsbezeichnung in der
Gesellschaft vorhandene entsprechende fachliche Qualifikation wird mit
der Reglementierung auch weiterhin gestarkt. Zudem fiihrt die Rege-
lung im Wettbewerb zwischen natlrlichen Personen und Gesellschaf-
ten zu gleichen Bedingungen.

Absatz 6 Satz 1 wird redaktionell Gberarbeitet und enthalt - wie bisher -
eine Spezialregelung gegentiber Absatz 5, die es erméglicht, in der Fir-
ma oder im Namen einer Gesellschaft die Berufsbezeichnungen nach
§ 3 Abs. 4 sowie § 3 Abs. 1 und 5 nebeneinander zu verwenden. Die
auch kammeribergreifende Kombination dieser Berufsbezeichnungen
ware sonst wegen der in Absatz 5 Satz 1 Nr. 2 sowie in § 9 Abs. 2 Satz 1
Nr. 3 Buchst. b, Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 Buchst. b und Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 ge-
regelten Mehrheitsanforderungen nicht zulassig.

Zug§5
Zu Absatz 1

In Absatz 1 wird der Regelungsinhalt des bisherigen § 5 Abs. 1 bis 3 zu-
sammengefihrt und sprachlich aufeinander abgestimmt. § 5 wird da-
durch Ubersichtlicher gestaltet.

Mit der Regelung in Satz 1, welche bisher in Absatz 3 geregelt wurde,
wird unmittelbar an § 4 Abs. 2 Satz 4 und Abs. 3 Satz 5 angeknipft und
im Kontext mit den nachfolgenden Bestimmungen die Chronologie des
Verwaltungsverfahrens praxisnah widergespiegelt. Danach hat die Inge-
nieurkammer Thidringen zunachst zu prifen, ob die wesentlichen Unter-
schiede zwischen der absolvierten auslandischen Ausbildung und dem
in § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 geregelten Studium durch Kenntnisse, Fahig-
keiten und Kompetenzen, welche die antragstellende Person durch Be-
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rufserfahrung nach § 2 Abs. 2 Satz 3 in Verbindung mit Artikel 3 Abs. 1
Buchst. f der Richtlinie 2005/36/EG oder durch lebenslanges Lernen er-
worben hat, ausgeglichen werden konnen. Der Begriff des lebenslan-
gen Lernens umfasst nach § 2 Abs. 2 Satz 3 in Verbindung mit Artikel 3
Abs. 1 Buchst. | der Richtlinie 2005/36/EG jegliche Aktivitaten der all-
gemeinen Bildung, der beruflichen Bildung, der nichtformalen Bildung
und des informellen Lernens wahrend des gesamten Lebens, aus de-
nen sich eine Verbesserung von Kenntnissen, Fahigkeiten und Kompe-
tenzen ergibt und zu denen auch Berufsethik gehdren kann.

Die Berucksichtigung lebenslangen Lernens durch die Ingenieurkammer
Thiringen setzt nach Satz 2, welcher sich inhaltsgleich ebenfalls bisher
in Absatz 3 befand, voraus, dass die zustandige Stelle im jeweiligen Staat
die Kenntnisse, Fahigkeiten und Kompetenzen formell als glltig aner-
kannt hat, zum Beispiel durch Zertifizierung des jeweiligen Qualifikati-
onsnachweises oder durch staatlich anerkannte Validierungsverfahren.
Letztlich obliegt aber die Entscheidung, ob und in welchem Umfang ent-
sprechende Nachweise zum Ausgleich wesentlicher Unterschiede ma-
teriell tatsachlich geeignet sind, stets der Ingenieurkammer Thiringen.
Fir die Berucksichtigung der einschlagigen Erfahrungen der antrag-
stellenden Person ist nicht von Bedeutung, wo diese erworben wurden.

Nur wenn nach den Satzen 1 und 2 keine Gleichwertigkeit hergestellt
werden kann, muss die Ingenieurkammer Thiringen nach Satz 4 in Ver-
bindung mit Absatz 2 von der antragstellenden Person eine Ausgleichs-
malnahme oder mehrere Ausgleichsmalinahmen verlangen. Dies ent-
spricht dem Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit.

Satz 4 enthalt abschlieend alle in Betracht kommenden Ausgleichsmaf3-
nahmen, wobei in Nummer 2 nunmehr von der gesetzlichen Anordnung
einer Eignungsprifung Abstand genommen und stattdessen der Ingeni-
eurkammer Thiringen in Umsetzung des Artikels 14 Abs. 3 Unterabs. 4
Buchst. b der Richtlinie 2005/36/EG ein Wahlrecht zwischen einem An-
passungslehrgang oder einer Eignungsprifung eingeraumt wird. Dies
ermdglicht der Ingenieurkammer Thuringen eine flexible und sachge-
rechte Vorgehensweise im Einzelfall.

Zu Absatz 2
Absatz 2 entspricht inhaltlich im Wesentlichen dem bisherigen Absatz 4.

In Satz 1 wird bestimmt, dass die Auferlegung von Ausgleichsmalinah-
men nicht im Ermessen der Ingenieurkammer Thiringen liegt, sondern
eine gebundene Entscheidung darstellt.

In Satz 2 wird der Regelungsgehalt des bisherigen Absatzes 4 Satz 1
und 2 zusammengefasst und nunmehr ausdricklich klargestellt, dass
die Entscheidung der Ingenieurkammer Thiringen zur Auferlegung ei-
ner Ausgleichsmafinahme oder mehrerer AusgleichsmafRnahmen durch
selbststandig anfechtbaren Bescheid, mithin durch gesonderten Verwal-
tungsakt, ergeht.

In Satz 2 Nr. 2 wird aus Klarstellungsgriinden durch die Einfligung der
Worte "Berufserfahrung oder durch" die Kongruenz mit der in Absatz 1
Satz 1 Nr. 1 enthaltenen Regelung zur Berufserfahrung und der in Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 2 enthaltenen Regelung zum lebenslangen Lernen als
gleichwertige Alternativen verdeutlicht. Kénnen wesentliche Unterschie-
de durch Berufserfahrung nicht ausgeglichen werden, miissen die Griin-
de dafiir ebenso zwingend in den Bescheid aufgenommen werden, wie
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fur den Fall, dass wesentliche Unterschiede durch lebenslanges Lernen
nicht ausgeglichen werden kénnen.

Zu Absatz 3
Absatz 3 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Absatz 5.

In den Séatzen 6 bis 9 werden die einzelnen Bestandteile einer Eignungs-
prufung festgelegt. Zusatzlich wird klargestellt, dass die Gegenstande
der mundlichen und gegebenenfalls einer praktischen Priifung der be-
ruflichen Praxis zu entnehmen sind.

Satz 11 enthalt den klarstellenden Hinweis auf die nach § 37 Abs. 1
Satz 1 Nr. 14 wie bereits bisher von der Ingenieurkammer Thiringen
verpflichtend durch Satzung zu erlassenden Bestimmungen Uber die
Anordnung, Durchflihrung und Bewertung von Ausgleichsmaf3nahmen.

Zu Absatz 4

In Absatz 4 wird die Regelung des bisherigen Absatzes 7 aufgegriffen und
konkretisiert. Da allenfalls in seltenen Fallen AusgleichsmalRnahmen er-
forderlich werden, wird die Méglichkeit vorgesehen, dass die Ingenieur-
kammer Thiaringen nach Abschluss einer landertbergreifenden Verwal-
tungsvereinbarung gemeinsam mit fachlich entsprechenden Kammern
in der Bundesrepublik Deutschland Ausgleichsmafinahmen durchfiihrt.

Zu§6

§ 6 beinhaltet die Voraussetzungen fir die Eintragung in die Listen der
Fachrichtungen Architektur, Innenarchitektur, Landschaftsarchitektur
und Stadtplanung.

Zu Absatz 1

In Absatz 1 wird bestimmt, dass mehrere Berufsverzeichnisse getrennt
nach Fachrichtungen nach § 1 Abs. 1 bis 4 zu flhren sind. Damit soll
die Transparenz der Fachrichtungen gewahrt werden. Anforderungen
an den Listeninhalt ergeben sich aus § 31.

Zu Absatz 2

Absatz 2 entspricht inhaltlich dem bisherigen Absatz 2. Die bisherige Re-
gelung des Formerfordernisses der schriftlichen Antragstellung in Satz 1
ist nunmehr mit Blick auf die Neuregelung in § 10 Abs. 4 Satz 1 entbehr-
lich. Der Regelungsgehalt des bisherigen Satzes 3 ergibt sich nunmehr
aus Satz 1 Nr. 2 Buchst. c und Absatz 3.

Zu Absatz 3

Absatz 3 enthalt die fir die Fachrichtungen nach § 1 Abs. 1 bis 4 ge-
meinsam geltenden Voraussetzungen der praktischen Tatigkeit. Auf die
Regelung zur entsprechenden Anwendung des § 8 Abs. 3, welche sich
bisher aus Satz 2 Halbsatz 2 ergab, wird verzichtet, da entsprechende
Regelungen nunmehr vollstandig in Absatz 3 integriert werden. DarU-
ber hinaus wird in Satz 5 klargestellt, dass jede Form der praktischen
Tatigkeit, das heil3t sowohl die praktische Tatigkeit ohne Aufsicht in den
Fachrichtungen der Innenarchitektur, Landschaftsarchitektur und Stadt-
planung als auch das Berufspraktikum, dieser Begriff wird in § 2 Abs. 2
Satz 1 Nr. 5 legaldefiniert, im Ausland absolviert werden kann und an-

64



Thuringer Landtag - 7. Wahlperiode

Drucksache 719640

rechnungs- beziehungsweise berticksichtigungsfahig ist. Die Vorgaben
des Artikels 55a der Richtlinie 2005/36/EG zum Berufspraktikum werden
insoweit auf die Fachrichtungen der Innenarchitektur, Landschaftsarchi-
tektur und Stadtplanung ausgedehnt. Einzelheiten hat die Architekten-
kammer Thiringen nach Satz 6 - wie auch bisher - durch Satzung nach
§ 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 13 zu regeln.

Zu Absatz 4

Die Satze 2 und 3 enthalten einzelne der bisher in Absatz 3 geregel-
ten weitergehenden Anforderungen an die praktische Tatigkeit der Ar-
chitekten in Form des Berufspraktikums. Sie werden aus Griinden der
Ubersichtlichkeit nunmehr in einem gesonderten Absatz erfasst. Darii-
ber hinaus werden die aufgrund europarechtlicher Vorgaben bestehen-
den Unterschiede zwischen Berufspraktikum einerseits und praktischer
Tatigkeit andererseits transparent herausgestellt.

Zu Absatz 5

In Absatz 5 werden die Vorgaben des Titels Il Kapitel 1l der Richtli-
nie 2005/36/EG zur Anerkennung von Ausbildungsnachweisen auf der
Grundlage der Koordinierung der Mindestanforderungen an die Aus-
bildung umgesetzt. Danach besteht fir Architekten die Méglichkeit der
sogenannten automatischen Anerkennung von bestimmten - in den An-
hangen 5 und 6 der Richtlinie 2005/36/EG aufgefiihrten - Ausbildungs-
nachweisen.

Die Richtlinie 2005/36/EG und ihre Anhange unterliegen Anpassungen,
mit denen die Mitgliedstaaten auf Entwicklungen in der internationalen
Studienlandschaft reagieren. Mit der sich aus § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4
ergebenden dynamischen Verweisung auf die Richtlinie 2005/36/EG
sollen die automatische Anerkennung der Ausbildungsnachweise ge-
wahrleistet und Vertragsverletzungsverfahren sowie zuklnftige Geset-
zesanderungen aufgrund weiterer Anpassungen der Richtlinie 2005/36/
EG vermieden werden. Bei statischer Verweisung bestiinde das nicht
unbetrachtliche Risiko, dass Ausbildungsnachweise, die neu eingefuhrt
werden, nicht durch den Eintragungsausschuss der Architektenkammer
anerkannt werden konnten.

Satz 1 Nr. 1 bis 8 enthalt mit sprachlichen Konkretisierungen die Re-
gelungen des bisherigen Absatzes 4 fur die Listeneintragung mit der
Berufsbezeichnung "Architekt". Die bisherigen Klammerzusatze wer-
den aus rechtstechnischen Grunden nicht tbernommen, sondern zum
Zweck der besseren Verstandlichkeit des Gesetzes durch neue Formu-
lierungen ersetzt. Die Verweisung auf die jeweiligen Artikel der Richtli-
nie 2005/36/EG entspricht der Vorgehensweise aller Lander in ihren Ar-
chitektengesetzen.

Satz 1 Nr. 3 dient der Umsetzung des Artikels 47 der Richtlinie 2005/36/
EG, die neue Regelung in Satz 1 Nr. 8 dient der Umsetzung des Arti-
kels 49 Abs. 3 der Richtlinie 2005/36/EG.

In Satz 2 wird ausdricklich klargestellt, dass der Satz 1 fiir die Eintragung
mit den Ubrigen in § 3 Abs. 1 genannten Berufsbezeichnungen nicht gilt.

Zu Absatz 6

Absatz 6 beinhaltet die Regelungen des bisherigen Absatzes 5 mit
sprachlichen Konkretisierungen. Daruber hinaus wird der bisherige
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Satz 1 Nr. 2 in zwei Alternativen aufgespalten. Dadurch sollen die mit der
Formulierung "gentgt" im bisherigen Satz 1 Nr. 2 verbundenen Rechts-
unsicherheiten vermieden werden. Der bisherige Satz 2 Halbsatz 1 wird
mit Blick auf die Neuregelung in § 10 Abs. 8 Satz 1 nicht ibernommen.
Der neue Satz 2 bestimmt die entsprechende Anwendung des § 9 Thiir-
BQFG, zukiinftig aber mit Ausnahme des § 9 Abs. 2 Nr. 3 ThirBQFG.
Damit ist keine Anderung der bisherigen Rechtslage verbunden, da der
entsprechende Regelungsgehalt - Ausgleich wesentlicher Unterschie-
de auflerhalb von AusgleichsmalRnahmen durch Berufspraxis oder le-
benslanges Lernen - sich nunmehr aus der Neuregelung des § 7 Abs. 1
Satz 1 und 2 ergibt. Satz 3 wird lediglich redaktionell tiberarbeitet. Bei
der entsprechenden Anwendung des § 9 Abs. 1 Nr. 3 ThirBQFG nach
Satz 4 ist § 9 Abs. 2 ThirBQFG zu beachten, dessen entsprechende
Anwendung in Satz 2 angeordnet ist.

Zu Absatz 7

Absatz 7 wird sprachlich neugestaltet und der Regelungsgehalt des bis-
herigen Absatzes 6 ibernommen. Unter Verzicht auf die bisherige Ver-
weisung auf "die Voraussetzungen entsprechend § 4 Abs. 3" werden die
fur die Eintragung mit den Berufsbezeichnungen nach § 3 Abs. 1 gel-
tenden tatbestandlichen Voraussetzungen nunmehr aus Griinden der
Verstandlichkeit und unter Aufgabe des Staatsangehorigkeitsvorbehalts
in Anlehnung an die Regelungen des § 4 Abs. 3 ThurAIKG und des § 9
ThurBQFG ausdrucklich und detailliert normiert. Wegen der Einzelhei-
ten wird auf die Begriindung zu § 4 Abs. 3 hingewiesen.

Zu Absatz 8

In Absatz 8 erfolgt wie bisher die Regelung zur Eintragung von Perso-
nen, die bereits in eine dem Absatz 1 entsprechende Liste eines ande-
ren Landes eingetragen sind oder deren Eintragung in einem anderen
Land nur deswegen geldscht wurde, weil sie ihre Wohnung, berufliche
Niederlassung oder Anstellung in dem anderen Land aufgegeben haben.
Die Priifung der Berufsbefahigung ist hier bereits bei der vorherigen Ein-
tragung im anderen Land in ausreichendem Umfang erfolgt. Dabei kann
im Hinblick auf den beabsichtigten Deregulierungseffekt hingenommen
werden, dass in den anderen Landern gegebenenfalls geringfligig ab-
weichende Eintragungsvoraussetzungen bestehen.

Darlber hinaus wird der Anwendungsbereich durch die in Satz 1 Nr. 2
vorgenommene Erganzung um die Angabe "Liste nach Absatz 1" auf
ehemals bereits in Thiringen gelistete Personen ausgedehnt, deren
Eintragung aus nicht mit der Berufsqualifikation zusammenhangenden
Grinden geldscht wurde.

Zu§7
Zu Absatz 1

Der bisherige Regelungsinhalt wird in Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 und § 6
Abs. 6 und 7 verortet.

Die Regelung in Absatz 1 wird der flr Ingenieure vorgesehenen Neu-
regelung des § 5 Abs. 1 nachgebildet. Damit ist keine Anderung der
Rechtslage verbunden. Aus Griinden der Verstandlichkeit - auch vor dem
Hintergrund der Umgestaltung des neuen § 5 - wird lediglich auf die An-
ordnung der entsprechenden Anwendung des § 5 Abs. 1 in Absatz 3 ver-
zichtet. An deren Stelle tritt nunmehr der "ausformulierte” neue Absatz 1.
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Zu Absatz 2

Absatz 2 wurde sprachlich und inhaltlich unter Beibehaltung seines we-
sentlichen Regelungsgehaltes Uberarbeitet. Die Regelung des bisheri-
gen Satzes 1 Nr. 2 Buchst. b wird nicht Gbernommen, da insoweit eine
richtlinienkonforme Umsetzung des Artikels 14 Abs. 3 Unterabs. 2 der
Richtlinie 2005/36/EG nach dessen rechtlicher Bewertung durch die
Europaische Kommission als Rechtsfolgenverweisung fragwirdig ist.

Wie bisher werden in Absatz 2 die méglichen Ausgleichsmafinahmen fiir
die Fachrichtungen Architektur, Innenarchitektur, Landschaftsarchitektur
und Stadtplanung abschlief3end geregelt. Solche kommen in den Fallen
des § 6 Abs. 6 und 7 in Betracht, nicht aber in den Fallen des § 6 Abs. 5,
der hinsichtlich der Fachrichtung Architektur den Grundsatz der auto-
matischen Anerkennung nach Titel Il Kapitel 11l der Richtlinie 2005/36/
EG umsetzt. In der Fachrichtung Architektur besteht eine Ausgleichs-
moglichkeit aber ausnahmsweise dann, wenn die antragstellende Per-
son die Voraussetzungen des § 6 Abs. 5 aus besonderen und aul3erge-
wdhnlichen Griinden im Sinne des § 6 Abs. 7 Satz 6, mit dem Artikel 10
der Richtlinie 2005/36/EG umgesetzt ist, nicht erfllt.

Ausgleichsmdglichkeiten bestehen unterschiedslos fir antragstellen-
de Personen mit auslandischen Berufsqualifikationen aus anderen Mit-
gliedstaaten, anderen Vertragsstaaten, gleichgestellten Staaten und
Drittstaaten.

Zusatzliche Kenntnisse, Fahigkeiten und Kompetenzen, die die antrag-
stellende Person im Rahmen ihrer Berufspraxis oder durch lebenslanges
Lernen erworben hat, sind bereits nach Absatz 1 Satz 1 zu bertcksich-
tigen und kdnnen Unterschiede ausgleichen, ohne dass es gegebenen-
falls einer AusgleichsmafRnahme nach Absatz 2 bedarf.

Nach Satz 2 Nr. 1, mit dem Artikel 14 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG
umgesetzt ist, besteht grundsatzlich Wahlfreiheit der antragstellenden
Person zwischen dem Absolvieren eines Anpassungslehrgangs und dem
Ablegen einer Eignungsprifung. Ausnahmen davon enthalten Satz 1
Halbsatz 1, mit dem Artikel 14 Abs. 3 Unterabs. 2 der Richtlinie 2005/36/
EG umgesetzt ist, und Satz 2 Nr. 2 und 3, mit dem Artikel 14 Abs. 3 Un-
terabs. 4 Buchst. b und Unterabs. 5 der Richtlinie 2005/36/EG umge-
setzt ist, wobei in Satz 2 Nr. 2 von der bisher in Satz 1 Nr. 1 Buchst. a
geregelten Anordnung einer Eignungsprifung Abstand genommen wird;
stattdessen wird der Architektenkammer ein Wahlrecht zwischen An-
passungslehrgang oder Eignungsprifung eingerdumt, um ihr eine flexi-
blere und sachgerechte Vorgehensweise im Einzelfall zu ermdglichen.

Zu Absatz 3

Die Verweisung entspricht inhaltlich der bisherigen Verweisung auf § 5
Abs. 4,5und 7.

Zu§8
Zu Absatz 1
In Absatz 1 ist wie bisher die gesetzliche Grundlage fiir die Liste der Be-

ratenden Ingenieure geregelt und die Zustandigkeit der Ingenieurkam-
mer Thiringen zur Fihrung dieser Liste festgelegt.
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Zu Absatz 2

Die Eintragung steht zukinftig unter dem Vorbehalt der Regelungen des
Absatzes 4, setzt also fir auslandische Berufsqualifikationen tatbestand-
lich das Fehlen "wesentlicher Unterschiede" voraus. Die Eintragung er-
fordert eine entsprechende Antragstellung; das Formerfordernis ergibt
sich aus § 10 Abs. 4 Satz 1.

Die Nummern 1 und 2 Buchst. a entsprechen inhaltlich dem bisherigen
Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 und 2.

Nummer 2 Buchst. b und ¢ enthalt Neuregelungen. Hierbei handelt es
sich um Falle, in denen eine antragstellende Person mit auslandischer
Berufsqualifikation zwar nicht bereits Uber eine zum Fuhren der Berufs-
bezeichnung "Ingenieur" berechtigende Genehmigung nach § 4 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 Buchst. a verfligt, aber die Genehmigungsvoraussetzungen
nach § 4 Abs. 2 Satz 1 oder Abs. 3 Satz 1, gegebenenfalls in Verbindung
mit Satz 2 und Abs. 4, erflllt. Das Eintragungsverfahren als "Beraten-
der Ingenieur" setzt damit nicht notwendig voraus, dass die antragstel-
lende Person zuvor bereits ein gesondertes, kostenpflichtiges Geneh-
migungsverfahren nach § 4 durchlaufen hat.

In Nummer 3 wird der Regelungsgehalt des bisherigen Absatzes 2 Satz 1
Nr. 3 in Verbindung mit dem bisherigen Absatz 3 Gbernommen. Weite-
re Anforderungen an die praktische Tatigkeit ergeben sich aus der An-
ordnung der entsprechenden Anwendung des § 6 Abs. 3 und 4 Satz 1
sowie den nach § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 13 durch Kammersatzung zu er-
lassenden Regelungen. Die im Ausland erworbene Berufspraxis einer
antragstellenden Person mit auslandischer Berufsqualifikation muss sich
in den Fallen des § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a in Verbindung mit
Abs. 2 an diesen Anforderungen messen lassen, das heifit ihnen gleich-
wertig sein. In den Fallen des § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a in Ver-
bindung mit Abs. 3 gilt Nummer 3 nicht; insoweit wird auf die Begriin-
dung zu Absatz 3 Satz 1 hingewiesen.

Die Nummern 4 und 5 entsprechen dem bisherigen Satz 1 Nr. 4 und 5.
Zu Absatz 3
Absatz 3 enthalt Ausnahmeregelungen zu Absatz 2 Nr. 3.

In Satz 1 wird der Regelungsgehalt des bisherigen Absatzes 4 Satz 1
Ubernommen und mit Blick auf Artikel 13 Abs. 1 und Artikel 3 Abs. 1
Buchst. a und b der Richtlinie 2005/36/EG klargestellt, dass das Er-
fordernis der zweijahrigen praktischen Tatigkeit aufgrund dieser euro-
parechtlichen Vorgaben in den nhunmehr ausdricklich geregelten Fal-
len des Absatzes 2 Nr. 2 Buchst. a in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 Buchst. a und Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 sowie in den Fallen des Absat-
zes 2 Nr. 2 Buchst. ¢ nicht besteht. Beratende Ingenieure unterschei-
den sich von Ingenieuren zwar durch die gesetzlich vorgeschriebene,
mindestens zweijahrige praktische Tatigkeit als Ingenieur, nicht aber -
wie sich aus § 1 Abs. 6 ergibt - durch ein eigenes von Ingenieuren ab-
weichendes Berufsbild.

Satz 2 entspricht dem bisherigen Absatz 2 Satz 2.

Satz 3 entspricht inhaltlich dem bisherigen Absatz 5.
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Zu Absatz 4

Nach Satz 1 ist die Ingenieurkammer Thiringen - gegenuber der bis-
herigen Rechtslage modifiziert - zur Auferlegung von Ausgleichsmal}-
nahmen verpflichtet, wenn sie im Rahmen der Prifung des Antrags auf
Eintragung der antragstellenden Person feststellt, dass zwischen der
nachgewiesenen auslandischen Berufsqualifikation und der nach dem
Tharinger Architekten- und Ingenieurkammergesetz erforderlichen in-
l&ndischen Berufsqualifikation, die nach § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 auch
Berufserfahrung umfasst, wesentliche Unterschiede bestehen, die sich
auch aus fehlenden berufspraktischen Kenntnissen, Fahigkeiten und
Kompetenzen ergeben kdénnen.

Nach Artikel 14 Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG hindert der in Artikel 13
der Richtlinie 2005/36/EG verankerte Anerkennungsgrundsatz den Auf-
nahmemitgliedstaat namlich nicht, von der antragstellenden Person Aus-
gleichsmallinahmen zu verlangen, vergleiche dazu Urteil des Europa-
ischen Gerichtshofs vom 23. Oktober 2008, Aktenzeichen C-274/05,
Randnummer 30:

"Die in der Richtlinie 89/48 vorgesehene allgemeine Regelung zur An-
erkennung der Hochschuldiplome beruht namlich auf dem gegenseiti-
gen Vertrauen, das die Mitgliedstaaten den von ihnen gewahrten beruf-
lichen Qualifikationen entgegenbringen. Diese Regelung stellt im Kern
eine Vermutung auf, wonach die Qualifikationen eines Antragstellers,
der zur Auslibung eines reglementierten Berufs in einem Mitgliedstaat
befugt ist, fir die Austibung desselben Berufs in den anderen Mitglied-
staaten ausreichen."

In Randnummer 29 des vorgenannten Urteils ist zudem ausgefiihrt:

"[...] Unterschiede in der Dauer oder im Inhalt der in einem anderen Mit-
gliedstaat erworbenen Lehrerausbildung im Verhaltnis zur Ausbildung
im Aufnahmemitgliedstaat kdnnen daher nicht ausreichen, um eine Ab-
lehnung der Anerkennung der betreffenden beruflichen Qualifikation zu
rechtfertigen. Allenfalls kdnnen diese Unterschiede, wenn sie wesent-
lich sind, es nach Art. 4 der Richtlinie rechtfertigen, dass der Aufnah-
memitgliedstaat vom Antragsteller verlangt, dass er einer der beiden in
dieser Vorschrift vorgesehenen Ausgleichsmal3hahmen nachkommt."

Zu denken ist etwa an Konstellationen, in denen antragstellende Perso-
nen Berufsanfanger mit berufskonformen - zu vergleichbaren Tatigkei-
ten im Sinne des Artikels 4 der Richtlinie 2005/36/EG berechtigenden -
auslandischen Ingenieurabschlissen nach § 4 Abs. 3 sind, aber ohne
praktische oder mit nur marginalen praktischen Erfahrungen die Eintra-
gung in die Liste nach Absatz 1 beantragen. Mégen solche Falle in der
Verwaltungspraxis der Ingenieurkammer Thiringen bislang noch nicht
relevant gewesen sein, kdnnen sie dennoch fiir die Zukunft nicht aus-
geschlossen werden, auch deshalb, weil die Ingenieurkammer Thirin-
gen nach § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 13 dazu verpflichtet ist, den von ihr als
zustandige Berufskammer fur notwendig angesehenen Anforderungen
an die erforderliche Berufspraxis Beratender Ingenieure inhaltlich ein
Profil zu verleihen, welches ein aktuelles berufspraktisches Qualifikati-
onsnhiveau widerspiegelt.

Vor diesem Hintergrund und auch mit Blick auf die neu geregelten Fal-
le in Absatz 2 Nr. 2 Buchst. b und ¢ bedarf es - Uber die §§ 4 und 5 hin-
aus - einer gesonderten Regelung Giber die Anordnung und Durchfiihrung
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von Ausgleichsmafinahmen bei erstmaliger Uberpriifung auslandischer
Berufsqualifikationen im Eintragungsverfahren.

In Satz 2 wird durch Anordnung der entsprechenden Geltung der inhalt-
liche Gleichklang mit den vergleichbaren fir Angehérige der Fachrich-
tungen Innenarchitektur, Landschaftsarchitektur und Stadtplanung gel-
tenden Regelungen Uber Ausgleichsmalinahmen hergestellt.

Zu§9

In § 9 wird geregelt, unter welchen Voraussetzungen die nach § 3 Abs. 1
und 5 geschiitzten Berufsbezeichnungen in der Firma oder im Namen
einer Gesellschaft gefuhrt werden durfen. Dem Berufsbezeichnungsvor-
behalt kommt in Ermangelung eines dariber hinausgehenden berufs-
rechtlichen Berufstragervorbehalts im Sinne eines exklusiven Berufs-
ausubungsrechts, welches das Handeln natlrlicher Personen fir eine
Gesellschaft vom Erwerb der entsprechenden berufsrechtlichen Quali-
fikation abhangig machen wirde, umso gréRere Bedeutung zu.

Die durch die Eintragung und ihre Voraussetzungen an die Berechtigung
zum Fuhren der Berufsbezeichnungen nach § 3 Abs. 1 und 5 bewirk-
ten Einschrankungen des Artikels 12 des Grundgesetzes sind wegen
des damit verbundenen Schutzes wichtiger Gemeinschaftsgiter ver-
fassungsgemaln, selbst wenn man in ihnen nicht nur Berufsausiibungs-
regelungen, sondern wegen ihrer praktischen Folgen subjektive Zulas-
sungsvoraussetzungen fir den Beruf sieht, vergleiche Beschluss des
Bundesverwaltungsgerichts vom 25. Juni 1980, Aktenzeichen 5B 47/79,
juris, Randnummer 2; Urteil des Oberverwaltungsgerichts der Freien Han-
sestadt Bremen vom 17. November 2015, Aktenzeichen 2 A 320/13, ju-
ris, Randnummer 48; Urteil des Oberverwaltungsgerichts Liineburg vom
14. Juni 2017, Aktenzeichen 8 LC 114/15, juris, Randnummern 36, 39,
48 und 49; Beschluss des Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg
vom 17. Oktober 2017, Aktenzeichen OVG 12 N 77.16, juris, Randnum-
mern 19 bis 24.

Das Bundesverfassungsgericht hat in diesem Kontext in seinem Be-
schluss vom 14. August 2004, Aktenzeichen 1 BvR 2338/03, juris, Rand-
nummern 12 bis 15, festgestellt:

"Dem Eintragungsvorbehalt fur die Berechtigung zum Fihren der Be-
rufsbezeichnung 'Architekt' und &hnlicher Bezeichnungen kommt we-
der Bedeutung fur den Zugang zu einem Architektenberuf noch fir die
Art und Weise der beruflichen Betatigungsmdglichkeiten zu. Vielmehr
wird durch das Eintragungserfordernis lediglich die Berufsbezeichnung
'Architekt' als Qualitatskennzeichen unter Titelschutz gestellt [...]. Die
Eintragung setzt einen bestimmten Standard an Ausbildung und prak-
tischer Tatigkeit voraus. Der tragfahige Gemeinwohlbelang zur Recht-
fertigung des Eingriffs in die Berufsfreiheit ist hiernach der Schutz des
Vertrauens des Publikums, das Architektenleistungen in Anspruch neh-
men will. Den Kunden soll die Suche nach einem fachkundigen und be-
ruflich integren Berufsangehdrigen erleichtert werden.

Der Eintragungsvorbehalt ist auch ein geeignetes Mittel zur Erreichung
dieses Ziels. Durch die Eintragung in die Architektenliste [...] wird sicher-
gestellt, dass der Eingetragene die im Gesetz vorausgesetzte berufli-
che Qualifikation als Architekt [...] besitzt und dem Berufsrecht der Ar-
chitekten unterliegt. Dies gilt nicht nur fir natlirliche Personen, sondern
auch fur Gesellschaften mit beschrankter Haftung, da insoweit zur Er-
fullung der Eintragungsvoraussetzungen [...] zumindest ein mafgebli-
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cher Einfluss von eingetragenen Architekten auf die Geschéfte der Ge-
sellschaft sichergestellt sein muss.

Allerdings genugt § [...] den verfassungsrechtlichen Anforderungen an
die Erforderlichkeit nur dann, wenn der Eintragungsvorbehalt fur die
Verwendung der Berufsbezeichnung 'Architekt' auf die Firmierung der
GmbH zur Kennzeichnung ihrer eigenen Tétigkeit als Architekten- oder
Architekturgesellschaft beschrankt wird. Soweit die GmbH hingegen auf
Berufe ihrer Angestellten hinweist, reicht es zum Schutz der Verkehrs-
interessen aus, dass Beschaftigte nur dann als Architekten bezeichnet
werden, wenn sie in die Architektenliste eingetragen sind.

Nicht nur verfassungsrechtliche, sondern auch systematische Uberle-
gungen sprechen fir diese Auslegung [...]. Gibt eine Gesellschaft im
Bauwesen in ihrer AuBendarstellung zu erkennen, dass sie sich ganz
oder Uberwiegend aus Angehérigen eines bestimmten Berufes zusam-
mensetzt, indem sie sich zum Beispiel als Ingenieurgesellschaft be-
zeichnet, ist fur die Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen dies
zulassig ist, das jeweilige Berufsrecht maf3geblich. Eine Firmierung als
Ingenieurgesellschaft weist auf den Firmenschwerpunkt der Ingenieur-
leistungen hin. Wahlt hingegen eine Gesellschaft die Bezeichnung Ar-
chitekten- oder Architekturgesellschaft mbH, missen die Architekten
nicht nur innerhalb der Gesellschaft den maf3geblichen Einfluss haben,
sondern die Gesellschaft weist auch diesen Bereich als Kern ihrer Be-
rufstatigkeit aus."

Der mit § 9 bewirkte Schutz der Berufsbezeichnungen dient damit
schlussendlich der Sicherstellung der Dienstleistungsqualitat und dem
Schutz der Nachfrager von Dienstleistungen, die von Berufsgesellschaf-
ten erbracht werden. Es kann dahinstehen, ob dieser Aspekt des Schut-
zes der Allgemeinheit fuir den Eintragungsvorbehalt hinsichtlich der Be-
rufsbezeichnung "Stadtplaner" weniger tragfahig ist, wenn Auftraggeber
ausschlielich Stadte und Gemeinden sind, die sich von der konkret im
Einzelfall dargelegten Qualifikation potentieller Auftragnehmer ein un-
abhangiges fachliches Urteil bilden kénnen. Denn jedenfalls kdme als
tragfahiger Gemeinwohlbelang zur Rechtfertigung dieses Eintragungs-
vorbehalts auch die Qualitat der Orts- und Stadtplanung als wichtiger
Beitrag fur einen in die architektonische und die natirliche Umgebung
eingepassten Stadtebau in Betracht, vergleiche Nichtannahmebeschluss
des Bundesverfassungsgerichts vom 17. April 2000, Aktenzeichen 1 BvR
1538/98, juris, Randnummer 41.

In § 9 wird das Vertrauen der Allgemeinheit und der Auftraggeber sowie
das Wettbewerbsverhaltnis zu berufsangehdrigen natiirlichen Personen
bericksichtigt. An Gesellschaften werden vergleichbare Anforderungen
wie an natlrliche Personen gestellt, sodass insoweit grundsatzlich glei-
che Bedingungen bestehen. Antrags- und Verfahrensregelungen ent-
halt § 10 Abs. 10.

Regelungsgegenstand des § 9 sind bisher ausschlieRlich Kapitalgesell-
schaften. Fur die Berufsangehdrigen besteht allerdings im Rahmen der
jeweils geltenden gesellschaftsrechtlichen Vorgaben gesellschaftsrechtli-
che Organisationsfreiheit. Dies wird durch § 2 Abs. 3 nunmehr ausdriick-
lich klargestellt. Vor diesem Hintergrund erscheint es notwendig, fur alle
Gesellschaftsformen geltende - weitgehend einheitliche und rechtsform-
neutrale - Regelungen zu schaffen. Dies gibt zu sprachlichen und in-
haltlichen Anderungen Anlass. Der Anderungsbedarf folgt nicht zuletzt
aus den Anderungen durch das Personengesellschaftsrechtsmoderni-
sierungsgesetz. Auf die Begriindung zu § 2 Abs. 3 wird hingewiesen.
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Zu Absatz 1

Die Satze 1 und 2 stehen im Kontext mit § 3 Abs. 8. Die unterschied-
lichen Berufsbezeichnungen werden den Gesellschaftsverzeichnissen
der Architektenkammer Thiringen und der Ingenieurkammer Thurin-
gen zugeordnet. Um die Kammerzustandigkeiten, aber auch die inhalt-
lichen Aspekte der Zuordnung zu verdeutlichen, werden Verweisungen
auf die Absatze 2 und 3 eingefuigt. Dartber hinaus wird aus Griinden der
Rechtsformneutralitat der Begriff "Kapitalgesellschaften" durch den Be-
griff "Gesellschaften" ersetzt und die Worte "in der Firma" um die Alter-
native durch die Worte "oder im Namen" erweitert. Satz 5 steht im Kon-
text mit § 705 Abs. 2 des Burgerlichen Gesetzbuchs (BGB), in dem bei
Gesellschaften burgerlichen Rechts zwischen rechtsfahigen Auflenge-
sellschaften und nicht rechtsfahigen Innengesellschaften unterschieden
wird. Lediglich die nicht rechtsfahige Gesellschaft burgerlichen Rechts
bleibt von einer Eintragung in das Gesellschaftsverzeichnis ausgenom-
men, weil sie den Gesellschaftern nur zur Ausgestaltung ihres Rechts-
verhaltnisses untereinander dient und nicht am Rechtsverkehr teilnimmt,
mithin ihr Gegenstand nicht die Wahrnehmung der Berufsaufgaben im
AuRenverhaltnis unter Fihrung geschutzter Berufsbezeichnungen ist.

Zu Absatz 2

Satz 1 wird aus Griinden der Rechtsformneutralitat sprachlich Gberarbei-
tet. Die Regelung des Formerfordernisses der Antragstellung im bishe-
rigen Satz 1 ist nunmehr wegen der Neuregelung in § 10 Abs. 4 Satz 1,
die Uber § 10 Abs. 10 Satz 1 zur Anwendung kommt, entbehrlich.

In Satz 1 Nr. 3 Buchst. a in der bislang geltenden Fassung war als Vor-
aussetzung fur die Eintragung von Kapitalgesellschaften in das Gesell-
schaftsverzeichnis bestimmt, dass durch Gesellschaftsvertrag oder Sat-
zung geregeltist, dass der "Gegenstand des Unternehmens (Zweck der
Gesellschaft)" die "ausschlieRliche” Wahrnehmung von freiberuflichen
Berufsaufgaben nach § 1 Abs. 1 bis 4 und 7 ist. Mit Blick auf den gesell-
schaftsrechtlichen Begriff "Unternehmensgegenstand”, wie er sich etwa
aus der Formulierung "Gegenstand des Unternehmens" nach § 3 Abs. 1
Nr. 2 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschrankter Haf-
tung (GmbHG) vom 20. April 1892 (RGBI. S. 477) in der jeweils gelten-
den Fassung und nach § 23 Abs. 3 Nr. 2 des Aktiengesetzes (AktG)
vom 6. September 1965 (BGBI. | S. 1089) in der jeweils geltenden Fas-
sung ergibt, wird der Klammerzusatz "(Zweck der Gesellschaft)" gegen-
Uber der bisher geltenden Fassung auch aus rechtstechnischen Griin-
den gestrichen.

Der durch den Begriff "ausschlieRliche" indizierte Ausschluss multidiszip-
lindrer Tatigkeiten begegnet Bedenken mit Blick auf Artikel 25 der Richt-
linie 2006/123/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom
12. Dezember 2006 Uber Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABI. L 376
vom 27.12.2006, S. 36). Danach missen die Mitgliedstaaten sicher-
stellen, dass Dienstleistungserbringer keinen Anforderungen unterwor-
fen werden, die sie verpflichten, ausschlieRlich eine bestimmte Tatigkeit
auszuuben, oder die die gemeinschaftliche oder partnerschaftliche Aus-
Ubung unterschiedlicher Tatigkeiten beschranken. Daher wird der Be-
griff "ausschlielliche" durch den Begriff "insbesondere" ersetzt. Ziel der
Regelung des Unternehmensgegenstands ist lediglich, nach aul3en den
Schwerpunkt der Geschéaftstatigkeit fur die beteiligten Wirtschaftskreise
hinreichend erkennbar zu machen. Die Angabe des Unternehmensge-
genstands im Gesellschaftsvertrag soll den Tatigkeitsbereich der Gesell-
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schaft in groben Ziigen erkennen lassen und ihre Zuordnung zu einem
Geschaftszweig als Sachbereich des Wirtschaftslebens ermdglichen.

Schwerpunkt der weiteren inhaltlichen Anderungen ist Satz 1 Nr. 3
Buchst. b und ¢, mit dem bisher Mehrheiten sowohl auf der Beteiligungs-
ebene der Gesellschafter als auch auf der Leitungsebene der Geschafts-
fuhrung geregelt wurden.

Anforderungen an die inneren Strukturen einer Gesellschaft werden in
der rechtswissenschaftlichen Literatur und in der Rechtsprechung so-
wohl auf bundesdeutscher Ebene im Hinblick auf Artikel 12 Abs. 1 des
Grundgesetzes als auch auf europaischer Ebene in Bezug auf Artikel 15
Abs. 2 Buchst. c und Abs. 3 der Richtlinie 2006/123/EG kritisch bewertet.

So hat das Bundesverfassungsgericht mit Beschluss vom 14. Januar
2014, Aktenzeichen 1 BvR 2998/11 und 1 BvR 236/12, juris, Randnum-
mern 64, 79, 81, 87 und 94, entschieden, dass bei einer Gesellschaft
mit beschrankter Haftung zum Zweck der gemeinsamen Berufsaus-
Ubung von Rechtsanwalten mit Patentanwalten einzelne Regelungen
der Bundesrechtsanwaltsordnung und der Patentanwaltsordnung mit
Artikel 12 Abs. 1 des Grundgesetzes unvereinbar und nichtig sind, so-
weit sie zugunsten einer der beteiligten Berufsgruppen deren Anteils-
und Stimmrechtsmehrheit sowie deren Leitungsmacht und Geschafts-
fUhrermehrheit vorschreiben und bei einer Missachtung eine Zulassung
als Rechtsanwalts- oder Patentanwaltsgesellschaft ausschlieRen. Der
Gesetzgeber verfolge mit den angegriffenen Bestimmungen zwar legi-
time Zwecke, namlich den Schutz der Unabhangigkeit der handelnden
Berufstrager und der Gesellschaft, die Sicherung der berufsrechtlichen
Qualifikationsanforderungen und die Gewahrleistung und Sicherung der
Beachtung des Berufsrechts. Der Eingriff in die Berufsfreiheit sei jedoch
nicht erforderlich, um diese Zwecke zu erreichen. An der Erforderlich-
keit fehle es namlich, wenn der Gesetzgeber ein anderes, gleich wirk-
sames, aber das Grundrecht nicht oder weniger stark einschrankendes
Mittel, gewahlt habe oder hatte wahlen kénnen. Der unmittelbare Ansatz
einer personlichen Bindung aller Berufstrager an die maRgeblichen be-
rufsrechtlichen Pflichten vermeide weitergehende Eingriffe in die inne-
ren Strukturen der Berufsausibungsgesellschaft, die das angestrebte
Ziel nur indirekt erreichen konnten. Er rechtfertige zudem die Annahme
einer zumindest gleichen, wenn nicht sogar gesteigerten Wirksamkeit.

Der Europaische Gerichtshof hat mit Urteil vom 29. Juli 2019, Akten-
zeichen C-209/18, entschieden, dass die Republik Osterreich dadurch
gegen ihre Verpflichtungen aus Artikel 15 Abs. 1 und 2 Buchst. ¢ sowie
Abs. 3 der Richtlinie 2006/123/EG verstofRen hat, dass sie Anforderun-
gen an die Beteiligung am Gesellschaftsvermdgen fiir Ziviltechnikerge-
sellschaften aufrechterhalt. Gegenstand dieses Urteils ist unter anderem
§ 28 Abs. 1 Satz 1 des Osterreichischen Bundesgesetzes tber Ziviltech-
niker in seiner fir diesen Rechtsstreit maligeblichen Fassung, wonach
die Geschaftsflihrung und organschaftliche Vertretung einer Ziviltech-
nikergesellschaft nur durch Personen wahrgenommen werden darf, die
gemeinsam mehr als die Halfte der Gesellschaftsanteile innehaben.

Der Europaische Gerichtshof hat in den Randnummern 88 bis 90, 92
und 101 im Einzelnen ausgeflhrt:

"Vorab ist festzustellen, dass die Ziele der Gewahrleistung von Ob-
jektivitdt und Unabhangigkeit der betroffenen Berufsstdnde sowie der
Rechtssicherheit in Zusammenhang mit dem im 40. Erwagungsgrund der
Richtlinie 2006/123/EG angesprochenen Ziel des Schutzes von Dienst-
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leistungsempfangern sowie dem Ziel der Sicherstellung der Dienstleis-
tungsqualitat stehen.

Die Ziele des Schutzes von Dienstleistungsempfangern, der Sicherstel-
lung der Dienstleistungsqualitdt und des Gesundheitsschutzes stellen
zwingende Griinde des Allgemeininteresses dar, die Beschrankungen
der unionsrechtlich verblrgten Freiheiten rechtfertigen kénnen.

Was schliel3lich die dritte in Art. 15 Abs. 3 der Richtlinie 2006/123[/EG]
genannte Bedingung anbelangt, so setzt sie dreierlei voraus, namlich,
dass die Anforderung zur Verwirklichung des verfolgten Ziels geeignet
ist und nicht Gber das hinausgeht, was zu dessen Erreichung erforder-
lich ist, sowie, dass dieses Ziel nicht durch eine weniger einschneiden-
de Malnahme erreicht werden kann. [...]

Was die Geeignetheit der in Rede stehenden Anforderungen zur Er-
reichung der angeflihrten Ziele betrifft, ist festzustellen, dass die Be-
schrankungen in Bezug auf die Rechtsform und die Beteiligung am Ge-
sellschaftsvermdgen, da sie Transparenz hinsichtlich der Beteiligung
am Vermdgen der betreffenden Gesellschaft und die Befahigung der
an diesem Vermdogen beteiligten Personen gewahrleisten sowie genau
festlegen, welche Personen in dieser Gesellschaft die Verantwortung
tragen, grundsatzlich geeignet sind, die Ziele des Schutzes von Dienst-
leistungsempfangern und der Sicherstellung der Dienstleistungsquali-
tat zu erreichen. [...]

Insoweit ist erstens, was die Anforderung geman § 28 Abs. 1 ZTG betrifft,
festzustellen, dass die Kommission mehrere weniger restriktive Alterna-
tivmanahmen zur Sprache gebracht hat, wie zum Beispiel Verhaltensre-
geln und Versicherungs- beziehungsweise Gewahrleistungsvorschriften,
die - insbesondere zusammengenommen - die Erreichung der verfolgten
Ziele ermdglichen kénnten. Die Republik Osterreich macht zwar geltend,
diese Anforderung erscheine unabdingbar, um sicherzustellen, dass sich
die Geschaftsfiihrer einer Ziviltechnikergesellschaft personlich fir ihre
Leistungen zu verantworten hatten, substantiiert dieses Vorbringen je-
doch nicht in einer Weise, die es dem Gerichtshof erlauben wiirde, zu
dem Ergebnis zu gelangen, dass die weniger beschneidenden Malinah-
men nicht ausreichend waren, um die angefiihrten Ziele zu erreichen.”

Insbesondere die zitierte Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
hat die Gesetzgebung des Bundes beeinflusst. Mit dem Gesetz zur Neu-
regelung des Berufsrechts der anwaltlichen und steuerberatenden Be-
rufsausiibungsgesellschaften sowie zur Anderung weiterer Vorschrif-
ten im Bereich der rechtsberatenden Berufe, das am 1. August 2022 in
Kraft getreten ist, wurden sowohl auf der Beteiligungs- als auch auf der
Leitungsebene nach § 59e Abs. 2 Satz 1 und § 59f Abs. 1 Satz 1 und 2
BRAO in der am 31. Juli 2022 geltenden Fassung bestehende Mehr-
heitserfordernisse aufgegeben.

In der Begrindung des Gesetzes zur Neuregelung des Berufsrechts
der anwaltlichen und steuerberatenden Berufsausibungsgesellschaf-
ten sowie zur Anderung weiterer Vorschriften im Bereich der rechtsbe-
ratenden Berufe in der Drucksache 19/27670 des Deutschen Bundes-
tags, S. 199, ist zu § 59p BRAO, in dem das Fuhren der Bezeichnung
"Rechtsanwaltsgesellschaft" geregelt ist, ausgefihrt:

"§ 59p BRAO-E greift einen Vorschlag von Henssler (AnwBI Online

2018, S. 564, 572, 584) auf. Der Entwurf zur BRAO-Reform verzichtet
darauf, Mehrheitserfordernisse aufzustellen. Ist die Gesellschaft jedoch
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derart von Rechtsanwaltinnen und Rechtsanwalten gepragt, dass ihnen
die Mehrheit der Stimmrechte zusteht und sie die Mehrheit der Mitglie-
der des Geschéftsflihrungsorgans stellen, dirfen sie die Bezeichnung
"Rechtsanwaltsgesellschaft" fliihren. Dabei ist der Begriff nicht wie bis-
lang an die Rechtsform der Gesellschaft mit beschrankter Haftung ge-
knlpft, sondern steht Berufsausiibungsgesellschaften gleich welcher
Rechtsform offen."

Weder in der rechtswissenschaftlichen Literatur noch in der Rechtspre-
chung wurde bisher - soweit ersichtlich - dazu Stellung genommen, ob
und gegebenenfalls inwieweit die dargestellte verfassungs- und euro-
parechtliche Argumentation zu den Mehrheitserfordernissen auch au-
Rerhalb der rechts- und wirtschaftsberatenden Berufe verallgemeine-
rungsfahig ist, das heildt, insbesondere auch auf die berufsrechtlichen
Regelungen der Angehdrigen der Fachrichtungen Architektur, Innen-
architektur, Landschaftsarchitektur, Stadtplanung und Ingenieurwesen
Ubertragen werden kann. Auch in der architektur- oder ingenieurwissen-
schaftlichen Fachliteratur - von der dies allerdings nicht vorrangig zu er-
warten ist - hat sich, soweit ersichtlich, mit dieser Thematik bisher nie-
mand beschaftigt.

Die Frage nach einer Verallgemeinerung kommt allerdings nicht von un-
gefahr, da das Bundesverfassungsgericht in der oben genannten Ent-
scheidung die AuRerung einer Rechtsansicht, die nicht Gegenstand des
Verfahrens war, aber in spateren Entscheidungen mit ahnlicher Rechts-
lage eine Rolle spielen kdnnte, vermieden und sich bewusst darauf be-
schrankt, konkrete Bestimmungen der Bundesrechtsanwaltsordnung in
ihrem konkreten Zusammentreffen mit solchen der Patentanwaltsord-
nung als verfassungswidrig zu qualifizieren.

Unbeschadet dieser Sach- und Rechtslage spricht Einiges dafiir, dass
das Berufsrecht der Berufsangehdrigen nach dem Thiringer Architek-
ten- und Ingenieurkammergesetz im Verhaltnis zum Berufsrecht der Bun-
desrechtsanwaltsordnung nicht soweit kongruent ausgestaltet ist, dass
dies - auch in den entscheidungsrelevanten Punkten des zur Rede ste-
henden Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts - zu einer iden-
tisch ausfallenden verfassungsrechtlichen Beurteilung derin Satz 1 Nr. 3
Buchst. b, Absatz 3 Satz 1 Nr. 3 Buchst. b und § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2
geregelten Mehrheitserfordernisse fihren misste.

Anhaltspunkte dafir ergeben sich zunachst daraus, dass es bei den Be-
rufsangehdorigen im Sinne des § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ThirAIKG - anders
als bei Rechtsanwalten - nicht um die Grundkonzeption des freien Be-
rufs hinsichtlich der hohen Anforderungen an die Berufszulassung be-
ziehungsweise den Marktzugang, sondern lediglich um das Recht zum
Fihren einer Berufsbezeichnung geht. Die in Satz 1 Nr. 3 Buchst. b,
Absatz 3 Satz 1 Nr. 3 Buchst. b und § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 geregel-
ten Mehrheitserfordernisse sind demnach keinesfalls Zulassigkeitsvo-
raussetzung fir die Erbringung freiberuflicher Dienstleistungen. Hinzu
kommt, dass Berufsangehorige nach § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 ThirAIKG
- anders als Rechts- und Patentanwalte nach § 2 Abs. 2 BRAO bezie-
hungsweise § 2 Abs. 2 PAO - Leistungen nicht schon kraft ausdrticklicher
gesetzlicher Bestimmung notwendigerweise in Ausiibung eines freien
Berufes erbringen. Die Regelung nach § 18 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 des Ein-
kommensteuergesetzes in der Fassung vom 8. Oktober 2009 (BGBI. |
S. 3366, 3862) in der jeweils geltenden Fassung, wonach zur freiberuf-
lichen Tatigkeit auch die selbststandige Berufstatigkeit der Ingenieure
und Architekten gehort, dient ausschliel3lich steuerrechtlichen Zwecken,
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weshalb aus dieser Norm zur Klarung der berufsrechtlichen Frage nach
dem Vorliegen eines freien Berufs nichts hergeleitet werden kann. § 1
Abs. 2 Satz 2 PartGG, wonach Austlibung eines Freien Berufs im Sinne
des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes zwar auch die selbststandige
Berufstatigkeit der Ingenieure und Architekten ist, enthalt eine gro3ziigige
Festlegung derjenigen Berufsgruppen, denen die Partnerschaft zur Ver-
fligung stehen soll. Demnach werden in § 1 Abs. 2 Satz 2 PartGG freie
Berufe aber ausdriicklich nur "im Sinne dieses Gesetzes" aufgezahlt.

Letztlich verhindern die in Satz 1 Nr. 3 Buchst. b, Absatz 3 Satz 1 Nr. 3
Buchst. b und in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 geregelten Mehrheitserforder-
nisse weder einen gesellschaftsrechtlichen Zusammenschluss noch mit
Blick auf die Sonderregelung des Absatzes 4 und des § 4 Abs. 6 das Fuh-
ren der Berufsbezeichnungen nach § 3 Abs. 1, 4 und 5 nebeneinander.

Vor diesem Hintergrund und auch mit Blick darauf, dass die fir die Ge-
sellschaft handelnden Berufsangehdrigen nach § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1,
die gerade nicht auf einen Zusammenschluss nur mit Personen, die ih-
ren Beruf als freien Beruf ausliben, beschrankt sind, keine den Rechts-
oder Patentanwalten als Organe der Rechtspflege vergleichbare Stel-
lung eingeraumt ist, kommt der Sicherung der Unabhangigkeit sowohl
der Berufsangehdrigen nach § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 als auch der Berufs-
gesellschaften nach § 2 Abs. 3 im Rahmen der in Satz 1 Nr. 3 Buchst.
b, Absatz 3 Satz 1 Nr. 3 Buchst. b und § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 geregel-
ten Mehrheitserfordernisse nicht die Bedeutung eines rechtfertigenden
legitimen Zwecks zu. Eine Selbstbindung des Gesetzgebers an seiner-
zeit von ihm ausdrlcklich benannte 6ffentliche Zwecke besteht nicht.
Das Thiringer Architekten- und Ingenieurkammergesetz sichert die Un-
abhangigkeit der Berufsangehoérigen ausschlie3lich Gber Inkompatibili-
tatsregelungen in § 3 Abs. 2 und 3 und Verhaltensregeln in § 32 Abs. 2
Satz 1 Nr. 3. Dieser Ansatz beschrankt die Berufsfreiheit weniger stark
als die Regelung von Mehrheitserfordernissen. Die Unvereinbarkeitsbe-
stimmungen sind zielgenau auf Interessenkonflikte oder Situationen, die
die Unabhangigkeit der Berufsangehdrigen gefahrden und damit mogli-
che Risiken fir Auftraggeber schaffen kénnen, ausgerichtet.

Fir eine darliber hinausreichende gesetzliche Absicherung der Unab-
hangigkeit der Berufsangehodrigen nach § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 durch
Mehrheitserfordernisse besteht nach wie vor auch kein Bedarf.

Bereits im Rahmen der Novellierung und Neufassung des Thiringer Ar-
chitekten- und Ingenieurkammergesetzes im Jahr 2016 wurden die bis
dahin nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 geltenden Beschrankungen der wei-
teren Anteile auf "natlrliche Personen, die Angehorige freier Berufe im
Sinne des § 1 Abs. 1 PartGG sind und aufgrund ihrer Berufsausbildung
zum Erreichen des Unternehmenszweckes beitragen kénnen" aufgege-
ben und die Regelung dadurch liberalisiert. Zur Begrindung wurde in der
entsprechenden Drucksache 6/2276 des Thiringer Landtags, S. 87 und
88, angeflihrt, dass "der Einfluss der berufsangehoérigen Gesellschaf-
ter auf den Geschéftsbetrieb der Gesellschaft bereits durch die erfor-
derliche Kapital- und Stimmenmehrheit der Berufsangehorigen ausrei-
chend gewabhrleistet ist. Die Beschrankung auf den Zusammenschluss
ausschlieBlich mit Angehérigen anderer freier Berufe wirde zu keiner
zusatzlichen Sicherstellung dieses Ziels fiihren."

Zwar lassen sich bei der Zusammenarbeit von Personen mit unterschied-
lichen Berufen Beeintrachtigungen der beruflichen Unabhangigkeit ein-
zelner Gesellschafter etwa wegen der Rucksichthahme auf die Belan-
ge anderer zur Vermeidung oder Ldsung von Interessenskonflikten oder
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auch aufgrund entstehender Machtstrukturen nie vollig ausschlie3en.
Dass mit der gemeinsamen Berufsausiibung gewisse Gefahren flr die
Unabhangigkeit Einzelner einhergehen, ist auch keine Besonderheit ei-
ner interprofessionellen Kooperation, sondern gilt nicht weniger fiir mo-
noprofessionelle Zusammenschlisse. Im Rahmen der Neufassung des
Tharinger Architekten- und Ingenieurkammergesetzes im Jahr 2016 hat
der Gesetzgeber mit der Aufgabe der Beschrankungen der Minderheits-
anteile auf "natirliche Personen, die Angehdrige freier Berufe sind und
aufgrund ihrer Berufsausbildung zum Erreichen des Unternehmenszwe-
ckes beitragen kdnnen[,]" ein mit einer gemeinsamen Auslbung verbun-
denes Risiko einer Gefahrdung der Unabhangigkeit in Abwagung zwi-
schen dem allgemeinen Interesse des Schutzes der Auftraggeber und
der Berufsfreiheit der Angehorigen freier Berufe bewusst hingenommen.
Weder aus Sicht sowohl der Architektenkammer Thiringen als auch der
Ingenieurkammer Thiringen noch der Aufsichtsbehérde haben sich im
Verwaltungsvollzug oder sonst seither Anhaltspunkte ergeben, die ge-
eignet waren, dieses Abwagungsergebnis in Frage zu stellen. Schluss-
endlich beruht die Konzeption des Berufsrechts des Thiringer Architek-
ten- und Ingenieurkammergesetzes ohnehin nicht auf der Annahme, dass
eine situationsgebundene Gelegenheit zur Pflichtverletzung im Regelfall
zu einem pflichtwidrigen Handeln flhrt, sondern darauf, dass sich die
Berufsangehorigen grundsatzlich rechtstreu verhalten. Insgesamt sind
die Gefahren, die mit jeder gemeinsamen Berufsaustibung fiir die Un-
abhangigkeit einzelner Berufsangehdriger verbunden sind, zu gering,
als dass sie durch praventiv wirkende Mehrheitserfordernisse insoweit
begrenzt werden muissten.

Die in Satz 1 Nr. 3 Buchst. b, Absatz 3 Satz 1 Nr. 3 Buchst. b sowie § 4
Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 geregelten Mehrheitserfordernisse verfolgen vielmehr
den Zweck der Sicherung der Qualifikationsanforderungen auf der Ebe-
ne der Berufsgesellschaft zum Schutz der Auftraggeber und zur Siche-
rung der Dienstleistungsqualitat.

Namentlich der Schutz der Verbraucher im Sinne des Schutzes vor
Schaden an Eigentum und Vermdgen ist wiederholt durch das Bundes-
verfassungsgericht zu den besonders wichtigen Gemeinschaftsgutern,
die sogar subjektive Berufswahlregelungen rechtfertigen kénnen, ge-
zahlt worden.

Auch der Europaische Gerichtshof hat in jahrzehntelanger Rechtspre-
chung als "Ziel des 6ffentlichen Interesses" sowohl den Zweck der "Qua-
litatssicherung" als auch den "Verbraucherschutz" und den "Schutz der
Dienstleistungsempfanger" anerkannt. In Artikel 6 Abs. 2 der Richtlinie
(EU) 2018/958 ist eine beispielhafte - wegen der Verwendung des Wortes
"insbesondere" nicht abschlielende - Aufzahlung von in Betracht kom-
menden Zwecken enthalten. In Erwagungsgrund 17 Satz 2 der Richtli-
nie (EU) 2018/958 wird der Zweck des Schutzes der Verbraucher und
Dienstleistungsempfanger etwa im Hinblick auf die "Gewahrleistung
der Qualitat der handwerklichen Arbeit" konkretisiert. Ferner wird in Er-
wagungsgrund 20 Satz 3 der Richtlinie (EU) 2018/958 ausdriicklich zur
Berucksichtigung des Umstands aufgefordert, dass im Bereich der re-
glementierten Berufe "zwischen Verbrauchern und Berufsangehdrigen
in der Regel eine Informationsasymmetrie besteht", vergleiche auch
Burgi, Gewerbearchiv, Beilage Wirtschaft und Verwaltung, Nr. 03/2019,
S. 146 und 147.

Rechtsfahige Berufsgesellschaften sind nicht nur Instrumente zur ge-
meinschaftlichen Berufsaustibung der in ihnen verbundenen Personen,
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sondern sie werden selbst Vertragspartner und erbringen durch das ih-
nen zurechenbare Verhalten ihrer Vertreter auch selbst Dienstleistungen.
Wenngleich formaliter die Gesellschaft selbst die Dienstleistungen er-
bringt, kdnnen fir sie aber immer nur hinreichend qualifizierte, die fach-
gesetzlichen Voraussetzungen erflillende natiirliche Personen handeln.
Nur so lasst sich sicherstellen, dass eine Gesellschaft durch ihre Organe
und Vertreter den fachlichen Anforderungen genlgt, welche fiir die Be-
rechtigung zum Flhren einer Berufsbezeichnung erforderlich sind. Mit
Blick darauf Iasst sich den Mehrheitserfordernissen der Zweck beilegen,
auf dem Wege der Sicherung von Einfluss und Entscheidungsgewalt der
gesellschaftspragenden Berufsgruppe deren fachliche Qualifikation auch
fur die Tatigkeit der Gesellschaft selbst zu gewahrleisten, vergleiche Ur-
teil des Bundesgerichtshofs vom 10. Oktober 2011, Aktenzeichen AnwZ
(Brfg) 1/10, juris, Randnummer 18; ahnlich bereits Beschluss des Bun-
desgerichtshofs vom 8. Oktober 2007, Aktenzeichen AnwZ (B) 91/06 -,
juris, Randnummer 13. Das Vertrauen des Publikums in die erforderli-
che berufliche Qualifikation potentieller Auftragnehmer ist im Fall des
Fihrens einer Berufsbezeichnung einer Berufsgesellschaft auch keines-
falls weniger schiitzenswert als beim Fihren einer Berufsbezeichnung
durch nicht gesellschaftlich gebundene Berufsangehdrige, etwa bei Be-
rufsausiibung im Rahmen eines Einzelbiros. Ebenso wie der Gesetz-
geber ohne Verstold gegen Artikel 12 Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes
besondere Anforderungen beziiglich der Berufsqualifikation an die per-
sOnliche Berechtigung zum Fiihren der Berufsbezeichnungen nach § 3
Abs. 1, 4 und 5 stellen durfte, ist er auch berechtigt, ebensolche Qualifi-
zierungsmerkmale an die Berechtigung zum Fiihren der Berufsbezeich-
nung einer Gesellschaft zu kniipfen. So dokumentiert etwa die Verwen-
dung der Bezeichnung "Architektur" im Namen oder in der Firma einer
Gesellschaft nach aulen - insbesondere im Interesse potentieller Auf-
traggeber - einen formalisierten Nachweis der fachlichen Qualifikation
der die Gesellschaft mafigeblich bestimmenden Personen, vergleiche
Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 14. August 2004, Ak-
tenzeichen 1 BvR 2338/03, juris, Randnummer 13, und Beschluss des
Bundesverfassungsgerichts vom 14. Januar 2014, Aktenzeichen 1 BvR
2998/11, juris, Randnummern 72 und 74. Dadurch entsteht fir die durch-
schnittlich informierte verstandige Kundschaft der Eindruck, dass der In-
haber des Unternehmens selbst oder die mafigeblich verantwortlichen
Personen der Gesellschaft Architekten sind und Architekturleistungen
im Mittelpunkt der Tatigkeit stehen. Der Begriff "Architektur" bezeich-
net nicht lediglich einen Tatigkeitsbereich, sondern weist auf Leistun-
gen hin, die von Mitgliedern des Berufsstandes der Architekten erbracht
werden. Satz 1 Nr. 3 Buchst. b, Absatz 3 Satz 1 Nr. 3 Buchst. bund § 4
Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 sichern diesen "Empfangerhorizont" im Rechts- und
Geschaftsverkehr gesetzlich ab, indem sie die inneren fachqualitativen
Strukturen der Gesellschaft mit ihrer AuRenwahrnehmung in Einklang
bringen. Die Mehrheitserfordernisse bewirken, dass die gesellschafts-
intern vorausgesetzte fachliche Qualifikation im AuRenverhaltnis zur po-
tentiellen Kundschaft auch Wirksamkeit entfalten kann.

In Ermangelung eines weitergehenden Berufstragervorbehalts entspre-
chend § 591 Satz 3 BRAO, mit dem das Handeln natirlicher Personen
fur eine Gesellschaft vom Erwerb der entsprechenden berufsrechtlichen
Qualifikation abhangig gemacht wird und deshalb mit der Systematik
des Thiringer Architekten- und Ingenieurkammergesetzes als "Titel-
schutzgesetz" nicht in Einklang stiinde, stehen gleichermalen geeig-
nete Mittel zur Erreichung des sich aus den genannten Einzelzwecken
ergebenden Ubergeordneten Allgemeinwohlinteresses am Schutz von
Verbrauchern, ohne die gesetzlichen Voraussetzungen hierfir zu erful-
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len, nicht zur Verfiigung. Insbesondere gentigt den verfassungsrechtli-
chen Anforderungen an die Erforderlichkeit, dass der Eintragungsvorbe-
halt fir die Verwendung der Berufsbezeichnung auf die Firmierung der
Gesellschaft zur Kennzeichnung ihrer eigenen Tatigkeit beschrankt wird.
Wenn die Gesellschaft hingegen aul3erhalb der Firmenbezeichnung auf
Berufe ihrer Angestellten hinweist, reicht es zum Schutz der Verkehrs-
interessen aus, dass ihre Beschaftigten in die entsprechenden Listen
nach den §§ 6 und 8 eingetragen sind. Satz 1 Nr. 3 Buchst. b kann auch
nicht als unverhaltnismaRig im engeren Sinne angesehen werden. Ver-
braucher missen im Rahmen des Vertrauensschutzes davon ausge-
hen kénnen, dass Berufsangehorige und Berufsgesellschaften die er-
forderliche Berufsqualifikation, also die notwendigen theoretischen und
praktischen Fahigkeiten, besitzen. Dies gilt insbesondere und in hohem
Male fiir Bauvorhaben, fiir die aufgrund der Reduktion bauordnungs-
rechtlicher Genehmigungen eine Kontrolle durch die Baugenehmigungs-
behdrde entfallen ist. Mit Blick auf den Rang der geschiitzten Rechts-
glter Leben, Gesundheit und Eigentum genligt einerseits ein Verweis
der Verbraucher auf etwaige Gewahrleistungs- oder Schadensersatzan-
spriiche nicht; der in seinen Praventivwirkungen fragliche nachtragliche
Sekundarrechtsschutz, der zudem ein hohes Mal an eigener Durchset-
zungsbereitschaft und finanziellem Durchhaltevermégen wahrend der
Prozessdauer erfordert, kdme sozial schwacheren Verbrauchergrup-
pen auch eher nicht zugute. Andererseits ist zu berticksichtigen, dass
die fehlende Eintragung in das Gesellschaftsverzeichnis nicht daran hin-
dert, berufliche Tatigkeiten Gberhaupt auszutiben.

Die Europédische Kommission hat die Mitgliedstaaten in ihrer Stellung-
nahme zu den Resultaten der gegenseitigen Evaluierung nach der Eu-
ropaischen Dienstleistungsrichtlinie nach der Arbeitsunterlage der Kom-
missionsdienststellen zum Ergebnis der Peer-Review in Bezug auf
Anforderungen zur Rechtsform, Beteiligungsstruktur und zu den Prei-
sen im Rahmen der Dienstleistungsrichtlinie vom 2. Oktober 2013,
SWD(2013) 402 final, S. 10 bis 12, zur Prifung aufgerufen, ob die von
ihnen mit Mehrheitserfordernissen zugunsten eines Berufs verfolgten
Ziele nicht durch mildere Beschrankungen erreicht werden kdnnen.
Ausdrucklich wird angeregt, besondere Anforderungen an die Beteili-
gungsverhaltnisse nur noch mit dem Flhren einer bestimmten Berufs-
bezeichnung durch die Gesellschaft zu verknipfen. Eine Begrenzung
der Kontrollanforderungen auf die Stimmrechte oder Flhrungspositio-
nen ermdgliche flexiblere Finanzierungsmodelle, belasse die Kontrolle
Uber Entscheidungen, die sich negativ auf die Qualitat der Dienstleis-
tung auswirken kdnnten, bei den Berufsangehdrigen und helfe, eine un-
erwlnschte Einflussnahme durch Dritte zu vermeiden.

Vor diesem Hintergrund und in Anlehnung an § 59p BRAO werden die
bisher in Satz 1 Nr. 3 Buchst. b geregelten auf der Beteiligungsebene
der Gesellschafter bestehenden Kapitalmehrheitserfordernisse aufge-
geben. Damit erfolgt - (iber die bisherigen Schritte der Offnung des Ge-
sellschafterkreises durch Aufgabe der bis zur Neufassung des Thirin-
ger Architekten- und Ingenieurkammergesetzes im Jahr 2016 geltenden
Beschrankung der weiteren Anteile auf "nattrliche Personen, die Ange-
hérige freier Berufe" sind und der Zulassung von Gesellschaften als Ge-
sellschafter hinaus - auch vor dem Hintergrund des neu gefassten § 2
Abs. 3 Satz 2 - ein erneuter Liberalisierungsschritt mit Blick auf die Er-
weiterung von Moglichkeiten zur Generierung liquider Mittel bei Freiga-
be der Kapitalbeteiligung. Ausschlaggebend dafiir ist, dass gerade bei
Betrachtung "monoprofessioneller" Kapitalbeteiligungen durch Ange-
horige der in der Gesellschaft ausgetbten Berufe, das heildt von einer
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kapitalanlegenden Person mit derselben fachlichen Qualifikation, ver-
gleichbaren beruflichen Erfahrungen und identischer beruflicher Bindung
- eine solche Kapitalstruktur erscheint gerade fliir Zusammenschliisse
nach dem Tharinger Architekten- und Ingenieurkammergesetz praxis-
relevant - typischerweise nur geringe Gefahren sachwidriger Einfluss-
nahme ausgehen. Zwar ist sie nur aus finanziellen Griinden beteiligt,
ihr Gewinnstreben wird jedoch um den beruflichen Hintergrund gezi-
gelt. Dem lasst sich zwar entgegenhalten, dass eine blof} kapitalgeben-
de Person nicht wie ein aktiver Gesellschafter fiir die Dienstleistung mit
ihrem Namen einsteht und sie damit eher geneigt sein kdnnte, Koste-
nersparnisse zu Lasten der Qualitat zu befiirworten. Solche Bedenken
sind jedoch zu relativieren, da einerseits gerade bei grofieren, tberort-
lichen oder gar internationalen Zusammenschlissen auch die aktiven
Gesellschafter allenfalls an einem geringen Teil der Auftrage personlich
beteiligt sein werden und andererseits auch flir kapitalgebende Perso-
nen der "gute Ruf" des Unternehmens eine wichtige Rolle spielen diirfte.

Fir die Zulassung kapitalanlegender Personen ohne jeden Berufsbe-
zug spricht neben einem gesteigerten Kapitalbedarf, dass das Risiko der
Beeinflussung durch solche Gesellschafter letztlich nicht gréRer ist als
durch kreditgebende Banken oder Geschéftspartner, die in besonders
hohem Mal Dienstleistungen beziehen. Nimmt man die Feststellung
hinzu, dass nach praktisch einhelliger Auffassung eine effektive Kont-
rolle der aktiven Berufsausibung in der Gesellschaft kaum moglich ist,
sprechen insgesamt gewichtige Grinde dafur, Beteiligungen flachen-
deckend zuzulassen (Glindemann, Personengesellschaften zur Aus-
Ubung freier Berufe in Deutschland und Frankreich, Diss. Kéln 2018, S.
169, 170, 177, 178). Dem Schutzzweck der Sicherung der Qualifikati-
onsanforderungen auf der Ebene der Berufsgesellschaft zugunsten der
Verbraucher kann namlich durch die nach wie vor notwendige Stimm-
rechtsmehrheit der berufsangehérigen Namensgeber der Gesellschaft
hinreichend Rechnung getragen werden. Vor diesem Hintergrund wird
zwar an der "verantwortlichen Flhrung der Gesellschaft" durch Pflicht-
mitglieder der Kammer im Sinne des Satzes 1 Nr. 3 Buchst. ¢, nicht aber
an dem Mehrheitserfordernis innerhalb des Geschéaftsfihrungsorgans
der Gesellschaft festgehalten. Eine solche Regelung ist sehr viel we-
niger einschneidend als Beteiligungsanforderungen fir die Erbringung
der Dienstleistung, da Berufsangehorige aus anderen Mitgliedstaaten,
unabhangig vom dortigen Regulierungssystem nicht davon abgehalten
werden, Tochtergesellschaften zu griinden. Die einzige Einschrédnkung
besteht darin, dass ihre Tochtergesellschaft gegebenenfalls nicht die
betreffende Berufsbezeichnung flihren darf. Eine solche Regelung wirkt
sich bei Ausweitung auf andere Berufe auch deutlich schwacher auf die
Grindung von Hauptniederlassungen aus, da auch multidisziplinar tati-
ge Unternehmen gegriindet werden kénnen, ohne dass gentigend Ge-
sellschafter Uber Mehrfachqualifikationen verfligen missen. Die Rege-
lung entfaltet damit kein Hinderungspotential fiir die interprofessionelle
Zusammenarbeit. Ungeachtet dessen ergibt sich bereits mit Blick auf
die beabsichtigte Sicherstellung der Berufsqualifikationsanforderungen
die Notwendigkeit der restriktiven Auslegung der Voraussetzung "ver-
antwortliche Fihrung der Gesellschaft". Diese gilt demnach nicht pau-
schal fur samtliche Geschéaftsfuhrungsbereiche, sondern nur in Bezug
auf die fachlichen Fragen der Berufsausiibung, insbesondere aber nicht
bezlglich der betriebswirtschaftlichen und strategischen Entscheidun-
gen. Einzelvertretungsmacht fir Berufsfremde erscheint mdglich, wenn
die Geschéftsfihrungsbefugnis durch Regelungen im Innenverhaltnis
so beschrankt ist, dass die fachlich verantwortliche Filhrung der Gesell-
schaft durch Berufsangehorige gewahrleistet ist.
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Satz 1 Nr. 3 Buchst. d enthalt neben rechtsformneutralen Formulierungen
auch sprachliche Folgeanderungen aufgrund der Anderungen in Satz 1
Nr. 3 Buchst. b und c. Er beinhaltet in Anlehnung an § 711a Satz 1 BGB
ein Abspaltungsverbot, welches insbesondere fir Verwaltungsrechte
gilt. Unabhangig von der Rechtsform soll ein Verwaltungsrecht nur der-
jenige innehaben, der auch das Risiko des Anteils an der Gesellschaft
tragt. Die Ubertragung des Stimmrechts auf einen Dritten ist somit un-
zulassig. Sinn dieser Bestimmung ist es, die Gesellschaft vor den Ein-
flissen Dritter zu schiitzen sowie die Aufteilung der einem Geschafts-
anteil beziehungsweise einer Aktie zugehérenden Rechte auf mehrere
Personen zu verhindern. Die gesellschaftsvertragliche oder individual-
vertragliche Ubertragung eines Mitgliedschaftsrechts ist daher nicht zu-
lassig. Die Stimmrechtsausiibung durch Stellvertretende ist demnach
nur zuldssig, soweit sie nicht zur Ubertragung des Stimmrechts auf die-
se Personen fiihrt. Von der Ubertragung des Stimmrechts ist die bloRe
Uberlassung der Stimmrechtsausiibung abzugrenzen. Die Uberlassung
des Stimmrechts an einen Dritten ist zulassig, wenn der Anteilsinhaber
bei der Beschlussfassung die Entscheidung iber den Beschlussgegen-
stand weiterhin selbst trifft oder treffen kann. Der Aktionar beziehungs-
weise der Gesellschafter muss selbst Inhaber der Aktie beziehungswei-
se des Geschaftsanteils und der damit verbundenen Rechte bleiben.
Eine Stimmrechtsvollmacht muss daher so ausgestaltet sein, dass der
Anteilsinhaber jederzeit selbst wieder aktiv werden kann. Dies ist nurim
Wege einer jederzeit widerruflichen Vollmacht mdglich. Bei einer unwi-
derruflichen Bevollmachtigung konnte der Anteilsinhaber hingegen nicht
mehr die Entscheidung treffen, die Stimmabgabe wieder selbst vorzu-
nehmen. Eine unwiderrufliche Bevollmachtigung kommt im Ergebnis der
Ubertragung des Stimmrechts gleich und versté3t daher gegen das Ab-
spaltungsverbot. Die Ausiibung des Stimmrechts durch Stimmrechtsver-
tretende ist bei jederzeit widerruflicher Vollmacht zulassig.

In Satz 1 Nr. 3 Buchst. e wird der Regelungsgehalt des bisherigen Absat-
zes 2 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe e und f Gbernommen. Durch das Zustim-
mungserfordernis soll sichergestellt werden, dass Gesellschaftsanteile
nicht an Gesellschaften Ubertragen werden, die ihrerseits die Voraus-
setzungen der Vorschriften fur Berufsgesellschaften nicht erfillen und
damit ein berufsrechtswidriger Zustand hergestellt wird. Die Entschei-
dung daruber, wer Gesellschafter der Berufsgesellschaft werden darf, soll
dem Kreis der Gesellschafter insgesamt vorbehalten bleiben und nicht
von der Entscheidung einzelner Gesellschafter tUber die VerauRerung
und Ubertragung ihres Gesellschaftsanteils abhangen. Damit die Uber-
tragung von Gesellschaftsanteilen bei Aktiengesellschaften und Kom-
manditgesellschaften auf Aktien an die Zustimmung der Gesellschafter-
versammlung gebunden werden kann, muss es sich um Namensaktien
nach § 68 AktG handeln.

In Satz 2 spiegelt sich fiir Gesellschaften wider, dass dem Thuiringer Ar-
chitekten- und Ingenieurkammergesetz, welches den Schutz von Be-
rufsbezeichnungen im Sinne eines Titelschutzes zum Gegenstand hat,
nicht das Berufsbild einer "geborenen Freiberuflichkeit" zugrunde liegt.
Dies ergibt sich fur natlrliche Personen bereits aus § 3 Abs. 2 und 3.
Satz 2 enthalt die Voraussetzungen, unter denen der Zusatz "frei" oder
"freischaffend" in der Firma oder im Namen einer Gesellschaft verwen-
det werden darf. Ungeachtet dessen stehen Gesellschaften aber ne-
ben den typisch freiberuflichen Aufgaben nach § 1 auch andere Beta-
tigungsmaoglichkeiten offen. Im Kontext mit Satz 2 Halbsatz 2, in dem
auf § 3 Abs. 3 verwiesen wird, ergibt sich lediglich, dass den gegebe-
nenfalls auch nur teilweise gewerblich tatigen Gesellschaften das Fuh-
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ren des Zusatzes "frei" oder "freischaffend" zu einer Berufsbezeichnung
nach § 3 Abs. 1 nicht gestattet ist. Bestehen freiberufliche und gewerbli-
che selbststéndige Tatigkeiten auch nur in mittelbarem beruflichen Zu-
sammenhang oder trennbar oder untrennbar nebeneinander, reichen
mit Blick auf potentiell im Widerspruch stehende Interessen weder die
strikte Trennung noch eine im Schwerpunkt blof3 (iberwiegende "eigen-
verantwortliche und unabhangige" Berufsausiibung fiir das Fiihren des
Zusatzes "frei" oder "freischaffend" aus.

Mit Satz 2 Halbsatz 2 wird die Pflicht der Berufsangehérigen zur Kennt-
lichmachung der Baugewerblichkeit nach § 3 Abs. 3 Satz 2 auf Berufs-
gesellschaften erstreckt. Es besteht kein sachlicher Grund, den bloRen
Zusammenschluss rechtlich besser zu stellen als die einzelne berufsan-
gehdrige natirliche Person. Insbesondere sollen Berufsgesellschaften
nicht zur Umgehung der fiir die einzelnen Berufsangehdrigen geltenden
rechtlichen Vorgaben instrumentalisiert werden kénnen.

Nach Satz 3 durfen Anteile an einer Gesellschaft nach Satz 1 nicht nur
von natlrlichen Person, sondern auch von anderen Gesellschaften ge-
halten werden. Die Regelung ist insoweit deklaratorisch und dient ledig-
lich der Klarstellung, da sich schon nach Satz 1 keine Beschrankungen
der Kapitalanteile mehr ergeben. Darlber hinaus sind in Satz 3 die Vo-
raussetzungen festgelegt, die zu erfiillen sind, wenn sich eine Gesell-
schaft als Gesellschafter, beispielsweise als Komplementar-GmbH bei
einer GmbH & Co. KG, beteiligen mdchte. Da Zweck der Komplemen-
tar-GmbH oftmals nicht die Wahrnehmung von Berufsaufgaben nach
§ 1 Abs. 1 bis 4 und 7 sein durfte, sondern etwa die Beteiligung als per-
sonlich haftende Gesellschafterin, entfallt die bisherige Verweisung auf
Satz 1 Nr. 3 Buchst. a. Eine aufgrund der Gesellschaftsform bedingte
Beschrankung im Sinne des Satzes 3 ergibt sich beispielsweise nach
§ 1 Abs. 1 Satz 3 PartGG.

Zu Absatz 3

In Absatz 3 werden entsprechend dem Absatz 2 fiir die Berufsbezeich-
nungen nach § 3 Abs. 1 die Eintragungsvoraussetzungen fir das Fih-
ren der Berufsbezeichnung "Beratender Ingenieur" geregelt. Auf die Aus-
fihrungen zu Absatz 2 wird hingewiesen.

Zu Absatz 4

Nach Absatz 4 kdnnen in der Firma oder im Namen einer Gesellschaft
die Berufsbezeichnungen nach § 3 Abs. 1 und 5 nebeneinander ver-
wendet werden. Die kammerubergreifende Kombination der Berufsbe-
zeichnungen waére sonst wegen der in den Absatzen 2 und 3 geregelten
Mehrheitserfordernisse nicht méglich. Berufsgruppen im Sinne des Sat-
zes 1 Nr. 2 sind diejenigen der Architekten, Innenarchitekten und Land-
schaftsarchitekten unabhangig von ihrer Fachrichtung nach § 1 Abs. 1
bis 3, der Stadtplaner und der Beratenden Ingenieure.

Die kammerlbergreifende Kombinationsmdglichkeit der Berufsbezeich-
nungen erfordert die Erweiterung des in Frage kommenden Tatigkeits-
bereichs der Gesellschaft, der sich auf alle in § 1 genannten Aufgaben
erstrecken kann. Dies wird in Satz 1 Nr. 1 ausdricklich klargestellt.

Weitere Anderungen bestehen in rechtsformneutralen Formulierun-
gen sowie Folgednderungen zur Anderung der Mehrheitserfordernis-
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se in Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 Buchst. b und c und Absatz 3 Satz 1 Nr. 3
Buchst. b und c.

Zu Absatz 5

Nach Absatz 5 steht der Eintragung in das Gesellschaftsverzeichnis
der Kammer eine Eintragung in ein entsprechendes Gesellschaftsver-
zeichnis einer Architekten- oder Ingenieurkammer eines anderen Lan-
des gleich, wenn die Gesellschaft weder Sitz noch Niederlassung in
Thuringen hat. In diesem Fall wird der Schutz der Berufsbezeichnung
bereits durch die zustandigen Stellen nach dem Recht des jeweiligen
anderen Landes gewahrleistet. Dabei kann im Hinblick auf den beab-
sichtigten Deregulierungseffekt hingenommen werden, dass in den an-
deren Landern gegebenenfalls geringfiigig abweichende Eintragungs-
voraussetzungen bestehen.

Zu Absatz 6

Gesellschaften bedirfen nach Absatz 1 grundsatzlich der Eintragung in
das Gesellschaftsverzeichnis der Kammer, wenn sie die Berufsbezeich-
nungen nach § 3 Abs. 1 und 5 in ihrer Firma oder ihrem Namen flihren
wollen. Das Eintragungsverfahren hat damit die Funktion eines Kontroll-
verfahrens zur praventiven Sicherstellung der Einhaltung der jeweiligen
berufsrechtlichen Anforderungen nach den Absatzen 2 bis 4.

Von der Eintragungspflicht ausgenommen werden nach Satz 1 jedoch
Personengesellschaften, bei denen die Haftung der natlrlichen Perso-
nen fur Verbindlichkeiten der Gesellschaft nicht beschrankt ist, und Ge-
sellschafter sowie Mitglieder des Geschéftsfihrungsorgans ausschlief3-
lich Berufsangehorige nach § 3 Abs. 1 oder 5 oder § 3 Abs. 1 und 5, also
Kammermitglieder, sind. Eine Eintragungspflicht besteht damit nicht fur
rechtsfahige Gesellschaften birgerlichen Rechts, offene Handelsgesell-
schaften sowie Partnerschaftsgesellschaften ohne beschrankte Berufs-
haftung, denen als Gesellschafter und Geschéaftsfuhrer ausschlief3lich
Pflichtmitglieder der Architektenkammer Thiringen oder der Ingenieur-
kammer Thiringen oder Pflichtmitglieder der Architektenkammer Thi-
ringen und der Ingenieurkammer Thuringen angehdren. In diesen Fallen
erscheint eine praventive Kontrolle im Rahmen eines Eintragungsverfah-
rens weder mit dem Ziel der Sicherung der nach dem Thuringer Archi-
tekten- und Ingenieurkammergesetz notwendigen Qualifikationsanfor-
derungen auf der Ebene der Gesellschaft zum Schutz der Verbraucher
und zur Sicherung der Dienstleistungsqualitdt noch zur Feststellung des
Bestehens einer Berufshaftpflichtversicherung nach Absatz 2 Satz 1
Nr. 2 oder Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 erforderlich. Die von Satz 1 erfassten
Gesellschaften sind ndmlich nach § 33 Abs. 2 Satz 1 nicht verpflichtet,
eine Berufshaftpflichtversicherung zu unterhalten. Potentielle Auftrag-
geber sind in diesen Fallen auch nicht schutzlos gestellt, da die Gesell-
schafter stets akzessorisch personlich haften und nach § 33 Abs. 1 ver-
pflichtet sind, selbst eine Berufshaftpflichtversicherung zu unterhalten.
Die Berufsangehdrigen unterliegen demselben Berufsrecht und sind in-
soweit unmittelbar der Aufsicht durch eine Kammer und bei Verstolien
Sanktionen unterworfen. Fur Gesellschaften nach Satz 1 sollen daher
keine im Vergleich zur bisherigen Rechtslage erhdhten birokratischen
Hurden fur die gemeinsame Berufsausibung unter einer nach dem Thi-
ringer Architekten- und Ingenieurkammergesetz geschutzten Berufsbe-
zeichnung aufgestellt werden. Vor diesem Hintergrund wird auch auf
eine Reglementierung der Berufsangehoérigen durch Auferlegung von
Anzeigepflichten zunachst verzichtet.
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Zu Nummer 4 (Aufhebung des § 10 in der bisher geltenden Fassung)

Die Aufhebung des bisher geltenden § 10 ergibt sich als Folgednde-
rung aus der rechtsformneutralen Regelung bezlglich aller Berufsge-
sellschaften in § 9. Danach sind Partnerschaftsgesellschaften, die eine
nach § 3 Abs. 1 oder 5 geschltzte Berufsbezeichnung filhren wollen,
zur Vermeidung unnétiger Burokratie zuklnftig nur dann in das Gesell-
schaftsverzeichnis eintragungspflichtig, wenn sie von den Md&glichkei-
ten einer Haftungsbeschrankung Gebrauch machen (argumentumex § 9
Abs. 6 Satz 1). Dies betrifft insbesondere die Rechtsformvariante der
Partnerschaftsgesellschaft mit beschrankter Berufshaftung. Entscheidet
sich eine Partnerschaftsgesellschaft mit beschrankter Berufshaftung fur
eine Antragstellung nach § 9 Abs. 2 oder 3, unterliegt sie aus Grinden
der Kohdrenz denselben gesetzlichen Anforderungen wie eine ebenfalls
haftungsbeschrankte Kapitalgesellschaft.

Der bisherige Absatz 2 wird wegen seines Regelungskontextes zur
Haftpflichtversicherung aus gesetzessystematischen Griinden in § 33
Abs. 4 verortet.

Der Regelungsgehalt des bisherigen Absatzes 3 Satz 2 ergibt sich zu-
kiinftig unmittelbar aus § 12 Abs. 4, 5 und 6 Satz 2 und 3.

Zu Nummer 5 (Neufassung des bisher geltenden § 11 als neuer § 10)

§ 10 entspricht inhaltlich im Wesentlichen dem bisher geltenden § 11
und wird umfassend redaktionell Uberarbeitet. Die Anderung der Para-
grafennummerierung ist eine Folgednderung zur Aufhebung des bishe-
rigen § 10.

Zu Absatz 1

In die Satze 1 bis 4 ist der Regelungsgehalt des bisherigen § 11 Abs. 1
mit Ausnahme des bisherigen Satzes 3 Gibernommen.

In Satz 1 ist die Mitwirkungspflicht der antragstellenden Person geregelt,
alle fur die Ermittlung der Eintragungs- oder Genehmigungsvorausset-
zungen erforderlichen Unterlagen vorzulegen und Auskiinfte zu erteilen.
In Satz 2 wird klargestellt, dass der Eintragungsausschuss nicht verpflich-
tetist, eigene Nachforschungen anzustellen, sondern das Verfahren ab-
schlieBen und gegebenenfalls nach Aktenlage entscheiden kann. Nach
Satz 3 ist der Eintragungsausschuss in Anlehnung an § 15 Abs. 3 Thir-
BQFG dazu verpflichtet, die antragstellende Person, bevor er ihren An-
trag wegen fehlender Mitwirkung ablehnt, schriftlich oder elektronisch
anzuhoren und ihr eine angemessene Nachfrist zu setzen. In Satz 4
wird entsprechend der nach Absatz 4 Satz 1 fir alle Falle des Absat-
zes 2 geltenden Neuregelung der schriftlichen oder elektronischen An-
tragstellung das Formerfordernis der "schriftlichen oder elektronischen”
Anzeige von Veranderungen im Nachgang einer Eintragung oder Ge-
nehmigung normiert.

Die antragstellende Person hat es in der Hand, die notwendigen Unter-
lagen oder Informationen fristgerecht vorzulegen oder der Kammer mit-
zuteilen, warum ihr dies nicht moéglich ist. Kann sie zum Beispiel die fiir
die Feststellung der Gleichwertigkeit ihrer Berufsqualifikation erforderli-
chen Nachweise aus nicht von ihr zu vertretenden Grinden nicht oder
nur teilweise vorlegen oder ist die Vorlage der entsprechenden Unterla-
gen mit einem unangemessenen zeitlichen und sachlichen Aufwand ver-
bunden, liegt keine Verletzung der Mitwirkungspflicht vor. Das in diesen
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Fallen von der Kammer zu beachtende weitere Verfahren zur Ermittlung
der beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten, insbesondere
durch das Verlangen von Arbeitsproben, das Flhren von Fachgespra-
chen, das Erfordernis praktischer und theoretischer Priifungen sowie
die Einholung von Sachverstandigengutachten, ergibt sich aus Satz 5.

Zu Absatz 2

Der bisherige Absatz 2 wird sprachlich Uberarbeitet und enthalt nun-
mehr aus Griinden der Ubersichtlichkeit in Konkretisierung des Absat-
zes 1 ausschlief3lich Regelungen Uber die mit der Antragstellung beizu-
bringenden Unterlagen im Fall deutscher und auslandischer Abschlisse
in Eintragungsverfahren nach den §§ 6 und 8.

Das bisher geregelte Erfordernis des Nachweises der Staatsangeho-
rigkeit wird nicht mehr normiert, da ihm keine Entscheidungsrelevanz
zukommt.

In Satz 1 Nr. 4 wird der Regelungsgehalt des bisherigen § 11 Abs. 2
Satz 1 Nr. 5 Gbernommen. Die Worte "als eigenverantwortlich und un-
abhangig tatiger Architekt oder Stadtplaner" werden gestrichen, da die
genannten Berufsbezeichnungen erst mit der Eintragung und nicht be-
reits im Vorfeld der Antragstellung geflihrt werden dirfen. Dariber hi-
naus wird die Regelung um die Eintragung mit den Berufsbezeichnun-
gen nach § 3 Abs. 5 erweitert.

Die Séatze 2 bis 4 betreffen die Vorlage von Unterlagen bei Abschlis-
sen aus anderen Mitgliedstaaten, Vertragsstaaten oder gleichgestellten
Staaten und dienen der Umsetzung des Artikels 50 Abs. 1 in Verbindung
mit Anhang VIl der Richtlinie 2005/36/EG. In Satz 2 Halbsatz 2 wird der
Regelungsgehalt des bisherigen § 11 Abs. 2 Satz 2 Gbernommen, wo-
bei aber mit Blick auf den Wortlaut des Anhangs VII Nr. 2 der Richtlinie
2005/36/EG "Um die Anwendung von Titel Il Kapitel 11l dieser Richtlinie zu
erleichtern, [...]" zuklnftig nur noch die Falle des § 6 Abs. 5 erfasst sind.

Zu Absatz 3

Der bisherige Absatz 3 wird sprachlich Uberarbeitet und enthalt wie bis-
her aus Griinden der Ubersichtlichkeit in Konkretisierung des Absatzes 1
ausschlie3lich Regelungen ber die mit der Antragstellung beizubringen-
den Unterlagen im Fall auslandischer Abschllisse in Genehmigungsver-
fahren nach § 4.

In Satz 1 wird der wesentliche Regelungsgehalt des bisherigen § 11
Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 1 ibernommen. In Satz 2 wird der wesentliche
Regelungsgehalt des bisherigen § 11 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 Uber-
nommen.

Der bisherige Satz 2 wird nicht lbernommen, da sich sein Regelungs-
gehalt nunmehr aus Absatz 4 ergibt.

In Satz 2 wird der Regelungsgehalt des bisherigen § 11 Abs. 3 Satz 1
Halbsatz 2 ibernommen.

Zu Absatz 4

In Satz 1 wird die Moglichkeit der elektronischen Antragstellung zusatz-
lich zur bisherigen schriftlichen Antragstellung geregelt. Damit kann die
Entscheidung Uber den Antrag kiinftig in der herkémmlichen Schriftform
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sowie deren elektronischen Ersatzformen nach § 3a Abs. 2 des Thiirin-
ger Verwaltungsverfahrensgesetzes (ThiurVwVfG) in der Fassung vom
1. Dezember 2014 (GVBI. S. 685) in der jeweils geltenden Fassung, aber
auch in einer anderen elektronischen Variante erfolgen. Diese Moglich-
keit soll insbesondere genutzt werden, wenn die antragstellende Per-
son sich mit einer Kommunikation auf elektronischem Weg, zum Bei-
spiel per E-Mail, einverstanden erklart. Mit der Anderung soll vor allem
auch die Kommunikation mit antragstellenden Personen aus dem Aus-
land erleichtert werden. Mit der Formulierung wird zudem verdeutlicht,
dass eine miindliche oder fernmiindliche Antragstellung nicht ausrei-
chend ist. Die Formulierung "schriftlich oder elektronisch" schlief3t so-
wohl die derzeit bekannten und praktikablen elektronischen Verfahren
durch die Nutzung von E-Mail und damit auch die elektronische Textform
im Sinne des § 126b BGB mit ein als auch kiinftige, derzeit noch unbe-
kannte elektronische Verfahren. Der Einsatz bestimmter elektronischer
Verfahren wird - anders als bei der elektronischen Ersetzung der Schrift-
form nach § 3 a Abs. 2 ThirVwVfG - gesetzlich nicht naher festgelegt.

Der Regelungsgehalt in Satz 2 entspricht dem des bisherigen § 11 Abs. 2
Satz 4 und Abs. 7 Satz 1, wobei die Mdglichkeit der elektronischen Uber-
mittlung auf in Drittstaaten ausgestellte Unterlagen ausgedehnt wird.

Der Regelungsgehalt in Satz 3 entspricht dem des bisherigen § 11 Abs. 2
Satz6und 7.

Satz 4 entspricht dem bisherigen § 11 Abs. 2 Satz 5.
Zu Absatz 5

Satz 1 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 11 Abs. 4 Satz 1. Der Be-
griff "Ausbildungsstaat" ist nicht Gegenstand der Richtlinie 2005/36/EG
und wird deshalb nicht tbernommen. Zur Angleichung an den Wortlaut
des Absatzes 3 Satz 4 wird auf "begriindete" Zweifel statt auf "berech-
tigte" Zweifel abgestellt. Die Formulierung "anderen Mitgliedstaat, Ver-
tragsstaat oder gleichgestellten Staat" entspricht den neuen Legaldefi-
nitionen in § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 9, 10 und 13. Mit Satz 2 wird Artikel 50
Abs. 3 der Richtlinie 2005/36/EG umgesetzt. Satz 3 entspricht dem bis-
herigen § 11 Abs. 4 Satz 2.

Zu Absatz 6

In Absatz 6 wird der Regelungsgehalt des bisherigen § 11 Abs. 5 iber-
nommen.

Mit der Regelung in Satz 1 wird Artikel 51 Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/
EG umgesetzt.

Nach § 71 a Abs. 2 ThirVwVfG obliegen die Pflichten aus § 71 b Abs. 3,
4 und 6, 8§71 cAbs. 2und § 71 e ThirVwVfG der zustdndigen Behoérde
auch dann, wenn sich der Antragsteller unmittelbar an die zustandige
Behorde wendet. In den Satzen 2 und 3 Halbsatz 1 sowie Satz 4 wer-
den wie bisher Pflichten aus § 71 b Abs. 3 und 4 TharVwVfG, mit dem
Artikel 13 Abs. 3, 5 und 6 der Richtlinie 2005/123/EG umgesetzt ist, aus-
drticklich aufgenommen. Von einer blof3en Verweisung auf die Regelun-
gen des Thiringer Verwaltungsverfahrensgesetzes wird wegen der De-
tailliertheit der Regelungen aus Verstandlichkeitsgrinden abgesehen.

Der Regelungsgehalt des bisherigen § 11 Abs. 5 Satz 3 ergibt sich nun-
mehr aus Satz 1.
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Die Regelung in Satz 3 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 11 Abs. 5
Satz 4 und dient der Umsetzung des Artikels 57a Abs. 4 der Richtlinie
2005/36/EG.

Satz 4 entspricht dem bisherigen § 11 Abs. 5 Satz 5.
Zu Absatz 7

Absatz 7 entspricht inhaltlich im Wesentlichen dem bisherigen § 11
Abs. 6.

Mit den Regelungen in den Satzen 1 und 2 wird Artikel 51 Abs. 2 der
Richtlinie 2005/36/EG umgesetzt.

Vor diesem Hintergrund wird in Satz 1 bestimmt, dass die Entscheidung
unverzuglich, spatestens jedoch innerhalb von drei Monaten nach Einrei-
chung aller erforderlichen beziehungsweise nachverlangten Unterlagen,
ergehen muss. Davon betroffen sind insbesondere Falle, die der auto-
matischen Anerkennung nach Titel Il Kapitel 11l der Richtlinie 2005/36/
EG unterfallen.

In Satz 2 wird klargestellt, dass als Entscheidung im Sinne des Sat-
zes 1 und damit insbesondere auch des Artikels 51 Abs. 2 der Richtli-
nie 2005/36/EG und der dort vorgegebenen Frist nicht ausschlief3lich
die endgultige Entscheidung Uber die Listeneintragung, die Erteilung ei-
ner Genehmigung oder die Feststellung der Gleichwertigkeit einer Be-
rufsqualifikation gilt, die gegebenenfalls erst nach Absolvierung eines
hdchstens dreijahrigen Anpassungslehrgangs oder der Ablegung einer
Eignungsprifung mdglich sein wird, sondern auch die Auferlegung einer
AusgleichsmaRnahme. Dass auch in der Richtlinie 2005/36/EG dieses
Verstandnis zugrunde gelegt wird, ergibt sich einerseits aus der héchst-
moglichen dreijdhrigen Dauer des Anpassungslehrgangs mit abschlie-
Render Bewertung nach Artikel 14 Abs. 1 und Artikel 3 Abs. 1 Buchst. g
der Richtlinie 2005/36/EG, andererseits daraus, dass fur die Ablegung
einer Eignungsprifung in Artikel 14 Abs. 7 der Richtlinie 2005/36/EG
eine gesonderte Frist von sechs Monaten vorgesehen ist.

Nach Satz 3 kann die Frist ausnahmsweise um bis zu einen Monat ver-
langert werden, wenn dies wegen der Besonderheiten der Angelegen-
heit, zum Beispiel aufgrund erforderlichen externen Sachverstandes,
etwa in den Fallen, die unter die allgemeine Anerkennungsregelung
nach Titel Il Kapitel | der Richtlinie 2005/36/EG fallen, gerechtfertigt ist.
Die Verlangerungsoption soll im konkreten Einzelfall auftretenden be-
sonderen Schwierigkeiten der Sach- und Rechtslage Rechnung tragen.
Auf die gesetzliche Regelung konkreter Verlangerungsgriinde wird indes
verzichtet, denn aus der bisherigen Praxis haben sich noch keine Fall-
gruppen herauskristallisiert, denen eine Gber den Einzelfall hinausgehen-
de Bedeutung beigemessen werden konnte. Eine Fristverlangerung ist
nur einmal moéglich, unabhangig davon, ob durch die Verlangerung die
mogliche Hochstdauer der Bearbeitung von vier Monaten erreicht wird.

Nach Satz 4 muss der Eintragungsausschuss die Fristverlangerung und
deren Ende begriinden und der antragstellenden Person vor Ablauf der
ursprunglichen Frist mitteilen.

In Satz 5 wird eine Genehmigungsfiktion im Sinne des § 42 a Abs. 1
Satz 1 TharVwVfG, mit dem Artikel 12 Abs. 4 der Richtlinie 2006/123/
EG umgesetzt ist, normiert.
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Zu Absatz 8

Wird eine Genehmigung oder Eintragung beantragt, missen - neben
einem gleichwertigen Ausbildungsstand - weitere Voraussetzungen er-
fullt sein, wie zum Beispiel Zuverlassigkeit und Haftpflichtversicherung.
Alle Voraussetzungen mussen im Zeitpunkt der Erteilung der Geneh-
migung oder der Eintragung vorliegen, nur dann ist ein fur die antrag-
stellende Person positiver Abschluss des Genehmigungs- oder Eintra-
gungsverfahrens mdglich. Hierdurch kann der antragstellenden Person
der Nachweis der Gleichwertigkeit ihres Ausbildungsstandes verwehrt
bleiben, etwa wenn Versagungsgriinde nach § 11 bestehen. Dem soll
bereits mit der Regelung in Satz 2 zuklnftig entgegengewirkt werden.
Der Bedarf fur die Neuregelung in Absatz 8 ergibt sich dartber hinaus
auch mit Blick darauf, dass in verschiedenen Aufenthaltstiteln des Auf-
enthaltsgesetzes, etwa in den Fallen der Aufenthaltserlaubnis zum Zwe-
cke der Ausbildung oder Erwerbstatigkeit nach § 16d beziehungsweise
nach § 18 AufenthG, die Einwanderung als Fachkraft unter anderem an
die Feststellung einer teilweisen oder vollen Gleichwertigkeit der aus-
l&ndischen Berufsqualifikation oder die Erteilung oder Zusage einer Be-
rufsausiibungserlaubnis geknupft ist.

In Satz 1 wird - erganzt um die Voraussetzungen nach § 6 Abs. 5 - der
Regelungsgehalt des bisherigen § 4 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 und des
bisherigen § 6 Abs. 5 Satz 2 Halbsatz 1 lbernommen.

Nach den Satzen 3 und 4 besteht liber die bisherige inzidente Gleichwer-
tigkeitsprifung im Rahmen eines Genehmigungs- oder Eintragungsver-
fahrens hinaus, nunmehr ein Rechtsanspruch auf isolierte Feststellung
der Gleichwertigkeit einer auslandischen Berufsqualifikation mit einem
inlandischen Referenzberuf innerhalb und auf3erhalb eines Genehmi-
gungs- oder Eintragungsverfahrens. In den Fallen des Satzes 3 Halb-
satz 2 und des Satzes 4 Halbsatz 2 handelt es sich nicht um eines der
herkdmmlichen Genehmigungs- oder Eintragungsverfahren, sondern um
ein neues Verfahren. Vor diesem Hintergrund wird sowohl in Satz 5 die
entsprechende Anwendung der fiir Genehmigungs- und Eintragungs-
verfahren geltenden "Gleichwertigkeitsregelungen" als auch in Satz 6
die entsprechende Anwendung von Form- und Verfahrensbestimmun-
gen der Absatze 1 und 4 bis 7 auf dieses neue Verfahren angeordnet.

Zu Absatz 9

Die neue Regelung in Absatz 9 dient der Unterstitzung der Fachkrafte-
einwanderung fur die durch das Thiringer Architekten- und Ingenieur-
kammergesetz reglementierten Berufe.

Mit dem Gesetz zur Anderung des Thiiringer Berufsqualifikationsfeststel-
lungsgesetzes und anderer berufsrechtlicher Vorschriften vom 21. De-
zember 2020 (GVBI. S. 660) wurde ein neuer § 14 a in das Thuringer
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz eingefligt. Dieser beinhaltet das
Verfahren in den Fallen des § 81a AufenthG, das sogenannte beschleu-
nigte Fachkrafteverfahren. Der in § 81a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 AufenthG
geregelte Begriff der "Berufsaustubungserlaubnis" erfasst auch die Er-
laubnis zum Fuhren einer Berufsbezeichnung; vergleiche Drucksache
19/8285 des Deutschen Bundestags, S. 92, 147, 168 und 169.

Da einerseits § 14 a ThurBQFG durch § 2 Abs. 4 ThurAIKG von der An-
wendung im Geltungsbereich des Thuringer Architekten- und Ingenieur-
kammergesetzes grundsatzlich ausgenommen ist, andererseits von ei-
ner blofRen vollumfanglichen Verweisung auf § 14 a ThurBQFG wegen
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der Detailliertheit dieser Regelung aus Verstandlichkeitsgriinden abge-
sehen werden soll, wird das beschleunigte Fachkrafteverfahren durch
Absatz 9 eingeflhrt. In diesem Kontext werden durch die Anordnung
der entsprechenden Anwendung der in § 14 a Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3
Satz 1 ThirBQFG geregelten Fristen die in den Absatzen 5 Satz 1 und 6
Satz 1 fiir die "Regelverfahren” normierten Fristen hinsichtlich der Ein-
gangsbestatigung beziehungsweise Entscheidung - und damit die Be-
arbeitungszeiten der Kammer - verkurzt.

Zu Absatz 10

Absatz 10 enthalt die bisher in § 11 Abs. 8 normierten Form- und Ver-
fahrensregelungen fir Gesellschaften.

In Satz 1 ersetzt die Anordnung der entsprechenden Geltung des Absat-
zes 1 Satz 4 die Regelungen des bisherigen § 11 Abs. 8 Satz 6 und 7.

In Satz 2 werden Inhalte der Antragstellung nunmehr fir alle Gesell-
schaftsformen, das heil}t nicht nur - wie bisher - fiir Kapitalgesellschaf-
ten, festgelegt. Er wird im Vergleich zur entsprechenden bisherigen
Regelung um Angaben zur Firma, Rechtsform, Registereintragung, Re-
gisternummer und zu den Telekommunikationsdaten sowie Internetad-
ressen erweitert und daher aus Griinden der Ubersichtlichkeit insgesamt
in die Nummern 1 bis 7 untergliedert. In Nummer 6 wird die bisher in Ab-
satz 8 Satz 2 verwendete Formulierung "Geschéftsfiihrer und Vorstan-
de" mit Blick auf die Neuregelung in § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchst. ¢
und Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 Buchst. ¢ durch die Worte "der Mitglieder des
Geschaftsflihrungsorgans” ersetzt. In Nummer 7 wird der bisher in Ab-
satz 8 Satz 2 enthaltene Begriff "Beteiligung" mit Blick auf die Neurege-
lung in § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchst. b und Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 Buchst. b
durch den Begriff "Stimmrechte" ersetzt.

In Satz 3 wird der Regelungsgehalt des bisherigen § 11 Abs. 8 Satz 4
Ubernommen. Fiur den Antrag auf Eintragung in das Gesellschaftsver-
zeichnis nach § 9 Abs. 1 ist es nicht notwendig, dass bereits eine Eintra-
gung in das fur die Gesellschaft jeweils zustandige Register, etwa das
Handelsregister oder das Partnerschaftsregister, erfolgt ist. Erforderlich
ist jedoch der Abschluss des Gesellschaftsvertrags oder der Erlass ei-
ner Satzung und die Anmeldung zur Eintragung in das fur die Gesell-
schaft jeweils zustandige Register. Dem Eintragungsausschuss muss
unter anderem der Gesellschaftsvertrag oder die Satzung - ausreichend
ist nach Satz 1 in Verbindung mit Absatz 4 Satz 2 die Form einer Kopie -
vorgelegt werden, damit er prifen kann, ob die Eintragungsvorausset-
zungen erfullt werden.

Nach Satz 4 bescheinigt der Eintragungsausschuss dem Registerge-
richt, dass die Gesellschaft die Voraussetzungen zur Aufnahme in das
Gesellschaftsverzeichnis erfullt, um dem Registergericht die Beurtei-
lung zu ermdglichen, ob die Gesellschaft in das bei ihm geflhrte Regis-
ter eingetragen werden kann.

Zu Nummer 6 (Anderung des bisherigen § 12, nunmehr § 11)

Die Anderung der Paragrafennummerierung ist eine Folgednderung zur
Aufhebung des bisherigen § 10.
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Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der Schreib-
weise der Bezeichnung "Strafprozelordnung" sowie der Angleichung
hinsichtlich der jeweiligen Angabe des Erlassdatums und der Fundstelle.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Anderung der Verweisung ist eine Folgeanderung zur Umstruktu-
rierung des § 35.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an § 882b der Zivil-
prozessordnung.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Anderung ist eine Folgeanderung zur Aufhebung des bisherigen
§ 2 Abs. 1.

Zu Nummer 7 (Anderung des bisherigen § 13, nunmehr § 12)

Die Anderung der Paragrafennummerierung ist eine Folgednderung zur
Aufhebung des bisherigen § 10.

Zu Buchst. a

Zu Doppelbuchstabe aa

In Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 wird die Mdglichkeit des elektronischen Ver-
zichts auf die Eintragung zusatzlich zur bisherigen schriftlichen Verzichts-
erklarung geregelt. Auf die Begriindung zu § 10 Abs. 4 Satz 1 wird hin-
gewiesen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Anderung ist eine Folgeanderung zur Aufhebung des bisherigen § 10.
Zu Buchstabe b

Die Anderung ist eine Folgeénderung zur Aufhebung des bisherigen § 10.
Zu Buchst. ¢

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Anderung ergibt sich als Folgeanderung aus der rechtsformneutra-
len Regelung bezuglich aller Berufsgesellschaften in § 9.

Zu Doppelbuchstabe bb

In Absatz 4 Satz 1 Nr. 2 wird fur Gesellschaften nunmehr - entspre-
chend der fir natirliche Personen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 geltenden
Rechtslage - die Mdglichkeit des elektronischen Verzichts auf die Eintra-
gung zuséatzlich zur bisherigen schriftlichen Verzichtserklarung geregelt.
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Zu Doppelbuchstabe cc

Die Anderung ergibt sich als Folgeanderung aus der rechtsformneutra-
len Regelung beziiglich aller Berufsgesellschaften in § 9.

Zu Doppelbuchstabe dd und ee

Die Anderungen sind Folgeanderungen zur Aufhebung des bisherigen
§10.

Zu Doppelbuchstabe ff

Der neue Satz 2 korrespondiert mit § 9 Abs. 2 Satz 2. Er erdtffnet - ver-
gleichbar mit dem fur natirliche Personen geltenden Absatz 3 - die Mog-
lichkeit der Loschung der Eintragung eines Zusatzes nach § 3 Abs. 2
im Gesellschaftsverzeichnis. Die Regelung im neuen Satz 3 dient der
Rechtsangleichung an die fir nattrliche Personen geltende Regelung
des Absatzes 1 Satz 2.

Zu Buchstabe d

Die Anderung ergibt sich als Folgeadnderung aus der rechtsformneutra-
len Regelung beziiglich aller Berufsgesellschaften in § 9.

Zu Nummer 8 (Neufassung des bisherigen § 14, nunmehr § 13)

Die Anderung der Paragrafennummerierung ist eine Folgeanderung zur
Aufhebung des bisherigen § 10.

Zu Absatz 1

Die Regelung in Satz 1 Nr. 1 stellt im Kontext mit Absatz 2 Satz 1 Nr. 2
auf die Niederlassung natirlicher Personen in einem anderen Staat ab
und geht damit Gber eine Umsetzung der nach Artikel 2 Abs. 1 Satz 1
der Richtlinie 2005/36/EG auf Staatsangehdrige eines anderen Mitglied-
staats beschrankten Richtlinie 2005/36/EG hinaus. § 13 gilt demnach
fur alle Staatsangehdrigen - auch die deutschen -, die in einem ande-
ren Staat rechtmaRig niedergelassen sind und nur voriibergehend und
gelegentlich in Tharingen unter einer der in den Absatzen 6 und 7 gere-
gelten Berufsbezeichnungen Dienstleistungen nach § 1 erbringen mdch-
ten. Eine Beschrankung auf Staatsangehérige anderer Mitgliedstaaten
stinde im Widerspruch zu den Ubrigen Bestimmungen des Thiringer
Architekten- und Ingenieurkammergesetzes lber die niedergelassenen
listengefuhrten Berufsangehorigen, in denen das Erfordernis einer be-
stimmten Staatsangehorigkeit aufgegeben wurde; auf die Begriindung
zu § 4 Abs. 3 wird hingewiesen. Auch besteht gerade im Bereich der vo-
ribergehenden Erbringung von Dienstleistungen beim Fiihren auslandi-
scher Berufsbezeichnungen nach Absatz 6 Satz 1 bis 3, die nicht vom
Schutzzweck des Thiringer Architekten- und Ingenieurkammergesetzes
abgedeckt sind, auch mit Blick auf insoweit fehlende Schutzinteressen
der Verbraucher kein zwingender sachlicher Grund, Personen, die in ei-
nem Drittstaat rechtmaRig niedergelassen sind, anders zu behandeln
als solche, die in einem anderen Mitglied-, Vertrags- oder gleichgestell-
ten Staat rechtmaRig niedergelassen sind.

In Satz 1 Nr. 2 wird nunmehr entsprechend dem Wortlaut des Artikels 5
Abs. 2 Satz 1 der Richtlinie 2005/36/EG auf die "voriibergehende und
gelegentliche Erbringung von Dienstleistungen" abgestellt.
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Die Regelung in Satz 2 dient der Umsetzung des Artikels 5 Abs. 2 Un-
terabs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG.

Zu Absatz 2

In Satz 1 wird die Mdglichkeit der elektronischen Anzeige zusatzlich zur
bisherigen schriftlichen Anzeige geregelt. Auf die Begriindung zu § 10
Abs. 4 wird hingewiesen.

Die nach Satz 2 Nr. 1 und 2 mit der Erstanzeige vorzulegenden Nach-
weise und Bescheinigungen entsprechen den Dokumenten nach Arti-
kel 7 Abs. 2 Buchst. b, c und d der Richtlinie 2005/36/EG. Bei der Be-
scheinigung nach Nummer 2 muss es sich um eine Bestatigung einer
im Niederlassungsstaat zustandigen Stelle handeln. Auch der Nachweis
Uber die mindestens einjahrige Berufsauslibung soll regelmaRig von der-
jenigen Stelle ausgestellt sein, die die Bescheinigung ausstellt; jedoch
sind mit Blick darauf, dass nach Artikel 7 Abs. 2 Buchst. d der Richtlinie
2005/36/EG die Erbringung des Nachweises in "beliebiger Form" mog-
lich ist, auch Bescheinigungen etwa von Berufsorganisationen oder ver-
banden oder von Arbeitgebern zusammen mit einer Sozialversicherungs-
karte und der Steuerkarte zu akzeptieren.

Die Angaben zur Berufsbezeichnung nach Satz 2 Nr. 3 sind zur Uber-
prifung der Voraussetzungen nach den Absatzen 6 und 7 durch die
Kammer notwendig.

Satz 2 Nr. 4 enthadlt den Regelungsgehalt des bisherigen § 14 Abs. 2
Satz 3 und 4 bei Verzicht auf das Staatsangehorigkeitserfordernis. Auf die
Begrindung zu § 4 Abs. 3 wird hingewiesen. Auch wenn die allgemeine
VerhaltnismaRigkeit einer gesetzlich auferlegten Berufshaftpflichtversi-
cherung, gegebenenfalls auch implizit durch ein blof3es Nachweiserfor-
dernis, fur auswartige Dienstleister nach dem Urteil des Europaischen
Gerichtshofes vom 11. Juni 2009, Aktenzeichen C 564/07, Randnum-
mer 32, auf der Ebene des Primarrechts keinen durchgreifenden Be-
denken begegnet, Iasst sich ihre unionsrechtliche Zulassigkeit mit Blick
auf sekundarrechtliche Regelungen der Richtlinie 2005/36/EG und der
Richtlinie 2006/123/EG derzeit ohne diesbezliglich ergehende weitere
Entscheidung des Europaischen Gerichtshofes nicht abschliel3end be-
urteilen. In Artikel 7 Abs. 1 Satz 1 der Richtlinie 2005/36/EG, der durch
die neue Nummer 4 umgesetzt wird, ist jedenfalls ausdriicklich vorgese-
hen, dass von auswartigen Dienstleistern nur eine Information Uber Ein-
zelheiten zu einem Versicherungsschutz verlangt werden darf. Einzel-
heiten zum Versicherungsschutz sind insbesondere Informationen tUber
den Namen und die Kontaktdaten des Versicherers oder Sicherungsge-
bers sowie Angaben Uber die Art und den Umfang des Versicherungs-
schutzes, wie etwa die Versicherungssumme und den rdumlichen Gel-
tungsbereich der Versicherung.

Mit Satz 3 werden im Kontext mit der Regelung in Absatz 6 die Arti-
kel 7 Abs. 2a Satz 1 und Abs. 3 der Richtlinie 2005/36/EG umgesetzt.
Eine Anzeige, die den Anforderungen nach den Satzen 1 und 2 an die
Rechtzeitigkeit, Form und Vollstandigkeit genugt, ist Voraussetzung fur
die ordnungsgemafe Aufnahme einer Tatigkeit in Tharingen. Wenn die
Kammer nach Prifung der Anzeige deren Unvollstandigkeit feststellt,
wird sie auswartige Dienstleister zur Vervollstandigung auffordern. Aus-
wartige Dienstleister, die in der Zwischenzeit in gutem Glauben an die
OrdnungsmaRigkeit ihrer Anzeige tatig werden, haben ein erhdhtes Ri-
siko, gegen die Vorgaben des Absatzes 2 zu verstof3en und damit ins-
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besondere fahrlassig eine Ordnungswidrigkeit nach § 39 Abs. 1 Nr. 1
und 5 zu begehen.

Zu Absatz 3

Absatz 3 entspricht inhaltlich im Wesentlichen dem bisherigen § 14 Abs. 4
und dient der Umsetzung des Artikels 7 Abs. 2a Satz 1 der Richtlinie
2005/36/EG. Auf eine Bescheinigung nach dem bisherigen § 14 Abs. 4
Satz 1 wird zukinftig verzichtet, da nicht alle Lander entsprechende Be-
scheinigungen gesetzlich eingefuhrt haben. Es genugt daher, dass aus-
wartige Dienstleister sich bei einer Architekten- oder Ingenieurkammer
eines anderen Landes gemeldet haben und dort unter einer der Berufs-
bezeichnungen nach den Abséatzen 6 und 7 tatig werden dirfen. Auch
auf die Mitteilungspflicht nach dem bisherigen § 14 Abs. 4 Satz 2 wird
zukinftig verzichtet, weil darin eine versteckte erneute Anzeigepflicht ge-
sehen werden kdnnte, die nicht im Einklang mit Artikel 7 Abs. 2a Satz 1
der Richtlinie 2005/36/EG stlinde.

Zu Absatz 4

Absatz 4 entspricht inhaltlich im Wesentlichen dem bisherigen § 14
Abs. 7 Satz 1 bis 3, 5 und 6 und dient der Umsetzung des Artikels 6 Un-
terabs. 1 Buchst. a der Richtlinie 2005/36/EG.

Die voribergehende Eintragung in das Auswartigenverzeichnis verfolgt
zuvorderst den durch Artikel 6 Unterabs. 1 Buchst. a Satz 2 der Richt-
linie 2005/36/EG gedeckten Zweck, die Ahndung einer Verletzung der
fur auswartige Dienstleister in Thiringen geltenden Berufspflichten zu
ermoglichen.

Nach Satz 1 fuhrt die vollstdndige Anzeige nach Absatz 2 Satz 1 und 2
neben den Rechtsfolgen nach Absatz 2 Satz 3 zur Eintragung der durch
auswartige Dienstleister an die Kammer Ubermittelten Angaben nach
§ 31 Abs. 4 Satz 1. Dieser kommt grundsatzlich nur deklaratorische Be-
deutung zu; lediglich die Eintragung der deutschen Berufsbezeichnun-
gen nach Absatz 7 Satz 1 hat rechtsbegriindende, also konstitutive Wir-
kung. Da die Eintragung eine zeitaufwendige Prifung der materiellen
Voraussetzungen nach Absatz 7 Satz 2 erfordert, kann die Eintragung
umfassend nicht bereits sofort nach Vollstandigkeit der Anzeige erfol-
gen. Dem tragt die Formulierung in Satz 1 "vorbehaltlich des Absatzes 7"
Rechnung. Den auswartigen Dienstleistern entstehen dadurch allerdings
keine Nachteile, auch deshalb, weil sie im Zeitraum nach vollstandiger
Anzeige bis zu einer abschliellenden Entscheidung der Kammer nach
Absatz 7 - auf die dortige Begriindung wird hingewiesen - ihre berufli-
chen Tatigkeiten unter ihrer entsprechenden auslandischen Berufsbe-
zeichnung nach Absatz 6 Satz 1 bis 3 erbringen kdnnen. Dies genugt
dem in Satz 3 umgesetzten Artikel 6 Unterabs. 1 Buchst. a Satz 2 der
Richtlinie 2005/36/EG, der jede Verzégerung der Erbringung der Dienst-
leistungen durch das Eintragungsverfahren verbietet.

Satz 2 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 14 Abs. 7 Satz 6, erwei-
tert um die Angabe "noch ein Recht zur Fuhrung einer Berufsbezeich-
nung nach Absatz 6".

Die Satze 3 und 4 entsprechen inhaltlich dem bisherigen § 14 Abs. 7
Satz 2, 3 und 5. In Angleichung an Absatz 2 Satz 1 und Absatz 5 Satz 1
wird in Satz 4 lediglich die bisherige Formulierung "in beliebiger Form"
durch die Formulierung "schriftlich oder elektronisch" ersetzt.
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In Satz 3 Halbsatz 2 wird die grundsatzliche Kostenfreiheit der Regist-
rierung nach § 31 Abs. 4 flir auswartige Dienstleister geregelt und damit
eine Vorgabe des Artikels 6 Unterabs. 1 Buchst. a Satz 2 der Richtlinie
2005/36/EG umgesetzt. Die Erhebung von Kosten wiirde Ziele der Richt-
linie 2006/123/EG, die Liberalisierung des Marktes der Europaischen
Union durch den Abbau burokratischer Hindernisse, die Erleichterung
und Foérderung des grenziberschreitenden Handels mit Dienstleistun-
gen und die Verwirklichung des einheitlichen Binnenmarktes, konterka-
rieren. Kostenfrei ist sowohl das Verfahren der Erstmeldung nach Ab-
satz 2 Satz 1 als auch der Wiederholungsmeldung nach Absatz 5 und
- bei deren Unterbleiben - die Loschung von Amts wegen nach § 31
Abs. 4 Satz 3. Eine Kostenpflicht besteht aber fiir die Eintragung deut-
scher Berufsbezeichnungen nach § 31 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 sowie deren
Anderungen und Léschung nach Absatz 7 Satz 5. Auf die diesbeziigli-
chen Ausfiihrungen zu Absatz 7 wird hingewiesen.

Zu Absatz 5

Absatz 5 entspricht inhaltlich im Wesentlichen dem bisherigen § 14
Abs. 3. Er dient der Umsetzung des Artikels 7 Abs. 1 Satz 2 und 3 und
Abs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG.

Nach Satz 1 muss die erneute Anzeige "entsprechend Absatz 2 Satz 1",
das bedeutet, in formeller Hinsicht "schriftlich oder elektronisch" erfol-
gen, zum Beispiel per Brief, Einschreiben, Fax oder E-Mail. Die Formu-
lierung "schriftlich oder elektronisch” verdeutlicht, dass eine mindliche
oder fernmundliche Anzeige nicht ausreichend ist. Auf die Begriindung
zu § 10 Abs. 4 wird hingewiesen.

Aus den unterschiedlichen Begriffen - "Erstmeldung” und "schriftlich"
- in Artikel 7 Abs. 1 Satz 1 der Richtlinie 2005/36/EG gegeniber "Mel-
dung" und "in beliebiger Form" in Artikel 7 Abs. 1 Satz 3 der Richtlinie
2005/36/EG wird zum einen deutlich, dass es sich bei der in Artikel 7
Abs. 1 Satz 3 der Richtlinie 2005/36/EG genannten Meldung nicht um
die Erstmeldung, sondern um eine "erneuerte" Folgemeldung im Sinne
des Artikels 7 Abs. 1 Satz 2 der Richtlinie 2005/36/EG handelt. Zum an-
deren zeigt die Formulierung "in beliebiger Form", dass es dem Richtli-
niengeber darauf ankommt, Folgemeldungen unter formell geringeren
Anforderungen als Erstmeldungen zu ermdglichen. Allerdings kann "in
beliebiger Form" nicht mit "formlos" gleichgesetzt werden. Vor diesem
Hintergrund ist die Formulierung "in beliebiger Form" in Artikel 7 Abs. 1
Satz 3 der Richtlinie 2005/36/EG am ehesten mit der elektronischen
Textform im Sinne des § 126b BGB gleichzusetzen, die von der Formu-
lierung "schriftlich oder elektronisch" umfasst wird.

In Satz 2 wird klargestellt, dass die Kammer im Fall einer ordnungsge-
mafRen Anzeige nach Satz 1 die voribergehende Eintragung im Auswar-
tigenverzeichnis um ein weiteres Jahr verlangern muss.

Zu Absatz 6

In den Satzen 1 bis 3 wird der Regelungsgehalt des bisherigen § 14
Abs. 8 Ubernommen und damit Artikel 7 Abs. 3 Satz 1 bis 3 in Verbin-
dung mit Artikel 5 Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG umgesetzt, wonach
fur auswartige Dienstleister grundsatzlich die Pflicht zur Flihrung der
Berufsbezeichnung in der Sprache des Niederlassungsstaats besteht.
Dies dient dem Schutz potentieller Auftraggeber vor einer Verwechslung
mit in Thuringen niedergelassenen qualifizierten Berufsangehdrigen.
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Zur Auslegung der Formulierung "desselben Berufs" in Satz 1 Halbsatz 1
wird auf die Legaldefinition in Artikel 4 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG
hingewiesen. Zur Erflillung dieses Tatbestandsmerkmals ist die voll-
standige Identitat der beruflichen Tatigkeiten jedenfalls nicht erforder-
lich. Ausreichend ist die iberwiegende Ahnlichkeit der wesentlichen be-
ruflichen Tatigkeiten.

Nach Satz 2 muss eine Verwechslung mit den nach Satz 4 und Ab-
satz 7 geschutzten deutschen Berufsbezeichnungen ausgeschlossen
sein. Wann Verwechslungsgefahr besteht, kann unter Heranziehung des
§ 132a des Strafgesetzbuchs (StGB) in der Fassung vom 13. Novem-
ber 1998 (BGBI. | S. 3322) in der jeweils geltenden Fassung und des
§ 5 Abs. 2 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) in
der Fassung vom 3. Marz 2010 (BGBI. | S. 254) in der jeweils geltenden
Fassung festgestellt werden. In Fallen gleichlautender oder sehr &hnli-
cher Berufsbezeichnungen - etwa bei einem deutschsprachigen Nieder-
lassungsstaat - kann ein erkldrender Klammerzusatz, zum Beispiel der
Niederlassungsstaat und gegebenenfalls eine Berufsorganisation ange-
geben werden, um Verwechslungen auszuschlief3en.

Die Regelung in Satz 3 dient der Umsetzung des Artikels 7 Abs. 3 Satz 3
der Richtlinie 2005/36/EG.

Die Regelung in Satz 4 entspricht dem bisherigen § 14 Abs. 6 Satz 2 und
dient der Umsetzung des Artikels 7 Abs. 3 Satz 4 der Richtlinie 2005/36/
EG hinsichtlich der geschitzten deutschen Berufsbezeichnung "Archi-
tekt". Gemeint sind damit nicht etwa Sachverhalte der Niederlassung aus
Titel Il der Richtlinie 2005/36/EG, sondern solche der automatischen
Anerkennung und der erworbenen Rechte. Dies ergibt sich nach Arti-
kel 7 Abs. 4 Satz 1 der Richtlinie 2005/36/EG und dem Wortlaut "auto-
matische Anerkennung nach [...]" in Artikel 6 Unterabs. 1 Buchst. a der
Richtlinie 2005/36/EG. Hier erfolgt die Anerkennung einer auslandischen
Berufsqualifikation nicht nach vorangegangener Uberpriifung ihrer in-
haltlichen Gleichwertigkeit mit einer inlandischen Referenzqualifikation
im Rahmen einer individuellen Gleichwertigkeitspriifung, sondern unter
dem Gesichtspunkt einer formalen Dokumentenprifung, mithin unter
Berucksichtigung der bereits im Niederlassungsmitgliedstaat durchge-
fuhrten Kontrollen und Uberpriifungen. Dies vorweggeschickt bedeutet
das Vorliegen von "im Titel lll Kapitel 1l genannten Fallen" nach Artikel 7
Abs. 3 Satz 4 der Richtlinie 2005/36/EG, dass auswartige Dienstleister,
die danach einen reglementierten Beruf austiben diirfen, ausnahmswei-
se, das heif3t ohne Vorabuiberprifung der Gleichwertigkeit ihrer Berufs-
qualifikation und nachfolgender Eintragung im Auswartigenverzeichnis
nach Absatz 7, ihre Dienstleistungen unter Fihrung der Berufsbezeich-
nung "Architekt" des Aufnahmemitgliedstaats, hier Deutschland, in Thi-
ringen erbringen dirfen, was voraussetzt, dass dessen Regelwerk dies
- wie hier - auch zulasst.

Zu Absatz 7

Die Regelung des Satzes 1 stehtim Kontext mit § 31 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3.
Der vortibergehenden Eintragung in den Fallen des Satzes 2 kommt kon-
stitutive Wirkung bezlglich der Berechtigung auswartiger Dienstleister
zur Fuhrung der deutschen Berufsbezeichnungen zu.

In den Satzen 2 und 4 wird im Wesentlichen der Regelungsgehalt des
bisherigen § 14 Abs. 5 und 6 ibernommen, wobei mit Blick auf die kon-
stitutive Wirkung der Eintragungen nach Satz 1 einerseits die entspre-
chende Anwendung des § 10 ausgedehnt wird, andererseits auf die nach
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dem bisherigen § 14 Abs. 6 Satz 1 notwendige konstitutive Bestatigung
zukUnftig verzichtet werden kann. Satz 3 Halbsatz 2 entspricht dem bis-
herigen § 14 Abs. 5 Satz 2.

Die in Satz 2 normierte Mdglichkeit zum Fihren geschitzter deutscher
Berufsbezeichnungen nach § 3 Abs. 1, 4 und 5 wird von der Richtli-
nie 2005/36/EG nicht erfasst. Die Regelung in Absatz 7 gewahrt aus-
wartigen Dienstleistern damit Uber das Grundsatz-Ausnahme-Verhalt-
nis nach Artikel 7 Abs. 3 Satz 1 und 4 der Richtlinie 2005/36/EG, der
durch Absatz 6 umgesetzt wird, hinausgehende Rechte. Es steht den
auswartigen Dienstleistern frei, von dieser Option durch entsprechen-
de Antragstellung bei der Kammer Gebrauch zu machen, um damit ge-
gebenenfalls ihre Marktchancen im Wettbewerb weiter zu verbessern.
Absatz 6 Satz 4 und Absatz 7 entsprechen damit dem durch Titel Il der
Richtlinie 2005/36/EG verliehenen Grundgedanken, die Erbringung von
Dienstleistungen unter Flihrung von Berufsbezeichnungen des Aufnah-
memitgliedstaats nur dann zuzulassen, wenn die einer auslandischen
Berufsbezeichnung zugrundeliegende Berufsqualifikation entweder vor-
ab nach Artikel 7 Abs. 4 Unterabs. 4 der Richtlinie 2005/36/EG inhaltlich
Uberpruft wurde oder es sich nach Artikel 7 Abs. 3 Satz 4 der Richtlinie
2005/36/EG um Falle der automatischen Anerkennung nach Titel Il Ka-
pitel Il der Richtlinie 2005/36/EG handelt. Mit den vorgenannten Bestim-
mungen wird das Aufnahmelandprinzip im Sinne des Artikels 4 Abs. 1
der Richtlinie 2005/36/EG nicht durchbrochen, sondern lediglich kon-
kretisiert. Vor diesem Hintergrund und mit Blick auf den erheblichen Ar-
beitsaufwand der Kammer im Rahmen der Verfahren nach Absatz 7,
denen auch eine inhaltliche Uberpriifung der Gleichwertigkeit der aus-
landischen Berufsqualifikation mit einer inlandischen Referenzqualifika-
tion im Einzelfall immanent ist, sind diese nach Absatz 4 Satz 3 Halb-
satz 2 insoweit kostenpflichtig.

Die inhaltliche Uberpriifung der Berufsqualifikation stellt auch keine Ein-
schrankung "aufgrund der Berufsqualifikation" im Sinne des Artikels 5
Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG dar. Die erforderliche Uberpriifung der
Berufsqualifikation ist lediglich Voraussetzung dafir, dass auswartigen
Dienstleistern - auBerhalb des Artikels 7 Abs. 4 der Richtlinie 2005/36/
EG, dessen Voraussetzungen fir die oben genannten Berufsangeho-
rigen nicht ohne Weiteres und zweifelsfrei vorliegen durften - Gber Ar-
tikel 7 Abs. 3 Satz 1 der Richtlinie 2005/36/EG hinausgehende Rechte
eingerdumt werden kénnen. Eine inhaltliche Uberprifung der Berufs-
qualifikation erfolgt auch nur dann, wenn auswartige Dienstleister von
dieser Option durch entsprechende Antragstellung Gebrauch machen.
Geschieht dies nicht, kann die Dienstleistung stets nach den Mal3ga-
ben des Absatzes 6 Satz 1 bis 3 unter der auslandischen Berufsbezeich-
nung verrichtet werden. Die aus der Uberpriifung der Berufsqualifikation
entstehende Kostenpflicht ist daher auch nicht geeignet, die Tatigkeiten
auswartiger Dienstleister, die in einem anderen Mitgliedstaat ansassig
sind und dort rechtmafig ahnliche Dienstleistungen erbringen, zu unter-
binden, zu behindern oder weniger attraktiv zu machen.

Durch Artikel 4 Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG wird auswartigen Dienst-
leistern die Berufsaustbung unter denselben Voraussetzungen wie In-
landern gestattet. Nach § 2 Abs. 2 Satz 2 ist Art der Auslibung insbe-
sondere das Fuhren einer Berufsbezeichnung. Nach Artikel 5 Abs. 3 der
Richtlinie 2005/36/EG unterliegen auswartige Dienstleister im Aufnahme-
mitgliedstaat auch den gesetzlichen Berufsregeln, die dort in unmittel-
barem Zusammenhang mit den Berufsqualifikationen fiir Personen gel-
ten, die denselben Beruf wie sie ausiiben. Dazu gehoért auch das Fihren
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von Titeln. Zu den Titeln gehdren auch Berufsbezeichnungen, was sich
aus Artikel 48 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG ergibt. Vor diesem Hin-
tergrund und mit Blick auf die konstitutive Wirkung der Eintragung nach
Satz 1 werden als actus contrarius zur Eintragung in Satz 5 L6schungs-
tatbesténde nach § 12 fiir entsprechend anwendbar erklart. Mit der L6-
schung verlieren auswartige Dienstleister zwar das Recht zum Fuhren
einer deutschen Berufsbezeichnung, die Befugnis zur Erbringung von
Dienstleistungen unter ihrer auslandischen Berufsbezeichnung bleibt ih-
nen aber bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen erhalten.
In diesen Fallen wird lediglich das in Absatz 6 umgesetzte Grundsatz-
Ausnahme-Verhaltnis nach Artikel 7 Abs. 3 Satz 1 und 4 der Richtlinie
2005/36/EG "wiederhergestellt".

Zu Nummer 9 (Anderung des bisherigen § 14 a, nunmehr § 14)

Die Anderung der Paragrafennummerierung ist eine Folgednderung zur
Aufhebung des bisherigen § 10.

Die Anderung in Absatz 1 Satz 1 ist Folgednderung zur Neuregelung
der Begriffe "Mitgliedstaat", "Vertragsstaat" und "gleichgestellter Staat"
in § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8, 10 und 13.

Zu Nummer 10 (Neufassung des § 15)

Die Uberschrift wird konkreter gefasst, um auf die zentralen Inhalte des
§ 15 hinzuweisen, zu denen auch das Fuhren geschutzter deutscher
Berufsbezeichnungen gehort.

Zu Absatz 1

In Absatz 1 sind die Voraussetzungen geregelt, unter denen eine Gesell-
schaft, die in Deutschland weder ihren Sitz noch eine Niederlassung hat,
bei einer voribergehenden oder gelegentlichen Ausibung einer Tatig-
keit in Thiringen nach § 1 auch ohne Eintragung in das Gesellschafts-
verzeichnis der Kammer dazu berechtigt ist, Berufsbezeichnungen nach
§ 3 Abs. 1, 4 oder 5 zu fihren.

Satz 1 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Absatz 1. Die Einfi-
gung der Angabe "neben einer auslandischen Berufsbezeichnung ent-
sprechend § 13 Abs. 6 Satz 1 bis 3" erfolgt, um weitgehend Kongruenz
mit den flr natirliche Personen geltenden Bestimmungen herzustellen.

Der neue Satz 2 dient der Anpassung an die entsprechenden Regelun-
gendes § 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 fir auswartige Dienstleister.

Der neue Untersagungstatbestand in Satz 3 ist Folge der Regelung in
§ 35 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 Buchst. b, die auf einer Anderung des bisheri-
gen § 35 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 beruht. Auf die Begriindung zu § 35 Abs. 5
wird verwiesen.

Zu Absatz 2

Die Regelung des Absatzes 2 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen
Absatz 2, ermdglicht aber zusatzlich neben der schriftlichen auch eine
elektronische Anzeige des erstmaligen Tatigwerdens. Anzeige und Ein-
tragung in das Auswartigenverzeichnis nach Absatz 3 Satz 1 sind erfor-
derlich, um der Kammer die Uberwachung der nach § 32 Abs. 5 auch fir
eine auswartige Gesellschaft geltenden Berufspflichten zu erméglichen.
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Zu Absatz 3

Satz 1 entspricht inhaltlich den bisherigen Regelungen in § 15 Abs. 3 in
Verbindung mit § 14 Abs. 7 Satz 1. In Satz 2 werden durch die weitge-
hende Anordnung der entsprechenden Geltung des § 13 an auswartige
Gesellschaften annahernd vergleichbare Anforderungen wie an auswar-
tige Dienstleister gestellt, sodass insoweit ahnliche Bedingungen beste-
hen. Vor diesem Hintergrund wird in Satz 3 auch die entsprechende Gel-
tung des § 14 fur auswartige Gesellschaften angeordnet.

Zu Nummer 11 (Anderung des § 16)

Die Anderung ist eine redaktionelle Folgeanderung sowohl zur Aufhe-
bung des bisherigen § 10 als auch zur systematischen Umstrukturie-
rung des bisherigen § 14.

Zu Nummer 12 (Anderung des § 18)
Zu Buchstabe a

Die Anderungen sind zum Teil eine Folge der neuen Legaldefinitionen
in § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8, 10 und 13. Mit der Anderung der Verweisung
wird ein Redaktionsversehen beseitigt. Die Prufung der Gleichwertig-
keit einer Berufsqualifikation kann nicht nur Gegenstand eines Verfah-
rens nach dem Ersten Teil, sondern insbesondere auch nach § 21 Abs. 6
sein, der im Zweiten Teil des Thuringer Architekten- und Ingenieurkam-
mergesetzes verortet ist.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um redaktionelle Anderungen der Verweisungen, insbe-
sondere aufgrund der Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG des Europa-
ischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz
natlrlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten
und zum freien Datenverkehr (ABI. L 281 vom 23.11.1995, S. 31) durch
die Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz naturlicher Personen bei der Ver-
arbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung)
(ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1, L 314 vom 22.11.2016, S. 72, L 127
vom 25.3.2018, S. 2; L 74 vom 4.3.2021, S. 35) in der jeweils gelten-
den Fassung.

Zu Nummer 13 (Anderung des § 19)

Die Anderung ist eine Anordnung im Sinne des § 71 a Abs. 1 ThirVwV-
fG und bezweckt, dass zukinftig alle antragsgebundenen Verwaltungs-
verfahren und Anzeigeverfahren nach dem Thiringer Architekten- und
Ingenieurkammergesetz Uber eine einheitliche Stelle abgewickelt wer-
den kdénnen. Dazu gehéren nunmehr auch die von der bisherigen Re-
gelung nicht erfassten Eintragungsverfahren des Zweiten Teils des Thi-
ringer Architekten- und Ingenieurkammergesetzes, insbesondere nach
§ 21 Abs. 5, 6 und 8.
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Zu Nummer 14 (Anderung des § 21)
Zu Buchstabe a

Mit der Neufassung des Absatzes 2 erfolgt eine sprachliche Angleichung
an den neu gefassten § 6 Abs. 1.

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Anderung der Bezeichnung ist redaktionell und dient der Klarstellung.
Zu Doppelbuchstabe bb

Die Anderung ist eine Fqllgeénderung zur Neufassung der Thiringer Bau-
ordnung, die auch eine Anderung der Paragrafenbezeichnungen bezig-
lich der Liste der Bauvorlageberechtigten beinhaltet.

Zu Buchstabe ¢

Die Streichung des Klammerzusatzes, der keine Legaldefinition enthalt,
erfolgt aus rechtstechnischen Griinden.

Zu Buchstabe d

Zu Doppelbuchstabe aa

Absatz 5 Satz 1 wird durch die Verweisung auf § 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
und 2 verschlankt. Fir die Antragstellung wird zusatzlich zur schriftli-
chen Antragstellung zukiinftig auch die elektronische Form ermdglicht.
Die Streichung des Klammerzusatzes, der keine Legaldefinition enthalt,
erfolgt aus rechtstechnischen Griinden.

Zu den Doppelbuchstaben bb und dd

Die Anderungen sind Folgeanderungen zur Aufhebung des bisherigen
§ 10.

Zu den Doppelbuchstaben cc und ee

Die jeweilige Anderung der Bezeichnung ist redaktionell und dient der
Klarstellung.

Zu Buchstabe e
Zu Doppelbuchstabe aa

Fir die in Absatz 6 geregelten Antragsverfahren wird zusatzlich zur
schriftlichen Antragstellung die elektronische Form erméglicht.

Die Anderung der Verweisung ist eine redaktionelle Folgeanderung zur
Umstrukturierung des § 8 Abs. 2.

Zu den Buchstaben bb und dd

Die Anderungen sind Folgeanderungen zur Aufhebung des bisherigen
§ 10.
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Zu Doppelbuchstabe cc

Die Anderung der Bezeichnung ist redaktionell und dient der Klarstellung.
Zu Buchstabe f

Zu Doppelbuchstabe aa

Fir die in Absatz 8 geregelten Antragsverfahren wird zusatzlich zur
schriftlichen Antragstellung die elektronische Form erméglicht.

Die Anderung der Verweisung ist eine redaktionelle Folgeanderung zur
Umstrukturierung des § 4 Abs. 2.

Zu Doppelbuchstabe bb
Die Anderung ist rein redaktionell.
Zu Buchstabe g

Die Anderungen sind Folgeanderungen zur Aufhebung des bisherigen
§ 10. Darlber hinaus wird die Verweisung auf § 10 Abs. 4 Satz 2 bis 4
ausgedehnt.

Zu Nummer 15 (Anderung des § 22)
Zu Buchstabe a

Die Streichung des Klammerzusatzes, der keine Legaldefinition enthalt,
erfolgt aus rechtstechnischen Griinden.

Zu Buchstabe b

Die Streichung des Klammerzusatzes, der keine Legaldefinition enthalt,
erfolgt aus rechtstechnischen Griinden.

Zu Buchstabe ¢

Die Regelung in Absatz 4 Satz 1 ermdglicht der Kammer die Einflihrung
von Listen und Verzeichnissen, mit denen eine Art "Qualitatssiegel" in
Anlehnung an das bereits etablierte Verfahren bei anderen Berufsgrup-
pen, wie zum Beispiel den Fachanwalten und Facharzten, geschaffen
wird, um einerseits der zunehmenden Komplexitat des Architektur- und
Ingenieurwesens Rechnung zu tragen und andererseits Transparenz
und Verlasslichkeit fiir Auftraggeber zu erhéhen. Technischer und wis-
senschaftlicher Fortschritt verlangen nach Ausdifferenzierung. So haben
sich beispielsweise die Anforderungen bei der Vergabe- und Energiebe-
ratung derart verandert, dass Spezialisierungen sinnvoll erscheinen kon-
nen. Durch die Eintragung in spezielle Listen oder Verzeichnisse kon-
nen sich Auftraggeber darauf verlassen, dass die eingetragene Person
die dafur erforderlichen Nachweise erbracht hat und insoweit sach- und
fachkundig ist.

Die Einfihrung neuer Listen und Verzeichnisse nach Satz 1 bedarf
der Regelung durch Kammersatzung. Eine abstrakt-generelle formel-
le gesetzliche Regelung kénnte weder die Vielzahl zukiinftig mdglicher
"Fachlisten" und "Fachverzeichnisse" abbilden noch ware sie geeignet,
praktische Kammerbedarfe zligig, das heift insbesondere ohne Form-
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strenge und zeitliche Anforderungen eines Gesetzgebungsverfahrens,
umzusetzen.

Nach Satz 2 entscheidet - abweichend von § 26 Abs. 2 - nicht der Ein-
tragungsausschuss, sondern der Vorstand der Kammer. Eine Befassung
des Eintragungsausschusses ist mit Blick auf die insoweit auf das eige-
ne Satzungsrecht der Kammer beschrankte Rechtsmaterie nicht gebo-
ten. Im Vordergrund dirfte der Routinefall stehen, der durch die gleicher-
mafen mit juristischem Sachverstand ausgestattete oder unterstutzte
Geschéaftsstelle der Kammer einer gesetzeskonformen Ldsung zuge-
fahrt werden kann.

Nach Satz 3 Halbsatz 2 gilt § 31 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 6 bis 8 entspre-
chend. Die Erstellung und Fuhrung weiterer Listen und Verzeichnisse
durch die Kammer setzt demnach unter datenschutzrechtlichen Aspek-
ten voraus, dass dies zum Zweck der rechtmafligen Erflllung ihrer ge-
setzlichen Aufgaben geschieht. Dieser muss sich auch aus Griinden
der Transparenz konkret aus der jeweiligen Kammersatzung ergeben.

Satz 4 enthalt inhaltliche Mindestvorgaben fir die Kammersatzung nach
Satz 1. Die Regelung ist mit Blick auf das Wort "insbesondere" in der
Einleitung nicht abschlieRend gestaltet, weil sich weiterer materieller Re-
gelungsbedarf einzelfallabhangig noch ergeben kann. Dies ist vor der
Einfihrung neuer Listen und Verzeichnisse durch die Kammer stets sorg-
sam zu prufen. Prifungsmalistab fir die Kammer ist jedenfalls auch im
Rahmen ihres EntschlieBungsermessens vorrangig die Konformitat ei-
ner beabsichtigten Satzung mit héherrangigem Recht.

Zu Buchstabe d

Die Anderung ist eine Folgednderung zur Einfligung des neuen Absat-
zes 4.

Zu Nummer 16 (Anderung des § 24)
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

Der Regelungsinhalt des bisherigen Absatzes 2 Satz 2, die Wahl der
Mitglieder der Vertreterversammlung durch Briefwahl bei Stimmabgabe
durch Briefpost, wird in Absatz 2 Satz 1 verschoben.

Zu Doppelbuchstabe bb

In dem neu gefassten Absatz 2 Satz 2 wird nunmehr bestimmt, dass die
Wabhl zukunftig auch als elektronische Wahl durchgefiihrt werden kann.
Damit wird einem Anliegen der Kammer entsprochen, Kosten einspa-
ren und die Wahlbeteiligung erhéhen zu kénnen. Die Kammer regelt die
Einzelheiten der Wahl in einer Wahlordnung nach § 37 Abs. 1 Satz 1
Nr. 3 und Abs. 3.

Zu Buchstabe b

Fur die Vertreterversammlung wird in § 24 Abs. 5 Satz 1 sowie fir die ge-
setzlich geregelten Ausschiisse wird in § 26 Abs. 6 Satz 4, auch in Ver-
bindung mit § 27 Abs. 2 Satz 1 und § 28 Abs. 2 Satz 1, bestimmt, dass
Beschliisse mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen der anwesen-
den Mitglieder gefasst werden missen. Die Sitzungen der Ausschisse
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sind nach § 26 Abs. 6 Satz 3 auch in Verbindung mit § 27 Abs. 2 Satz 1
und § 28 Abs. 2 Satz 1 nicht éffentlich. Die Vertreterversammlung tritt
nach § 24 Abs. 3 Satz 1 zusammen und die Ausschiisse tagen nach
den § 26 Abs. 5 Satz 1, auch in Verbindung mit § 27 Abs. 2 Satz 1 und
§ 28 Abs. 2 Satz 1. Entsprechende Regelungen enthalten teilweise die
Hauptsatzung und die Geschaftsordnungen der Kammer.

Mit Blick auf die zuldssige dynamische, die technische Entwicklung
bertcksichtigende Auslegung der Tatbestandsmerkmale "anwesende
Mitglieder", "Sitzung", "zusammentreten" und "tagen", die in der Ent-
stehungsgeschichte des Thuringer Architekten- und Ingenieurkammer-
gesetzes einer "vordigitalen Welt" zuzuordnen sind, erscheint es fraglich,
ob de lege lata die kdrperliche Anwesenheit der Mitglieder der Vertreter-
versammlung bei ihren Sitzungen nach wie vor als die einzige gesetzli-
che Teilnahmeform angesehen werden kann. Ungeachtet dessen wird die
Durchflihrung von Telefon- oder Videokonferenzen in der rechtswissen-

schaftlichen Literatur jedenfalls nicht ohne weiteres als zuldssig bewertet.

Vor diesem Hintergrund, insbesondere zur Vermeidung von Rechtsunsi-
cherheiten, wird in dem neu angeflgten Absatz 3 Satz 4, der im Kontext
mit dem neuen § 25 Abs. 4 steht, aus Klarstellungsgriinden der Grund-
satz der Présenzsitzung geregelt. Prasenzsitzungen soll zukinftig zwar
keine gesetzliche "Alleinstellung" zukommen, aber der Vorrang vor Sit-
zungen, etwa in Form einer Video- oder Telefonkonferenz. Grund da-
fur ist, dass nur in einer Prasenzsitzung eine direkte soziale Interaktion
mdglich ist. Kérpersprache, Mimik und Gestik, kénnen in einer Video-
oder Telefonkonferenz nicht in gleicher Weise wahrgenommen werden
wie in einer Prasenzsitzung. Darlber hinaus ermdglicht eine Video-
oder Telefonkonferenz keine Nachbargesprache oder Gesprache am
Rande der Veranstaltung zum Zweck der inhaltlichen Abstimmung. Ei-
ner Video- oder Telefonkonferenz fehlen damit wichtige Elemente des
personlichen Austausches, die fur die Meinungsbildung des Einzelnen
wesentlich sind. Dies gewinnt im berufsrechtlichen Kontext umso mehr
an Bedeutung, als die Mitglieder der Vertreterversammlung "nur" ehren-
amtlich tatig sind und die Anzahl ihrer Sitzungen als gering einzustufen
ist. In der Verwaltungspraxis finden Vertreterversammlungen nur ein- bis
zweimal jahrlich statt. Daher wird der Starkung der ehrenamtlich tatigen
Mitglieder der Vertreterversammlung als rechtsetzendes Organ und Ent-
scheidungstrager in grundsatzlichen Kammerangelegenheiten, etwa die
Beschlussfassung Uber Satzungen, den Haushaltsplan und die Feststel-
lung des Jahresabschlusses, durch Einrdumung umfassender Interakti-
onsmaoglichkeiten gegentiber - gegebenenfalls marginalen - Verfahrens-
erleichterungen im Fall der Durchfiihrung der Vertreterversammlung in
Form reiner oder hybrider Videokonferenzen sowie Telefonkonferenzen
im Ergebnis der Abwagung, das von den Kammern mitgetragen wird,
eine héhere Bedeutung beigemessen.

Zu Buchstabe ¢

Die Anderung erfolgt aus sprachlichen Griinden und ist rein redaktionell.
Zu Nummer 17 (Anderung des § 25)

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Erganzung der Bezeichnung Architektenkammer Thiringen in Ab-
satz 1 Satz 2 ist redaktionell und dient der Klarstellung.

102



Thuringer Landtag - 7. Wahlperiode

Drucksache 719640

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Erganzung der Bezeichnung Ingenieurkammer Thiringen in Ab-
satz 1 Satz 3 ist redaktionell und dient der Klarstellung.

Zu Buchstabe b

In Absatz 4, der im Kontext mit dem neu angefligten § 24 Abs. 3 Satz 4
steht, sind zulassige Ausnahmen vom Grundsatz der Prasenzsitzung ge-
regelt. Die Formulierung ist orientiert an § 36a der Thuringer Kommu-
nalordnung in der Fassung vom 28. Januar 2003 (GVBI. S. 41) und § 13
Abs. 3 des Thuringer Heilberufegesetzes in der Fassung vom 29. Janu-
ar 2002 (GVBI. S. 125) jeweils in der jeweils geltenden Fassung.

Die COVID-19-Pandemie hat gezeigt, dass Schutzmallnahmen zur Ver-
meidung ihrer Ausbreitung - dazu gehoéren auch Einschrankungen der
Versammlungsmaoglichkeiten von Personen - nachteilige Auswirkungen
auf die Handlungsfahigkeit von Korperschaften haben kénnen, insbe-
sondere, wenn diese auf dem gesetzlichen Weg der Prasenzsitzung
keine Beschlisse in Sitzungen ihrer Organe und Ausschiisse herbei-
fihren kénnen.

Wenn auch zum gegenwartigen Zeitpunkt die Auswirkungen der COVID-
19-Pandemie die Beschlussfassung in einer Prasenzsitzung nicht mehr
verzogern oder gar verhindern, soll der Kammer eine Handlungsoption
fur zuklinftige gleichgelagerte Krisenfalle eingerdumt werden. Dies ist
sowohl zum Schutz der Gesundheit der ehrenamtlich tatigen Kammer-
mitglieder und weitergehend der 6ffentlichen Gesundheit als auch der
Sicherstellung der Handlungs- und Beschlussfahigkeit der Kammer als
Kdrperschaft des 6ffentlichen Rechts geboten. Vor diesem Hintergrund
sollen zukiinftig Sitzungen der Organe und Ausschiisse der Kammer in
besonderen Ausnahmefallen, die in Satz 2 in Form von Regelbeispie-
len nicht abschlieBend aufgezahlt werden, zusatzlich zu der bisher aus-
schlie3lich bestehenden Mdglichkeit der Prasenzsitzung auch im Wege
der elektronischen Kommunikation, insbesondere als Videokonferenz,
durchgefuhrt werden kénnen. Die entsprechende Beschlussfassung
des Kammervorstands nach Satz 1 oder des Kammerprasidenten nach
Satz 6 beinhaltet nach Abwagung aller Umstande des Einzelfalls die Er-
messensentscheidung, ob dem Grundsatz der Prasenzsitzung weiterhin
entsprochen werden kann oder nicht. Im Fall behérdlicher Kontaktver-
bote durfte von einer Ermessensreduzierung auf null auszugehen sein.

Zu Buchstabe ¢

Die Anderung ist eine Folgeédnderung zur Einfligung des neuen Absat-
zes 4.

Zu Nummer 18 (Anderung des § 26)
Zu Buchstabe a

In Absatz 2 werden aus Grinden der Rechtssicherheit und Rechtsklar-
heit die Zustandigkeiten des Eintragungsausschusses nunmehr aus-
drucklich aufgezahlt. Sie erstrecken sich insbesondere auf alle Eintra-
gungen und Ldschungen in den Listen und Verzeichnissen, etwa in das
Mitgliederverzeichnis nach § 21 Abs. 5 und 6 sowie die Interessenten-
liste nach § 21 Abs. 8. Zum Zwecke der Erfullung seiner speziellen Auf-
gaben, die mit den Aufgaben des Vorstandes nach § 25 Abs. 3 Satz 2 im
Kontext stehen, wird der Eintragungsausschuss als gesetzlicher Pflicht-
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ausschuss der Kammer durch deren Reprasentativorgan, die Vertreter-
versammlung, als beschlieRender Ausschuss gebildet. Er hat insoweit
die Rechtsstellung eines Unterorgans der Vertreterversammilung.

Das Handeln des Eintragungsausschusses ist an den Anforderungen des
Demokratieprinzips zu messen, weil das Handeln sowohl in Form der
Leistungs- als auch der Eingriffsverwaltung als Ausiibung von Staats-
gewalt im Sinne des Artikels 20 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes und
des Artikels 45 Satz 1 der Verfassung des Freistaats Thiringen zu wer-
ten ist. Die aulRenwirksamen Entscheidungen des Eintragungsausschus-
ses haben rechtserheblichen Verwaltungsaktcharakter.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluss vom 15. Feb-
ruar 1978, Aktenzeichen 2 BvR 134/76, juris, Randnummer 43, festge-
stellt, dass das demokratische Prinzip sich nicht nur auf bestimmte, son-
dern auf alle Arten der Austibung von Staatsgewalt erstreckt. Es hat in
seinem Urteil vom 28. Januar 2014, Aktenzeichen 2 BvR 1561/12, juris,
Randnummer 157, zudem entschieden, dass als Auslibung von Staats-
gewalt, die demokratischer Legitimation bedarf, jedenfalls alles amtliche
Handeln mit Entscheidungscharakter anzusehen ist. Denn Entscheidun-
gen steuern die staatliche Herrschaft und missen sich daher vom Volk
herleiten; vergleiche Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 31. Ok-
tober 1990, Aktenzeichen 2 BvF 3/89, juris, Randnummer 39.

Um den hiernach verfassungsrechtlich gebotenen Zusammenhang zwi-
schen dem Staatsvolk und der Staatsgewalt - deren demokratische Le-
gitimation - zu gewahrleisten, kommen grundsatzlich zwei Legitimati-
onsformen in Betracht:

1. die organisatorisch-personelle demokratische Legitimation, die eine
ununterbrochene Kette personeller Legitimationsakte vom Volk bis
hin zu dem mit der hoheitlichen Aufgabe betrauten Amtswalter vor-
aussetzt,

2. die sachlich-inhaltliche demokratische Legitimation, die zum einen
durch die in Artikel 20 Abs. 3 des Grundgesetzes vorgesehene Bin-
dung an die Gesetze des unmittelbar demokratisch legitimierten Par-
laments erreicht wird, zum anderen durch die Verantwortlichkeit der
Regierung gegeniber dem Parlament sowie die Kontroll- und Auf-
sichtsbefugnisse der Regierung gegeniber der Verwaltung.

Einer daneben bestehenden institutionellen und funktionellen demokra-
tischen Legitimation, die dadurch gekennzeichnet ist, dass Verfassung
oder Parlamentsgesetz eine staatliche Institution vorsehen oder ihr Auf-
gaben zuweisen, kommt demgegeniber eine geringere Bedeutung zu,
da sie allein Defizite der organisatorisch-personellen oder sachlich-in-
haltlichen demokratischen Legitimation nicht kompensieren kann.

Der Hessische Verwaltungsgerichtshof hat in seinem Beschluss vom
10. Juni 2013, Aktenzeichen 7 A 418/12.Z, juris, Randnummer 16, fest-
gestellt:

"Fir eine ausreichende demokratische Legitimation von Staatsgewalt
ist dabei prinzipiell ma3geblich, ob durch das Zusammenwirken der Le-
gitimationsformen ein effektiver Einfluss des Staatsvolks auf die Staats-
gewalt gewahrleistet ist: Je schwacher das organisatorisch-personel-
le Legitimationselement ausgepragt ist, desto starker muss mithin die
Kompensation durch das sachlich-inhaltliche Legitimationselement er-
folgen, um das verfassungsrechtlich gebotene Legitimationsniveau zu
erreichen. Umgekehrt bedarf es bei einer starken organisatorisch-per-
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sonellen Legitimation, wie sie bei Parlament und Regierung besteht, kei-
ner ausgepragten sachlich-inhaltlichen Legitimation."

Die hier in Rede stehende Organisation der Architektenkammer Thrin-
gen und der Ingenieurkammer Thiringen durch den Gesetzgeber und
die von den Kammern ausgeubte Hoheitsgewalt unterfallen dem tradier-
ten deutschen Verwaltungstyp der funktionalen Selbstverwaltung. Fur
diesen ist charakteristisch, dass eine bestimmte Verwaltungsaufgabe
im Wege der Selbstverwaltung von juristischen Personen des &ffentli-
chen Rechts wahrgenommen wird, deren Entscheidungsorgane aus der
Gruppe der Mitglieder oder der Betroffenen hervorgehen. Diese perso-
nelle Legitimation durch das "Verbandsvolk", das vom "Volke" im Sin-
ne des Artikels 20 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes - dem Staatsvolk -
wie auch den vom Grundgesetz anerkannten Teilvélkern in den Landern
und Kommunen verschieden ist, ist keine organisatorisch-personelle de-
mokratische Legitimation.

Zwar ist anerkannt, dass sich die beiden Legitimationsstrange der orga-
nisatorisch-personellen und der sachlich-inhaltlichen Legitimation bis zu
einem gewissen Grad wechselseitig substituieren lassen. Aber es ist un-
geklart und rechtlich umstritten, ob auch der Totalausfall eines der bei-
den Strange durch den anderen Legitimationsstrang kompensiert werden
kann. Im Schrifttum wird eine solche Vollkompensation zum Teil ganzlich
abgelehnt oder auf seltene Ausnahmen, zum Beispiel die Beleihung, be-
schrankt. Teilweise wird die Kompensationsmdéglichkeit aber auch unter
Hinweis darauf bejaht, dass es letztlich nur auf das auch durch intensi-
ve sachliche Steuerung erreichbare Legitimationsniveau ankomme. Aus
dieser Méglichkeit der Gesamtsaldierung personeller und sachlicher Ele-
mente wird dann aber konsequenterweise auch gefolgert, dass auf die
personelle Legitimation nicht verzichtet werden kénne, wo das fir die
sachlich-inhaltliche Steuerung verantwortliche Gesetz Entscheidungs-
spielrdume begriinde. Das Bundesverfassungsgericht hat sich zu der
Frage der Kompensation beim Totalausfall eines Legitimationsstrangs
bislang noch nicht explizit geduRert. Das Bundessozialgericht hat in sei-
nem Urteil vom 17. Dezember 2019, Aktenzeichen B 1 KR 18/19 R, ju-
ris, Randnummer 18, in diesem Zusammenhang festgestellt:

"Im hier einschlagigen Bereich der funktionalen Selbstverwaltung for-
dert das demokratische Prinzip nicht, dass eine liickenlose personelle
Legitimationskette vom Volk zum Entscheidungstrager vorliegen muss.
Es ist vielmehr bei hinreichend normdichter gesetzlicher Ausgestaltung
ausreichend, dass Aufgaben und Handlungsbefugnisse der Organe ge-
setzlich ausreichend vorherbestimmt sind, ihre Wahrnehmung der Auf-
sicht personell legitimierter Amtswalter unterliegt und die Wahrung der
Interessen der Betroffenen rechtssicher gewahrleistet ist. Der GBA [Ge-
meinsame Bundesausschuss] droht die Grenzen hinreichender demo-
kratischer Legitimation fiir eine Richtlinie zu Uberschreiten, wenn sie
mit hoher Intensitat Angelegenheiten Dritter regelt, die an deren Entste-
hung nicht haben mitwirken kdnnen. MaRgeblich ist hierfir insbesonde-
re, inwieweit der GBA flir seine zu treffenden Entscheidungen gesetzlich
angeleitet ist (vergleiche BVerfG Beschluss vom 10. November 2015 -
1 BVR 2056/12 - juris RdNr 22)."

Der vorstehend zitierte Hinweis auf die MaRRgeblichkeit der "gesetzlichen
Anleitung" wird in der Literatur und Rechtsprechung - ausgehend von
der Erwagung, dass funktionale Selbstverwaltung als organisierte Be-
teiligung der sachnahen Betroffenen an den sie beriihrenden Entschei-
dungen das demokratische Prinzip erganzt und verstarkt - in dem Sinne
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interpretiert, dass das Bundesverfassungsgericht auch bei Drittbetrof-
fenen eine Kompensation der organisatorisch-personellen Legitimation
durch eine verstarkte parlamentsgesetzliche Steuerung zumindest aus
verfassungsrechtlicher Perspektive nicht ausschlief3t. Insoweit wird auf
Seite 153 des Rechtsgutachtens "Kingreen, Optionen zur Starkung der
demokratischen Legitimation des Gemeinsamen Bundesausschusses
im Recht der gesetzlichen Krankenversicherung" fir das Bundesminis-
terium fir Gesundheit, auf die Beschliisse des Bundesverfassungsge-
richts vom 5. Dezember 2002, Aktenzeichen 2 BvL 5/98, des Hessischen
Verwaltungsgerichtshofs vom 10. Juni 2013, Aktenzeichen 7 A418/12.Z,
juris, Randnummer 17, und des Landgerichts Berlin vom 31. Mai 2021,
Aktenzeichen 84 T 102/20, juris, Randnummer 6, sowie das Urteil des
Verwaltungsgerichts Diisseldorf vom 27. Januar 2021, Aktenzeichen 5
K 5524/18, juris, Randnummern 55 bis 59, hingewiesen.

Hieran gemessen ist von einer hinreichenden demokratischen Legiti-
mation der Architektenkammer und der Ingenieurkammer als verselbst-
sténdigte Verwaltungstrager auszugehen.

Die Kammern sind auf der Grundlage des Thuringer Architekten- und In-
genieurkammergesetzes zur Bewaltigung konkret bestimmter Aufgaben,
insbesondere der Wahrung der beruflichen Belange der Gesamtheit ih-
rer Mitglieder und des Ansehens des Berufsstandes nach § 22 Abs. 1
Satz 2 Nr. 1, errichtet worden. Danach ist den Kammern vom parlamen-
tarischen Gesetzgeber ein beschrankter und abgegrenzter Aufgaben-
bereich zur Wahrnehmung im Wege der Selbstverwaltung Ubertragen
worden. Neben dem Zweck und Téatigkeitsbereich der Kammern wer-
den sowohl ihre Rechtsstellung in § 20 Abs. 1 Satz 1 und innere Orga-
nisation in den §§ 23 bis 28 als auch die Rechte und Pflichten der Kam-
mermitglieder wie auch von Nichtmitgliedern in den §§ 32 und 33 durch
die gesetzlichen Regelungen des Thiringer Architekten- und Ingenieur-
kammergesetzes hinreichend vorherbestimmt. Insbesondere werden
Grundrechtsbeschrankungen in Form von Versagungs- und Loschungs-
tatbestanden in den §§ 11, 12 und 21 Abs. 5 und 6 sowie auch im Zusam-
menhang mit der Verletzung von Berufspflichten in § 35 Abs. 4 Satz 1
Nr. 6 und 7 und Abs. 5 Satz 1 Nr. 4 detailliert geregelt. Vor diesem Hin-
tergrund hat der Landesgesetzgeber die wesentlichen Grundentschei-
dungen selbst getroffen. Ein noch héheres Mal} an gesetzlicher Fest-
legung von Aufgaben, innerer Organisation und Handlungsbefugnissen
der Kammern ist kaum denkbar, ohne dass ihnen dadurch die Qualitat
als Selbstverwaltungskdrperschaft verloren ginge.

Die Beschrankung der Aufsicht des Landes uber die Kammern nach
§ 20 Abs. 2 Satz 2 auf eine Rechtsaufsicht, die - anders als eine Fach-
aufsicht - keine ZweckmaRigkeitskontrolle ertffnet, stellt die demokra-
tische Legitimation der Kammern und der von ihnen ausgetbten Ho-
heitsgewalt nicht in Frage. Der den Kammern vom parlamentarischen
Gesetzgeber einfachgesetzlich in einem begrenzten Aufgabenbereich
eroffneten Selbstverwaltung entspricht es vielmehr, auch die erforder-
liche Aufsicht durch organisatorisch-personell demokratisch legitimier-
te Amtswalter auf die Einhaltung rechtlicher Vorgaben zu beschranken.
Der fur die demokratische Legitimation maf3gebliche Einfluss des Vol-
kes ist gewahrt, weil der der Selbstverwaltung der Kammern eréffnete
Aufgabenbereich begrenzt ist und die Selbstverwaltung aufgrund der
Rechtsaufsicht des Landes ausreichend organisatorisch-personell de-
mokratisch legitimierter Steuerung unterliegt. Klarzustellen ist zudem,
dass die Einrichtung einer Fachaufsicht verfassungsrechtlich nicht zwin-
gend erforderlich ist, wenn die gesetzliche Anleitung des Verwaltungs-
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handelns - wie dargestellt - hinreichend bestimmt ist und zudem durch
eine fachgerichtliche Kontrolle eine Priifung der Einzelfallanwendung
madglich ist. Diese Moglichkeit besteht nach Absatz 8.

Zu Buchstabe b

Die Anderung ist Folgeénderung zur Anfligung des neuen § 24 Abs. 3
Satz 4. Auf die dortige Begrindung wird hingewiesen.

Zu Nummer 19 (Anderung des § 29)

In Absatz 1 Satz 1 wird eine allgemeine Auskunftspflicht geregelt, die der
Kammer die Erflillung der Kammeraufgaben nach § 22 gestatten soll.
Die Regelung steht deshalb auch im Kontext mit § 31 Abs. 1. Vor die-
sem Hintergrund wird in Absatz 1 Satz 1 nunmehr die Kongruenz der
Normadressatenkreise beider Bestimmungen hergestellt.

Die Auskunftspflicht ist nach § 32 Abs. 2 Nr. 11 Berufspflicht fur diejeni-
gen Personen, die sowohl zum Normadressatenkreis des § 29 als auch
zu dem des § 32 gehoren. lhre Verletzung kann eine Ruge nach § 34
oder die Einleitung eines Ehrenverfahrens nach § 35 zur Folge haben.

Zu Nummer 20 (Anderung des § 31)
Zu Buchstabe a

Die Erganzung der Uberschrift beriicksichtigt die Einfiigung des neu-
en Absatzes 6.

Zu Buchstabe b

Die Streichung der Klammerzuséatze, die keine Legaldefinitionen enthal-
ten, erfolgt aus rechtstechnischen Griinden.

Zu Buchstabe ¢

Die Erweiterung der Erlaubnis zur Datenverarbeitung um die Daten "Ti-
tel und Berufsbezeichnungen" erfolgt aus Griinden der Klarstellung. Da
es sich lediglich um weitere Regelbeispiele handelt, ist damit keine An-
derung der Rechtslage verbunden.

Zu Buchstabe d

In Absatz 3 wird nunmehr allgemein auf die in § 21 genannten Listen
und Verzeichnisse abgestellt. Die bisherige konkrete Aufzéhlung einzel-
ner Listen nach den §§ 6 und 8 ist entbehrlich, weil diese Listen bereits
in § 21 Abs. 2 in Verbindung mit § 6 Abs. 1 und in § 21 Abs. 3 Nr. 1 ge-
regelt werden. Auch die bisherige Verweisung auf § 14 Abs. 7, in dem
bisher das Auswartigenverzeichnis geregelt war, wird nicht ibernom-
men. Der Inhalt des Auswartigenverzeichnisses wird nunmehr detaillier-
ter geregelt und aus Grinden der Ubersichtlichkeit in dem neuen Ab-
satz 4 verortet. Auf die Begriindung zu Buchstabe e wird hingewiesen.

Zu Buchstabe e

Die Angaben nach dem neu eingefligten Absatz 4 Satz 1 betreffen das
Auswartigenverzeichnis und entsprechen den wesentlichen Ergebnis-
sen des Anzeigeverfahrens nach § 13 Abs. 2 Satz 1 und 2. Die nach
Satz 2 erforderliche Angabe des Datums dient der zuverlassigen Ermitt-

107



Drucksache 719640 Thiringer Landtag - 7. Wahlperiode

lung der Jahresfristen nach § 13 Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5 Satz 2. Die
gesonderte Regelung eines Loschungstatbestands von Amts wegen in
Satz 3 soll (iber die Regelungen in § 13 Abs. 7 Satz 5 hinaus verdeut-
lichen, dass es sich in Umsetzung des Artikels 6 Unterabs. 1 Buchst. a
der Richtlinie 2005/36/EG lediglich um voriibergehende Eintragungen
in das Auswartigenverzeichnis handelt.

Zu Buchstabe f

Die Anderung der Absatznummerierung ist eine Folgeanderung zur Ein-
fligung des neuen Absatzes 4.

Die Anderung der Verweisung ist Folgeanderung der Aufhebung des
bisherigen § 10.

Zu Buchstabe g

Der neue Absatz 6 enthalt neben Regelungen zum Auskunftsrecht Gber
bestimmte Eintragungen in die bei der Kammer gefiihrten Listen und Ver-
zeichnisse insbesondere die Regelung der Méglichkeit der Kammer, Lis-
ten zu verdffentlichen und den gelisteten Personen damit eine Chance zu
bieten, bei potentiellen Auftraggebern auf sich aufmerksam zu machen.

Voraussetzung fir das Bestehen eines Auskunftsanspruchs ist das Vor-
liegen eines berechtigten Interesses. Darunter fallen alle nach verninf-
tigen Erwagungen unter Bericksichtigung der Besonderheiten des Ein-
zelfalls anzuerkennenden, der Rechtsordnung nicht widersprechenden
Interessen, auch wirtschaftlicher Art. Darliber hinaus darf weder ein
Uberwiegendes schutzwirdiges Interesse der Betroffenen am Unterblei-
ben der Auskunft bestehen, noch durfen die Betroffenen der Erteilung
der Auskunft durch die Kammer widersprochen haben. Dies bedeutet,
dass allein der Nichtgebrauch des Widerspruchsrechts durch die Betrof-
fenen die Kammer nicht davon entbindet, im Einzelfall jeweils die Inte-
ressen der Betroffenen mit denjenigen der um Auskunft ersuchenden
Personen abzuwagen.

Voraussetzung fir die Veroffentlichung von Eintragungen nach den Ab-
satzen 3 bis 5 ist jedenfalls die vorherige Zustimmung, welches durch
die Verwendung des Begriffs "Einwilligung" geregelt ist, der betroffenen
eingetragenen Personen.

Zu Buchstabe h

Die Anderung der Absatznummerierung ist eine Folgednderung auf-
grund der Einflgung der neuen Absatze 4 und 6. Zudem ist aufgrund
der mit Nummer 12 Buchst. b erfolgten Anderung die Bezeichnung der
Verordnung (EU) 2016/679 in der Verweisung redaktionell anzupassen.

Zu Buchstabe i

Die Anderungen der Absatznummerierung und der Verweisung in Ab-
satz 8 sind Folgeanderungen zur Einfliigung der neuen Absatze 4 und 6.

Zu Nummer 21 (Anderung des § 32)
Zu Buchstabe a
Die Uberschrift wird mit Blick auf die Regelungen zur beruflichen Zu-

sammenarbeit in den Absatzen 3 und 4 erweitert.
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Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Die Anderung ist eine Folgednderung zur Aufhebung des bisherigen
§ 2 Abs. 1.

Zu Doppelbuchstabe bb

Die Regelung des bisherigen Absatzes 2 Satz 2 erfolgt aus gesetzes-
systematischen Griinden in einem neuen Absatz 7. Dadurch wird ver-
deutlicht, dass sich die Satzungsbefugnis der Kammer auf den Rege-
lungsgehalt des § 32 Abs. 1 bis 6 erstreckt.

Zu Buchstabe ¢
Zu Absatz 3

Satz 1 Halbsatz 1 enthalt die Pflicht der Gesellschafter einer Berufsge-
sellschaft nach § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, die weder Mitglieder der Inge-
nieurkammer Thiringen noch der Architektenkammer Thiringen sind,
die Berufspflichten der kammerangehorigen Gesellschafter dieser Be-
rufsgesellschaft sowie die Berufspflichten der Berufsgesellschaft selbst
zu wahren. Dadurch wird allerdings keine unmittelbare Geltung der Be-
rufspflichten nach dem Thuringer Architekten- und Ingenieurkammerge-
setz fur diesen Personenkreis eingeflihrt. Dies ware im Einzelnen auch
nicht sinnvoll. So kann von Angehdrigen von nicht im Thiringer Archi-
tekten- und Ingenieurkammergesetz geregelten Berufen insbesonde-
re nicht verlangt werden, sich in entsprechender Anwendung des Ab-
satzes 2 Nr. 4 fortzubilden. Gesellschafter ohne Kammermitgliedschaft
dirfen allerdings die Einhaltung der Berufspflichten durch kammeran-
gehorige Gesellschafter - etwa die Erflullung von Fortbildungspflichten -
nicht erschweren oder vereiteln. Dariber hinaus darf die Einhaltung der
Berufspflichten der Gesellschaft selbst ebenfalls nicht erschwert oder
vereitelt werden. So haben auch Gesellschafter onne Kammermitglied-
schaft zum Beispiel davon Abstand zu nehmen, auf eine nach Absatz 2
Nr. 7 unzulassige Werbung der Gesellschaft hinzuwirken.

In Satz 1 Halbsatz 2 wird die Pflicht der Gesellschafter ohnne Kammer-
mitgliedschaft zur Beachtung der Unabhangigkeit der kammerangeho-
rigen Gesellschafter geregelt. Diese Pflicht ist zwar schon von Satz 1
Halbsatz 1 erfasst, wegen der Verbindung mit Absatz 2 Nr. 3, § 3 Abs. 2
und 3 sowie § 9 Abs. 2 Satz 2 soll sie jedoch ausdrtickliche Erwahnung
im Gesetzestext finden.

Bei Berufsgesellschaften gilt es zu verhindern, dass aus dem beruflichen
Zusammenschluss heraus Pflichtverletzungen erfolgen. Uber Satz 1 hi-
naus und zusatzlich zur Bindung der Berufsgesellschaft an die Berufs-
pflichten nach Absatz 4 kann diese Zielstellung grundséatzlich weiter da-
durch abgesichert werden, den kammerangehérigen Gesellschaftern
einer Berufsgesellschaft aufzuerlegen, gesellschaftliche Bindungen mit
anderen Personen - dazu gehéren auch andere Kammermitglieder - nicht
einzugehen oder nicht aufrechtzuerhalten, die das Berufsrecht nicht be-
achten. In Satz 2 wird eine entsprechende Berufspflicht begriindet. Ver-
stoflen andere Personen gegen Berufspflichten nach dem Tharinger Ar-
chitekten- und Ingenieurkammergesetz oder nach der Berufsordnung
der Kammer nach § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 missen die verbleibenden
rechtstreuen Kammermitglieder sicherstellen, dass solche VersttRle ab-
gestellt werden und sich nicht wiederholen. Bei schwerwiegenden oder
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wiederholten VerstdéRen konnen die rechtstreuen Kammermitglieder
sogar gehalten sein, die gesellschaftliche Verbindung zu beenden. Mit
Blick darauf wird in Satz 3 geregelt, dass im Gesellschaftsvertrag der
Ausschluss von Gesellschaftern, die in schwerwiegender Weise oder
wiederholt gegen die Berufspflichten versto3en, vorzusehen ist. Es er-
scheint sachgerecht, nicht den die Berufspflichten beachtenden Gesell-
schaftern aufzuerlegen, die Berufsgesellschaft zu verlassen, sondern
gesellschaftsvertraglich einen Ausschluss derjenigen Gesellschafter vor-
zusehen, die gegen die Berufspflichten verstoflen. Um die nicht unmit-
telbar selbst berufsrechtspflichtigen Gesellschafter nicht ibermafig zu
belasten, haben allerdings nur schwerwiegende oder wiederholte Ver-
stoRe diese Folge.

Zu Absatz 4

In Absatz 4 Satz 1 werden ausschlieBlich Berufspflichten flr im Inland
niedergelassene Berufsgesellschaften geregelt.

Das System der Berufspflichten flr auswartige Dienstleister und aus-
wartige Gesellschaften wird neu geordnet; entsprechende Regelungen
werden in Absatz 5 verortet. Die Neuordnung steht in Zusammenhang
mit einer verbindlichen Stellungnahme der Europaischen Kommission.

Die Berufspflichten der Kammermitglieder nach den Absatzen 1 und 2
gelten nach Satz 1 mit Ausnahme der Pflicht zur Beitragszahlung - wie
bisher - auch fiir Berufsgesellschaften als Normadressat nach § 9 Abs. 1
und 6 Satz 1; dies wird durch die Verweisung auf § 9 verdeutlicht. Die
Regelung bezweckt die Herstellung gleicher Wettbewerbsbedingungen.
Die Geltung der Berufspflichten soll nicht von der Wahl der Rechtsform
abhangig sein. Wenn eine Gesellschaft das Recht zum Flihren einer ge-
schiitzten Berufsbezeichnung nach § 3 Abs. 1 oder 5 in Anspruch nimmt,
soll ihr auch die Beachtung der sich aus diesem Recht ergebenden Be-
rufspflichten obliegen. Auch aufgrund der Offnung des Kreises mdglicher
Gesellschafter im Jahr 2016, vergleiche hierzu die Begriindung zu § 9
Abs. 2, erscheint es nach wie vor geboten, Berufspflichten an die Gesell-
schaften anzukniipfen und VerstoRRe gegen diese auch zu sanktionieren.
Mit Blick auf die damalige Erweiterung kommen namlich auch die Ange-
horigen anderer - nicht nur freier - Berufe als Gesellschafter einer Be-
rufsgesellschaft in Frage, die kein den Berufsangehorigen vergleichba-
res Berufsrecht haben. Aber auch bei beruflichen Zusammenschlissen
ausschlieRlich von Kammermitgliedern ist die Berufsrechtspflichtigkeit
der Gesellschaft sinnvoll. Zwar sind in diesem Fall die handelnden Per-
sonen stets selbst Trager von Berufspflichten. Gleichwohl kann es ge-
rade bei groReren Gesellschaften mit arbeitsteiliger Arbeitsweise sein,
dass die Sanktionierung des Fehlverhaltens einzelner Personen keine
angemessene Reaktion darstellt. Dies gilt insbesondere dann, wenn Be-
rufspflichtverletzungen auf einem Organisationsverschulden beruhen.
Sanktionen gegen Einzelne erfassen den Verstol3 hierbei nur unzurei-
chend. AuRerdem kann bei stark arbeitsteilig handelnden Gesellschaf-
ten bei fehlender Anknipfung der Berufspflichten an die Gesellschaft
die Ahndung stark erschwert sein, denn haufig wird dies zu Schwierig-
keiten bei der Bestimmung des Grades der Verantwortlichkeit einzelner
Berufstrager flhren.

Nach Satz 2 hat die Gesellschaft sicherzustellen, dass berufsrechtliche
VerstdRe frihzeitig erkannt und abgestellt werden. Die Gesellschaft hat
daflr geeignete MalRnahmen vorzusehen. Eine Pflicht zur Benennung
eines fur die Einhaltung des Berufsrechts primar verantwortlichen Mit-
glieds der Geschaftsfihrung, welches fir die Einrichtung eines effektiven
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Systems zur Gewahrleistung von Regelkonformitat zu sorgen hat, das
heil3t die Einhaltung des Berufsrechts und die friihzeitige Erkennung
von BerufsrechtsverstoRen durch geeignete Malinahmen sicherstellt,
soll mit Blick auf eine aus personeller und organisatorischer Sicht eher
unverhaltnismalige Belastung kleiner Gesellschaften gesetzlich nicht
vorgegeben werden. Bei groRen Gesellschaften kann die Benennung
eines Beauftragten, eines sogenannten Compliance-Officers, jedoch
sinnvoll sein. Die Benennung kann ihren Zweck jedoch nur dann erfiil-
len, wenn durch zusatzliche geeignete MalRnahmen auch sichergestellt
wird, dass Verstolie gegen das Berufsrecht erkannt und abgestellt wer-
den kénnen. Daher ist mit der gesetzlichen Regelung nicht eine Einzel-
malnahme herausgegriffen, sondern es wird in Satz 2 auf die Eignung
aller ergriffenen Malinahmen insgesamt abgestellt. Ungeachtet dessen
sollte jede Berufsgesellschaft mit Blick auf die wachsende Bedeutung
des Berufsrechts eine Entscheidung dariber treffen, ob die Blindelung
von Wissen und Kompetenz auf Leitungsebene der Gesellschaft mehr
Unternehmenseffizienz, gerade auch dadurch, dass mit der Einrichtung
eines effektiven Systems zur Gewahrleistung von Regelkonformitat die
Gesellschafter von Verantwortung entlastet werden, bewirken kann.

Nach Satz 3 muss bei einer Beteiligung von Personen, die keine Kam-
mermitglieder sind, durch geeignete gesellschaftsvertragliche Vereinba-
rungen sichergestellt werden, dass die Gesellschaft fur die Einhaltung
der Berufspflichten sorgen sowie berufsrechtskonform agieren und re-
agieren kann. Vor diesem Hintergrund muss der Gesellschaftsvertrag
Vorkehrungen treffen, dass auch Gesellschafter ohne Kammermitglied-
schaft ein berufsrechtswidriges Verhalten der Gesellschaft oder einen
berufsrechtswidrigen Zustand in der Gesellschaft nicht herbeifihren kon-
nen. Die Gesellschaft muss daneben - wie jedes Einzelblro - dafiir Sor-
ge tragen, dass auch ihre Angestellten die Berufspflichten achten, um
zu verhindern, dass aus der Berufsgesellschaft heraus Berufspflichtver-
letzungen begangen werden.

Nach Satz 4 fuhrt die Geltung der Berufspflichten fur die Berufsgesell-
schaft nicht dazu, dass die persdnliche Verantwortlichkeit der handelnden
Berufstrager entfallt. Berufspflichtverletzungen durch diese Personen,
die zugleich Berufspflichtverletzungen der Berufsgesellschaft darstel-
len, kénnen zuklinftig nebeneinander sanktioniert werden. Je nach dem
Schwerpunkt der Vorwerfbarkeit kann jedoch von der Verhdngung be-
rufsaufsichtsrechtlicher MalRnahmen gegen die Gesellschaft nach § 36
Abs. 3 Satz 2 abgesehen werden.

Zu Buchstabe d
Zu Absatz 5

Im Vergleich zum Regelungsgehalt des bisherigen Absatzes 3 werden
in Absatz 5 ausschlieB3lich Berufspflichten fur auswartige Dienstleis-
ter und auswartige Gesellschaften geregelt, die in das Auswartigenver-
zeichnis eingetragen sind und eine Berufsbezeichnung nach § 3 Abs. 1
oder 5 fuhren.

Wenn auch die grundsatzliche Anordnung des Bestimmungslandprin-
zips fiir die Berufsaustibung nach Artikel 4 Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/
EG ebenfalls fiir die Dienstleistungsfreiheit gilt, ergeben sich Einschran-
kungen der Anwendung der Vorschriften des Aufnahmemitgliedstaats:

Nach der Grundregel des Artikels 5 Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG
ist nicht nach Marktzugangs- und Marktverhaltensregeln zu differen-
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zieren, sondern es verbieten sich jegliche Beschrankungen der Dienst-
leistungsfreiheit - diese umfasst die Aufnahme und Ausilibung einer Ta-
tigkeit - aufgrund der Berufsqualifikation. Eine Einschrankung dieser
Grundregel ergibt sich aber aus Artikel 5 Abs. 3 der Richtlinie 2005/36/
EG, wonach auswartige Dienstleister den berufsstandischen, gesetzli-
chen oder verwaltungsrechtlichen Berufsregeln, die in unmittelbarem
Zusammenhang mit ihrer Berufsqualifikation stehen, sowie den Diszip-
linarbestimmungen unterliegen, die im Aufnahmemitgliedstaat fiir Per-
sonen gelten, die denselben Beruf wie sie ausliben.

Der Européische Gerichtshof hat in diesem Zusammenhang in seinem
Urteil vom 12. September 2013, Aktenzeichen C-475/11, Randnum-
mern 37 bis 39, ausgefuhrt, dass es sich dabei "[...], wie dem achten Er-
wagungsgrund der Richtlinie zu entnehmen ist, um Disziplinarvorschrif-
ten handelt, mit denen die Nichteinhaltung der Berufsregeln im Sinne
von Art. 5 Abs. 3 der Richtlinie 2005/36/EG geahndet wird. Als mdgli-
chen Inhalt dieser Regeln, die in unmittelbarem Zusammenhang mit den
Berufsqualifikationen stehen missen, nennt Art. 5 Abs. 3 der Richtlinie
2005/36 Regelungen fir die Definition des Berufs, flr das Fihren von
Titeln und fur schwerwiegende berufliche Fehler in unmittelbarem und
speziellem Zusammenhang mit dem Schutz und der Sicherheit der Ver-
braucher. [...] Aus dem Gegenstand, der Zielsetzung und der allgemei-
nen Systematik der Richtlinie 2005/36 ergibt sich, dass von ihrem Art. 5
Abs. 3 nur solche berufsstdndischen Regeln erfasst werden, die in un-
mittelbarem Zusammenhang mit der Ausiibung der arztlichen Heilkunst
selbst stehen und deren Nichtbeachtung den Schutz des Patienten be-
eintrachtigt."

Far berufsrechtliche Vorschriften, die nicht in unmittelbarem Zusam-
menhang mit der Berufsqualifikation stehen, ist Artikel 16 der Richtli-
nie 2006/123/EG zu beachten. Denn die in Artikel 17 Nr. 6 der Richtli-
nie 2006/123/EG enthaltene Ausnahme von der Geltung des Artikels 16
der Richtlinie 2006/123/EG, die den die Dienstleistungsfreiheit regelnden
Titel Il der Richtlinie 2005/36/EG betrifft, gilt nur insoweit, als es sich um
solche Angelegenheiten handelt, die dem Regelungsbereich des Titels ||
der Richtlinie 2005/36/EG unterfallen. Aus Artikel 3 Abs. 1 Buchst. d der
Richtlinie 2006/123/EG ergibt sich ein Vorrang der Richtlinie 2005/36/
EG nur, soweit diese anwendbar ist. Beschrankungen der Austibung der
Dienstleistungstatigkeit, die in Rechtsvorschriften festgelegt sind, sind
danach nur dann zulassig, wenn sie nach Artikel 16 Abs. 1 Unterabs. 3
Buchst. b der Richtlinie 2006/123/EG aus Grunden der 6ffentlichen Ord-
nung, der offentlichen Sicherheit, der 6ffentlichen Gesundheit oder des
Schutzes der Umwelt gerechtfertigt sind. Nach Artikel 16 der Richtlinie
2006/123/EG sind mithin keine Anforderungen an auswartige Dienst-
leister und Gesellschaften zur Aufrechterhaltung von Berufs- und Stan-
desregeln zum Zwecke des Schutzes der Verbraucher gerechtfertigt.

Aus dem Zusammenspiel der genannten Richtlinien folgt, dass Berufs-
pflichten fir auswartige Dienstleister, die eine Berufsbezeichnung nach
§ 3 Abs. 1 oder 5 flhren, in Umsetzung des Artikels 5 Abs. 3 der Richt-
linie 2005/36/EG nur dann gelten, wenn sie unmittelbar mit deren Be-
rufsqualifikation, mithin der ausgelbten beruflichen Tatigkeit, zusam-
menhangen und schwerwiegende berufliche Fehler in unmittelbarem
und speziellem Zusammenhang mit dem Schutz und der Sicherheit der
Verbraucher verhindern sollen.

Auf dieser Basis wird in Absatz 5 normiert, welche der in den Abséatzen 1

und 2 genannten Berufspflichten auch fir auswartige Dienstleister und
auswartige Gesellschaften gelten.
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Zu diesen Berufspflichten gehort nach der Nummer 1 zunachst die Ver-
pflichtung zur gewissenhaften Berufsausiibung nach Absatz 1 Satz 1.
Dieser Berufspflicht ist immanent, dass Auftragnehmer die Interessen
ihrer Auftraggeber bestmdglich und sorgfaltig im Sinne einer qualitativ
ordnungsgemalen, fachgerechten und plnktlichen Auftragserledigung
vertreten mussen. Dazu gehdrt auch die selbstverstandliche Beachtung
gesetzlicher Bestimmungen fir die Berufsausiibung und spezieller fach-
licher Regeln fir die jeweilige Tatigkeit. Die Verpflichtung zur gewissen-
haften Berufsausiibung, also zur sachkundigen Erbringung der Dienst-
leistung in Erflllung gesetzlicher oder vertraglicher Pflichten, ist eine
grundlegende und in unmittelbarem Zusammenhang mit der Berufsqua-
lifikation und der Austibung der Berufsaufgaben selbst stehende Berufs-
regel im Sinne des Artikels 5 Abs. 3 der Richtlinie 2005/36/EG, deren
Nichtbeachtung ein unmittelbares und besonderes Risiko flir Rechts-
glter wie Sicherheit und Gesundheit der Auftraggeberschaft darstellt.

Die Statuierung von Berufspflichten durch die Generalklausel des Ab-
satzes 1 Satz 1 widerspricht weder Artikel 103 Abs. 2 noch Artikel 12
Abs. 1 des Grundgesetzes.

Die Regelung des Absatzes 1 Satz 1 stellt nach dem Mal3stab des Ar-
tikels 103 Abs. 2 des Grundgesetzes eine ausreichende Grundlage fur
eine Sanktion dar. Das Verfassungsgebot der Gesetzesbestimmtheit will
gewabhrleisten, dass jedermann vorhersehen kann, welches Verhalten
verboten und mit Strafe bedroht ist.

Das Bundesverfassungsgericht hat dazu in seinem Beschluss vom
21. Juni 1977, Aktenzeichen 2 BvL 2/76, juris, Randnummer 19, fest-
gestellt:

"Es entspricht der herkdmmlichen Struktur allen Standesrechts, daf3 die
Berufspflichten der Standesangehérigen nicht in einzelnen Tatbestan-
den erschopfend umschrieben werden kénnen. Eine vollstéandige Auf-
zahlung samtlicher mit einem Beruf verbundener Pflichten ist namlich
nicht moglich. Deshalb werden die Berufspflichten im Aligemeinen le-
diglich in einer Generalklausel zusammengefal3t, die die Berufsange-
horigen zu gewissenhafter Berufsausiibung und zu achtungswirdigem
und vertrauenswirdigem Verhalten innerhalb und auRerhalb des Berufs
anhalt (BVerfGE 33, 125 (164)). Eine abschlieRende Umschreibung al-
ler denkbaren Berufspflichten ist auch nicht notwendig, weil es sich hier
um Normen handelt, die nur den Kreis der Berufsangehorigen betreffen,
sich aus der ihnen gestellten Aufgabe ergeben und daher fiir sie im All-
gemeinen leicht erkennbar sind. Diese seit jeher bestehenden Beson-
derheiten des Standesrechts hat der Grundgesetzgeber durch Art 103
Abs 2 GG nicht andern wollen."

Dem entspricht auch die Systematik des Absatzes 2, in welchem Berufs-
pflichten in Form von Regelbeispielen nicht abschliel3end aufgezahlt sind.

Das Berufsbild der Architekten, Innenarchitekten, Landschaftsarchitek-
ten, Stadtplaner, Ingenieure und Beratenden Ingenieure ist im Tharinger
Architekten- und Ingenieurkammergesetz selbst hinreichend festgelegt.
Aus diesem Berufsbild und den daraus zu entnehmenden Berufsauf-
gaben ergeben sich die Berufspflichten der Kammermitglieder. Hinzu
kommt, dass Absatz 1 Satz 1 nicht isoliert betrachtet werden kann. Die
im Kontext mit dieser Regelung stehende Berufsordnung der Kammer
konstituiert allerdings keine vdllig neuen Normen, die fir ihre Mitglieder
bis dahin géanzlich unbekannt waren. Vielmehr ist darin gerade auch in
Ausfillung der gesetzlichen Vorgaben niedergelegt worden, was der ge-

113



Drucksache 719640 Thiringer Landtag - 7. Wahlperiode

meinsamen Standesauffassung entspricht. Die Kammer konkretisiert da-
mit lediglich das, was sich in ihrem fir sie Uberschaubaren beruflichen
Bereich aufgrund ihrer Sachkunde als "selbstverstandliche" berufliche
Pflicht - zum Beispiel keine unlautere Werbung zu betreiben, sich kol-
legial zu verhalten - darstellt. Deshalb kann es flr ihre Mitglieder nicht
Uberraschend sein, wenn der Ehrenausschuss ein bestimmtes Verhalten
als Verstol’ gegen die Berufspflichten einstuft. Fir sie ist vorhersehbar,
was ihrem Pflichtenkodex widerspricht und mit Sanktionen bedroht ist.

Auch ein Verstol3 gegen Artikel 12 des Grundgesetzes, der jedenfalls
fur auswartige Dienstleister mit deutscher Staatsangehdrigkeit im Sinne
des Artikels 116 des Grundgesetzes gilt, liegt nicht vor. Zwar greift die
Regelung des Absatzes 1 Satz 1 in das Grundrecht der Berufsfreiheit
des Artikels 12 Abs. 1 des Grundgesetzes ein, sie ist aber Ausdruck der
Schranken des Artikels 12 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes.

Die Pflicht zur gewissenhaften Berufsaustbung betrifft lediglich die Art
und Weise der Berufsausubung. Sie ist bloRe Folge der Entscheidung
fr den Beruf.

Eingriffe in die Freiheit der Berufsaustibung bedrfen nach Artikel 12
Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes einer gesetzlichen Grundlage, die den
Anforderungen der Verfassung an grundrechtsbeschrankende Gesetze
genugt. Gesetzliche Grundlagen sind nur dann mit Artikel 12 Abs. 1 des
Grundgesetzes vereinbar, wenn sie durch vernunftige Grinde des Ge-
meinwohls gerechtfertigt sind und dem Grundsatz der VerhaltnismaRig-
keit entsprechen. Das gewahlte Mittel muss zur Erreichung des verfolg-
ten Zwecks geeignet und erforderlich und bei einer Gesamtabwagung
zwischen der Schwere des Eingriffs und dem Gewicht der ihn rechtfer-
tigenden Grunde die Grenze der Zumutbarkeit noch gewahrt sein. In-
haltlich deckungsgleiche Anforderungen gelten auch flir die Berufsregeln
und Disziplinarbestimmungen im Sinne des Artikels 5 Abs. 3 der Richt-
linie 2005/36/EG. Dies mag in seinem Wortlaut nur unzureichend zum
Ausdruck kommen, ergibt sich aber aus Erwagungsgrund 3 der Richt-
linie 2005/36/EG.

Die Einschrankung der Freiheit der Berufsausiibung durch die fiir aus-
wartige Dienstleister geltende Berufspflicht zur gewissenhaften Berufs-
auslibung ist durch verniinftige Erwagungen des Gemeinwohls gerecht-
fertigt. Diese Berufspflicht dient der Sicherung der Qualitat der Arbeit der
Berufsangehorigen und damit auch dem Schutz der Verbraucher. Sie
dient auch der Aufrechterhaltung des Ansehens des Berufsstandes in
der Offentlichkeit. Die Regelung des Absatzes 1 Satz 1 ist geeignet, weil
sie die genannten Zwecke im Kontext mit § 35, der die konkrete Ahn-
dung ihrer Verletzung im Einzelfall ermdglicht, férdern kann. Kammer-
mitglieder sollen durch die zentrale Verpflichtung zur Berufsausiibung
lege artis nebst Ahndungsmaglichkeit zur Erflllung dieser Berufspflicht
angehalten werden, fir die "Reinheit" des Berufsstands Sorge zu tra-
gen oder zu ihrer Wiederherstellung beizutragen. Fur das Merkmal der
Eignung einer gesetzlichen Regelung ist nicht entscheidend, ob der ge-
wulinschte Erfolg auch tatsachlich eintritt. Schon die abstrakte Moglich-
keit der Zweckerreichung begriindet die Geeignetheit des gesetzgeberi-
schen Mittels. Die Regelung des Absatzes 1 Satz 1 ist auch erforderlich,
weil die genannten Zwecke nicht durch ein anderes, gleich wirksames,
aber das Grundrecht der Berufsfreiheit nicht oder doch weniger fiihibar
einschrankendes Mittel erreicht werden kdnnen. Insbesondere genlgt,
soweit die Ziele der Qualitatssicherung und des Verbraucherschutzes
bezwecken, potentielle Auftraggeber vor Verletzungen von Leben, Ge-
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sundheit und Eigentum infolge fehlerhafter Planungen zu bewahren, mit
Blick auf den hohen Rang dieser geschiitzten Rechtgiiter ein Verweis
der Verbraucher auf etwaige Schadensersatzanspriiche nicht. Auch ist
nicht ersichtlich, inwiefern eine Verdrangung vom Markt und die grund-
satzliche Moglichkeit der Geltendmachung von Schadensersatzanspri-
chen selbstregulierend mit gleicher Wirkung zur Aufrechterhaltung des
Ansehens des jeweiligen Berufsstandes der Angehdrigen der Fachrich-
tungen Architektur, Innenarchitektur, Landschaftsarchitektur, Stadtpla-
nung und Ingenieurwesen beitragen konnten, wie die berufsrechtliche
Regulierung entsprechend zweckgerichteter Berufspflichten bei Ahn-
dung durch die zustandige Kammer.

Die durch die Berufspflicht zur gewissenhaften Berufsausibung bewirkte
Beschrankung der Berufsausibung ist auch verhaltnismafig im engeren
Sinne, da bei einer Gesamtabwagung zwischen der Schwere des Ein-
griffs und dem Gewicht der ihn rechtfertigenden Grinde die Grenze der
Zumutbarkeit gewahrt ist. Die Berufspflicht belastet weder Kammermit-
glieder noch auswartige Dienstleister unverhaltnismaRig, weil einerseits
hohe Rechtsguter, wie die Sicherung der Qualitat der Arbeit und des Be-
rufsstandes, Verbraucherinteressen und die Aufrechterhaltung des An-
sehens des Berufsstandes in der Offentlichkeit, geschiitzt werden, an-
dererseits die Regelung des Absatzes 1 Satz 1 die Berufsangehérigen
nur gering beeintrachtigt, weil sie gerade und nur die Gewissenhaftigkeit
fordert, die in einer Vielzahl beruflicher Werdegange sowieso bereits zum
selbstbestimmten Leitbild wirtschaftlich erfolgreicher Berufstatigkeit ge-
hdren durfte. So gesehen durften sich spirbarere - aber jedenfalls ver-
haltnismaRige - Beeintrachtigungen nur aus der Gesamtschau mit § 35
ergeben. Auf die dortigen Ausfiihrungen wird hingewiesen.

Nach der Nummer 2 soll auch die in Absatz 2 Nr. 1 geregelte Verpflich-
tung, bei der Berufsaustibung darauf zu achten, dass die natirlichen
Lebensgrundlagen nicht gefahrdet werden, fiir auswartige Dienstleis-
ter gelten. Zwar unterféllt diese Regelung nicht dem sachlichen An-
wendungsbereich des Artikels 5 Abs. 3 der Richtlinie 2005/36/EG, doch
ist sie als "Anforderung an die Ausubung einer Dienstleistungstatig-
keit" zulassig, weil sie aus Griinden des Schutzes der Umwelt im Sinne
des Artikels 16 Abs. 1 Unterabs. 3 Buchst. b und Abs. 3 der Richtlinie
2006/123/EG gerechtfertigt und verhaltnismafig ist. Nattrliche Lebens-
grundlagen sind der Boden, das Wasser, die Luft und das Klima und
mittelbar Flora und Fauna. Der Schutz der natlrlichen Lebensgrundla-
gen dient der Erhaltung der Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts und
der Nutzbarkeit der Naturguter. Die ausdrickliche Nennung der naturli-
chen Lebensgrundlagen in Absatz 2 Nr. 1 tragt dem Bewusstsein fir die
Schutzbedurftigkeit der Umwelt Rechnung. Sie dient auch der Umset-
zung der Staatsziele Umweltschutz und Naturschutz im Sinne des Ar-
tikels 20a des Grundgesetzes und des Artikels 31 der Verfassung des
Freistaats Thiringen. Die Regelung dieser Verpflichtung ist geeignet, die
genannten Zwecke zu erreichen, weil mit ihrer Hilfe der erwiinschte Er-
folg geférdert werden kann. Sie ist auch erforderlich, da andere, gleich
wirksame, aber das Grundrecht der Berufsfreiheit nicht oder doch weni-
ger fuhlbar einschrankende Mittel, nicht ersichtlich sind. Die durch diese
Verpflichtung bewirkte geringfiigige Beschrankung der Berufsausibung
ist dem Betroffenen insbesondere mit Blick darauf zumutbar, dass einer-
seits die umweltgerechte Planung zu den aktuell an Bedeutung gewin-
nenden Berufsaufgaben zahlen dirfte und andererseits dem Umwelt-
schutz als Staatsziel hohe Bedeutung eingerdumt wird.
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Nach der Nummer 3 soll die Regelung nach Absatz 2 Nr. 7 Uber zulas-
sige Werbung auch flr auswartige Dienstleister gelten. Diese Rege-
lung unterfallt zwar nicht dem sachlichen Anwendungsbereich des Arti-
kels 5 Abs. 3 der Richtlinie 2005/36/EG, aber demjenigen der Richtlinie
2006/123/EG, wie sich aus deren Erwagungsgrund 31 ergibt. Artikel 24
Abs. 2 der Richtlinie 2006/123/EG ist eine die kommerzielle Kommunika-
tion betreffende Spezialregelung, deren Voraussetzungen Absatz 2 Nr. 7
genigt. Die Regelung in Absatz 2 Nr. 7 entspricht zudem den verfas-
sungsrechtlichen Anforderungen. In die nach Artikel 12 des Grundgeset-
zes geschutzte Berufsfreiheit fallt auch die berufliche Aufzendarstellung
einschlieBlich der Werbung, weil auch freiberuflich Tatige darauf ange-
wiesen sind, potentielle Kundschaft Giber ihr Dienstleistungsangebot zu
informieren und sich mit Informationen an die Offentlichkeit zu wenden.
Werbung flr die berufliche Tatigkeit ist daher im Grundsatz nicht verbo-
ten, sondern erlaubt. Absatz 2 Nr. 7, in dem lediglich ein Unterlassen be-
rufswidriger Werbung verlangt wird, ist eine Berufsausiibungsregelung
im Sinne des Artikels 12 Abs. 1 Satz 2 des Grundgesetzes, die nur die
Art und Weise der Berufsauslibung als blofie Folge der Entscheidung
fur den Beruf betrifft. Als solche ist sie zulassig, wenn sie durch hinrei-
chende Griinde des Gemeinwohls gerechtfertigt ist und dem Grundsatz
der VerhaltnismaRigkeit gentgt. Dies ist der Fall, wenn mit der Rege-
lung in Absatz 2 Nr. 7 ein zulassiges gesetzgeberisches Ziel mit geeig-
neten und erforderlichen Mitteln auf angemessene Weise verfolgt wird.
Die Regelung in Absatz 2 Nr. 7 dient den Gemeinwohlinteressen der Ori-
entierung der Verbraucher durch sachangemessene Informationen im
Wettbewerb und dadurch auch der Aufrechterhaltung des Ansehens des
Berufsstandes im Hinblick auf die Seriositat seiner beruflichen Leistun-
gen in der Offentlichkeit, mithin der Lauterkeit des Geschéaftsverkehrs.
Das Verbot berufswidriger Werbung ist geeignet, die genannten Zwecke
zu erreichen, weil mit seiner Hilfe der erwilinschte Erfolg geférdert wer-
den kann. Es ist auch erforderlich, da andere, gleich wirksame, aber das
Grundrecht der Berufsfreiheit nicht oder weniger einschrankende Mittel
nicht ersichtlich sind. Die durch die Regelung in Absatz 2 Nr. 7 bewirkte
Beschrankung der Berufsauslibung ist auch verhaltnismafRig im enge-
ren Sinne, da bei einer Gesamtabwagung zwischen der Schwere des
Eingriffs und dem Gewicht der ihn rechtfertigenden Griinde die Grenze
der Zumutbarkeit gewahrt ist. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass nach
Absatz 2 Nr. 7 jede sachliche Information (ber die berufliche Tatigkeit
und die Person erlaubt ist. Der Erlaubnistatbestand wird durch die Be-
rufsordnung der Kammer jeweils ausgefillt. Daraus ergibt sich, dass
Werbung nicht schlechthin, sondern nur die berufswidrige Werbung ver-
boten ist. Nicht die Regelung in Absatz 2 Nr. 7, sondern allenfalls ihre
Anwendung im Einzelfall kbnnte zu einer unzumutbaren Belastung fiir
den Betroffenen fiihren, wie das Bundesverfassungsgericht in seinem
Beschluss vom 19. November 1985, Aktenzeichen 1 BvR 934/82, juris,
Randnummern 31 bis 38, festgestellt hat.

Die Auskunftspflicht nach Absatz 2 Nr. 11 soll fir auswartige Dienstleister
nur eine eingeschrankte Berufspflicht sein, ndmlich nur fir Beschwerde-
und Kammeraufsichtsangelegenheiten gelten, und zwar aufgrund ihres
Sachzusammenhangs zu den §§ 14 und 35, der ahndende Disziplinar-
vorschriften im Sinne der oben genannten Entscheidung des Europai-
schen Gerichtshofs vom 12. September 2013, Aktenzeichen C-475/11,
beinhaltet. Es ist nicht auszuschlieRen, dass der Beschwerdegrund in
einem Verhalten liegt, das auch kammeraufsichtlich relevant ist.

Die Fortbildungspflicht nach Absatz 2 Nr. 4 soll fur auswartige Dienst-
leister nicht gelten, weil sie sich nicht mit dem Charakter der voriberge-
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henden und gelegentlichen Tatigkeit in Thiringen, die sich gegebenen-
falls nur auf einen einzigen Fall erstreckt, vereinbaren lasst.

Die verbleibenden Regelungen des Absatzes 1 Satz 2 und des Absat-
zes 2 Nr. 2, 3, 5, 6 und 8 bis 10 finden auf auswartige Dienstleister und
auswartige Gesellschaften keine Anwendung, weil diese einerseits nicht
in den sachlichen Anwendungsbereich des Artikels 5 Abs. 3 der Richt-
linie 2005/36/EG fallen. Die Berufspflichten nach Absatz 2 Nr. 2 und 3
sichern zwar die Interessen der Auftraggeberschaft ab, ihre Verletzung
steht aber nicht mit beruflichen Fehlern bei Wahrnehmung der eigentli-
chen Berufsaufgaben oder einer unzureichenden Berufsqualifikation in
unmittelbarem Zusammenhang. Insbesondere stellen die Begriffe "Ei-
genverantwortlichkeit und Unabhangigkeit" in Absatz 2 Nr. 3 keine Be-
rufsqualifikationsmerkmale dar. Bei den weiteren in Absatz 2 Nr. 5 bis 9
normierten Berufspflichten handelt es sich um kollegiale Verhaltenspflich-
ten, sogenannte Kollegialitatspflichten, die weder in unmittelbarem und
speziellem Zusammenhang mit dem Schutz und der Sicherheit der Ver-
braucher stehen noch deren Verletzung unmittelbar auf berufliche Fehler
bei Wahrnehmung der eigentlichen Berufsaufgaben oder eine unzurei-
chende Berufsqualifikation zurtickzufuhren ist. Die Beitragspflicht nach
Absatz 2 Nr. 10 gilt mit Blick auf § 13 Abs. 4 Satz 2 und 3, mit dem Arti-
kel 6 Unterabs. 1 Buchst. a der Richtlinie 2005/36/EG umgesetzt wird,
nicht. Andererseits geniigen die Regelungen in Absatz 1 Satz 2 und
Absatz 2 Nr. 2, 3, 5, 6 und 8 bis 10 nicht den Anforderungen des Arti-
kels 16 Abs. 1 Unterabs. 3 Buchst. b der Richtlinie 2006/123/EG, da die
dort enumerativ aufgezahlten Rechtfertigungsgrinde in diesen Fallen je-
weils nicht einschlagig sind. Auswartige Dienstleister unterliegen inso-
weit ausschlieBlich dem Recht des Herkunftsstaats. In diesem Zusam-
menhang wird auf Artikel 30 der Richtlinie 2006/123/EG hingewiesen.

Zu Absatz 6

In Absatz 6 wird der Regelungsinhalt des bisherigen Absatzes 4 Uiber-
nommen und die Verweisung angepasst.

Zu Absatz 7

Absatz 7 entspricht der Regelung des bisherigen Absatzes 2 Satz 2.
Zu Nummer 22 (Neufassung der §§ 33 bis 35)

Zu § 33

Zu Absatz 1

Absatz 1 enthalt aus Griinden der Ubersichtlichkeit und der besseren
Verstandlichkeit nunmehr ausschlieflich Regelungen Uber die Berufs-
haftpflichtversicherung selbststandiger Kammermitglieder. Regelungen
zur Berufshaftpflichtversicherung von Gesellschaften werden aus dem
bisherigen Absatz 1 in die Absatze 2 bis 4 verlagert.

In Satz 1 wird auf die Wahrnehmung freiberuflicher Berufsaufgaben
nach § 1 abgestellt, um den sachlichen Anknupfungspunkt der Berufs-
haftpflichtversicherung zu verdeutlichen. In Satz 2 wird die gegentber
der bisherigen Rechtslage fur Sach- und Vermdgensschaden unveran-
derte Mindestversicherungssumme je Versicherungsfall nunmehr aus-
driicklich mit 250.000 Euro beziffert, sodass es eines parallelen Hinzu-
ziehens des § 114 Abs. 1 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG)
vom 23. November 2007 (BGBI. | S. 2631) in der jeweils geltenden Fas-
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sung nicht mehr bedarf; vergleiche Begriindung zur Novellierung des
Tharinger Architekten- und Ingenieurkammergesetzes im Jahre 2016 in
der Drucksache des Thiringer Landtags 6/2276, S. 142. Auf die im Lan-
dervergleich einzigartige Differenzierung zwischen der Mindestversiche-
rungssumme in Héhe von 1,5 Millionen Euro flir Personenschaden bei
im Bauwesen tatigen selbststandigen Kammermitgliedern nach dem bis-
herigen Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 und einer Mindestversicherungssumme in
Hohe von 250.000 Euro bei nicht im Bauwesen tatigen selbststandigen
Kammermitgliedern nach dem bisherigen Absatz 1 in Verbindung mit
§ 114 Abs. 1 VVG wird verzichtet. Die Mindestversicherungssumme fir
Personenschaden soll zukiinftig einheitlich 1,5 Millionen Euro betragen.
Dadurch wird die unterschiedliche Behandlung von Personenschaden im
Bauwesen gegeniiber solchen aulRerhalb des Bauwesens korrigiert, der
Verbraucherschutz gestarkt und eine Angleichung an die Rechtslage al-
ler anderen Lander erreicht. In Satz 3 wird bestimmt, dass die Mindest-
deckung fir alle in einem Versicherungsjahr verursachten Schaden - die
sogenannte Jahreshochstleistung - mindestens zweifach maximiert sein
muss. Die sich bisher aus Absatz 1 in Zusammenhang mit § 114 Abs. 1
VVG ergebende hohere vierfache Maximierung bei nicht im Bauwesen
tatigen Kammermitgliedern fiir den dortigen Schwerpunkt der Sach- und
Vermogensschaden gegeniber der bisher in Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 und
Satz 2 fiirim Bauwesen tatige Kammermitglieder geregelten zweifachen
Maximierung ist nicht mehr nachvollziehbar und wird daher unter Koha-
renzgesichtspunkten aufgegeben.

Zu Absatz 2

Absatz 2 enthalt aus Griinden der Ubersichtlichkeit und der besseren
Verstandlichkeit nunmehr ausschlieBlich Regelungen Uber die Berufs-
haftpflichtversicherung von Gesellschaften. Regelungen zur Berufshaft-
pflichtversicherung selbststdndiger Kammermitglieder werden aus dem
bisherigen Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 nach Absatz 1 verschoben.

Nach Satz 1 besteht eine Versicherungspflicht grundsatzlich fiir alle Be-
rufsgesellschaften. Ausgenommen davon sind - wie bisher - Berufsge-
sellschaften, bei denen die akzessorische Haftung der natirlichen Per-
sonen fur Verbindlichkeiten der Gesellschaft nicht beschrankt ist. Diese
Differenzierung ist durch die unterschiedliche Haftung bei beruflichem
Fehlverhalten gerechtfertigt. Einer Gesellschaft mit beschrankter Haf-
tung und einer Aktiengesellschaft fehlt die persdnliche Haftung, die bei
einer Gesellschaft burgerlichen Rechts, einer offenen Handelsgesell-
schaft, der klassischen Grundform einer Partnerschaftsgesellschaft nach
§ 1 Abs. 1 PartGG mit der Haftungskonzentration auf den handelnden
Partner und der selbststandigen Betatigung einer einzelnen natirlichen
Person besteht. In einer Kommanditgesellschaft ist nach § 171 Abs. 1
Halbsatz 2 des Handelsgesetzbuchs zumindest ein Haftungsausschluss
moglich, soweit die Haftungssumme durch die jeweiligen Kommandi-
tisten geleistet worden ist. Daher ist die Versicherungspflicht auch auf
die Kommanditgesellschaft zu erstrecken. Die gravierenden Haftungs-
unterschiede lassen sich nicht mit dem Einwand entkraften, personlich
Haftende besaRen gegebenenfalls nur geringes Privatvermdgen. Per-
sonliche Haftung bedeutet mehr. Das Bewusstsein, personlich zu haf-
ten, fihrt nach allgemeiner Lebenserfahrung zu einer veranderten Risi-
koabschatzung und einem verandertem geschaftlichen Verhalten, was
im Regelfall der Mandantschaft zugutekommt. Wer sich als Person nicht
hinter die Rechtsform zurtickziehen kann, setzt seine berufliche Repu-
tation und seine wirtschaftliche Zukunft aufs Spiel, stellte das Bundes-
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verfassungsgericht in seinem Nichtannahmebeschluss vom 22. Februar
2001, Aktenzeichen 1 BvR 337/00, juris, Randnummer 12, fest.

Ungeachtet dessen wirde die Einfihrung einer "eigenen" Versiche-
rungspflicht fiir rechtsfahige Gesellschaften birgerlichen Rechts, offe-
ne Handelsgesellschaften und Partnerschaftsgesellschaften nach § 1
Abs. 1 PartGG zu einem erheblichen Umstellungsaufwand fur diese Be-
rufsgesellschaften und die Versicherungswirtschaft mit entsprechenden
zusétzlichen Kosten fuhren.

Bei der Partnerschaftsgesellschaft mit beschrankter Berufshaftung han-
delt es sich nicht um eine eigenstandige Rechtsform, sondern um eine
Unterform der Partnerschaftsgesellschaft, bei der die akzessorische
Haftung der Partner fur Verbindlichkeiten der Gesellschaft aufgrund
von Schaden wegen fehlerhafter Berufsaustibung ausgeschlossen ist.
Mit Blick auf diese "Sonderstellung" werden Regelungen fur die Part-
nerschaftsgesellschaft mit beschrankter Berufshaftung in Absatz 3 ge-
sondert verortet, um die erforderliche konsequente systematische Tren-
nung von Partnerschaftsgesellschaft und Partnerschaftsgesellschaft mit
beschrankter Berufshaftung zu verdeutlichen.

Satz 2 enthalt die Regelung zu den Mindestversicherungssummen fir
Personen- sowie Sach- und Vermdgensschaden. Auf die im Landerver-
gleich einzigartige Differenzierung zwischen der Mindestversicherungs-
summe je Versicherungsfall in Héhe von 1,5 Millionen Euro fiir Personen-
schaden bei im Bauwesen tatigen Gesellschaften nach dem bisherigen
Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 und einer Mindestversicherungssumme in Héhe
von 250.000 Euro bei nicht im Bauwesen tatigen Gesellschaften nach
dem bisherigen Absatz 1 in Zusammenhang mit § 114 Abs. 1 VVG wird
verzichtet. Die Mindestversicherungssumme flr Personenschaden soll
zukunftig einheitlich 1,5 Millionen Euro betragen. Dadurch wird die un-
terschiedliche Behandlung von Personenschaden im Bauwesen gegen-
Uber solchen aufierhalb des Bauwesens korrigiert, der Verbraucher-
schutz gestarkt und eine Angleichung an die Rechtslage aller anderen
Lander erreicht.

In Satz 3 ist die Hohe der mindestens abzusichernden Jahreshdchst-
leistung des Versicherers geregelt. An der bisherigen "festen" Dreifach-
maximierung wird festgehalten.

Absatz 2 enthalt - wie auch Absatz 1 - Berufsauslbungsregelungen im
Sinne des Artikels 12 des Grundgesetzes, die durch hinreichende Grin-
de des Allgemeinwohls gerechtfertigt sind. Sie dienen dem Schutz des
Publikums gegen schadensverursachendes Handeln rechtsfahiger Be-
rufsgesellschaften. Es ist nicht ersichtlich und feststellbar, dass diese
verfolgten Ziele mit einem die Belange potentieller Auftraggeber weniger
beeintrachtigenden, aber gleich effektiven Mittel erreicht werden kénnen.
In die Berufsaustbungsfreiheit wiirde zwar unter Umstanden weniger
einschneidend eingegriffen, wenn die Mindestversicherungssummen in
geringerer Hohe festgesetzt wirden. Der Schutz potentieller Auftragge-
ber bei Aufrechterhaltung einer nachvollziehbaren gesetzlichen Syste-
matik im Rahmen der Regelungen tUber Berufshaftpflichtversicherungen
nach dem Thuringer Architekten- und Ingenieurkammergesetz ware da-
mit aber nicht mit gleicher Wirksamkeit zu gewahrleisten. Der Landes-
gesetzgeber hat sich bereits im Rahmen der Novellierung des Thirin-
ger Architekten- und Ingenieurkammergesetzes im Jahr 2016 hinsichtlich
der Kapitalgesellschaften fur eine feste Dreifach-Maximierungs-Rege-
lung entschieden. Vor diesem Hintergrund istim Rahmen des dem Lan-
desgesetzgeber nunmehr erneut zuzubilligenden Einschatzungs- und
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Prognosevorrangs zunachst von Bedeutung, dass sich weder aus Sicht
der Architektenkammer Thiringen und der Ingenieurkammer Thurin-
gen noch der Aufsichtsbehdrde im Verwaltungsvollzug oder sonst seit-
her - etwa aufgrund einschlagiger Beschwerden des Berufsstands oder
von Auftraggebern oder Versicherungsunternehmen - Anhaltspunkte
daflir ergeben haben, die Regelung in Absatz 2 Satz 3 grundsatzlich in
Frage zu stellen. Im Hinblick auf die flr freiberuflich tatige Berufsange-
horige neu zugelassene Rechtsform der Kommanditgesellschaft nach
§ 19 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs, der GmbH & Co. KG, fehlt es al-
lerdings Uberhaupt noch an Erfahrungen. Insoweit muss noch beobach-
tet werden, wie sich die pauschalen Maximierungsregelungen auf die
Entwicklung des Marktes auswirken werden. Jedenfalls kann die An-
kniipfung an eine feste Dreifach-Maximierungs-Regelung eine gewis-
se Plausibilitdt und den Vorteil verwaltungstechnischer Einfachheit und
Uberprifbarkeit firr sich in Anspruch nehmen. So werden Risiken aus-
geschaltet, die bei "dynamischer" Maximierung unter Ankniipfung an
die Zahl der Partner im Kontext mit Absatz 3 oder die Zahl der Gesell-
schafter und Geschéftsfiinrer bestehen. Ubersehen etwa die Partner
bei der Aufnahme eines weiteren Partners, dass die Maximierung an-
zuheben ist, riskieren sie die Haftungsprivilegierung der Partnerschaft
mit beschrankter Berufshaftung, weil dann keine den gesetzlichen An-
forderungen entsprechende Versicherung mehr besteht. Auch die Gbri-
gen Berufsgesellschaften laufen Gefahr die Versicherungspflichten zu
verletzen, wenn Sie bei Erhohung der Gesellschafter- oder Geschafts-
fuhrerzahl versaumen, den Versicherungsschutz entsprechend anzupas-
sen. Letztlich fihrt der sich bei Veranderungen der Gesellschaftsstruktur
ergebende stetige Anpassungsbedarf zu erheblichem administrativem
Aufwand mit entsprechenden zusatzlichen Kosten sowohl bei den Ver-
sicherten als auch den Haftpflichtversicherern.

Der Schutz des Publikums gegen schadensverursachendes Handeln
rechtsfahiger Berufsgesellschaften wéare auch nicht anndhernd dadurch
zu erreichen, dass fUr schadensgeneigte Falle in jedem Einzelfall eine
Versicherung abgeschlossen werden misste. Es wirde potentielle Auf-
traggeber mit dem Prognoserisiko hinsichtlich der mdglichen Schadens-
héhe und der Verantwortung, einen derartigen Versicherungsabschluss
von der Berufsgesellschaft einzufordern, belasten. Sie missten sich bei
Auftragserteilung vergewissern, in welchem Umfang Auftragnehmer ihr
Haftungsrisiko versichert haben, und schon bei der Anbahnung des Ver-
tragsverhaltnisses die mdglichen Schadensfalle zur Sprache bringen.
Solche Anforderungen werden den Gegebenheiten zu Beginn eines
Vertragsverhaltnisses, dessen Gegenstand auch die Beratung in kriti-
schen Situationen ist, nicht gerecht. Die Gesamtabwagung zwischen der
Schwere des Eingriffs und dem Gewicht der ihn rechtfertigenden Grin-
de ergibt, dass die Grenze der Zumutbarkeit gewahrt ist, also die be-
troffenen Berufsangehdérigen und Berufsgesellschaften nicht tbermanig
belastet sind. Anhaltspunkte dafir, dass die mit den Versicherungssum-
men verbundenen Pramien die Grindung von Gesellschaften verhin-
dern oder die Existenz gegriindeter Unternehmen - trotz des bereits fi-
nanziell zu ihren Gunsten wirkenden Verzichts des Gesetzgebers auf
eine Kammermitgliedschaft nach § 9 Abs. 1 Satz 4 und damit auf die mit
ihr verbundene Beitragspflicht fir Gesellschaften - gefahrden kénnten,
sind - wie oben dargelegt - nicht ersichtlich oder sonst vorgetragen und
nachgewiesen. Im Ubrigen kommt der vom Gesetzgeber angeordne-
te Sicherheitsstandard auch den Berufsangehdrigen selbst zugute. Auf
diese Weise kann sich trotz der mit den Gesellschaftsformen der Ge-
sellschaft mit beschrankter Haftung und der GmbH & Co. KG einherge-
henden Haftungsbegrenzung Vertrauen in diese Rechtsformen bilden.
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Zu Absatz 3

Absatz 3, der eine Annexregelung zu § 8 Abs. 4 PartGG ist, wird durch
die Verweisung auf Absatz 2 gestrafft. Auf die Begriindung zu Absatz 2
wird hingewiesen.

Voraussetzung daflr, dass fur Verbindlichkeiten der Partnerschaftsge-
sellschaft nur die Gesellschaft haftet, ist, dass sie eine zu diesem Zweck
durch Gesetz - hier Absatz 3 - vorgegebene Berufshaftpflichtversicherung
unterhalt, das heil3t, dass diese Versicherung abgeschlossen worden ist
und im Moment der schadigenden Handlung - sogenanntes VerstoRprin-
zip - Versicherungsschutz besteht. In der rechtswissenschaftlichen Li-
teratur wird daher auch von einer "freiwilligen Pflichtversicherung" ge-
sprochen; fiir diese gelten nach § 8 Abs. 4 Satz 2 PartGG § 113 Abs. 3
und die §§ 114 bis 124 VVG lediglich entsprechend. Der Versicherungs-
schutz kompensiert die persdnliche Enthaftung der Partner und leistet
fur inre Berufsversehen die klassische Abwehr- und Freistellungsfunk-
tion der Berufshaftpflichtversicherung.

Die Partnerschaftsgesellschaft mit beschrankter Berufshaftung ist dem
Haftungsprivileg fur Gesellschafter einer Gesellschaft mit beschrankter
Haftung nach § 13 Abs. 2 GmbHG angenéahert. Das Haftungsregime
der Partnerschaftsgesellschaft mit beschrankter Berufshaftung ist zwar
nicht identisch mit dem einer Kapitalgesellschaft, weil die akzessorische
Haftung der Partner flr Verbindlichkeiten der Gesellschaft nicht voll-
ends ausgeschlossen ist, dennoch gibt ihre kapitalgesellschaftsahnli-
che Haftungsstruktur Anlass, von der bisher gleichwohl differenzierten
Behandlung beider Gesellschaftsformen - fur die Partnerschaftsgesell-
schaft mit beschrankter Berufshaftung die Jahreshoéchstleistung des
Versicherungsunternehmens durch Multiplikation der Mindestversiche-
rungssumme mit der Zahl der Partner zu ermitteln, bei Kapitalgesellschaf-
ten aber auf eine starre Maximierung, namlich den dreifachen Betrag
der jeweiligen Mindestversicherungssumme abzustellen - abzurticken.
Dies erfolgt durch die Verweisung auf Absatz 2, mit der in Satz 3 eine
feste Maximierungsregelung eingefuhrt wird. Diese konsistente Vorge-
hensweise entspricht den Regelungen der Architekten- und Ingenieur-
gesetze der Uberwiegenden Zahl der Lander. Sie bericksichtigt einer-
seits, dass nach einer aktuellen Datenerhebung des Gesamtverbands
der Deutschen Versicherungswirtschaft e. V. zur Haftpflicht von Archi-
tektur- und Ingenieurbiiros zum Stand 31. Dezember 2021 eine Maxi-
mierung der Deckungssummen mit ihrer Anknipfung an die Anzahl der
Partner zu einer unangemessenen finanziellen Belastung der Berufs-
gesellschaften fihren wiirde, andererseits die Zahl der Versicherungs-
falle mit Sach- und Vermogensschaden tber 300.000 Euro bei lediglich
0,8 Prozent liege, wahrend Personenschaden tber 1,5 Millionen Euro
bislang noch tberhaupt nicht eingetreten seien.

Wenn einzelne Partner neben ihrer Tatigkeit in der Partnerschaftsge-
sellschaft Auftrage im eigenen Namen annehmen, fallen hieraus resul-
tierende Verbindlichkeiten nicht unter die Haftungsbeschrankungsrege-
lung des Absatzes 3, da die Versicherung der Partnerschaftsgesellschaft
mit beschrankter Berufshaftung nur fir den Fall greift, dass die Partner-
schaftsgesellschaft selbst Vertragspartner ist. Vor diesem Hintergrund
wird in Satz 1 formuliert: "Partnerschaftsgesellschaften haften fir ihre
Verbindlichkeiten [...]". Ebenso wenig erfasst die Regelung deliktische
Anspriche, die sich gegen die handelnden Partner unmittelbar richten.
Die Regelung des Absatzes 3 betrifft auch nur Verbindlichkeiten der
Partnerschaftsgesellschaft aus Schaden wegen fehlerhafter Berufsaus-
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Ubung. Nicht erfasst von der Haftungsbeschrankung werden also alle
anderen Verbindlichkeiten der Partnerschaftsgesellschaft, insbesondere
aus Miet-, Darlehens- oder Arbeitsvertragen. Die Beschrankung nur auf
die Verbindlichkeiten aus Berufshaftung erklart sich aus der gesetzlichen
Kompensation dieser Haftungsbeschrankung durch eine Haftpflichtver-
sicherung. Die Haftung fir Verbindlichkeiten aus Miet-, Leasing-, Dar-
lehens-, Arbeits-, Versicherungs- und anderen schuldrechtlichen Vertra-
gen lasst sich nicht sinnvoll durch eine Haftpflichtversicherung abdecken,
vergleiche Drucksache 17/10487 des Deutschen Bundestags, S. 14.
Fur die vorgenannten Verbindlichkeiten bleibt es bei der gesamtschuld-
nerischen Haftung samtlicher Partner nach § 8 Abs. 1 Satz 1 PartGG.

Zu Absatz 4

Die Regelungen in Absatz 4 stehen im Kontext mit § 8 Abs. 3 PartGG,
dessen Regelungsinhalt sich auf die Aufstellung eines Regelungsmodells
fur zu erlassende berufsrechtliche Haftungsbeschrankungsnormen redu-
zZiert, verbunden mit der Einschrankung, dass solche im Rang unterhalb
des formellen Gesetzes und ohne Abschluss einer Berufshaftpflichtver-
sicherung nicht als Rechtsgrund fiir die Wirksamkeit einer vertraglichen
Beschrankung der héhenmaRigen Haftung einer Partnerschaftsgesell-
schaft anerkannt werden.

Im Verhaltnis zu § 8 Abs. 1 und 2 PartGG wirken sich die Regelungen
in Absatz 4 jeweils als Beschrankung der Haftung aus. Da die Partner-
schaftsgesellschaft als selbststandiges Rechtssubjekt originar mit ihrem
Gesellschaftsvermdgen fiir die Verbindlichkeiten der Partnerschaftsge-
sellschaft haftet, die aus einem mit ihr zustande gekommenen Vertrag
erwachsen sind, erstreckt sich die in einem Vertragsverhaltnis mit der
Partnerschaftsgesellschaft vereinbarte Haftungsbeschrankungsverein-
barung zunachst auf die Haftungsverpflichtung der Partnerschaftsgesell-
schaft, das heillt, die Haftung der Partnerschaftsgesellschaft mit ihnrem
Gesellschaftsvermégen ist entsprechend beschrankt. Diese Beschran-
kung erfasst aber auch die gesamtschuldnerische personliche Haftung
der einzelnen Partner, da sich diese akzessorisch nach dem Bestand
der Schuld der Gesellschaft richtet. Im Ergebnis betrifft die Beschran-
kungsmdglichkeit nach Absatz 4 den summenmaRigen Haftungsumfang,
wahrend sich die Regelung nach § 8 Abs. 2 PartGG auf die personelle
Reichweite der Haftung bezieht. Damit dienen beide Regelungen dem
mit § 8 PartGG verfolgten Ziel, das Haftungsrisiko der Partner aus Be-
arbeitungsfehlern in Uberschaubaren Grenzen zu halten.

Ahnliches gilt fir das Verhaltnis von Absatz 4 zu Absatz 3. Zwar wird die
Haftung fir Anspriiche aus fehlerhafter Berufsaustibung bei der Part-
nerschaftsgesellschaft mit beschrankter Berufshaftung schon kraft Ge-
sellschaftsrechts auf das Gesellschaftsvermdgen unter der Vorausset-
zung beschrankt, dass die Partnerschaftsgesellschaft die in Absatz 3
genannte Voraussetzung erfillt, namlich das Unterhalten einer spezi-
fischen Berufshaftpflichtversicherung im Sinne des § 8 Abs. 4 Satz 1
PartGG, in dem es ausdriicklich heif3t "zu diesem Zweck". Auf eine ver-
tragliche Haftungsbeschrankung kommt es folglich in Bezug auf die Haf-
tung der Partner nicht an. Fir die Haftung der Partnerschaftsgesellschaft
mit beschrankter Berufshaftung kommt aber weiterhin eine betragsma-
Rige Haftungsbeschrankung nach Mafigabe des Absatzes 4 in Betracht.

Satz 1 enthalt den Regelungsgehalt des bisherigen § 10 Abs. 2 Satz 1
mit sprachlichen Vereinfachungen.
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Fir die klassische Grundform einer Partnerschaftsgesellschaft nach § 1
Abs. 1 Satz 1 PartGG mit der Haftungskonzentration auf die handeln-
den Partner nach § 8 Abs. 1 und 2 PartGG besteht keine Versicherungs-
pflicht nach Absatz 2; versicherungspflichtig sind nach Absatz 1 nur die
Berufstrager selbst. Die Angabe "entsprechend Absatz 1" in Satz 2 be-
ruht demnach darauf, dass es fir die Partnerschaftsgesellschaft nach
§ 1 Abs. 1 Satz 1 PartGG keine Mindestversicherungssummen gibt. Vor
diesem Hintergrund werden flir die summenmafige Haftungsbeschran-
kung der Partnerschaftsgesellschaft die Mindestversicherungssummen
des Absatzes 2 Satz 2 als Untergrenzen zugrunde gelegt. Die Haftung
darf nicht auf einen niedrigeren Betrag beschrankt werden.

Die Versicherungspflicht der Partnerschaftsgesellschaft mit beschrank-
ter Berufshaftung ergibt sich nach Absatz 3 und besteht neben der Ver-
sicherungspflicht nach Absatz 4, da "Haftungsgeschenke" fiir die Gesell-
schafter einer Partnerschaftsgesellschaft mit beschrankter Berufshaftung
nicht mit den Normzwecken des § 33 in Einklang stiinden. Abschluss
und Unterhaltung einer Berufshaftpflichtversicherung dienen nicht nur
dem Schutz der potentiellen Auftraggeber, sondern auch dem der Auf-
tragnehmer selbst und liegen nicht zuletzt im berufspolitischen Interes-
se, fordern sie doch in erheblichem Mal3e das Vertrauen in die Berufsan-
gehdrigen und das Ansehen des Berufsstands. Fir die summenmaRige
Haftungsbeschrankung der Partnerschaftsgesellschaft mit beschrankter
Berufshaftung werden in Satz 2 die Mindestversicherungssummen des
Absatzes 2 Satz 2 als Untergrenzen zugrunde gelegt. Die Haftung darf
nicht auf einen niedrigeren Betrag beschrankt werden.

Im Unterschied zur Haftungsbeschrankung durch vorformulierte Vertrags-
bedingungen im Sinne des Satzes 1 Nr. 2 setzt die Haftungsbeschran-
kung durch Individualvereinbarung nach Satz 1 Nr. 1 nicht voraus, dass
Versicherungsschutz in Héhe der Mindestversicherungssumme besteht.
Hat die Partnerschaftsgesellschaft durch eine Mehrzahl von Schadens-
fallen die Jahreshdchstleistung bereits ausgeschdpft oder ist das Ver-
sicherungsunternehmen aus anderen Griinden gegeniber der Part-
nerschaftsgesellschaft und nach § 117 VVG auch den Geschadigten
gegeniber leistungsfrei, berthrt dies die Wirksamkeit der Haftungsbe-
schrankung durch Individualvereinbarung nicht.

Nach Satz 3, in den der Regelungsgehalt des bisherigen § 10 Abs. 2
Satz 2 tbernommen wird, kann die Mitteilung der Haftungsbeschran-
kung zur Eintragung in das Gesellschaftsverzeichnis zukinftig "schrift-
lich oder elektronisch" erfolgen. Auf die Begriindung zu § 10 Abs. 4 wird
verwiesen.

Zu Absatz 5

Absatz 5 ist § 51 Abs. 2 und 3 der Verordnung zur Durchfihrung der
Vorschriften Uber Steuerberater, Steuerbevollmachtigte und Steuerbe-
ratungsgesellschaften vom 12. November 1979 (BGBI. | S. 1922), zu-
letzt gedndert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 7. Juli 2021 (BGBI. |
S. 2363), nachgebildet. Satz 1 entspricht inhaltlich dem bisherigen Ab-
satz 4. Die Feststellung eines den gesetzlichen Vorgaben entsprechen-
den Versicherungsstatus der Partner durch die Kammer im Rahmen der
Prufung der Einhaltung der Berufspflichten erfordert eine entsprechende
Nachweisflhrung. Die Regelung in Satz 2 entspricht diesem Bedurfnis.
In Satz 3 wird mit Blick auf das Wort "ausschlief3lich" in Satz 1 lediglich
deklaratorisch festgestellt, dass der Satz 1 nicht gilt, wenn die Partner
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neben der Tatigkeit fir die Partnerschaftsgesellschaft Vertragsverhalt-
nisse im eigenen Namen eingehen.

Zu Absatz 6

Absatz 6 entspricht inhaltlich dem bisherigen Absatz 5. Soweit Satz 1
geanderte Formulierungen enthalt, handelt es sich um Folgeadnderun-
gen, insbesondere im Hinblick auf die neuen Legaldefinitionen in § 2
Abs. 2 Satz 1 Nr. 8, 11 und 13.

Zu Absatz 7

Absatz 7 entspricht inhaltlich im Wesentlichen dem bisherigen Absatz 6
und enthalt einen Auskunftsanspruch Dritter gegen die Kammer zum
Zweck der Geltendmachung von Schadensersatzanspriichen. Die Re-
gelung steht insbesondere im Kontext mit den Absatzen 1 und 2.

Der bisherige Satz 1 wird nicht Gbernommen, da die Beendigungser-
klarung des Versicherers nach § 117 Abs. 2 Satz 1 VVG lediglich eine
Obliegenheit und keine Rechtspflicht des Versicherers gegeniiber der
Kammer darstellt. Dariber hinaus besteht aufgrund der Treuepflicht ge-
genuber seinem Vertragspartner keine weitergehende Befugnis des Ver-
sicherers, Dritten Stérungen oder inhaltliche Anderungen des Vertrags-
verhaltnisses mit dem Versicherungsnehmer mitzuteilen.

Im neuen Satz 1 werden die Worte "Kapital- oder Partnerschaftsge-
sellschaft" durch den rechtsformneutralen Begriff "Berufsgesellschaft"
ersetzt. Die Auskunftspflicht der Kammer wird um Daten auswartiger
Dienstleister erweitert; insoweit handelt es sich um eine Folgednderung
zur Neuregelung in § 13 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4. Bedeutung hat die Aus-
kunftspflicht insbesondere dann, wenn der Aufenthaltsort eines berufs-
angehdrigen Versicherungsnehmers unbekannt ist oder der Fall einer
Insolvenz vorliegt. In diesen Fallen des § 115 Abs. 1 VVG durfte im Rah-
men der durch die Kammer vorzunehmenden Interessenabwagung re-
gelmaRig von einem Uberwiegenden Interesse des geschadigten Drit-
ten an der Auskunftserteilung auszugehen sein.

Satz 2 entspricht dem bisherigen Satz 3.
Zu § 34
Zu Absatz 1

Satz 1 entspricht im Wesentlichen dem Regelungsgehalt des bisherigen
Absatzes 1 Satz 1. Mit der Einfliigung der Angabe "die in diesem Gesetz
oder in der Berufsordnung nach § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bestimmt sind"
soll klargestellt werden, dass lediglich Versté3e gegen die dort gere-
gelten Berufspflichten eine Rige durch den Vorstand auslésen kénnen,
nicht aber auch Versté3e gegen Bestimmungen andere Berufe, denen
das Kammermitglied gegebenenfalls zusatzlich unterliegt. Es gelten in-
soweit die gleichen Malstabe wie in § 35 Abs. 1 Satz 1.

Satz 2 entspricht im Wesentlichen dem Regelungsgehalt des bisherigen
Absatzes 1 Satz 2. Es werden lediglich die Verweisungen an die An-
derungen des § 35 und die Einfigung des § 36 angepasst. Nach § 36
Abs. 2, der dem bisherigen § 35 Abs. 5 entspricht, kann ein Ehrenver-
fahren ausgesetzt werden, wenn in einem anderen gesetzlich geordne-
ten Verfahren Uber eine Frage zu entscheiden ist, deren Beurteilung fir
die Entscheidung im Ehrenverfahren von wesentlicher Bedeutung ist. In
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der berufsrechtlichen Literatur wird dafiir pladiert, diese Regelung zur
Vermeidung doppelten Aufwands und divergierender Entscheidungen
sinngemal auch auf das Rigeverfahren anzuwenden. Diesem Anlie-
gen wird in Satz 2 entsprochen. Dies gilt gleichermalien fiir die Rege-
lungen des § 36 Abs. 1 Satz 1 bis 3, die iberwiegend dem bisherigen
§ 35 Abs. 4 Satz 1 bis 3 entsprechen. Denn es erscheint kaum nach-
vollziehbar, dass bei demselben zugrundeliegenden Lebenssachverhalt
ein Rigeverfahren nach § 34 maoglich sein soll, wahrend ein Ehrenver-
fahren nach § 36 auszusetzen ware.

In Anbetracht dessen, dass durch die Erweiterung des Satzes 1 zuklnf-
tig auch im Rugeverfahren die fur das Ehrenverfahren geltenden Rege-
lungen des § 36 Abs. 1 Satz 1 bis 3 sowie Abs. 2 zur Aussetzung des
Verfahrens Anwendung finden, erscheint es geboten, in diesen Fallen
auch die Regelungen, die im Fall der Aussetzung des Ehrenverfahrens
ein Ruhen der Verjahrung nach § 35 Abs. 8 Satz 1 bis 4 vorsehen, zur
Anwendung zu bringen. Dem wird mit Satz 3 Rechnung getragen.

Die Regelung in Satz 4 orientiert sich an § 74 Abs. 1 Satz 4 BRAO. Be-
zweckt wird auszuschlief3en, dass der Vorstand der Kammer entgegen
Satz 1 einen Antrag auf Einleitung eines Ehrenverfahrens allein zur Her-
stellung einer verjahrungsunterbrechenden Wirkung nach § 35 Abs. 8
Satz 5 stellt, obwohl in der Sache gegebenenfalls auch eine Riige aus-
reichend ware.

Zu Absatz 2

In Absatz 2 wird - wie bisher - fiir den Zeitpunkt bis zur Rlgeerteilung
das Verhaltnis des Riigeverfahrens zum Ehrenverfahren geregelt. Die
Einleitung eines Ehrenverfahrens schlie3t das Riigerecht des Vorstands
aus. Das Rlgerecht des Vorstands erlischt und lebt auch dann nicht wie-
der auf, wenn das Ehrenverfahren eingestellt wird oder sich der gegen-
Uber der betroffenen Person erhobene Schuldvorwurf nicht bestatigt.
Die Regelung soll sicherstellen, dass der Vorstand nur eine Pflichtver-
letzung riigen darf, die an sich auch durch den Ehrenausschuss geahn-
det werden kénnte.

Zu Absatz 3

Absatz 3 ist Ausfluss des rechtsstaatlichen Grundsatzes der Gewah-
rung rechtlichen Gehors vor Erlass belastender Verwaltungsakte. Die
Entscheidung, in welcher Form sie rechtliches Gehdr gewahrt, liegt im
Ermessen der Kammer. Erscheint es im Einzelfall sachgerecht, kann
die Kammer einem Antrag, personlich gehoért zu werden, entsprechen.
Kommt der Vorstand auch ohne Stellungnahme der betroffenen Person
zur Uberzeugung, dass das Verfahren einzustellen ist, etwa mangels hin-
reichender Anhaltspunkte einer Pflichtverletzung, kann er von der Ge-
wahrung rechtlichen Gehdrs ausnahmsweise absehen.

Zu Absatz 4

Nach Satz 1 erfolgt die Riige durch gesonderten Bescheid, der zwin-
gend zu begriinden ist. Aus der Begriindung muss deutlich werden, wo-
rin der Vorstand die objektive Pflichtverletzung und das subjektive Ver-
schulden sieht. Die Angabe der verletzten Rechtsvorschriften ist nicht
notwendig, aber sachdienlich. Die Begrindungspflicht soll zum einen
eine vorschnelle Entscheidung vermeiden und zum anderen der betrof-
fenen Person die Uberpriifung erleichtern. Die schriftliche oder elektro-
nische Ubermittlung einer Kopie des Bescheids nach Satz 3 dient der
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Information der Rechtsaufsichtsbehorde iber wesentliche Entscheidun-
gen der Kammer.

Zu Absatz 5

In Absatz 5 werden die Einspruchsmdglichkeiten in Anlehnung an das
Widerspruchsverfahren nach der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)
in der Fassung vom 19. Marz 1991 (BGBI. | S. 686) in der jeweils gel-
tenden Fassung geregelt. Die erneute Entscheidung durch den Vorstand
entspricht der Abhilfeentscheidung nach § 72 VwGO. Als Entscheidung
gegen den Einspruch ist mdglich, dass der Vorstand den Einspruch als
unzuldssig verwerfen, ihn als unbegriindet zurlickweisen oder seinen
Ursprungsbescheid aufheben kann. Ist der Einspruch zulassig, entschei-
det der Vorstand zur Sache, wobei eine erneute und gegebenenfalls ab-
weichende rechtliche Wirdigung auch zu Lasten der betroffenen Per-
son zuldssig ist.

Zu Absatz 6

In Satz 1 wird der Regelungsgehalt des bisherigen Absatzes 5 Satz 3
Ubernommen. Darlber hinaus wird als Form der Antragstellung "schrift-
lich oder elektronisch" bestimmt; insoweit wird auf die Begriindung zu
§ 10 Abs. 4 hingewiesen.

In Satz 2 wird das Verhaltnis des Rugeverfahrens zum Ehrenverfahren
nach dem Zeitpunkt der Rigeerteilung dahin gehend geregelt, dass ein
Ehrenverfahren eingeleitet werden darf, was in der Konsequenz nach
Satz 3 die Unwirksamkeit der Rige nach unanfechtbarem materiellen
Abschluss des Ehrenverfahrens nach sich zieht, um zu verhindern, dass
dieselbe Pflichtverletzung zwei Sanktionen ausldst. Eine unanfechtba-
re Entscheidung des Ehrenausschusses zur Sache liegt insbesondere
in den Fallen des "Freispruchs" oder der Verhangung einer MaRnahme
nach § 35 Abs. 4 oder 5 vor, aber nicht, wenn das Ehrenverfahren we-
gen des Vorliegens des Verfahrenshindernisses der Verjahrung einge-
stellt wurde.

Zu Absatz 7

Absatz 7 enthalt nach dem Vorbild des § 74 Abs. 6 BRAO fir Berufsge-
sellschaften geltende Regeln. In Satz 1 wird die entsprechende Anwen-
dung der Absatze 1 bis 6 bestimmt. Darliber hinaus werden in Satz 2 ein-
zelne Regelungen der §§ 35 und 36 und damit auch die §§ 113b, 118d
und 118f BRAO fiir entsprechend anwendbar erklart.

Nach Satz 1 kann eine Riige kiinftig auch gegentiber Berufsgesellschaf-
ten erteilt werden. Zur Sicherung der Einhaltung der Berufspflichten durch
Berufsgesellschaften bedarf es einer angemessenen Sanktionierung von
VerstéRRen. Dies setzt voraus, dass auch Berufsgesellschaften Adressat
von berufsaufsichtlichen MalRnahmen sind. Neben der Verhangung von
MafRnahmen im Ehrenverfahren gehort dazu auch die Moéglichkeit der
Erteilung einer Riige. Zweck der Riige ist die Ahndung von geringfugi-
gen VerstoRen gegen das jeweilige Berufsrecht ohne formliches Ehren-
verfahren unter Entlastung des Ehrenausschusses durch den Vorstand
der Kammer. Solche geringfligigen Verstolie sind auch bei Berufsge-
sellschaften denkbar. Die Riige ist dann eine angemessene Sanktion,
wenn ein Fall des § 35 Abs. 2 Satz 1 vorliegt, die Bedeutung der Pflicht-
verletzung gering ist und ein Antrag auf Einleitung eines Ehrenverfah-
rens nicht erforderlich scheint. Anknipfungspunkt fir die Bedeutung
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der Pflichtverletzung ist dabei nicht allein das Maf} des Verschuldens
der handelnden Person, sondern samtliche Umstande des Einzelfalls.

Nach Satz 2 sind § 35 Abs. 2 Satz 3 und § 36 Abs. 3 Satz 2 und 3 ent-
sprechend anzuwenden. Nach § 35 Abs. 2 Satz 3 kann ebenso wie bei
der Verhdngung einer Mal3hahme im Ehrenverfahren eine Rige gegen-
Uber der Berufsgesellschaft neben einer Riige gegeniber der fur die Ge-
sellschaft handelnden Person ausgesprochen werden. Unter den Vor-
aussetzungen des § 36 Abs. 3 Satz 2 kann bei einer Rlige gegen die
verantwortliche Leitungsperson von einer Rlige gegenuber der Berufs-
gesellschaft abgesehen werden. Nach § 36 Abs. 3 Satz 3 gelten die
§§ 113b, 118d und 118f BRAO entsprechend.

Zu § 35
Zu Absatz 1

Absatz 1 betrifft ausschlieRlich naturliche Personen. Die Worte "und Ge-
sellschaften" in der bisherigen entsprechenden Regelung werden gestri-
chen. Die Voraussetzungen der Verhangung von MalRnahmen im Eh-
renverfahren gegen eine Berufsgesellschaft werden aus Griinden der
Ubersichtlichkeit nunmehr gesondert in Absatz 2 verortet. Mit der Einfi-
gung der Angabe "die in diesem Gesetz oder in der Berufsordnung nach
§ 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bestimmt sind" wird klargestellt, dass lediglich
VerstdRe gegen die dort geregelten Berufspflichten Malinahmen im Eh-
renverfahren durch den Ehrenausschuss auslosen kdnnen, nicht aber
auch Verstole gegen Vorschriften anderer Berufe, denen das Kammer-
mitglied gegebenenfalls zusatzlich untersteht.

Satz 2 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Absatz 2. Die Rege-
lung knlpft an § 32 Abs. 1 Satz 2 an. Auch aulRerberufliches Verhalten
kann im Ausnahmefall berufsrechtlich geahndet werden, der Anwen-
dungsbereich der Regelung ist allerdings auf den Privatbereich und auf
Zweit- und Nebenberufe, die mit dem beruflichen Tatigkeitsfeld eines be-
rufsangehdrigen Kammermitglieds nichts zu tun haben, beschrankt. Da
sich die Erwartung der Offentlichkeit bei diesem Personenkreis nicht auf
eine in jeder Hinsicht untadelige Lebensfihrung richtet, sondern zuvér-
derst auf die Fahigkeit und Bereitschaft, die gestellten Aufgaben kom-
petent, professionell und gegebenenfalls unabhangig zu erfillen, ist
eine berufsrechtliche Ahndung von aul3erberuflichem Verhalten nur bei
schweren - in aller Regel kriminellen - Verfehlungen moglich. Dies soll
durch die Einflgung der Worte "das eine rechtswidrige Tat oder eine mit
GeldbulRe bedrohte Handlung darstellt" nunmehr auch im Gesetzestext
deutlich zum Ausdruck kommen. Jedenfalls ist ein auRerberufliches Fehl-
verhalten nur ahndungswirdig, wenn es sich in irgendeiner Weise nach
Vorstellung der Offentlichkeit - allerdings bei objektiver Betrachtungs-
weise - auf den Beruf auswirken kann. Hiervon kann zum Beispiel bei
offentlichkeitswirksamen Verfehlungen ausgegangen werden, bei de-
nen die berufliche Qualifikation der betroffenen Person im Vordergrund
steht. Dies drangt sich bei einmaligen Trunkenheitsfahrten, Privatkla-
gedelikten wie Hausfriedensbruch oder Beleidigung, unter Umstanden
aber auch bei Kérperverletzungs- und StralRenverkehrsdelikten nicht auf.

Ausgeschlossen werden in Satz 3 - wie im bisher entsprechenden
Satz 2 - Ehrenverfahren gegen Personen in einem &ffentlichen Dienst-,
Anstellungs- oder Amtsverhaltnis und Personen, die als Beliehene 6f-
fentliche Aufgaben wahrnehmen, hinsichtlich ihrer hieraus sich ergeben-
den Tatigkeit, da diese in Erfullung ihrer Dienstpflicht handeln und inso-
weit einer besonderen Aufsicht unterliegen.
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Zu Absatz 2

Die Einhaltung der Berufspflichten durch Berufsgesellschaften kann nur
dann sichergestellt werden, wenn Verst6é3e durch den Ehrenausschuss
auch belangt werden kénnen. Dies gilt insbesondere, aber nicht nur
dann, wenn bei interprofessionellen Zusammenschlissen eine Zusam-
menarbeit von berufsangehérigen Kammermitgliedern mit berufsfrem-
den Gesellschaftern erfolgt.

In Absatz 2 werden die Voraussetzungen fir die Verhdngung von Maf}-
nahmen gegen eine Berufsgesellschaft geregelt. Diese steht ebenso
wenig im Ermessen wie die Verhangung von Mallnahmen gegen natur-
liche Personen nach Absatz 1. Lediglich im Fall des § 36 Abs. 3 Satz 2
kann von der Verhdngung von MalRnahmen durch den Ehrenausschuss
gegen die Berufsgesellschaft abgesehen werden.

In Satz 1 Nr. 1 wird nach dem Vorbild des § 30 Abs. 1 des Gesetzes
Uber Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der Fassung vom 19. Februar
1987 (BGBI. | S. 602) in der jeweils geltenden Fassung geregelt, dass
schuldhafte VersttRRe einer Leitungsperson gegen Pflichten, die "in die-
sem Gesetz oder in der Berufsordnung nach § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 be-
stimmt sind", der Gesellschaft zugerechnet werden. Die handelnde Per-
son muss in ihrer Eigenschaft als Leitungsperson tatig geworden sein.
Erforderlich ist damit ein innerer Zusammenhang mit der Stellung als
Leitungsperson, wobei es unerheblich ist, ob die Leitungsperson den ihr
gesetzten Zustandigkeitsbereich einhalt oder Uberschreitet oder sie ihr
Handeln fir die Berufsgesellschaft mit der Wahrnehmung eigener Inte-
ressen verknipft. Erforderlich ist eine schuldhafte Verletzung von Be-
rufspflichten durch die Leitungsperson.

In Satz 1 Nr. 2 wird der Fall geregelt, dass eine Berufspflichtverletzung
nicht von einer Leitungsperson, sondern von einer sonstigen Person in
Wahrnehmung der Angelegenheiten der Berufsgesellschaft begangen
wird. In diesem Fall muss eine MaRnahme im Ehrenverfahren verhangt
werden, wenn die Berufsgesellschaft durch angemessene organisato-
rische, personelle oder technische MalRnahmen die Berufspflichtverlet-
zung hatte verhindern oder wesentlich erschweren kénnen. Die han-
delnde Person muss in Angelegenheiten der Berufsgesellschaft tatig
geworden sein. Die Berufsgesellschaft muss durch ihre handelnden
Organe sicherstellen, dass samtliche im berufsrechtlichen Pflichten-
kreis der Gesellschaft handelnden Personen die Berufspflichten beach-
ten. Dies wird regelmaRig voraussetzen, dass die Gesellschaft ihre Ge-
sellschafter neben der unmittelbaren gesetzlichen Bindung durch § 32
Abs. 1 bis 3 vertraglich nach § 32 Abs. 4 Satz 3 an die Berufspflichten
bindet. Zudem muss die Gesellschaft samtliche in ihrem Pflichtenkreis
tatigen Personen Uber die Berufspflichten umfassend unterrichten. Bei
einer Nichtbeachtung wird die Gesellschaft bei schwerwiegenden Ver-
st6Ren verpflichtet sein, die betreffenden Personen aus der Gesellschaft
nach § 32 Abs. 3 Satz 3 auszuschlieRen. Ein schuldhaftes Handeln der
unmittelbar tatig werdenden Person ist nicht erforderlich, der Verschul-
densvorwurf knilpft an ein Organisationsverschulden der Gesellschaft
an. Er liegt darin, dass die verantwortlichen Personen keine angemes-
senen Vorkehrungen zur Verhinderung eines dem Berufsrecht wider-
sprechenden Verhaltens getroffen haben. So ist ein Fall der Nummer 2
anzunehmen, wenn die Unterrichtung etwa eines berufsfremden Gesell-
schafters Uber die Berufspflichten, "die in diesem Gesetz oder in der Be-
rufsordnung nach § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bestimmt sind", unterbleibt
und er diese Berufspflichten aufgrund seiner Unkenntnis nicht wahrt. Es
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handelt sich dann um einen Versto gegen die berufsrechtliche Pflicht
der Gesellschaft nach § 32 Abs. 4 Satz 2 und 3, nicht aber um einen Be-
rufsrechtsverstofd des berufsfremden Gesellschafters.

In Satz 2 wird der Begriff der Leitungsperson definiert. Leitungsperso-
nen der Berufsgesellschaft sind Personen, auf deren Auswahl und Uber-
wachung, soweit dadurch nicht ihre Unabhangigkeit beeintrachtigt wird,
entweder wegen ihrer mit der formellen Position verbundenen Einfluss-
mdglichkeiten oder wegen der von ihnen tatsachlich wahrgenommenen
Leitungsfunktionen innerhalb der Organisation der Berufsgesellschaft
besonderer Wert zu legen ist.

In Nummer 1 werden die Mitglieder vertretungsberechtigter Organe ei-
ner juristischen Person erfasst. In Betracht kommen insbesondere der
Vorstand oder die Vorstandsmitglieder einer Aktiengesellschaft oder Ge-
schéaftsflhrer einer Gesellschaft mit beschrankter Haftung, wobei etwa
auch alleinige Geschaftsfuhrer unter den Begriff "Mitglied eines vertre-
tungsberechtigten Organs" zu fassen sind.

In Nummer 2 werden vertretungsberechtigte Gesellschafter einer rechts-
fahigen Personengesellschaft erfasst. Diese sind Leitungspersonen kraft
Rechtsstellung, auch wenn sie tatsachlich in die Leitung der Berufsge-
sellschaft nicht eingebunden sind. Darunter fallen bei der Offenen Han-
delsgesellschaft, der Partnerschaftsgesellschaft und der Gesellschaft
birgerlichen Rechts grundsatzlich alle, bei der Kommanditgesellschaft
grundsatzlich nur die personlich haftenden Gesellschafter.

Nach den Nummern 3 und 4 zahlen auch Generalbevollmachtigte so-
wie Prokuristen und Handlungsbevollmachtigte mit leitender Stellung zu
den Leitungspersonen. Bei dieser Personengruppe liegen Vertretungs-
zustandigkeit und Leitungsfunktion in der Natur der Sache, so dass sie
den in den Nummern 1 und 2 Genannten gleichzustellen sind.

In Nummer 5 wird in Anlehnung an die Regelungen zur Begriindung von
Garantenstellungen und vergleichbar der Regelung in § 30 Abs. 1 Nr. 5
OWiG auf die tatsachliche Ubernahme der Leitungsfunktion abgestellt.
MafRgebend ist die Ausiibung eines selbststandigen Pflichtenkreises aus
den Bereichen Leitung oder Uberwachung der Berufsgesellschaft. Die
Regelung geht von einer faktischen Betrachtungsweise aus und bezieht
damit Personen ein, die formal keine Rechtsstellung im Sinne der Num-
mern 1 bis 4 innehaben, wie etwa der faktische Geschaftsfihrer einer
Gesellschaft mit beschrankter Haftung, der nicht wirksam bestellt wur-
de, die Organwalterfunktion aber tatsachlich austbt. Kontrollfunktionen
haben neben den Mitgliedern eines Aufsichtsrates auch Personen, de-
nen die Verantwortung fur einen abgrenzbaren Teilbereich der Berufs-
gesellschaft obliegt.

Zu Absatz 3

Nach Absatz 3 kann - wie bisher - neben dem Vorstand der Kammer auch
die betroffene Person selbst einen Antrag auf Einleitung eines Ehren-
verfahrens stellen, um sich gegen unberechtigte Vorwiirfe zu schitzen.
Diese Vorgehensweise wird als Selbstreinigungsverfahren bezeichnet.
Das Selbstreinigungsverfahren ist nach Satz 2 nicht mehr méglich, wenn
bereits eine Riige ausgesprochen wurde. Dann kann Rechtsschutz nur
nach § 34 Abs. 5 Satz 1 beansprucht werden.
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Zu Absatz 4

Absatz 4 entspricht dem bisherigen Absatz 6. Inhaltliche Anderungen
ergeben sich fir auswartige Dienstleister als Folge der Neuregelungen
in§ 13 Abs. 6 und 7.

Der in Satz 1 enthaltene Ma3nahmenkatalog dient nicht nur der Ahndung
der Verletzung einer Berufspflicht, hat also nicht nur Sanktionscharak-
ter, sondern dient Uberdies dazu, betroffene Berufsangehdrige zur Be-
achtung ihrer Berufspflichten anzuhalten. Er entfaltet damit zuvorderst
schitzende Wirkung zu Gunsten der Verbraucher durch Abwehr zu-
kinftiger Gefahren. Er bezweckt darlber hinaus die Erhaltung des An-
sehens des Berufsstandes durch Wahrung seiner Integritat und Vertrau-
enswurdigkeit. Die in Satz 1 geregelten MaRnahmen sind daher gerade
auch unter dem Gesichtspunkt des Fortbestandes der Vertrauenswiir-
digkeit zu sehen. Eine gesetzliche Malkhahme, die in keinem Verhalt-
nis zur Schwere der Verfehlung stiinde, wiirde das Vertrauen in gleicher
Weise untergraben, wie ein Absehen von MalRnahmen tGberhaupt. Vor
diesem Hintergrund ist der differenzierte MaRnahmenkatalog gleicher-
malen geeignet wie erforderlich. Er trifft Berufsangehdrige auch nicht
unzumutbar. Dem Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit wird insbesonde-
re dadurch Rechnung getragen, dass durch die Regelung in Satz 1 als
Sanktion fur Pflichtverletzungen ein weit gefacherter Katalog von Maf3-
nahmen mit unterschiedlicher Eingriffsintensitat bereitgehalten wird und
auf MaRnahmen nach Satz 1 Nr. 4 bis 8 nur dann erkannt werden darf,
wenn Berufspflichten in erheblichem Mal3e verletzt wurden. Verfassungs-
rechtlich problematisch kann daher nicht die normative Regelung als sol-
che, sondern erst ihre Anwendung im Einzelfall werden.

In Satz 1 werden aus Griinden der Rechtsklarheit nunmehr auch die
MafRnahmen nach Nr. 1 bis 3 einer bestimmten Personengruppe, nam-
lich den Kammermitgliedern, konkret zugeordnet.

Die Regelung in Satz 1 Nr. 8, die flir auswartige Dienstleister gilt, geniigt
den unionsrechtlichen Vorgaben des Artikels 5 Abs. 3 in Verbindung mit
Erwagungsgrund 3 der Richtlinie 2005/36/EG, tragt dem Grundsatz der
VerhaltnismaRigkeit Rechnung und entspricht damit gleichzeitig den ver-
fassungsrechtlichen Anforderungen des Artikels 12 Abs. 1 Satz 2 und
des Artikels 20 Abs. 3 des Grundgesetzes, also dem Rechtsstaatsprin-
zip. Auf die Begriindung zu § 32 Abs. 5 wird hingewiesen.

Die Geldbule als im Ehrenverfahren zu verhdngende Malinahme nach
Satz 1 Nr. 8 Buchst. a kommt flr gewichtige Berufspflichtverletzungen
in Frage, insbesondere, wenn gegen zentrale Berufspflichten verstoRen
wird und dies den Betroffenen besonders vorwerfbar ist.

Die Untersagung als im Ehrenverfahren zu verhangende MalRnahme
nach Satz 1 Nr. 8 Buchst. b ist nunmehr beschrankt auf das Fihren der
Berufsbezeichnung "Architekt" in den Fallen des § 13 Abs. 6 Satz 4, mit-
hin der automatischen Anerkennung nach Titel Ill Kapitel 11l der Richt-
linie 2005/36/EG. Die Regelung ist in Umsetzung des Artikels 5 Abs. 3
der Richtlinie 2005/36/EG Disziplinarbestimmung fur den Fall erheblicher
BerufspflichtverstdRe nach Satz 2. Die Untersagung entspricht faktisch
der Léschung nach § 13 Abs. 7 Satz 5 in Verbindung mit § 12 Abs. 1
Satz 1 Nr. 7, ist aber rechtsdogmatisch lediglich als Untersagung ausge-
staltet. Dies ergibt sich daraus, dass die Eintragung der Berufsbezeich-
nung "Architekt" nach § 13 Abs. 4 Satz 1 und 2 in das Auswartigenver-
zeichnis nach § 31 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 nicht konstitutiv wirkt.
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Die Léschung als im Ehrenverfahren zu verhangende Maflinahme nach
Satz 1 Nr. 8 Buchst. c ist in Umsetzung des Artikels 5 Abs. 3 der Richt-
linie 2005/36/EG ebenfalls Disziplinarbestimmung fiir den Fall erhebli-
cher Berufspflichtverstofie und betrifft unter anderem die Eintragung im
Auswartigenverzeichnis mit der Berufsbezeichnung "Architekt" in den
Fallen des § 6 Abs. 7 Satz 6, mithin der allgemeinen Regelung fir die
Anerkennung von Ausbildungsnachweisen nach Titel Il Kapitel | und Ar-
tikel 10 der Richtlinie 2005/35/EG, sowie die Eintragung mit den dartber
hinaus in § 13 Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 bis 3 genannten Berufsbezeichnun-
gen. Satz 1 Nr. 8 Buchst. ¢ steht im Kontext mit § 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7.

Auf eine Mallnahme nach Satz 1 Nr. 8 darf nach Satz 2 nur erkannt wer-
den, wenn Berufspflichten in erheblichem Mal3e verletzt wurden. Die Be-
urteilung, ob festgestellte Berufspflichtverletzungen die Schwelle zur Er-
heblichkeit Uberschreiten, wird auch mit Blick auf das in Satz 3 mit dem
Wort "beharrlich" angedeutete Nachhaltigkeitserfordernis an eine nega-
tive Zukunftsprognose gekoppelt. Vor diesem Hintergrund werden Ver-
st6Re zum Nachteil von Auftragnehmern, die sich mit hoher Wahrschein-
lichkeit in Zukunft nicht wiederholen werden, fur eine Untersagung oder
Ldschung regelmafig nicht ausreichen. In Betracht kommen grobe oder
wiederholte, flr sich genommen weniger schwere, aber bestandige und
hartnackige Berufspflichtverletzungen. Eine Pflichtverletzung im Einzel-
fall erscheint nur dann ausreichend, wenn sie symptomatisch war und
allein daraus schon der Schluss gezogen werden kann, sie werde sich
in Zukunft wiederholen. Die Kammer ist mit Blick auf den Grundsatz der
VerhaltnismaRigkeit verpflichtet, gegenliber auswartigen Dienstleistern
etwa durch Informationen darauf hinzuwirken, dass die Berufsbezeich-
nung entsprechend den geltenden rechtlichen Vorgaben geflhrt wird.
Eine MaRnahme nach Satz 1 Nr. 8 wird demnach erst in Betracht zu
ziehen sein, wenn die betroffenen Personen vor der als ultima ratio ein-
zustufenden Untersagung oder Léschung unmissverstandlich zu recht-
streuem Verhalten aufgefordert wurden.

Nach Satz 3 stellt die beharrliche Fihrung einer unrichtigen Berufsbe-
zeichnung entgegen § 13 Abs. 6 Satz 4 und Abs. 7 aufgrund der damit
einhergehenden Irrefiihrung potentieller Aufragnehmer einen Regelfall
der Ahndung nach Satz 1 Nr. 8 dar. Geldbulte, Untersagung und L6-
schung dienen damit vorrangig dem Zweck der Erhaltung der Wertig-
keit der geschutzten deutschen Berufsbezeichnungen und dem Schutz
des Vertrauens des Publikums, das Leistungen nur von fachkundigen
Personen in Anspruch nehmen will. Zu den Griinden, die Berechtigung
zur Fuhrung der Berufsbezeichnung "Architekt" und "Beratender Inge-
nieur" einem fachkundigen Personenkreis vorzubehalten, wird auf den
Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 25. Juni 1980, Aktenzei-
chen 5 B 47.79, juris, Randnummer 2, und das Urteil des Oberverwal-
tungsgerichts Liineburg vom 14. Juni 2017, Aktenzeichen 8 LC 114/15,
juris, Randnummern 50 und 51, hingewiesen.

Die Satze 4 und 5 beinhalten den Regelungsgehalt des bisherigen Ab-
satzes 6 Satz 2.

Die Satze 6 und 7 entsprechen inhaltlich dem bisherigen Absatz 6 Satz 3
und 4.

Zu Absatz 5

In Absatz 5 wird der Regelungsgehalt des bisherigen Absatzes 7 Uiber-
nommen.
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In Satz 1 ergeben sich inhaltliche Anderungen als Folgeanderung zur
Neuregelung des § 9 Abs. 6. So wird die MalRnahme nach der Nummer 4
auf die Falle des § 9 Abs. 1 beschrankt. Mit der Regelung in Nummer 5
wird ein weiterer Untersagungstatbestand eingefiigt, der die Falle des
§ 9 Abs. 6 betrifft. In Nummer 6 entfallt die Verweisung auf § 3 Abs. 4, da
§ 32 Abs. 5 nicht flr auswartige Gesellschaften gilt, die eine Berufsbe-
zeichnung nach § 3 Abs. 4 fiihren. Die Mdéglichkeit, auswartigen Gesell-
schaften das Fiihren der Berufsbezeichnung nach § 3 Abs. 4 zu unter-
sagen, ergibt sich nunmehr aus § 15 Abs. 1 Satz 3. Die Satze 2 bis 4, 6
und 7 entsprechen fiir Gesellschaften den fiir natirliche Personen nach
Absatz 4 Satz 2 bis 7 geltenden Regelungen.

Zu Absatz 6

Der Ehrenausschuss hat nach Satz 1 wie bisher bei der Festlegung
der Art und Héhe einer Mallnahme alle relevanten Umsténde zu be-
rucksichtigen. Nach dem Vorbild des § 68 Abs. 3 der Wirtschaftspru-
ferordnung in der Fassung vom 5. November 1975 (BGBI. | S. 2803) in
der jeweils geltenden Fassung wird dies nunmehr in Form von Regel-
beispielen tat- und taterbezogener Kriterien, die als besonders bertick-
sichtigenswert angesehen werden, ausdriicklich in Satz 2 normiert. Die
Uber eine Rige, Verwarnung, Verweis oder Geldbuf3e hinausgehenden
MaRBnahmen dirfen wegen des mit ihnen verbundenen Eingriffs in den
Kernbereich des Grundrechts der Berufsfreiheit nur dann angeordnet
werden, wenn den Betroffenen eine bedeutende Pflichtverletzung vor-
geworfen werden kann. Dies wird regelmaRig nur dann der Fall sein,
wenn sich das objektive Tatgeschehen als besonders schwerwiegend
darstellt. Aber auch in diesen Fallen ist vor der Verhdngung von Mal3-
nahmen eine strikte VerhaltnismaRigkeitsprifung im Einzelfall durchzu-
fihren, in deren Rahmen festgestellt werden muss, ob nicht etwa be-
reits das mildere Mittel einer hohen GeldbulRe angemessen ist. Sollen
mehrere Mallnahmen nebeneinander verhangt werden, erfordert dies
im Vorfeld zusatzliche Abwagungen im Rahmen der Prifung der Ver-
haltnismaRigkeit. So muss berlcksichtigt werden, dass namentlich die
Léschung der Listeneintragung neben dem Verlust des Rechts zur Fiih-
rung einer Berufsbezeichnung den Verlust der Bauvorlagenberechtigung
nach sich zieht, was den Tatigkeitsbereich und damit die Verdienstmog-
lichkeiten der betroffenen Person einschréanken kann. Dieser Gesichts-
punkt vermag bei einer mit der Ldschung kombinierten Geldbule zu ei-
ner Herabsetzung der Geldbuf3e flihren.

Nach Satz 3 ist zugunsten der betroffenen Person oder Berufsgesell-
schaft deren Mitwirkung an der Aufklarung der Pflichtverletzung zu be-
ricksichtigen. Es ist der nemo-tenetur-Grundsatz zu beachten, wonach
die betroffene Person oder Berufsgesellschaft nicht verpflichtet ist, sich
selbst anzuklagen. lhr positives Bemihen ist daher mildernd zu beriick-
sichtigen, wahrend fehlende Bereitschaft nicht verscharfend beriicksich-
tigt werden darf.

Zu Absatz 7

Vor Verhangung einer Mal3nahme ist der betroffenen Person nach Satz 1
die Mdglichkeit zu geben, sich innerhalb einer angemessenen Frist in
tatsachlicher und rechtlicher Hinsicht zu duf3ern. Ihr missen sowohl der
sich nach Aktenlage ergebende Sachverhalt als auch die daraus resul-
tierende berufsrechtliche Schlussfolgerung des Ehrenausschusses er-
ldutert werden. Eine bestimmte Form der Anhérung wird nicht vorge-
schrieben. Wird eine Mallnahme verhangt, muss der Bescheid nach
Satz 2 begriindet werden. Aus der Begrindung muss deutlich werden,
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aufgrund welcher Tatsachen sich welche objektive Berufspflichtverlet-
zung bei subjektiver Vorwerfbarkeit ergibt. Dariiber hinaus soll sich aus
der Begriindung ergeben, wie gegebenenfalls die Stellungnahme der
betroffenen Person bewertet wurde. Der Bescheid ist nach Satz 3 mit
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und zuzustellen. Im Ubrigen
gelten die Bestimmungen des Thiringer Verwaltungsverfahrensgeset-
zes und des Thuringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsge-
setzes in der Fassung vom 5. Februar 2009 (GVBI. S. 24)in der jeweils
geltenden Fassung. Nach Satz 4 ist eine Kopie des Bescheids der Auf-
sichtsbehorde schriftlich oder elektronisch zu tGbermitteln. Dies ermég-
licht, wie auch § 34 Abs. 4 Satz 3, die Ausiibung einer effektiven und ef-
fizienten Rechtsaufsicht.

Zu Absatz 8

In Satz 2 wird der bisherige Regelungsgehalt, der sich aus der Verwei-
sung auf § 78a Satz 1 StGB ergibt, durch die sinngemale Wiedergabe
des Wortlauts ersetzt. Die bisherige Verweisung auf § 78 Abs. 1 StGB
ist entbehrlich, weil sie nur den einer Verjahrung ohnehin immanenten
Ausschluss der Ahndung beschreibt. In den Satzen 3 und 4 werden alle
Falle zusammengefihrt, die zu einem Ruhen der Verjdhrung fuhren. In
Satz 3 wird dabei die Verweisung auf die Falle des § 78b StGB im bis-
herigen Satz 2 Ubernommen, aber auf die Absatze 1 bis 3 des § 78b
StGB beschrankt, weil die Ubrigen Absatze dieser Bestimmung fur be-
rufsrechtliche Pflichtverletzungen keine Relevanz haben.

Satz 4 Nr. 1 entspricht, soweit sich seine Regelungen auf Strafverfah-
ren beziehen, inhaltlich dem bisherigen Satz 3. Der Regelung, dass das
Strafverfahren vor Ablauf der Verjahrungsfrist eingeleitet worden sein
muss, bedarf es dabei nicht mehr, weil dann, wenn einmal eine Verjah-
rung eingetreten ist, ohnehin kein Ruhen einer Verjahrung mehr in Be-
tracht kommt. Uber den bisherigen Anwendungsbereich hinaus gilt die
Bestimmung auch fiir BuRgeldverfahren. Diese werden schon in zahlrei-
chen berufsrechtlichen Bestimmungen, unter anderem in § 115 Abs. 2
Satz2Nr. 1,§ 118 Abs. 2 und § 205a Abs. 1 Satz 4 Nr. 1 Buchst. e BRAO,
die das Verhaltnis von berufsaufsichtlichen Verfahren und Strafverfah-
ren betreffen, den Strafverfahren gleichgestellt.

SchlieBlich ruht die Verjahrung nach Satz 4 Nr. 2 auch noch fiir die Zei-
ten, in denen das Ehrenverfahren nach § 36 Abs. 2 im Hinblick auf ein
anderes Verfahren ausgesetzt ist, in dem Uber eine fiir das Ehrenver-
fahren wesentliche Frage zu entscheiden ist. Da § 36 Abs. 2 auf die Ver-
meidung von Parallelprozessen und sich widersprechenden Entschei-
dungen abzielt, ist es sachgerecht, auch hier ein Ruhen der Verjahrung
vorzusehen, damit der Ehrenausschuss nicht das eigene Verfahren pa-
rallel fortsetzen muss, um eine Verjahrung zu vermeiden.

Zu Absatz 9

In Absatz 9 wird der Regelungsinhalt des bisherigen Absatzes 6 Satz 5
Ubernommen.

Mit Blick auf den fehlenden Strafcharakter von GeldbufRen wird wie bis-
her in Satz 1 Nr. 1 zwischen "Strafe" und "Geldbulie" differenziert und
zusatzlich der bisher verwendete Begriff "Geldbufe" durch die Worte
"GeldbuRe nach dem Gesetz tuber Ordnungswidrigkeiten" konkretisiert.

Die bisherige Formulierung "Mallnahmen im Ehrenverfahren oder be-
rufsgerichtliche MaBnahmen" wird aus Vereinfachungsgriinden durch
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den einheitlichen Begriff "berufsaufsichtliche MalRnahmen" ersetzt, wo-
bei dieser Begriff sowohl berufsgerichtliche als auch auf3ergerichtliche
Mafnahmen, etwa durch den Ehrenausschuss oder Vorstand einer Kam-
mer, umfasst. Die neue Bezeichnung bringt es zudem mit sich, dass
nach dem Gesetzeswortlaut auch Riigen, die nach anderen Berufsrech-
ten verhangt wurden, Anlass sein kdnnen, von einer weiteren Ahndung
nach dem Thiringer Architekten- und Ingenieurkammergesetz abzuse-
hen. Dies wird im Bereich des Ehrenverfahrens zwar praktisch kaum ei-
nen Anwendungsbereich haben, weil das Absehen von der Verhangung
einer Malinahme nach Absatz 4 oder 5 aufgrund einer in einem ande-
ren Verfahren ausgesprochenen Riige inhaltlich kaum begriindbar sein
dirfte. Dennoch erscheint die Erweiterung durchaus sinnvoll, da § 34
Abs. 1 Satz 2 die entsprechende Geltung des § 35 Abs. 9 bestimmt und
mit der Anderung klargestellt wird, dass von einer Riige nach § 34 ab-
gesehen werden kann, wenn bereits eine Riige nach anderen Berufs-
rechten erteilt wurde.

Letztlich wird durch den allgemeinen Begriff der "berufsaufsichtlichen
MalRnahmen" auch die im bisherigen § 35 Abs. 6 Satz 5 erfolgte geson-
derte Erwahnung der "Disziplinarma3nahmen" entbehrlich. Denn sol-
che MaRnahmen stellen inhaltlich ebenfalls berufsaufsichtliche Maf3-
nahmen dar.

Welche MalRnahmen unter den im bisherigen § 35 Abs. 6 Satz 5 ver-
wendeten unbestimmten Begriff "Ordnungsmafinahmen" fallen sollen,
ist kaum nachvollziehbar und ergibt sich - soweit ersichtlich - auch nicht
positiv aus der einschlagigen rechtswissenschaftlichen Literatur. Der
Begriff erscheint somit entbehrlich und soll deshalb zukinftig entfallen.

Es erscheint fraglich, ob auch eine Einstellung eines Strafverfahrens
nach § 153a der StrafprozeRRordnung in der Fassung vom 7. April 1987
(BGBI. 1S. 1074, 1319) in der jeweils geltenden Fassung Anlass fiir das
Absehen von einer Ahndung nach Absatz 9 sein kann. Daflr spricht
insbesondere, dass sich der Beschuldigte mit der Akzeptanz der nach
§ 153a StPO festgesetzten Auflage bereit gezeigt hat, in Anbetracht des
ihm vorgeworfenen Fehlverhaltens eine Auflage zu erfiillen, die geeignet
ist, das offentliche Interesse an der Verfolgung der Straftat zu beseiti-
gen. Daher soll nach dem Vorbild des § 115b BRAO nunmehr in Satz 1
Nr. 2 eine entsprechende Regelung auch in das Berufsrecht des Thi-
ringer Architekten- und Ingenieurkammergesetzes integriert werden.

In Satz 2 wird der Regelungsgehalt des bisherigen Absatzes 6 Satz 5
Ubernommen. Danach hat der Ehrenausschuss unabhangig von einer
anderweitigen Ahndung weitere Mallnahmen zu verhangen, wenn dies
erforderlich ist, um die betroffene Person oder Berufsgesellschaft zur
Erfillung ihrer Berufspflichten anzuhalten. Im Rahmen der Erforder-
lichkeitspriifung kommt es zukinftig nicht mehr darauf an, ob die wei-
tere MaBnahme zusatzlich notwendig ist, um das Ansehen des Berufs-
stands zu wahren. Entscheidend ist vielmehr allein, ob die MalRnahme
erforderlich ist, um die kiinftig ordnungsgemale Erfillung der Berufs-
pflichten durch die betroffene Person oder Gesellschaft sicherzustellen.
Ist dies der Fall, erscheint es weder nachvollziehbar noch geboten, von
einer weiteren MaRnahme nur deshalb abzusehen, weil das Ansehen
des Berufsstands nicht bertihrt sein mag. Gerade in der letzteren Kon-
stellation ware weiterhin mit Berufspflichtverletzungen zu rechnen, was
insgesamt kaum als sachgerechtes und vertretbares Ergebnis angese-
hen werden kann. Ungeachtet dessen erscheint grundsatzlich jedes mit
der Berufstatigkeit zusammenhangende Delikt geeignet, das Ansehen
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des Berufsstands insgesamt in der Offentlichkeit zu schadigen. Vor die-
sem Hintergrund soll im Ergebnis auf die bisherige Regelung des zu-
satzlichen Erfordernisses, "das Ansehen des Berufsstandes zu wah-
ren", verzichtet werden.

Zu Absatz 10

Nach Satz 1 gelten die Verwarnung und der Verweis mit Eintritt der Un-
anfechtbarkeit der Entscheidung des Ehrenausschusses als vollstreckt,
das heil3t als erteilt. Einer Vollstreckung im engeren Sinne sind sie nicht
fahig, sie bedurfen daher keines weiteren Vollstreckungsaktes. Nach
Satz 2 werden zum gleichen Zeitpunkt Mallnhahmen nach Absatz 4
Satz 1 Nr. 4 bis 7 und 8 Buchst. b und ¢ sowie Absatz 5 Satz 1 Nr. 4, 5
und 6 Buchst. b wirksam, einer Vollstreckung bedarf es insoweit eben-
falls nicht. Nach Satz 3 gilt § 38 Abs. 5 fiir die Vollstreckung der Geld-
bue nach Absatz 4 Satz 1 Nr. 3 und 8 Buchst. a sowie Absatz 5 Satz 1
Nr. 3 und 6 Buchst. a entsprechend. Mit dieser Regelung soll die gleiche
Rechtslage wie flr die Vollstreckung von Kammerbeitragen und Verwal-
tungskosten hergestellt werden.

Zu Absatz 11

Absatz 11 enthalt den Regelungsgehalt des bisherigen Absatzes 10 nur
teilweise, weil in Satz 1 die bisherigen Worte "zu einer Riige und" aus
gesetzessystematischen Griinden gestrichen werden. Der entsprechen-
de Regelungsgehalt ergibt sich nunmehr aus § 34 Abs. 1 Satz 2, der
fur Rigeverfahren die entsprechende Geltung des § 35 Abs. 11 Satz 1
anordnet.

Zu Nummer 23 (Einfligung eines neuen § 36)

§ 36 wird neu eingefligt. Er beinhaltet ausschlielllich Verfahrensrege-
lungen. Diese waren bisher zum Teil in § 35 verortet und werden nun-
mehr aus Griinden der Ubersichtlichkeit von den dortigen materiellrecht-
lichen Regelungen getrennt und in den Absatzen 1 und 2 an einer Stelle
zusammengefuhrt. Darlber hinaus bedarf es einiger allgemeiner Rege-
lungen, die bei Verfahren gegen Berufsgesellschaften zu bertcksichti-
gen sind und in Absatz 3 normiert werden.

Zu Absatz 1

In Absatz 1 wird der Regelungsgehalt des bisherigen § 35 Abs. 4 (iber-
nommen. In den Satzen 1 und 2 werden nunmehr neben Strafverfahren
auch Bufigeldverfahren in Bezug genommen. Die Regelungen verfol-
gen den Zweck, inhaltliche Widerspriche zwischen den verschiedenen
Verfahren zu vermeiden. Dies erscheint mit Blick auf § 35 Abs. 9 gebo-
ten, in dem ebenfalls sowohl auf Straf- als auch Bul3geldverfahren ab-
gestellt wird. Auch vor diesem Hintergrund ist es sinnvoll, Ehrenverfah-
ren nicht nur bis zum Abschluss von Strafverfahren, sondern auch von
Bufigeldverfahren auszusetzen. Denn in beiden Fallen kann erst nach
Beendigung dieser Verfahren festgestellt werden, ob ein sanktionsbe-
dirftiger Uberhang im Sinne des 35 Abs. 9 Satz 2 besteht.

Zu Absatz 2

Absatz 2 entspricht dem bisherigen § 35 Abs. 5. Die im Ermessen ste-
hende Aussetzung kommt bei anderen "gesetzlich geordneten Verfah-
ren", zum Beispiel gerichtlichen, staatsanwaltlichen, polizeilichen oder
finanzamtlichen Verfahren, in Betracht. Voraussetzung ist deren - nach
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Einschatzung des Ehrenausschusses zumindest nicht auszuschliel3en-
de - wesentliche Bedeutung und damit Vorgreiflichkeit fir das Ehren-
verfahren, insbesondere, wenn aufgrund der anderweitig zu erwarten-
den Ahndung von einer Ahndung durch den Ehrenausschuss nach § 35
Abs. 9 Satz 1 abzusehen ist.

Zu Absatz 3

In Satz 1 wird als verfahrensrechtliches Pendant zu § 35 Abs. 2 Satz 3
klargestellt, dass Verfahren gegen die Berufsgesellschaft mit Verfah-
ren gegen ihre Leitungspersonen verbunden werden kénnen. In Satz 2
wird geregelt, unter welchen Voraussetzungen von der Verhangung ei-
ner Malinahme gegen eine Berufsgesellschaft abgesehen werden kann.
Dies ist der Fall, wenn eine MaRnahme im Ehrenverfahren gegen die
Berufsgesellschaft unter Beriicksichtigung aller Umstande des Einzel-
falls, insbesondere der Art der Pflichtverletzung, deren Haufigkeit und
Gleichférmigkeit und des Schwerpunkts der Vorwerfbarkeit, neben der
Verhangung einer MalRnahme im Ehrenverfahren nicht erforderlich er-
scheint. Diese Regelung lehnt sich an § 118c Abs. 2 BRAO an. Bei der
Entscheidung, ob eine Mallnahme im Ehrenverfahren gegen die Berufs-
gesellschaft, gegen die Leitungsperson oder gegen beide zu verhdngen
ist, ist insbesondere zu beriicksichtigen, ob die Ursache der Pflichtver-
letzung in der Gesellschaftsorganisation oder in einem individuellen Ver-
sagen einzelner Personen liegt. Dabei ist jedoch nicht davon auszuge-
hen, dass MaRnahmen gegen die Berufsgesellschaft grundsatzlich nur
dann in Betracht kommen, wenn die Ursache der Pflichtverletzung in der
Gesellschaftsorganisation begriindet sind. Es sind jeweils alle Umstan-
de des Einzelfalles heranzuziehen. Da die Sicherung der Berufspflich-
ten auch der Wahrung des Vertrauens der Offentlichkeit in den Berufs-
stand dient, kommt es im Rahmen der Wirdigung auch darauf an, ob
die Pflichtverletzung in der Aulkenwahrnehmung eher lediglich der indi-
viduell verantwortlichen Leitungsperson zuzuordnen oder aber als Ver-
stol3 der Gesellschaft insgesamt anzusehen ist. In Satz 3 wird fur das
Ehrenverfahren gegen Berufsgesellschaften die entsprechende Geltung
der §§ 113b, 118d und 118f BRAO angeordnet.

Zu Nummer 24 (Anderung des bisherigen § 36, nunmehr § 37)

Die Anderung der Paragrafennummerierung ist eine Folgednderung zur
Einfliigung des neuen § 36.

Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

Die Anderungen sind sprachliche Folgeénderungen aufgrund der An-
derungen in § 6 Abs. 3.

Zu Doppelbuchstabe bb

Mit Blick auf den neu eingefligten Absatz 6 wird eine Kurzbezeichnung
der als Satzung zu erlassenden Bestimmungen (ber die Anordnung,
Durchfiihrung und Bewertung von Ausgleichsmafinahmen eingeflgt.
Zu Buchstabe b

Die Worte "durch einen oder mehrere Wirtschaftsprifer oder vereidigte

Buchprtfer" werden mit Blick auf die Neuregelung in § 38 Abs. 1 Satz 4
gestrichen.
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Zu Buchstabe ¢

Der neu eingefiigte Absatz 6 steht im Kontext mit Absatz 1 Satz 1 Nr. 14
und § 2 Abs. 2 Satz 3 in Verbindung mit Artikel 3 Abs. 1 Buchst. g und h
der Richtlinie 2005/36/EG. Es wird ein formalgesetzlicher Rahmen hin-
sichtlich der satzungsrechtlich durch die Kammer zu regelnden Anfor-
derungen an Ausgleichsmal3nahmen bezuglich Inhalt, Form und Verfah-
ren festgelegt, der sich an den im Prufungsrecht allgemein geltenden
Regelungen orientiert, wobei die weiteren Einzelheiten jeweils von der
Kammer festzulegen sind. Der Gesetzgeber entspricht damit insgesamt
den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts in seinem Beschluss vom
9. Mai 1972, Aktenzeichen 1 BvR 518/62, juris, Randnummer 113, wo-
nach "statusbildende Normen", das heif3t diejenigen Regeln, welche die
Voraussetzungen der Anerkennung einer Berufsqualifikation und das
Anerkennungsverfahren betreffen, in den Grundztgen durch ein férmli-
ches Gesetz - hier insbesondere die §§ 4 bis 8 und 10 - festgelegt wer-
den mussen, wahrend die dann noch erforderlichen erganzenden Re-
gelungen nach dem Ermessen des Gesetzgebers dem Satzungsrecht
der Kammer Uberlassen bleiben kénnen. Nicht zuletzt mit Blick darauf
bedarf die Ordnung Uber Ausgleichsmalinahmen nach Absatz 9 Satz 1
der Genehmigung der Aufsichtsbehdrde.

Der Gesetzgeber darf eine Kammer auch zu verbindlichem Handeln mit
Entscheidungscharakter ermachtigen. Dies gilt - allerdings begrenzt -
auch fir ein Handeln gegentiber Dritten, also Nichtmitgliedern. Ein sol-
ches ist Tragern funktionaler Selbstverwaltung - dazu gehéren auch die
Kammern als Kérperschaften des 6ffentlichen Rechts nach § 20 Abs. 1
Satz 1 - aus verfassungsrechtlicher Sicht aber nur gestattet, weil und
soweit das Volk sein Selbstbestimmungsrecht wahrt, indem es maf3-
geblichen Einfluss behalt. Das erfordert, dass die Aufgaben und Hand-
lungsbefugnisse der Kammerorgane in einem von der Volksvertretung
beschlossenen Gesetz ausreichend vorherbestimmt sind und ihre Wahr-
nehmung der Aufsicht personell demokratisch legitimierter Amtswalter
unterliegt, wie das Bundesverfassungsgericht in seinem Beschluss vom
5. Dezember 2002, Aktenzeichen 2 BvL 5/98, juris, Randnummer 148,
festgestellt hat. Diese Vorgaben sind erfullt. Im Tharinger Architekten-
und Ingenieurkammergesetz werden die Anforderungen, die das Demo-
kratieprinzip an die organisatorische Struktur der vom Volk ausgehenden
Staatsgewalt nach Artikel 20 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes stellt, ge-
wahrt. Auf die Begriindung zu § 26 Abs. 2 wird verwiesen.

Zu den Buchstaben d bis j

Die Anderungen der Absatznummerierungen der bisherigen Abséatze 6
bis 12 sind Folgeanderungen zur Einfligung des neuen Absatzes 6. Die
Anderungen der Verweisungen in den neuen Absétzen 8 bis 10 und 13
sind Folgeadnderungen zu den Anderungen der Absatznummerierungen.

Zu Buchstabe i

Der als Absatz 12 neu gefasste Absatz entspricht inhaltlich im Wesentli-
chen dem bisherigen Absatz 11, ergénzt um die Satze 2 und 3 als Umset-
zung der verbindlichen Anmerkungen der Europaischen Kommission. Er
dient der Umsetzung des Artikels 4 Abs. 6 der Richtlinie (EU) 2018/958.
Auch nach dem Inkrafttreten einer Kammersatzung nach Absatz 7 Satz 1
ist inre Ubereinstimmung mit den Vorgaben der Richtlinie (EU) 2018/958
weiter zu Uberwachen und bei einer Anderung der tatsachlichen Um-
stédnde oder rechtlichen Rahmenbedingungen zu prifen, ob diese Sat-
zung gegebenenfalls angepasst werden muss. Die stetige Uberwachung
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und Uberpriifung ihrer Satzungen gehért zu den Pflichten der Kammer
als Satzungsgeber. Die Aufsichtsbehérde hat nach Satz 2 Halbsatz 1
zu kontrollieren, ob die Kammer diese Pflichten erfiillt. Dem kann sie
effektiv nur dann nachkommen, wenn sie in regelmaRigen Abstanden
Uber entsprechende Entwicklungen und tber deren Wurdigung durch
die Kammer informiert wird. Satz 2 Halbsatz 2 enthalt daher die Pflicht
der Kammer zur termingerechten Ubermittlung jahrlicher Priifberich-
te an die Aufsichtsbehdrde. Nach Satz 3 sind diesen Priifberichten alle
gegeniber der Kammer abgegebenen Stellungnahmen beizufiigen, die
Relevanz flr ihre VerhaltnismaRigkeitsprifung nach der Richtlinie (EU)
2018/958 haben konnen.

Zu Nummer 25 (Anderung des bisherigen § 37, nunmehr § 38)

Die Anderung der Paragrafennummerierung ist eine Folgednderung zur
Einfligung des neuen § 36.

Zu Absatz 1

Satz 1 Halbsatz 1 beinhaltet den Grundsatz, wonach fiir das Haus-
halts-, Kassen- und Rechnungswesen der Kammer die Bestimmungen
des Teils VI der Thiringer Landeshaushaltsordnung (ThirLHO) in der
Fassung vom 19. September 2000 (GVBI. S. 282) in der jeweils gelten-
den Fassung Anwendung finden. Ausgenommen hiervon ist nach Satz 1
Halbsatz 2 neben § 108 ThirLHO zukinftig auch § 109 Abs. 3 Satz 1
und 2 Halbsatz 2 ThiarLHO, so dass das bisherige Erfordernis der Ge-
nehmigung der Aufsichtsbehorde der Entlastung des Vorstands durch
die Vertreterversammlung entfallt. Sie wird ersetzt durch praventive Vor-
lage- und Berichtspflichten der Kammer nach den Satzen 6 und 7. Daflr
spricht, dass insbesondere in den Fallen, in denen die Aufsichtsbehoérde
aufgrund des Ausschlusses des § 108 ThiirLHO bereits am Zustande-
kommen des Haushaltsplans der Kammer nicht im Rahmen eines Ge-
nehmigungsverfahrens mitgewirkt hat, auch kein Entlastungsbeduirfnis
im "AuRenverhaltnis" zwischen der Kammer und der Aufsichtsbehdrde
besteht. In der Sache erscheint die umfassende Priifung der Haushalts-
rechnung durch eine kammerexterne Stelle, ein nach Satz 4 vorgese-
hener Wirtschaftsprifer, auch gleichermalien hinreichend wie geboten.
Letztlich ergeben sich aus § 37 Abs. 10 in Verbindung mit § 20 Abs. 2
zusatzliche Eingriffsmoglichkeiten der Aufsichtsbehdrde.

Satz 1 Halbsatz 2 ist eine spezialgesetzliche Regelung im Sinne des
§ 105 Abs. 1 ThirLHO. Weitergehende Moglichkeiten einer Abweichung
durch Kammersatzung sind formalgesetzlich nicht vorgesehen.

Die Satze 2 und 3 stehen im Kontext mit § 4 Satz 1 sowie den §§ 7 und
109 Abs. 1 TharLHO. Ihnen kommt mit Blick auf Satz 1 Halbsatz 1 le-
diglich deklaratorische Bedeutung zu.

Mit der Rechnungslegung weist das Exekutivorgan der juristischen Per-
son, der Vorstand der Kammer, die bestimmungsgemalie Ausfihrung
des Haushaltsplans nach. Uber § 105 Abs. 1 Nr. 2 ThiirrLHO gelten auch
die §§ 80 bis 87 ThirLHO entsprechend. Alle Einnahmen und geleiste-
ten Ausgaben sind nachzuweisen und den Soll-Ansatzen des Haushalts-
plans gegentiberzustellen. Rechnungslegung, also Rechenschaftslegung
im Sinne des § 109 ThirLHO, bedeutet, die notwendige Rechnung ord-
nungsmafig aufzustellen, sie von einer unabhangigen Prifungsstelle
prifen zu lassen und den Prifungsbericht zusammen mit der Rechnung
der fir die Entlastung des Vorstands nach § 24 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 zu-
standigen Stelle, der Vertreterversammlung, vorzulegen.
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In den Satzen 4 und 5 wird die Notwendigkeit der Prifung der Haus-
haltsrechnung durch eine kammerexterne Stelle in Person eines Wirt-
schaftsprifers geregelt. Diese ergab sich in der Vergangenheit aus dem
bisherigen § 36 Abs. 4 Nr. 3 nur mittelbar durch den Normbefehl an die
Kammer zur Schaffung einer entsprechenden satzungsmaRigen Rege-
lung. Die von der Kammer beauftragte Person hat einen schriftlichen
Bericht in Form eines Priifvermerks Uber die Priifungsergebnisse anzu-
fertigen, der auf konkrete Feststellungen eingeht. Dabei sind Priifungs-
ergebnisse hervorzuheben, die fiir die Entlastung wegen der Haushalts-
rechnung von Bedeutung sein konnen. In Satz 5 wird die Priifung auch
auf die Haushalts- und Wirtschaftsflihrung der Kammer erstreckt. Fir
den Prifbericht werden damit ber den an § 109 Abs. 1 ThirLHO an-
knipfenden Soll/Ist-Vergleich und die daraus ableitbaren Feststellun-
gen, ob der Haushaltsplan bestimmungsgeman ausgefiihrt wurde, hi-
naus weitergehende Hinweise unter dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit
der Geschéftsfiihrung erwartet. Die Prifung der Haushalts- und Wirt-
schaftsfiihrung wird allerdings nicht dieselbe Intensitat haben kénnen
wie das daneben bestehende und mit gleichem Wortlaut umschriebene
Prifungsrecht des Landesrechnungshofs nach § 111 ThiarLHO, da die
Prifung nach § 109 Abs. 2 ThirLHO Bestandteil des Entlastungsver-
fahrens ist, das sich zeitnah an die Rechnungslegung anschlie3en soll.

Zu Absatz 2

Nach Satz 1 Halbsatz 1 ist die Kammer berechtigt, abweichend vom
Grundsatz des Absatzes 1 und damit abweichend von den Bestimmun-
gen der Thiringer Landeshaushaltsordnung einen Wirtschaftsplan an-
stelle eines Haushaltsplanes aufzustellen, die Blcher nach den Regeln
der kaufmannischen Buchflhrung zu fihren und einen Jahresabschluss
nach handelsrechtlichen Grundsatzen zu erstellen. Die Bestimmung ist
spezialgesetzliche Regelung im Sinne des § 105 Abs. 1 ThiurLHO. Da-
mit sind die rechtlichen Voraussetzungen dafiir geschaffen, dass die
Kammer von der Kameralistik auf eine doppelte kaufmannische Buch-
fuhrung und einen handelsrechtlichen Jahresabschluss, also eine Bi-
lanz, Gewinn- und Verlustrechnung, umstellen kann.

Im Gleichklang mit Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 wird in Satz 2 auf das
bisherige Erfordernis der Genehmigung der Aufsichtsbehoérde der Ent-
lastung des Vorstands durch die Vertreterversammlung verzichtet. Auf
die Begriindung zu Absatz 1 wird hingewiesen.

In Satz 3 wird die entsprechende Geltung der neuen Regelungen des
Absatzes 1 Satz 2 bis 7 geregelt. Mit Blick darauf kann die bisherige An-
ordnung der entsprechenden Geltung des § 7 Abs. 1 ThirLHO entfallen.

Der angefiigte Satz 4 steht im Kontext mit § 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und
Abs. 4.

Zu Nummer 26 (Anderung des bisherigen § 38, nunmehr § 39)

Die Anderung der Paragrafennummerierung ist eine Folgednderung zur
Einfigung des neuen § 36.

Zu Buchstabe a

In Absatz 1 werden einzelne Ordnungswidrigkeitentatbestande geregelt.
In Nummer 1 wird die bisherige Verweisung auf § 3 Abs. 4 bis 7 durch
die Verweisung auf § 3 Abs. 5 und 8 ersetzt. Die Absatze 2 und 6 des
§ 3 werden in Nummer 1 nicht aufgefihrt, weil sie in den Nummern 2
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und 3 gesondert geregelt sind. Die unbefugte Fiihrung der Berufsbe-
zeichnung "Ingenieur" nach § 3 Abs. 4 und 7 wird nunmehr in Nummer 4
erfasst. Dariiber hinaus wird der in Nummer 1 geregelte Tatbestand auf
das Fihren von Berufsbezeichnungen nach § 3 Abs. 1 und 5 von Ge-
sellschaften nach § 3 Abs. 8 ausgedehnt und dadurch ein Redaktions-
versehen beseitigt.

Die Anderung der Nummer 4 ist in erster Linie Folge der Einfiinrung neu-
er Untersagungstatbestande in § 4 Abs. 1 Satz 2, Abs. 5 Satz2 und § 15
Abs. 1 Satz 3 sowie § 35 Abs. 5 Satz 1 Nr. 5. Darlber hinaus ist sie die
Folge der Anderung des bisherigen § 35 Abs. 6 Satz 1 Nr. 8; die Unter-
sagung beschrankt sich nunmehr mit Blick auf die lediglich deklaratorisch
wirkende Eintragung mit der Berufsbezeichnung "Architekt" nach § 31
Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 auf die Félle des § 35 Abs. 4 Satz 1 Nr. 8 Buchst. b.

Das Tatbestandsmerkmal der Vollziehbarkeit der Untersagungsverfu-
gung, die als Verwaltungsakt einzustufen ist, ist anhand verwaltungs-
rechtlicher Regelungen zu beurteilen und erflllt, wenn die Untersagungs-
verfligung gegenuber dem Bescheidadressaten bekannt gegeben wurde
und nicht nach § 44 ThirVwVfG nichtig ist. Die Vollziehbarkeit wird - so-
fern kein Fall des § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO vorliegt - nach § 80 Abs. 1
Satz 1 VwGO gehemmt, wenn der Bescheidadressat gegen die Unter-
sagungsverfigung Anfechtungsklage erhebt. Rechtsfolge der eingetre-
tenen Hemmung ist, dass die Untersagungsverfligung bis zur Bestands-
kraft beziehungsweise bis zur Beendigung der aufschiebenden Wirkung
nach § 80b VwGO nicht beachtet werden muss.

Die Verletzung der Anzeige- und Mitteilungspflichten nach den §§ 13
und 15 durch auswartige Dienstleister sowie Gesellschaften wird nun-
mehr durch die Regelungen in den Nummern 5 und 6 als Ordnungswid-
rigkeit buflgeldsanktioniert. Die Erfilllung der Anzeigepflichten sowohl
hinsichtlich der Erst- als auch der Wiederholungsanzeige ist zentrale Vo-
raussetzung daflir, dass auswartige Dienstleister in Thiringen Dienst-
leistungen erbringen oder weiterhin erbringen dirfen. Fir die Kammer
bestehen bei Nichterfiullung dieser Kardinalpflichten - auerhalb von Be-
schwerden von Verbrauchern - kaum Méglichkeiten, friihzeitig, also vor
Beginn der Dienstleistung, auf die Anwesenheit auswartiger Dienstleis-
ter und auswartiger Gesellschaften in Thiringen aufmerksam zu wer-
den, um in der Folge die Einhaltung deren Berufspflichten - dazu zahit
auch die ordnungsgemale Fihrung von Berufsbezeichnungen - kont-
rollieren zu kdnnen. Die Warn- und Abschreckungsfunktion des BuRRgel-
des soll dazu dienen, die Befolgung der Anzeige- und Mitteilungspflich-
ten durch auswartige Dienstleister zu férdern und abzusichern.

Zu Buchstabe b

In Absatz 3 werden die Nummern 1 und 2 aus Griinden der Ubersicht-
lichkeit weiter untergliedert.

Die Zustandigkeiten der Architektenkammer Thiringen und der Inge-
nieurkammer Thiiringen werden als Folgednderung zur Anderung des
Absatzes 1 auf die neuen Ordnungswidrigkeitentatbestande nach Ab-
satz 1 Nr. 4 bis 6 ausgedehnt.

Zu Buchstabe ¢

Die Anderung ist eine Folgednderung zur Einfligung des neuen § 36.
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Zu Nummer 27 (Anderung des bisherigen § 39, nunmehr § 40)

Die Anderung der Paragrafennummerierung ist eine Folgeanderung zur
Einflgung des neuen § 36.

Zu Buchstabe a

Satz 1 Nr. 1 wird redaktionell Uberarbeitet und inhaltlich um die Worte
"sowie Mindestanteile der Lehrveranstaltungen in Prasenzform" erganzt.
Damit wird einem Anliegen insbesondere der Architektenkammer Thu-
ringen entsprochen, aus deren Sicht die praktischen Aspekte der Archi-
tekturausbildung zumindest in einem reinen Fernstudium nicht mehr in
ausgewogener Form zur Geltung kommen. Die in diesem Kontext weiter
zu klarenden Fragestellungen sollen zukunftig gegebenenfalls im Rah-
men einer Rechtsverordnung verbindlich geregelt werden kénnen. Mit
der entsprechenden Regelung in Satz 1 Nr. 1 wird diese Mdglichkeit er-
offnet. Unter Lehrveranstaltungen in Prasenzform ist dabei im Gegen-
satz zu einem Fernstudium der Studienanteil zu verstehen, der durch
Studierende im direkten Austausch mit Lehrenden an der Hochschule,
mithin dem Lernort, durchgefihrt wird. Diese ermdglichen auch den in-
formellen Austausch am Rande sowohl vor als auch nach den Lehrver-
anstaltungen, wie er nur bei gleichzeitiger Anwesenheit an einem Ort in
Prasenz moglich ist.

Zu Buchstabe b

Die Anderung des Klammerzusatzes ist eine Folgeanderung zur Einfii-
gung des neuen § 36.

Zu Buchstabe ¢

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung, mit der die Zuordnung
der Verweisungen konkretisiert wird.

Zu Nummer 28 (Neufassung der bisherigen §§ 40 bis 42, nunmehr
§§ 41 bis 43)

Zu § 41

Die Anderung der Paragrafennummerierung ist eine Folgednderung zur
Einfigung des neuen § 36. Die Kammer hat - wie schon bisher - die
Aufgabe der Fihrung einer Landesstatistik hinsichtlich aller in ihrer Zu-
standigkeit liegenden Verfahren nach dem Thuringer Architekten- und
Ingenieurkammergesetz, welche die Feststellung der Gleichwertigkeit
auslandischer Berufsqualifikationen betreffen. Die Regelung steht in
sachlichem Zusammenhang mit § 16 ThurBQFG.

Zu § 42

Die Anderung der Paragrafennummerierung ist eine Folgednderung zur
Einfigung des neuen § 36.

Die in den Abséatzen 1 bis 5 enthaltenen bisherigen Ubergangsbestim-
mungen werden sprachlich Uberarbeitet und aktualisiert.

Zu Absatz 1

Der Regelungsgehalt der bisherigen Absatze 1 und 2 wird in Absatz 1
zusammengefasst.
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Zu Absatz 2

Der neue Absatz 2 steht in Zusammenhang mit Anderungen der §§ 9
Absatz 2 bis 4, 32 Abs. 3 und 4 sowie 33 Abs. 1 und 2. Vor diesem Hin-
tergrund besteht fir die in das Gesellschaftsverzeichnis der Kammer
eingetragenen Gesellschaften gegebenenfalls die Notwendigkeit, ihre
Gesellschaftsvertrdge entsprechend anzupassen. Dariber hinaus er-
gibt sich fur diese Gesellschaften und selbststdndige Kammermitglieder
die Notwendigkeit der Uberpriifung und gegebenenfalls Anpassung ih-
rer Haftpflichtversicherungen. Die Anpassungsfrist in Satz 1 wird - auch
unter Bertcksichtigung einer etwaigen Verpflichtung zur notariellen Be-
urkundung gesellschaftsvertraglicher Anderungen - fiir erforderlich, aber
auch hinreichend gehalten.

Zu Absatz 3

Absatz 3 enthalt im Wesentlichen den Regelungsgehalt des bisherigen
Absatzes 3. Nach Satz 1 werden die bis zum Inkrafttreten des Dritten Ge-
setzes zur Anderung des Thiiringer Architekten- und Ingenieurkammer-
gesetzes formlich eingeleiteten Genehmigungs-, Eintragungs-, Schlich-
tungs- und Ehrenverfahren grundsatzlich nach den bis dahin geltenden
Bestimmungen fortgesetzt. Dies soll auch fir das materielle Recht gel-
ten, da eine Umstellung auf die geanderten Bestimmungen eine erneu-
te Prifung und Bewertung der Sach- und Rechtslage gegebenenfalls
unmittelbar vor Abschluss befindlicher Vorgange erfordern wiirde, was
mit zusatzlichem Kosten- und Zeitaufwand verbunden ware. Davon ab-
weichend sollen nach Satz 2 die geanderten materiellen Anforderun-
gen gelten, soweit diese fir die antragstellende Person glinstigere Re-
gelungen enthalten.

Zu Absatz 4

Absatz 4 enthalt den Regelungsgehalt des bisherigen Absatzes 4. Er
wird als "standige" Ubergangsregelung, mithin als Blankettnorm, ausge-
staltet. Die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes oder einer Anderung
dieses Gesetzes gewahlten Mitglieder der Organe und Ausschiisse der
Kammer bleiben bis zum Ablauf ihnrer Amtsperiode nach den jeweils vor
Inkrafttreten dieses Gesetzes oder der jeweiligen Anderung dieses Ge-
setzes geltenden Bestimmungen im Amt. Dadurch wird die Kontinuitat
der Kammerarbeit gewahrleistet. Dartber hinaus soll zum Zeitpunkt ih-
rer Wahl definitiv feststehen, flr welche Zeitspanne eine Person in eine
Funktion gewahlt wird und sich ehrenamtlich "verpflichtet".

Zu Absatz 5

Nach Absatz 5, der als "standige" Ubergangsregelung, mithin als Blan-
kettnorm normiert wird, ist die Kammer verpflichtet, Satzungen inner-
halb von zwei Jahren nach Inkrafttreten oder nach einer Anderung die-
ses Gesetzes den jeweils geltenden Bestimmungen dieses Gesetzes
entsprechend entweder erstmalig zu erlassen oder durch Satzungsan-
derungen anzupassen. Die Frist ist eine "Arbeitsfrist" und keine "Schon-
frist". Sie erscheint wegen des in rechtsaufsichtlicher Sicht bestehenden
Novellierungsbedarfs aktueller Kammersatzungen geboten. Mit dem in
Artikel 2 geregelten Inkrafttreten dieses Gesetzes treten die entspre-
chenden Rechtswirkungen sofort ein.

Zu Absatz 6

Absatz 6 wird aufgehoben, da fiir die Regelung kein Bedarf mehr besteht.
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Zu §43

Die Anderung der Paragrafennummerierung ist eine Folgeanderung zur
Einflgung des neuen § 36. § 43 enthalt die Ubliche Gleichstellungsbe-
stimmung und stellt sicher, dass die personenbezogenen Bezeichnun-
gen fir alle Personen unabhangig von deren Zugehdrigkeit zu einem
bestimmten Geschlecht gelten.

Zu Nummer 29 (Anderung des bisherigen § 43, nunmehr § 44)

Die Anderung der Paragrafennummerierung ist eine Folgeanderung zur
Einfigung des neuen § 36.

Zu Nummer 30 (Inhaltstibersicht)

Infolge der gednderten Paragrafenbezeichnungen und -nummerierun-
gen ist eine redaktionelle Anpassung der Inhaltstbersicht erforderlich.

Zu Nummer 31 (Anlage)

Die Anderung des Klammerzusatzes ist eine redaktionelle Folgeande-
rung zur Einfligung des neuen § 36 und zur Anderung der Absatznum-
merierungen in § 37.

Die Anderung der Einleitung der Nummer 2.3. der Anlage unter nunmeh-
riger Berlicksichtigung des Wortes "insbesondere" erfolgt aufgrund einer
verbindlichen Stellungnahme der Europaischen Kommission und dient
- in Umsetzung des Artikels 7 Abs. 3 der Richtlinie (EU) 2018/958 - der
Klarstellung, dass es sich bei den in den Buchstaben a bis | aufgezahl-
ten Anforderungen lediglich um Regelbeispiele handelt, das heil3t nicht
um einen abschlieRenden Anforderungskatalog.

Zu Artikel 2

Das Anderungsgesetz soll am Tag nach der Verkiindung in Kraft treten,
da es keinen Umstellungsbedarf auslést.
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Ergebnis der VerhaltnismaRigkeitspriiffung nach Artikel 2 Abs. 1 der Richtlinie
(EU) 2018/958

A. Ausgangslage

Das Thuringer Architekten- und Ingenieurkammergesetz (ThirAlIKG) enthalt de lege
lata Regelungen, welche die Berechtigung zum Fuhren der Berufsbezeichnungen
JArchitekt, ,Architektin® ,Innenarchitekt®, ,Innenarchitektin® ,Landschaftsarchitekt®,
,Landschaftsarchitektin® ,Stadtplaner, Stadtplanerin® ,Ingenieur®, ,Ingenieurin®
.Beratender Ingenieur® und ,Beratende Ingenieurin® an den Besitz bestimmter
Berufsqualifikationen binden. Aufgrund dieser Beschrankung handelt es sich bei den
genannten Berufen um ,reglementierte Berufe® im Sinne des Artikels 3 Abs. 1
Buchst. a Satz 1 der Richtlinie 2005/36/EG des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 7. September 2005 Uber die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABI.
L 255 vom 30.9.2005, S. 22; L 271 vom 16.10.2007, S. 18; L 93 vom 4.4.2008, S. 28;
L 33 vom 3.2.2009, S. 49; L 305 vom 24.10.2014, S. 115; L 177 vom 8.7.2015, S. 60;
L 268 vom 15.10.2015, S. 35; L 95 vom 9.4.2016, S. 20).

Nach Artikel 2 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2018/958 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 28. Juni 2018 Uber eine Verhaltnismafigkeitsprifung vor Erlass neuer
Berufsreglementierungen (ABI. L 173 vom 9.7.2018, S. 25) ist ihr Geltungsbereich an
den der Richtlinie 2005/36/EG ,gekoppelt®. Es geht also - wie bei der
Richtlinie 2005/36/EG - ,nur‘ um nationale Regelungen, die fir die Berechtigung zur
Aufnahme oder Auslibung eines Berufs oder einer bestimmten Art seiner Auslibung
bestimmte Berufsqualifikationen voraussetzen. Dass die Richtlinie (EU) 2018/958 den
Artikel 59 der Richtlinie 2005/36/EG erganzen soll, wird durch Artikel 11 Abs. 1 der
Richtlinie (EU) 2018/958 Uber ,Transparenz® verdeutlicht, der sicherstellt, dass die im
Rahmen der Richtlinie (EU) 2018/958 von den Mitgliedstaaten bereit zu stellenden
Informationen in die Datenbank nach Artikel 59 Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/ EG
eingestellt und im von Artikel 59 Abs. 8 der Richtlinie 2005/36/EG vorgesehenen
Bericht der Kommission berlcksichtigt werden (vgl. Erwagungsgrund 8 Satz 3 der
Richtlinie (EU) 2018/958).

Regelungen, die den Zugang zu reglementierten Berufen oder deren Ausibung nicht
beschranken, einschlieBlich  redaktioneller ~Anderungen oder technischer
Anpassungen des Inhalts von Ausbildungsgangen oder der Aktualisierung von
Ausbildungsvorschriften, fallen nicht in den Geltungsbereich der Richtlinie
(EU) 2018/958 (Erwagungsgrund 9 Satz 2 der Richtlinie (EU) 2018/958).

Nach § 25 Abs. 3 Satz 5 der Gemeinsamen Geschéaftsordnung fur die Landesregierung
sowie fur die Ministerien und die Staatskanzlei des Freistaats Thiringen (ThurGGO)
vom 13. Mai 2015, zuletzt geandert durch Beschluss vom 21. Juli 2020 (GVBI. S. 444),
erfolgen im Geltungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/958 die Prifung und weitere
Mallnahmen auf Grundlage der Verwaltungsvorschrift der Landesregierung zur
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/958 vom 21. Juli 2020 (StAnz. Nr. 32/2020
S. 963) in der jeweils geltenden Fassung (nachfolgend: VV). Die Prufung findet vor
dem Erlass neuer oder der Anderung bestehender Regelungen insbesondere
daraufhin statt, ob der Erlass neuer oder die Anderung bestehender Regelungen
nichtdiskriminierend (Erster Abschnitt Ziffer 1.4 der VV), durch Ziele des
Allgemeininteresses gerechtfertigt (Erster Abschnitt Ziffer 1.5 Satz 1 der VV) und
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verhaltnismalig sind (Erster Abschnitt Ziffer 1.5 Satz 2 und Ziffer 2 der VV, vqgl.
Erwagungsgrund 20 Satz 1 der Richtlinie (EU) 2018/958).

Regelungen, welche die Berechtigung zum Fihren der (eingangs genannten)
Berufsbezeichnungen (Erwagungsgrund 11 der Richtlinie (EU) 2018/958: Form der
Reglementierung - Art der Berufsausubung) an den Besitz bestimmter
Berufsqualifikationen binden (Beschrankung), enthalten die §§ 4 bis 9, 13 und 15
ThUrAIKG. Der Vorbehalt einer bestimmten Berufsqualifikation (Anforderung) wird
demnach nicht erst neu eingefuhrt. Allerdings werden bereits bestehende
Bedingungen (Voraussetzungen) fur die Verwendung der Berufsbezeichnungen
redaktionell GUberarbeitet und geringfligig inhaltlich verandert (vgl. B. und C.).

Die Aufnahme [Zugang] beruflicher Tatigkeiten (Erwagungsgrund 11 der Richtlinie
(EU) 2018/958: Form der Reglementierung) wird nicht reglementiert. Daruber hinaus
werden keine in unmittelbarem Zusammenhang mit der Berufsqualifikation stehenden
Berufsausubungsregelungen eingefuhrt oder geandert.

B. Geltungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/958
Nachfolgende Paragraphen ohne Gesetzesangaben sind solche des ThirAIKG.

1. Der neue § 4 Abs. 5 und 6 sowie die neuen §§ 9 und 15 regeln das Recht zum
FUhren deutscher Berufsbezeichnungen durch Gesellschaften mit Sitz oder
Niederlassung in Thiringen (§ 9) und durch auswartige Gesellschaften (§ 15). Nach
Artikel 2 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2018/958 ist ihr Geltungsbereich an den der
Richtlinie 2005/36/EG ,gekoppelt‘. Die Richtlinie 2005/36/EG gilt ausschlieBlich flr
naturliche Personen, nicht aber fur Gesellschaften. Dies ergibt sich aus dem Wortlaut
des Artikels 2 Abs. 1 der Richtlinie 2005/36/EG (vgl. Begriffe ,Staatsangehdriger”,
.Migrant®, ,selbststandiger oder abhangig Beschaftigter®). Vor diesem Hintergrund ist
der Geltungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/958 (fir Gesellschaften) nicht eréffnet.
Dies ist nicht gleichbedeutend damit, dass insoweit keine VerhaltnismaRigkeitsprufung
durchzufihren ist. Diese ist insoweit vielmehr am bundesdeutschen
Verhaltnismaligkeitsgrundsatz auszurichten. Die genannten Regelungen wurden
indes hauptsachlich redaktionell Gberarbeitet (vgl. Gesetzesbegriindung zu § 4 Abs. 5
und 6 sowie zu § 15), inhaltliche Anderungen bestehen in der Aufhebung bisher
bestehender Beschrankungen (vgl. Gesetzesbegrindung zu §9 Abs. 2). Auch
deshalb durfte der Geltungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/958 nicht eroffnet sein.

2. § 13 Abs. 6 Satz 4 und Abs. 7-neu regelt das Recht zum Fuhren einer deutschen
Berufsbezeichnung durch auswartige Dienstleister (natlrliche Personen). Die
Anderungen gegeniiber dem bisherigen § 14 Abs. 5 und 6 sind bloR redaktioneller Art.
Es handelt sich nicht um inhaltliche Anderungen.

Unbeschadet dessen wird die in § 13 Abs. 7 Satz 1 normierte Mdglichkeit zum Flhren
der geschutzten deutschen Berufsbezeichnungen ,Architekt® / ,Architektin®
(allgemeine Regelung fir die Anerkennung, Artikel 10 der Richtlinie 2005/35/ EG),
,Innenarchitekt” / ,Innenarchitektin“, ,Landschaftsarchitekt / ,Landschaftsarchitektin®,
.otadtplaner” / ,Stadtplanerin®, ,Beratender Ingenieur® / ,Beratende Ingenieurin“ und
,Ingenieurin® / ,Ingenieur® von der Richtlinie 2005/36/EG auch nicht erfasst. § 13
Abs. 7 gewahrt auswartigen Dienstleistern Uber das Grundsatz- Ausnahmeverhaltnis
nach Artikel 7 Abs. 3 Satz 1 und 4 der Richtlinie 2005/36/EG, der durch § 13 Abs. 6
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Satz 1 bis 4 umgesetzt wird, hinausgehende Rechte (und enthalt daher keine
Beschrankungen). Auch vor diesem Hintergrund ist der Geltungsbereich der Richtlinie
(EU) 2018/958 nicht eroffnet.

3. Die Andqrungen der §§ 5 bis 7 sind blol} redaktioneller Art. Es handelt sich nicht um
inhaltliche Anderungen. Vor diesem Hintergrund ist der Geltungsbereich der Richtlinie
(EU) 2018/958 nicht eroffnet.

4.8 4 Abs. 1 bis 4 regelt das Recht zum Fuhren der Berufsbezeichnungen ,Ingenieurin®
I ,Ingenieur* im Rahmen der Niederlassungsfreiheit. Die Beschrankung der
Berufsfreiheit besteht - wie bisher - einzig und allein in der Anforderung (zum Begriff,
vgl. § 4 Nr. 7 der Richtlinie 2006/123/EG des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 12. Dezember 2006 uber Dienstleistungen im Binnenmarkt [ABI. L 376 vom
27.12.2006, S. 36]) einer Berufsqualifikation, die ihrerseits bestimmte Bedingungen
(Voraussetzungen) erfillen muss, deren Vorliegen bei auslandischen
Berufsqualifikationen im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens uberpruft werden
(Gleichartigkeit, Gleichwertigkeit).

Die Frage der Anwendbarkeit der Richtlinie 2005/36/EG und der Richtlinie
(EU) 2018/958 auf rein innerstaatliche Sachverhalte ist rechtwissenschaftlich nicht
endgultig beantwortet, bedarf aber an dieser Stelle keiner abschlieRenden Klarung.
Denn die Anderungen innerhalb des Tatbestandes des §4 erfolgen aus
Klarstellungsgrunden und sind lediglich redaktioneller Art. Mit ihnen ist keine inhaltliche
Anderung der bisherigen Rechtslage (Beschrankung) verbunden. Bereits vor diesem
Hintergrund ist der Geltungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/958 nicht erdffnet. Im
Einzelnen:

a. Zu Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a-neu (bisher: § 4 Abs. 1 Nr. 1 Halbsatz 1)

Durch die Ersetzung der bisherigen Voraussetzung der ,technischen oder
naturwissenschaftlichen Fachrichtung® durch  den Passus  ,technisch-
naturwissenschaftliche Fachrichtung” wird lediglich klargestellt, dass rein
naturwissenschaftliche Studiengange, wie etwa Biologie, Chemie oder Physik, nicht
zum Fuhren der Berufsbezeichnungen ,Ingenieurin® / ,Ingenieur” berechtigen. Rein
naturwissenschaftliche Abschlisse sind kein ,Weniger* im Verhaltnis zur
Ingenieurausbildung, sondern eine andere Disziplin (ein ,aliud®). Diese inhaltliche
Ausrichtung des Tatbestandes ergab sich bisher bereits aus dem Passus ,...wobei
dieses Studium Uberwiegend ingenieurspezifische Facher aus den Bereichen
Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik umfasst;* (nunmehr: Abs.
1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. c).

b. Zum bisherigen Absatz 1 Nr. 2

Die Streichung des bisherigen Absatzes 1 Nr. 2 erfolgt unter Deregulierungsaspekten.
Das Vorhalten dieses Tatbestandes ist nicht mehr notwendig: In Thuringen gibt es
keine Bergschule als Bildungseinrichtung flr technische Grubenbeamte. Soweit dies
in anderen Landern verbunden mit dem Recht zum Fuhren der Berufsbezeichnungen
.Ingenieurin® / ,Ingenieur noch der Fall ist, ist das Flhren dieser Berufsbezeichnung
nach wie vor auch in Thuaringen moglich (vgl. Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b-neu; bisher:
Absatz 1 Nr. 4). Die Streichung bewirkt daher keine (beschrankende) inhaltliche
Anderung der bisherigen Rechtslage.
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c. Zu Absatz 2 Satz 2-neu

Die Regelung bestimmt, dass ,§ 9 ThurBQFG mit Ausnahme des Absatzes 2 Nr. 3"
entsprechend qilt.

Mit der Ausnahmeregelung ist keine inhaltliche Anderung der bisherigen Rechtslage
verbunden, da der entsprechende Regelungsgehalt - Ausgleich wesentlicher
Unterschiede aullerhalb von AusgleichsmalRnahmen durch Berufspraxis oder
lebenslanges Lernen - sich bereits aus der bisherigen Regelung des § 5 Abs. 3 ergibt
(§ 5 Abs. 1 Satz 1 bis 3-neu).

[Annex: Mit der Bestimmung des § 10 Abs. 8 Satz 3 besteht zukinftig - Gber die
inzidente Gleichwertigkeitsprifung im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens (§ 10
Abs. 8 Satz 1) hinaus - ein Rechtsanspruch auf isolierte Feststellung der
Gleichwertigkeit einer auslandischen Berufsqualifikation mit einem inlandischen
Referenzberuf auch aulerhalb eines Genehmigungsverfahrens. Die Einfuhrung dieser
neuen Regelung steht nicht im Kontext mit dem Fuhren der Berufsbezeichnung (Art
der Berufsausubung). Darlber hinaus kommt der Regelung auch keine
einschrankende Wirkung zu. Vielmehr verleiht sie Personen mit auslandischen
Berufsqualifikationen Uber die aktuelle Rechtslage hinausgehende (zusatzliche)
Rechte.]

d. Zu Absatz 3

Inhaltlicher Schwerpunkt ist die Aufgabe des EU-Staatsangeharigkeitsvorbehalts in
Anlehnung an die Regelungen des Tharinger
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes (ThurBQFG) vom 16. April 2014, zuletzt
geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2020 (GVBI. S. 660). Bei
der Prufung der Gleichwertigkeit von Berufsqualifikationen, sei es im
Genehmigungsverfahren (Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 Satz 1 Nr. 2) oder auRerhalb des
Genehmigungsverfahrens (§ 10 Abs. 8 Satz 3), soll es kunftig keine Differenzierung
nach der Staatsangehorigkeit der antragstellenden Person (Europaische Union,
Europaischer  Wirtschaftsraum, Schweiz  oder Drittstaat) mehr geben.
Ausschlaggebend fir die Verfahren nach dem ThurAIKG sind dann nur noch Inhalt
und Qualitat der Qualifikationen. Es wird lediglich nach der Herkunft des
Ausbildungsnachweises unterschieden zwischen Ausbildungsnachweisen aus der
Europaischen Union, dem Europaischen Wirtschaftsraum und der Schweiz einerseits
und Ausbildungsnachweisen aus Drittstaaten andererseits. Prifungsmalstab in allen
Fallen ist insbesondere das Fehlen bzw. Vorhandensein wesentlicher Unterschiede
zwischen der vom Antragsteller nachgewiesenen Berufsqualifikation und der
entsprechenden inlandischen Ausbildung. Die Entkopplung der Anerkennungsregeln
von der Staatsangehorigkeit beendet die (diskriminierende) Benachteiligung
Drittstaatsangehoriger, die Uber dieselbe fachliche Qualifikation verfigen.

e. Zu Absatz 4

Die Anderungen sind bloR redaktioneller Art. Es handelt sich nicht um inhaltliche
Anderungen.
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C. Erforderlichkeit einer VerhaltnismaRigkeitspriufung
I. § 8 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b und c und Abs. 4-neu

1. § 8 (geschutzte Berufsbezeichnungen ,Beratende Ingenieurin® / ,Beratender
Ingenieur®) stellt bereits de lege lata eine Form der Reglementierung eines Berufs dar,
bei der die Verwendung einer Berufsbezeichnung bei der Ausibung einer beruflichen
Tatigkeit (aber nicht die Austubung einer beruflichen Tatigkeit selbst) unmittelbar dem
Besitz einer bestimmten Berufsqualifikation unterliegt.

2. Bei § 8 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b und ¢ und Abs. 4-neu handelt es sich jeweils um
inhaltliche Anderungen, die weder den Zugang noch die Ausilibung des
reglementierten Berufs des (Beratenden) Ingenieurs / der (Beratenden) Ingenieurin
beschranken (Artikel 4 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2018/958; Erster Abschnitt Ziffer 1.1
der VV).

Anders als Artikel 2 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2018/958 stellt Artikel 4 Abs. 1 der
Richtlinie (EU) 2018/958 (Erster Abschnitt Ziffer 1.1 der VV) hinsichtlich der
verschiedenen  Moglichkeiten  der  Berufsreglementierung nur auf die
,Berufsausubung®, aber nicht auf die ,Art der Berufsausibung, einschliel3lich des
Fuhrens einer Berufsbezeichnung” ab. Diese divergente Regelungssystematik, die
eine Inkongruenz des Geltungsbereichs (Artikel 2 der Richtlinie (EU) 2018/958) zum
Prifungsbereich (Artikel 4 der Richtlinie (EU) 2018/958) bedeuten kénnte, erscheint
auch mit Blick auf Erwagungsgrund 11 der Richtlinie (EU)2018/958 (Ziel: ,klar
definierte Rechtsbegriffe) und die Artikel 3 Abs. 1 Buchst. a Satz 1 und 59 Abs. 3 der
Richtlinie 2005/36/EG kaum selbsterklarend. Maglicherweise bestehen
Zusammenhange mit Artikel 4 Abs. 2 der Richtlinie (EU)2018/958
(Verhaltnismaligkeit der Verhaltnismaligkeitsprufung). Dies wird flankiert durch die
Verwendung unterschiedlicher Begriffe wie ,Aufnahme” (Artikel 2 Abs. 1 der Richtlinie
(EU) 2018/958) und ,Zugang“ (Artikel 4 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2018/958) bei (zu
vermutender) identischer Bedeutung sowie der fehlenden inhaltlichen Trennscharfe
zwischen der ,Einfihrung neuer® und der ,Anderung bestehender Rechts- und
Verwaltungsvorschriften (Artikel 4 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2018/958). Auch aus den
Erwagungsgriunden ergeben sich insoweit keine eindeutigen Auslegungshilfen.
Anerkennt man einen - ggf. nicht deutlich in Wortlaut und Systematik der Richtlinie
(EU) 2018/958 zum Ausdruck gekommenen - Willen des Richtliniengebers, (auch) alle
(weiteren Uber die Anforderung einer Berufsqualifikation hinausgehenden)
Anforderungen an reglementierte Berufe, mittels einheitlicher Kriterien einer
VerhaltnismaRigkeitsprifung zu unterziehen, um den Erlass unverhaltnismafiger
MaRnahmen zu verhindern (Erwagungsgrund 5 der Richtlinie (EU) 2018/958), sollte
diese VerhaltnismaRigkeitsprifung - trotz der geaulRerten Bedenken und mit Blick auf
die Moglichkeit von Vertragsverletzungsverfahren - unter Beachtung der unter A.
dargestellten Landesvorschriften jedenfalls durchgefuhrt werden.

3. Im Einzelnen:

a. § 8 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b und c-neu betrifft Falle, in denen eine antragstellende
Person mit auslandischer Berufsqualifikation zwar nicht bereits GUber eine zum Flhren
der Berufsbezeichnung ,Ingenieurin® / ,Ingenieur berechtigende Genehmigung nach
§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a verfugt, aber samtliche
Genehmigungsvoraussetzungen nach § 4 Abs. 2 Satz 1 oder Abs. 3 Satz 1 (ggf. auch
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nach erfolgreichem Abschluss einer Ausgleichsmallinahme) erfullt. Das
Eintragungverfahren als ,Beratende Ingenieurin® / ,Beratender Ingenieur” setzt damit
nicht mehr notwendig voraus, dass die antragstellende Person zuvor bereits ein
gesondertes (isoliertes) kostenpflichtiges Genehmigungsverfahren nach §4
(Genehmigung zum Fuhren der Berufsbezeichnung ,Ingenieurin® oder ,Ingenieur®)
durchlaufen hat.

Damit enthalt § 8 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b und c-neu gegenuber der bisherigen
Rechtslage keine zusatzlichen Beschrankungen, sondern erweitert und verbessert die
Rechtsstellung antragstellender Personen mit auslandischen Berufsqualifikationen. So
genugt zuklnftig bereits das Vorliegen der Genehmigungsvoraussetzungen (statt wie
bisher das Vorliegen einer gebuhrenpflichtigen Genehmigung).

b. Nach § 8 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 4-neu ist die Ingenieurkammer Thuringen -
gegenuber der bisherigen Rechtslage modifiziert - zur Auferlegung von
Ausgleichsmalnahmen verpflichtet, wenn sie im Rahmen der Priufung des
Eintragungsantrags erstmalig feststellt, dass zwischen der nachgewiesenen
auslandischen Berufsqualifikation und der nach dem ThurAIKG erforderlichen
inlandischen Berufsqualifikation, die auch Berufserfahrung umfasst (vgl. Artikel 3
Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie 2005/36/EG), wesentliche Unterschiede bestehen, die
sich auch aus fehlenden berufspraktischen Kenntnissen, Fahigkeiten und
Kompetenzen ergeben konnen.

Aus der nach § 8 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 4 Satz 1-neu (in Umsetzung des
Artikels 14 der Richtlinie 2005/36/EG) bestehenden Verpflichtung der
Ingenieurkammer Thuaringen zur Auferlegung von Ausgleichsmal3nahmen ergeben
sich neue Gesichtspunkte, insbesondere flr antragstellende Personen mit
europaischen Studienabschlissen. Zwar besteht keine (durchsetzbare) Rechtspflicht
antragstellender Personen zur Durchfihrung einer Ausgleichsmallnahme. Doch
besteht die Obliegenheit im Sinne einer Mitwirkungspflicht, kammerseitig durch
Bescheid festgestellte ,wesentliche Unterschiede” ihrer Berufsqualifikation gegenlber
der deutschen Referenzqualifikation, die sich auch auf eine berufspraktische Tatigkeit
erstreckt, zuklnftig auch insoweit auszugleichen, um die Eintragung in die Liste der
,Beratenden Ingenieurinnen® und ,Beratenden Ingenieure” zu erreichen und damit das
Recht zum Fuhren der Berufsbezeichnung ,Beratende Ingenieurin“ oder ,Beratender
Ingenieur® zu erwerben (§ 3 Abs. 5). Wegen weiterer Einzelheiten wird auf die
Gesetzesbegrindung zu § 8 Abs. 4 hingewiesen.

4. Vor diesem Hintergrund erscheint es fraglich, ob in der ,zusatzlichen Beschwer” der
Auferlegung einer Ausgleichsmallnahme im Rahmen der bereits de lege lata
notwendigen Prifung des Vorliegens bestimmter Berufsqualifikationen als die
eigentlich  reglementierende  Anforderung im  Eintragungsverfahren  eine
weitergehende spezifische Anforderung an einen bestimmten Beruf im Sinne des
Artikels 2 Abs. 2 der Richtlinie (EU) 2018/958 gesehen werden kann. Die Klarung
dieser Frage kann allerdings offenbleiben, denn jedenfalls genlgt § 8 Abs. 4 - wie
nachfolgend dargestellt - den Vorgaben der Richtlinie (EU) 2018/958.

5. Artikel 5 der Richtlinie (EU) 2018/958, Erster Abschnitt Ziffer 1.4 der VV

§ 8 Abs. 4-neu (wie das ThurAIKG ingesamt) stellt keine direkt oder indirekt
diskriminierend wirkende Regelung aufgrund der Staatsangehdrigkeit (vgl. dazu B. 4.
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d.) oder des Wohnsitzes dar. Die Anknipfung an den Wohnsitz (§ 8 Abs. 2 Nr. 1)
erfolgt ausschliellich zum Zweck, den Zustandigkeitsbereich der Ingenieurkammer
Tharingen festzulegen.

6. Artikel 6 der Richtlinie (EU) 2018/958, Erster Abschnitt Ziffer 1.5 Satz 1 der VV

Wie sich aus Artikel 6 der Richtlinie (EU)2018/958 in Verbindung mit ihrem
Erwagungsgrund 17 sowie aus der Judikatur des Europaischen Gerichtshofs (EuGH)
ergibt, ist insbesondere auch der Schutz der Verbraucherinnen / Verbraucher und
Dienstleistungsempfangerinnen / Dienstleistungsempfanger als zwingender Grund
(Ziel) des Allgemeininteresses anerkannt.

Das ThirAIKG bezweckt, wie sich insbesondere aus den gesetzlichen Vorschriften der
§§ 4 bis 9, 13 und 15 ThurAIKG und der Begrindung des Gesetzentwurfs ergibt, den
Schutz  besonders  wichtiger = Gemeinschaftsguter: Der  Schutz  der
Berufsbezeichnungen ,Beratende Ingenieurin® / ,Beratender Ingenieur® (§ 8) dient
insbesondere der offentlichen Aufgabe, die Bulrgerinnen und Blrger und die
Gesellschaft vor Schaden technischer und wirtschaftlicher Art auf dem weitreichenden
Sektor der freiberuflichen Ingenieurinnen / Ingenieure zu bewahren. Im besonderen
Interesse des dadurch geschaffenen Konsumierendenschutzes liegt es, dass
.Beratende Ingenieurinnen“ / ,Beratende Ingenieure® fachliche und personliche
Qualifikation besitzen und ihre Berufstatigkeit auch eigenverantwortlich und
unabhangig von Produktions-, Handels- und Lieferinteressen in persénlicher und
materieller Unabhangigkeit austiben. Bei Beauftragung und Inanspruchnahme von
Ingenieurleistungen muss flr die auftraggebenden Personen von vornherein Klarheit
herrschen, ob die ggf. zu beauftragende berufsangehorige Person diese
Voraussetzungen erfullt. Durch den Schutz der Berufsbezeichnung ,Beratende
Ingenieurin® / ,Beratender Ingenieur” soll auch sichergestellt werden, dass potenziell
Auftraggebende nicht nur eine besondere berufsrechtliche Aufsicht durch die
Ingenieurkammer Tharingen, eine hohe berufliche Qualifikation und besonders
sorgfaltige Arbeitsweise erwarten kénnen, sondern dartiber hinaus auch eine optimale
Wahrnehmung ihrer Interessen (und nicht auch der Interessen bestimmter
Lieferantinnen / Lieferanten oder Herstellerinnen / Hersteller). Vor diesem Hintergrund
sind Regelungen mit dem Inhalt des § 8 - soweit ersichtlich - in der bundesdeutschen
Rechtsprechung in keinem Fall, auch nicht mit Blick darauf als unverhaltnismalig
angesehen worden, dass einer ,Beratenden Ingenieurin® oder einem ,Beratenden
Ingenieur® solche Tatigkeiten vorenthalten werden, die eigene oder fremde
Produktions-, Handels- oder Lieferinteressen im mittelbaren oder unmittelbaren Bezug
auf die jeweilige Berufstatigkeit betreffen. Die ,Beratende Ingenieurin® / den
,Beratenden Ingenieur* trifft diese Einschrankung nicht unangemessen, da sie oder er
ihre oder seine Ingenieurleistungen auch ohne Eintragung in die Liste (§ 8) anbieten
und erbringen kann.

7. Artikel 7 Abs. 2 Unterabs. 1 der Richtlinie (EU) 2018/958, Erster Abschnitt Ziffer
2.1 derVV

Die VerhaltnismaRigkeitsprufung nach dem ersten Abschnitt Ziffer 2.1 bis 2.4 der VV
(Artikel 7 der Richtlinie (EU) 2018/958) gibt keinen Anlass dazu, von der unter 6.
dargestellten Sichtweise abzuweichen. Zu den einzelnen Prifkriterien (kursiv):

a. Artikel 7 Abs. 2 Unterabs. 1 Buchst. a; Erster Abschnitt Ziffer 2.1 Buchst. a der VV:
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,die Eigenart der mit den angestrebten Zielen des Allgemeininteresses verbundenen
Risiken, insbesondere der Risiken fiir Dienstleistungsempfdnger, einschlielllich
Verbraucher, Berufsangehérige und Dritte”

Der Schutz der Berufsbezeichnungen ,Beratende Ingenieurin®/ ,Beratender Ingenieur*
(§ 8) dient insbesondere der 6ffentlichen Aufgabe, die Blrgerinnen und Burger und die
Gesellschaft vor Schaden technischer und wirtschaftlicher Art (Risiken) auf dem
wichtigen und weitreichenden Sektor der freiberuflichen ,Ingenieurinnen® und
.Ingenieure” praventiv zu bewahren. Dabei ist zu bertcksichtigen, dass gerade im
Bereich des naturwissenschaftlich-technischen ausgerichteten Ingenieurberufs, der
ein akademisches Know-how erfordert, zwischen Verbraucherinnen und
Verbrauchern, Dienstleistungsempfangerinnen und Dienstleistungsempfangern
einerseits und  Berufsangehdrigen andererseits in der Regel eine
Informationsasymmetrie besteht, da Berufsangehorige ein hohes Mal} an speziellen
Fachkenntnissen  besitzen, die Verbraucherinnen / Verbraucher und
Dienstleistungsempfangerinnen / Dienstleistungsempfanger nicht haben und sich
auch nicht mit vertretbarem Sach- und Zeitaufwand aneignen kénnen. Die Risiken
durften sich regelmaldig im vertraglichen Verhaltnis realisieren, sind aber in den
Auswirkungen nicht notwendig darauf beschrankt. Eine Drittbetroffenheit kann infolge
der Breite der freiberuflichen Ingenieuraufgaben bei unterschiedlicher
Schadensgeneigtheit ebensowenig ausgeschlossen werden, wie im Einzelfall
auftretende Personenschaden. Es muss daher praventiv sichergestellt werden, dass
potenzielle Auftraggeberinnen und Auftraggeber von Personen, die die
Berufsbezeichnungen ,Beratende Ingenieurin® oder ,Beratender Ingenieur® flihren,
eine hohe berufliche Qualifikation und besonders sorgfaltige Arbeitsweise erwarten
konnen. Der Sicherstellung dieser Qualifikationsvoraussetzungen im Vorfeld der
Listeneintragung dient auch die Anordnung von MalRinahmen nach § 8 Abs. 4-neu zum
Ausgleich wesentlicher  Unterschiede  zwischen einer  auslandischen
Berufsqualifikation und der inlandischen Referenzqualifikation. Die Durchfihrung der
AusgleichsmalRnahme erdffnet die Chance, festgestellte fachliche Defizite
auszuraumen.

b. Artikel 7 Abs. 2 Unterabs. 1 Buchst. b; Erster Abschnitt Ziffer 2.1 Buchst. b der VV:
Ldie Frage, ob bestehende Regelungen spezifischer oder allgemeiner Art, etwa die
Regelungen in Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der Produktsicherheit oder des
Verbraucherschutzes, nicht ausreichen, um das angestrebte Ziel zu erreichen®

Die Anordnung von Ausgleichsmallnahmen nach § 8 Abs. 4-neu steht mit der
beruflichen Qualifikation in einem untrennbaren sachlichen Zusammenhang.
Entsprechende Uberwiegend nicht zur Disposition der Lander stehende Vorgaben der
Richtlinie 2005/36/EG (Artikel 13 und 14) wurden durch berufsrechtliche Fachgesetze
umgesetzt. Dazu gehort neben dem ThurBQFG insbesondere das ThurAlIKG, welches
de lege lata bereits weitere spezialgesetzliche (lUber das ThirBQFG hinausgehende)
Berufsqualifikationsanforderungen inklusive Regelungen Uber Ausgleichsmallahmen
fur ,Ingenieurinnen® / Ingenieure (§ 5), ,Architektinnen® / ,Architekten® und
.otadtplanerinnen® / ,Stadtplaner® (§ 7) enthalt. Vor diesem Hintergrund stellt § 8
Abs. 4-neu - auch durch Anordnung der entsprechenden Anwendung des § 6 Abs. 7
Satz 3 und des § 7 Abs. 1, Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 - den inhaltlichen Gleichklang mit
den entsprechenden schon bisher fur ,Ingenieurinnen® / ,Ingenieure® (§5),
J#Architektinnen® / ,Architekten“ und ,Stadtplanerinnen® / ,Stadtplaner® (§ 7) geltenden
Regelungen Uber Ausgleichsmalinahmen her (vgl. Erwagungsgrund 22 der Richtlinie
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(EU) 2018/958). Gleichgerichtete, das heildt praventiv im Vorfeld eines potenziellen
Vertragsabschlusses wirkende - speziell auf das Vorhandensein einer einschlagigen
Berufsqualifikation ausgerichtete - gesetzliche Regelungen des
Konsumierendenschutzes, die zudem eine Vorabprifung der Berufsqualifikation durch
eine Offentliche Stelle (die Ingenieurkammer Thiringen als Korperschaft des
offentlichen Rechts) gewahrleisten, sind nicht ersichtlich. Insbesondere erflullen die
vorrangig dem Verbraucherschutz dienenden §§ 312 bis 312 k des Burgerlichen
Gesetzbuches sowie die Regelungen der Dienstleistungs-Informationspflichten-
Verordnung und des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, soweit sie im
Einzelfall reichen, diese Anforderungen nicht.

c. Artikel 7 Abs. 2 Unterabs. 1 Buchst. c¢; Erster Abschnitt Ziffer 2.1 Buchst. ¢ der VV:
s,die Eignung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften hinsichtlich ihrer
Angemessenheit zur Erreichung des angestrebten Ziels, und ob sie diesem Ziel
tatsédchlich in zusammenhéngender und systematischer Weise gerecht werden und
somit den Risiken entgegenwirken, die bei vergleichbaren Tétigkeiten in &hnlicher
Weise identifiziert wurden*

Die Anordnung von AusgleichsmaRnahmen im Rahmen der Uberprifung der
auslandischen Berufsqualifikation im Eintragungsverfahren ist geeignet, die
Verwirklichung des angestrebten Ziels, Verbraucherinnen / Verbraucher /
Dienstleistungsempfangerinnen / Dienstleistungsempfanger und die Gesellschaft vor
Schaden technischer und wirtschaftlicher Art zu schiitzen, zu gewahrleisten, da sie
tatsachlich dem Anliegen, es in koharenter und systematischer Weise zu erreichen,
gerecht wird. Wie oben (b.) bereits ausgeflihrt, stellt § 8 Abs. 4-neu - auch durch
Anordnung der entsprechenden Anwendung des § 6 Abs. 7 Satz 3 und des § 7 Abs. 1,
Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 - den inhaltlichen Gleichklang mit den entsprechenden bisher
schon fur ,Ingenieurinnen® / ,Ingenieure® (§ 5), ,Architektinnen® / ,Architekten® und
.otadtplanerinnen® /  ,Stadtplaner® geltenden  Regelungen (§7) Uber
Ausgleichsmallnahmen her. Mit den Beschrankungen (Ausgleichsmalinahmen)
zusammenhangende Ausnahmeregelungen bestehen nicht.

d. Artikel 7 Abs. 2 Unterabs. 1 Buchst. d; Erster Abschnitt Ziffer 2.1 Buchst. d der VV:
Ldie Auswirkungen auf den freien Personen- und Dienstleistungsverkehr innerhalb der
Européischen Union, die Wahlméglichkeiten fiir die Verbraucher und die Qualitéat der
bereitgestellten Dienstleistungen*

§ 8 Abs. 4-neu dient der Umsetzung des Artikels 14 der Richtlinie 2005/36/EG. Mit
dem Schutz der Berufsbezeichnungen ,Beratende Ingenieurin® / ,Beratender
Ingenieur (Art der Berufsaustubung), auch durch die Bindung an eine bestimmte
Berufsqualifikation, und die Maoglichkeit, im Falle wesentlicher Unterschiede
Ausgleichsmalnahmen anzuordnen, sowie die Eintragung in die Liste der Beratenden
Ingenieurinnen und ,Beratenden Ingenieure® (Berufsregister) hat der
Landesgesetzgeber unter VerhaltnismaRigkeitsgesichtspunkten bereits auf das
mildeste  Mittel zurlickgegriffen und auf Berufszugangsregelungen und
Tatigkeitsvorbehalte  verzichtet (vgl. Erwagungsgrund 24 der Richtlinie
(EU) 2018/958). Daher sind keine signifikanten Auswirkungen auf die
Freizugigkeitsrechte im Binnenmarkt oder Wahimaoglichkeiten fur Verbraucherinnen
und Verbraucher zu erwarten. Eine Studie der Europaischen Kommission belegt, dass
Berufsreglementierungen keine negativen Effekte auf die wirtschaftliche Dynamik
haben (Canton/Ciriaci/Solera, The Economic Impact of Professional Services
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Liberalisation, Economic Papers 533, September 2014, ISSN (online) 1725-3187).
Dies wird fir den spezifischen Bereich der Berufsreglementierungen als
Marktzugangsschranke durch eine weitere Studie aus GroRbritannien belegt, die im
Auftrag des britischen Wirtschaftsministeriums erstellt wurde
(Koumenta/Humphris/Kleiner/Pagliero, Occupational Regulation in the EU and UK:
Prevalence and Labour Market Impacts, Queen Mary University London, Final Report,
July 2014). Im Ergebnis steht der Umfang der Beschrankung (Eintragungsvorbehalt-
Berufsqualifikation-AusgleichsmalRnahme) als mildestes Mittel (Schutz der
Berufsbezeichnung) in angemessenem Verhaltnis zu dem mit den beschrankenden
MaRnahmen angestrebten Zweck, Verbraucherinnen / Verbraucher /
Dienstleistungsempfangerinnen / Dienstleistungsempfanger und die Gesellschaft vor
Schaden technischer und wirtschaftlicher Art zu schiutzen.

e. Artikel 7 Abs. 2 Unterabs. 1 Buchst. e; Erster Abschnitt Ziffer 2.1 Buchst. e der VV:
Ldie Modglichkeit des Rlckgriffs auf gelindere Mittel zur Erreichung des im
Allgemeininteresse liegenden Ziels. Wenn die Vorschriften nur durch den
Verbraucherschutz gerechtfertigt sind und sich die identifizierten Risiken auf das
Verhéltnis zwischen dem Berufsangehérigen und dem Verbraucher beschrénken und
sich deshalb nicht negativ auf Dritte auswirken, ist insbesondere zu priifen, ob das Ziel
durch MalBnahmen erreicht werden kann, die milder sind, als die Tétigkeiten
vorzubehalten®

In der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts werden berufsrechtliche
Eintragungsvorbehalte (Recht zum Fuhren der Berufsbezeichnung) innerhalb der
3-Stufen-Theorie zu Artikel 12 Grundgesetz auf der untersten Stufe
(Berufsausubungsregelung) eingeordnet. Die Anordnung von Ausgleichsmal3hahmen
im  Kontext der Anforderung ,Berufsqualifikation® im Rahmen des
Eintragungsvorbehaltes (Recht zum Fuhren der Berufsbezeichnung) stellt (wenn
Uberhaupt, siehe oben 4.) lediglich eine Beschrankung der Art der Ausibung eines
reglementierten Berufs dar. Gegenstand des ThurAIKG ist ausschliellich der Schutz
von Berufsbezeichnungen, Tatigkeitsvorbehalte sind nicht Gegenstand des ThurAIKG.
Gerade im Baubereich ist nicht auszuschlieen, dass Risiken sich nicht nur auf das
Vertragsverhaltnis zwischen den Berufsangehoérigen und den Verbraucherinnen und
Verbrauchern beschranken. sich also negativ auf Dritte (Familienangehorige,
Nachbarn etc.) auswirken.

8. Artikel 7 Abs. 2 Unterabs. 2 Buchst. b, c und e der Richtlinie (EU) 2018/958, Erster
Abschnitt Ziffer 2.2 Buchst. b, c und e der VV

Freiberufliche Berufsaufgaben enthalt § 1. Der Begriff "insbesondere" in § 1 Abs. 1
bis 7 weist darauf hin, dass eine abschlieRende Aufzahlung der Berufsaufgaben weder
beabsichtigt noch aufgrund ihrer Komplexitdt moglich ist. Eine Offnung fir neue
Berufsfelder wird damit erleichtert. Die Aufnahme in den Katalog der Berufsaufgaben
schliel3t andere Personen von der Ausubung dieser Tatigkeiten nicht aus, denn das
ThirAIKG ist ein bloRes ,Titelschutzgesetz fir die dort geregelten
Berufsbezeichnungen. Die Berufsaufgaben von ,Ingenieurinnen® / ,Ingenieuren”
umfassen Tatigkeiten im Bereich der industriellen oder handwerklichen Betriebs- und
Unternehmensfuhrung, Konstruktion und Entwicklung, Produktion, des Qualitats- und
Vertriebswesens, des Hoch-, Tief- und Ingenieurbaus, Gartenbaus,
Vermessungswesens, der Verwaltung und elektronischen Datenverarbeitung sowie
der umwelttechnischen und infrastrukturellen Raum- und Stadtplanung, Baukultur,
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Versorgungstechnik, Verkehrstechnik, Informationstechnik, Medientechnik, Land- und
Forstwirtschaft sowie in Verbanden, Bereichen der Offentlichkeitsarbeit und des
Journalismus. lhre Tatigkeit ist darauf gerichtet, ingenieurtechnische, untersuchende,
beratende und gutachterliche Leistungen zu erbringen und gestalterisch
ansprechende, sozialvertragliche, wissenschaftlich-technische sowie umweltgerechte
und wirtschaftlich durchdachte Werke zu planen, deren Ausflihrung zu koordinieren,
zu Uberwachen und dabei die einschlagigen rechtlichen Vorschriften einzuhalten.
.Ingenieurinnen® und ,Ingenieure® erarbeiten Losungen, die gesicherten
Erkenntnissen entsprechen und sozialen, kulturellen und ethischen Anforderungen
genugen sollen.

Kennzeichen der beruflichen Tatigkeit der ,Ingenieurinnen® und ,Ingenieure” ist die
geistig-schopferische Bewaltigung der Berufsaufgaben unter Berlicksichtigung ihrer
Komplexitat, insbesondere auch im Hinblick auf technisch-funktionale, soziale,
soziookonomische, baukulturelle, rechtliche und okologische Belange. Die Tatigkeit
bericksichtigt die Bedurfnisse der Auftraggeberschaft und des Gemeinwesens und
achtet dabei das architektonische Erbe sowie die naturlichen Lebensgrundlagen. Die
fachliche Bewaltigung der naturwissenschaftlich-technischen Aufgabenstellungen
erfordert eine besondere "mehrdimensionale” geistige und schépferische Qualitat und
damit ein akademisches Niveau (Hochschulstudium), bei ,Beratenden Ingenieurinnen®
und ,Beratenden Ingenieuren® zusatzlich praktische Berufserfahrung. Vor diesem
Hintergrund ist die Anordnung verhaltnismaRiger MalRnahmen gleichzeitig staatliches
Gebot und private Chance, Ausbildungsdefizite festzustellen und auszugleichen.

Alternative Wege zur Erlangung der beruflichen Qualifikation ,Beratende Ingenieurin®
|/ ,Beratender Ingenieur kdnnten Uber ,Genie- oder Autodidaktenregelungen® fuhren,
die allerdings lediglich seltene Ausnahmefalle betrafen, gleichwohl die
Vergleichbarkeit mit den Anforderungen eines Hochschulstudiums etc. unter
rechtlichen und tatsachlichen Gesichtspunkten nicht dahingestellt bleiben durfte. Dies
durfte zur Notwendigkeit der Einfuhrung weiterer Prifungs- und Kontrollmechanismen
fihren, nicht aber zur Entreglementierung des Berufes. Nicht zuletzt sind der
bundesdeutsche und europaische Kontext zu beachten (insoweit bestehen keine
Harmonisierungsvorgaben).

.Markenzeichen® der ,Beratenden Ingenieurin® und des ,Beratenden Ingenieurs® ist die
eigenverantwortliche und unabhangige Wahrnehmung der Berufsaufgaben (§ 8 Abs. 2
Nr. 4: Vermeidung drohender Interessenkollissionen - Schutz der Verbraucherinnen
und Verbraucher durch unabhangige Beratung). Mit Blick darauf steht er nicht unter
der Kontrolle und Verantwortung einer weiteren qualifizierten Fachkraft.

Die Gesamtschau dieser Aspekte ,komplexes Aufgabenfeld - akademisches Niveau -
keine berufliche Fremdkontrolle (aul3erhalb der Zustandigkeit der Ingenieurkammer
Thiringen) - Fehlen alternativer Wege zur Erlangung der beruflichen Qualifikation®
bestatigt die Notwendigkeit der Anforderungen bezuglich Existenz, Inhalt, Fortbestand
und Kontrolle einer Berufsqualifikation im Wege des Schutzes der
Berufsbezeichnungen ,Beratende Ingenieurin®/ ,Beratender Ingenieur®.

9. Artikel 7 Abs. 2 Unterabs. 1 Buchst. f in Verbindung mit Abs. 3 der Richtlinie
(EU) 2018/958; Erster Abschnitt Ziffer 2.3 der VV
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Uber den Schutz der Berufsbezeichnungen hinaus enthalt das ThirAIKG kombinierte
Anforderungen im Sinne des Artikels 7 Abs. 3 Buchst. b bis d, f h
(Unvereinbarkeitsregelungen), i und | der Richtlinie (EU) 2018/958.

Die Pflicht zur kontinuierlichen beruflichen Weiterbildung (Artikel 7 Abs. 3 Buchst. b
der Richtlinie (EU)2018/958; § 32 Abs. 2 Nr. 4) stellt sicher, dass die
Berufsangehoérigen mit neuen Entwicklungen in ihren jeweiligen Berufsfeldern Schritt
halten; das ThurAIKG enthalt auch insoweit weder diskriminierende noch
unverhaltnismafige Bedingungen zum Nachteil von neuen Marktteilnehmerinnen und
Marktteilnehmern. Die (,unechte®) Pflichtmitgliedschaft ,Beratender Ingenieurinnen®
und ,Beratender Ingenieure® (Artikel 7 Abs. 3 Buchst. d der Richtlinie (EU) 2018/958;
§ 21 Abs. 3 Nr. 1) ermoglicht der Ingenieurkammer Thuaringen die Wahrung der
relevanten Ziele des Allgemeininteresses, etwa durch Uberwachung der rechtmaRigen
Ausubung des Berufs, insbesondere der Einhaltung der Berufspflichten, mithin auch
der Weiterbildungspflichten. Es besteht (im Rahmen des geltenden Rechts)
gesellschaftsrechtliche Organisationsfreiheit (Artikel 7 Abs. 3 Buchst. h der Richtlinie
(EU) 2018/958; § 2 Abs. 3). Anforderungen in Bezug auf die Beteiligungsstruktur eines
Unternehmens werden aufgegeben (Artikel 7 Abs. 3 Buchst. h der Richtlinie
(EU) 2018/958; § 9 Abs. 2 bis 4). Die flur ,Beratende Ingenieurinnen® und ,Beratende
Ingenieure® bestehende Unvereinbarkeitsregelungen (Artikel 7 Abs. 3 Buchst. h der
Richtlinie (EU) 2018/958; § 8 Abs. 2 Nr. 4) als Bedingung zur Verwendung der
Berufsbezeichnung sichern die unabhangige Beratung zum Schutz der
Verbraucherinnen und Verbraucher ab. Insoweit heben die Regelungen zum Schutz
der Berufsbezeichnungen ,Beratende Ingenieurin®/ ,Beratender Ingenieur” gerade die
sachliche und personliche Unabhangigkeit, nicht aber eine besondere berufliche
Qualifikation des so gekennzeichneten Berufstragers im Verhaltnis zu sonstigen
.Ingenieurinnen“ und ,Ingenieuren“ hervor (s.o. 8.).

Die genannten (kombinierten) Anforderungen dienen zum Erreichen desselben im
Allgemeininteresse liegenden Ziels (vgl. C. I. 6.: Schutz der Verbraucherinnen und
Verbraucher). Sie setzen aber an verschiedenen Stellen praventiv oder repressiv an
und sind Teil eines koharenten Systems, dass insgesamt verhaltnismagig ist, welil
seine einzelnen Bausteine - auch im Zusammenwirken miteinander - verhaltnismaRig
sind. Die Anordnung von AusgleichsmalRnahmen tragt im Kontext der Anforderung
.Berufsqualifikation“ wirksam zur Erreichung des angestrebten Ziels bei, da sie sich
auf dessen Rechtfertigungsgrund (zwingende Grinde des Allgemeininteresses:
Konsumierendenschutz) auswirkt: eine Listeneintragung erfolgt nicht, wenn durch die
Ingenieurkammer  Thuringen  festgestellte  wesentliche  Unterschiede der
auslandischen Berufsqualifikation im Verhaltnis zur deutschen Berufsqualifikation
nicht durch die antragstellende Person ausgeglichen werden. Nur durch die Listung
wiederum entsteht das Recht zum Fuhren der geschitzten Berufsbezeichnung
,Beratende Ingenieurin® / ,Beratender Ingenieur®. Potenziellen Auftraggebern wird
damit durch den Eintragungsvorbehalt (,Titelschutz*) die Suche nach qualifizierten
Berufsangehorigen (Auswahl) im Vorfeld eines Vertragsabschlusses erleichtert. Der
Schutz der Berufsbezeichnung (Berufsqualifikation-Listung) ,Beratende Ingenieurin®/
,Beratender Ingenieur® ist daher fur den Konsumierendenschutz notwendig, macht
aber weitere Anforderungen, insbesondere Versicherungspflichten (§ 8 Abs. 2 Nr. 5),
die ebenfalls dem Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher gegen
schadensverursachendes Handeln ,Beratender Ingenieurinnen® und ,Beratender
Ingenieure® (nach Vertragsabschluss) dienen, nicht entbehrlich.
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10. Artikel 7 Abs. 4 Satz 1 der Richtlinie (EU) 2018/958; Erster Abschnitt Ziffer 2.4 der
\AY,

a. Artikel 7 Abs. 4 Satz 1 Buchst. a der Richtlinie (EU) 2018/958; Erster Abschnitt Ziffer
2.4 Satz 1 Buchst. a der VV

Regelungen Uber die Eintragung in das Auswartigenverzeichnis enthalt bereits der
bisherige § 14 Abs. 7. Danach darf durch die Eintragung das Erbringen der
Dienstleistungen nicht verzogert, erschwert oder verteuert werden (Satz 5). Die
Eintragung begrindet weder eine Mitgliedschaft in der Kammer noch in einem
Versorgungswerk oder in einer anderen Einrichtung (Satz 6).

Diese Regelungen werden zwar redaktionell Uberarbeitet und an anderer Stelle
verortet (§ 13 Abs. 4-neu), aber inhaltlich nicht geandert. Vor diesem Hintergrund ist
der Geltungsbereich der Richtlinie (EU) 2018/958 nicht eroffnet.

b. Artikel 7 Abs. 4 Satz 1 Buchst. b der Richtlinie (EU) 2018/958; Erster Abschnitt Ziffer
2.4 Satz 1 Buchst. b der VV

Regelungen Uber die Eintragung in das Auswartigenverzeichnis enthalt bereits der
bisherige § 14 Abs. 2. Diese Regelungen werden im Wesentlichen redaktionell
Uberarbeitet und an anderer Stelle verortet (13 Abs. 2).

§ 13 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2-neu dient der Umsetzung des Artikels 7 Abs. 2 Buchst. b und
d der Richtlinie 2005/36/EG. Die Unterlagen dienen zum Nachweis der
Voraussetzungen nach Artikel 5 Abs. 1 Buchst. a und b der Richtlinie 2005/36/EG.
Die Angaben zur Berufsbezeichnung nach § 13 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3-neu sind zur
Uberprifung der Voraussetzungen insbesondere des § 13 Abs. 7 durch die Kammer
notwendig (beabsichtigtes Fuhren deutscher Berufsbezeichnungen durch auswartige
Dienstleister).

c. Artikel 7 Abs. 4 Satz 1 Buchst. ¢ der Richtlinie (EU) 2018/958; Erster Abschnitt Ziffer
2.4 Satz 1 Buchst. ¢ der VV

Artikel 7 Abs. 4 Satz 1 Buchst. ¢ der Richtlinie (EU) 2018/958 stellt nicht auf die Art der
Berufsausubung ab (vgl. Artikel 2 Abs. 1 der Richtlinie (EU)2018/958). Zur
Kostenpflicht der Eintragung deutscher Berufsbezeichnungen in  das
Auswartigenverzeichnis (§ 13 Abs. 7, Abs. 4 Satz 3 Halbsatz 2) wird auf die
Gesetzesbegrindung zu § 13 Abs. 7 hingewiesen. Insbesondere ist die Kostenpflicht
lediglich die Folge der nur auf Wunsch (Antrag) auswartiger Dienstleistender
eingeleiteten Uberpriifung ihrer Berufsqualifikation und daher keinesfalls geeignet, die
Tatigkeiten der auswartigen Dienstleister, die in einem anderen Mitgliedstaat ansassig
sind, und dort rechtmalliig ahnliche Dienstleistungen erbringen, zu unterbinden, zu
behindern oder weniger attraktiv zu machen.
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Thuri nger Normenkontrollrat rosttach 900253 99105 Erfurt geschaeftsstelle-nkr@tsk.thueringen.de

Erfurt, 08.09.2023

Beteiligung des Normenkontrollrates
gemaR Ziffern 2 Absatz 2, 4 Absatze 3 und 5 sowie 5 VV ThirNKR

hier: Drittes Gesetz zur Anderung des Thiiringer Architekten- und Ingenieur-
kammergesetzes (Thiir. AIKG)
Vorlage des TMIL, Eingang am 31.07.2023 (Vg.-Nr. 34/2023)

Der Thuringer Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Regelungsvorhabens

gepruft.

. Problem und Regelungsbediirfnis

Ingenieurinnen und Ingenieure, Architektinnen und Architekten aller Fachrichtungen sowie
Stadtplanerinnen und Stadtplaner zahlen zu den reglementierten Berufen im Sinne des EU-
Rechts, zu deren Zugang staatlich geregelte Qualifikationen’ notwendig sind. In Deutschland
ist zur Ausiibung dieser Berufe zudem die Mitgliedschaft in einer berufsstandischen Kammer
verpflichtend, die ihrerseits im Rahmen der Selbstverwaltung Regelungen zur Berufsausibung
erlasst.

Hinsichtlich dieser reglementierten Berufe finden zahlreiche Vorgaben ihre Grundlage im EU-
Recht, die auch die Kammern betreffen. Insbesondere sind durch die Kammern die Dienstleis-
tungsverkehrsfreiheit und die Personenverkehrsfreiheit fur in der Europaischen Union Qualifi-

zierte oder Niedergelassene zu gewahrleisten sowie bestehende Hindernisse abzubauen.

' Dies sind beispielsweise ein entsprechender Hochschulabschluss, ein absolviertes Staatsexamen,
staatlich anerkannte Weiterbildungen oder berufspraktische Zeiten.
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Im vorliegenden Regelungsentwurf werden vor allem Anderungen

e zur Anpassung des Thiringer Architekten- und Ingenieurkammergesetzes (ThurAlIKG) an
die Vorgaben der geanderten EU-Richtlinien (Richtlinie 2005/36/EG (Berufsanerken-
nungsrichtlinie); Richtlinie (EU) 2018/958 (VerhaltnismaRigkeitsrichtlinie)),

e zur Umsetzung des Personengesellschaftsrechtsmodernisierungsgesetzes und

e zum Schliellen von Rechtsliicken in das bestehende Landesrecht (Berufspflichten, An-
tragsverfahren bei Anerkennung von Berufsqualifikationen)

aufgenommen. Vor allem sollen die landesgesetzlichen Grundlagen geschaffen werden, um

Personenhandelsgesellschaften (OHG, KG, GmbH & Co. KG) zur Ausibung freier Berufe zu-

zulassen, um Ausgleichsmalinahmen fir im Ausland Qualifizierte mittels eigenstandigem Ver-

waltungsakt zu verbescheiden sowie um Listen und Verzeichnisse fir bestimmte Sachgebiete

in der Kammersatzung zu fihren.

II. Votum

Das Ressort hat die Auswirkungen des Regelungsvorhabens nachvollziehbar dargestellt. Der
Thiiringer Normenkontrollrat regt im Rahmen seines Auftrags jedoch die Uberarbeitung hin-
sichtlich der Moglichkeiten der elektronischen und digitalen Bearbeitung an.

Generell zu begrifen ist die Einfihrung der Méglichkeit zur Einberufung und die Durchfiihrung
von Sitzungen in elektronischer Form, wodurch vor allem eine rechtssichere Einladung per E-
Mail oder Antrags- und Anzeigeverfahren in elektronischen Form ermdglicht werden. Der Ein-
satz digitaler Kommunikationsmadglichkeiten kann gegenlber Sitzungen in Prasenz sowie
auch gegenuber Umlaufverfahren in Schriftform grundsatzlich Einsparungen in finanzieller und

in zeitlicher Hinsicht bewirken.

Hierbei ist es fir den Normenkontrollrat jedoch nicht nachvollziehbar, welche Griinde fir die
gewahlte restriktive Zulassung von Videokonferenzen im Regelungsentwurf sprechen. Nach
§ 25 ThUrAIKG-E? sind digitale Sitzungen nur in ,besonderen Ausnahmeféllen®, wie beispiels-
weise Katastrophenfallen, Pandemien oder Epidemien zuldssig. Begriindet wird dies im Ge-
setzentwurf damit, dass die ,persdnliche Anwesenheit der Mitglieder der Organe und Aus-
schusse der Kammer bei Sitzungen bis dato die einzig gesetzlich zulassige Teilnahmeform®
darstelle, da die Durchfiihrung von Telefon- oder Videokonferenzen ,de lege lata in der rechts-

wissenschaftlichen Literatur nicht ohne weiteres als zuldssig angesehen® werde.

Jedoch befinden sich bereits in verschiedenen Rechtsgebieten gesetzliche Grundlagen fur

webbasierte Videokonferenzen von Gremien. So ist im Thiringer Landesrecht beispielsweise

2 Anderungsbefehl Nr. 17 zur Anderung des § 25 Thiiringer Architekten- und Ingenieurkammergesetzes.
Seite 2 von 3
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fur den Ausschuss nach der Thiringer OPNV-Tariftreue-Ausschuss-Verordnung® die gene-
relle Zulassigkeit von Videokonferenzen normiert worden. Auch im Bundesrecht bestehen be-
reits mehrere Regelungen, die Sitzungen auch als reine Videokonferenz oder in hybrider Form

zulassen.*

Der Normenkontrolirat regt daher an, die gesetzliche Zulassigkeit von Videokonferenzen nicht
nur auf die aufgeflihrten Ausnahmefalle zu beschranken, sondern auch auf Falle aul3erhalb
von besonderen Ausnahmesituationen zu erweitern. Den Kammern kann somit die Méglich-
keit eingerdumt werden, die weiteren Voraussetzungen bzw. Fallgruppen individuell zu eror-
tern und im Rahmen ihrer Satzungsautonomie selbststandig zu regeln. Damit kann die Grund-
lage fiir eine wesentliche Erleichterung und Beschleunigung der Arbeits- und Verfahrensweise

der Gremien geschaffen werden.

gez. Prof. Dr. Stefan Zahradnik gez. Prof. Dr. Sven Miller-Grune
Vorsitzender des Normenkontrollrates Berichterstatter

Verzeichnis der Abkirzungen

- ThirAIKG Tharinger Architekten- und Ingenieurkammergesetz vom 14. De-
zember 2016, zuletzt geadndert durch Gesetz vom 23. Juli 2020

- ThurAIKG-E Entwurf des Dritten Gesetzes zur Anderung des Thiringer Archi-
tekten- und Ingenieurkammergesetzes

- VW ThirNKR Verwaltungsvorschrift der Landesregierung zur Einsetzung eines

Thiringer Normenkontrollrates vom 4. Juli 2022

3 Vgl. § 3 Absatz 2 Satz 2 und 3 der Thiringer OPNV-Tariftreue-Ausschuss-Verordnung (ThirOPNVTariftAvVO)
vom 3. November 2021.

4Z.B.§98 Absatz 2 Nr. 3 SGB V, § 36 Absatz 3 der Zulassungsverordnung fiir Vertragsarzte, § 9 Absatz 5 des
Filmférderungsgesetzes.

Seite 3von 3

159



	Drittes Gesetz zur Änderung des Thüringer Architekten- und Ingenieurkammergesetzes
	A. Problem und Regelungsbedürfnis
	B. Lösung
	C. Alternativen
	D. Kosten
	E. Zuständigkeit

	Drittes Gesetz zur Änderung des Thüringer Architekten- und Ingenieurkammergesetzes*
	Artikel 1
	1.	§ 2 erhält folgende Fassung:
	2.	§ 3 wird wie folgt geändert:
	3.	Die §§ 4 bis 9 erhalten folgende Fassung:
	4.	§ 10 wird aufgehoben.
	5.	Der bisherige § 11 wird § 10 und erhält folgende Fassung:
	6.	Der bisherige § 12 wird § 11 und wie folgt geändert:
	7.	Der bisherige § 13 wird § 12 und wie folgt geändert:
	8.	Der bisherige § 14 wird § 13 und erhält folgende Fassung:
	9.	Der bisherige § 14 a wird § 14 und Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:
	10.	§ 15 erhält folgende Fassung:
	11.	In § 16 Abs. 3 Satz 1 wird die Verweisung "§ 14 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1" durch die Verweisung "§ 13 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 5 Satz 1" ersetzt.
	12.	§ 18 wird wie folgt geändert:
	13.	In § 19 Satz 1 werden die Worte "Verfahren nach Teil 1 dieses Gesetzes" durch die Worte "Die von der Kammer auf Antrag durchzuführenden Verfahren und Anzeigen nach diesem Gesetz" ersetzt.
	14.	§ 21 wird wie folgt geändert:
	15.	§ 22 wird wie folgt geändert:
	16.	§ 24 wird wie folgt geändert:
	17.	§ 25 wird wie folgt geändert:
	18.	§ 26 wird wie folgt geändert:
	19.	§ 29 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:
	20.	§ 31 wird wie folgt geändert:
	21.	§ 32 wird wie folgt geändert:
	22.	Die §§ 33 bis 35 erhalten folgende Fassung:
	23.	Nach § 35 wird folgender neue § 36 eingefügt:
	24.	Der bisherige § 36 wird § 37 und wie folgt geändert:
	25.	Der bisherige § 37 wird § 38 und die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:
	26.	Der bisherige § 38 wird § 39 und wie folgt geändert:
	27.	Der bisherige § 39 wird § 40 und Satz 1 wird wie folgt geändert:
	28.	Die bisherigen §§ 40 bis 42 werden die §§ 41 bis 43 und erhalten folgende Fassung:
	29.	Der bisherige § 43 wird § 44.
	30.	Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderungen angepasst.
	31.	Die Anlage wird wie folgt geändert:

	Artikel 2

	Begründung:
	A. Allgemeines
	B. Zu den einzelnen Bestimmungen
	Zu Artikel 1
	Zu Nummer 1 (Neufassung des § 2)
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3
	Zu Absatz 4

	Zu Nummer 2 (Änderung des § 3)
	Zu Absatz 8

	Zu Nummer 3 (Neufassung der §§ 4 bis 9)
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3
	Zu Absatz 4
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3
	Zu Absatz 4
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3
	Zu Absatz 4
	Zu Absatz 5
	Zu Absatz 6
	Zu Absatz 7
	Zu Absatz 8
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3
	Zu Absatz 4
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3
	Zu Absatz 4
	Zu Absatz 5
	Zu Absatz 6

	Zu Nummer 5 (Neufassung des bisher geltenden § 11 als neuer § 10)
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3
	Zu Absatz 4
	Zu Absatz 5
	Zu Absatz 6
	Zu Absatz 7
	Zu Absatz 8
	Zu Absatz 9
	Zu Absatz 10

	Zu Nummer 6 (Änderung des bisherigen § 12, nunmehr § 11)
	Zu Nummer 7 (Änderung des bisherigen § 13, nunmehr § 12)
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3
	Zu Absatz 4
	Zu Absatz 5
	Zu Absatz 6
	Zu Absatz 7

	Zu Nummer 9 (Änderung des bisherigen § 14 a, nunmehr § 14)
	Zu Nummer 10 (Neufassung des § 15)
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3

	Zu Nummer 11 (Änderung des § 16)
	Zu Nummer 12 (Änderung des § 18)
	Zu Nummer 13 (Änderung des § 19)
	Zu Nummer 14 (Änderung des § 21)
	Zu Nummer 15 (Änderung des § 22)
	Zu Nummer 16 (Änderung des § 24)
	Zu Nummer 17 (Änderung des § 25)
	Zu Nummer 18 (Änderung des § 26)
	Zu Nummer 19 (Änderung des § 29)
	Zu Nummer 20 (Änderung des § 31)
	Zu Nummer 21 (Änderung des § 32)
	Zu Absatz 3
	Zu Absatz 4
	Zu Absatz 5
	Zu Absatz 6
	Zu Absatz 7
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3
	Zu Absatz 4
	Zu Absatz 5
	Zu Absatz 6
	Zu Absatz 7
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3
	Zu Absatz 4
	Zu Absatz 5
	Zu Absatz 6
	Zu Absatz 7
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3
	Zu Absatz 4
	Zu Absatz 5
	Zu Absatz 6
	Zu Absatz 7
	Zu Absatz 8
	Zu Absatz 9
	Zu Absatz 10
	Zu Absatz 11

	Zu Nummer 23 (Einfügung eines neuen § 36)
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3

	Zu Nummer 24 (Änderung des bisherigen § 36, nunmehr § 37)
	Zu Nummer 25 (Änderung des bisherigen § 37, nunmehr § 38)
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2

	Zu Nummer 26 (Änderung des bisherigen § 38, nunmehr § 39)
	Zu Nummer 27 (Änderung des bisherigen § 39, nunmehr § 40)
	Zu Nummer 28 (Neufassung der bisherigen §§ 40 bis 42, nunmehr §§ 41 bis 43)
	Zu Absatz 1
	Zu Absatz 2
	Zu Absatz 3
	Zu Absatz 4
	Zu Absatz 5
	Zu Absatz 6

	Zu Nummer 29 (Änderung des bisherigen § 43, nunmehr § 44)
	Zu Nummer 30 (Inhaltsübersicht)
	Zu Nummer 31 (Anlage)

	Zu Artikel 2



